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Das Währungsrecht. 


Von Regierungsrat im Preußiſchen Finanzminiſterium 
Dr. Freiherr v. Dungern, Berlin. 


Die heutigen Währungsverhältniſſe ſchneiden tief ein in 
das Wirtſchaftsleben. In jedem Vertrag, bei jedem Rechts⸗ 
ſtreit iſt die Währung in hervorragendem Maße zu berück⸗ 
ſichtigen. Um ſo notwendiger iſt es, daß auf dieſem Gebiete 
klare Rechtsverhältniſſe beſtehen oder, wo ſie fehlen, 
geſchaffen werden. Die Schwierigkeit der Währungsfrage liegt 
aber gerade darin, daß ſie auf ſo viele Gebiete einwirkt. Das 
öffentliche Recht, das Privatrecht, die Volkswirtſchaft und die 
internationalen Beziehungen, Staatskredit und Steuerrecht 
werden in gleicher Weiſe von ihr berührt. Die Literatur hat 
ſich in letzter Zeit eingehender mit der Währungsfrage be⸗ 
ſchäftigt, ſoweit fie auf das Privatrecht einwirkt r). Das 
Währungsrecht gehört aber der Hauptſache nach dem öffent⸗ 
lichen Recht an. Erſt wenn man dies berückſichtigt, ergeben 
ſich die Beziehungen zur Volkswirtſchaft, die auf keinem Ge⸗ 
biet von ſo weſentlicher Bedeutung ſind wie gerade hier. In 
folgendem ſoll der Verſuch gemacht werden, die Hauptfragen 
des Währungsrechts vom Standpunkt der Rechtswiſſenſchaft 
zufammenzuftelfen. 


I. Geſetzgebung von 1871—1914. 


Br Währung oder Währungsgeld im Rechtsſinne iſt das⸗ 
jenige Zahlungsmittel eines Staates, in dem nach geſetzlicher 
Beſtimmung Zahlungen auf Verlangen des Schulzners an⸗ 
genommen werden müſſen. In einem Lande, in dem die 
reine Goldwährung gilt, ſind nur die Goldmünzen geſetz⸗ 
liche Zahlungsmittel. Im Deutſchen Reich iſt durch 8 8 des 
RGeſ. über Ausprägung von Goldmünzen v. 4. Dez. 1871 
(RGBl. 404) der Annahmezwang für Reichsgoldmünzen aus⸗ 
geſprochen. Durch dieſes Geſez wurden in dem ſoeben er⸗ 
richteten Deutſchen Reich an Stelle der in den einzelnen 
Bundesſtaaten bis dahin geltenden Silberwährung die Doppel⸗ 
währung von Gold und Silber eingeführt. Die nähere Rege⸗ 
lung erfolgte durch das Münz®. v. 9. Juli 1873 (RGBl. 
233). Danach iſt unter Beſeitigung der Silberwährung am 
1. Jan. 1876 die Reichsgoldwährung in Kraft getreten. Bis 
zum 1. Okt. 1907 war ſie eine „hinkende Goldwährung“, weil 
neben den Reichsgoldmünzen auch ſilberne Talerſtücke als ge⸗ 
ſetzliche Zahlungsmittel Geltung hatten, wenn auch eine neue 
Ausprägung nicht ſtattfand. In der heutigen Faſſung iſt das 
Münzgeſetz ohne weſentliche Anderungen des Inhalts am 
1. Juni 1909 (RGBl. 507) erlaſſen worden. Die Beſtim⸗ 
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mungen über Ausprägung von Münzen, Feingehalt u. a. 
ſind heute für die Währung nicht von weſentlicher Bedeutung. 

Die Banknoten der privilegierten Notenbank- und Reichs⸗ 
kaſſenſcheine waren nicht geſetzliche Zahlungsmittel. Die 
Reichsbanknoten wurden jedoch durch das Geſetz v. 1. Juni 
1909 (RG Bl. 516) für geſetzliche Zahlungsmittel erklärt. Die 
Einlöſungspflicht der Reichsbank blieb aber beſtehen. Nach 
dem Reichsbankgeſetz mußte die Bank ihre Noten jederzeit zum 
vollen Nennwert einlöſen oder in Zahlung nehmen. Ein 
Drittel der ausgegebenen Noten mußte in lursfähigen deutſchen 
Geldern, Reichskaſſenſcheinen, barem Geld oder ausländiſche 
Münzen das Pfund fein zu 1392 16 gerechnet, der Reſt durch 
Wechſel beſtimmter Güte gedeckt ſein. 

Als geſetzliche Beſtimmungen, die auf die Reichswährung 
Bezug nehmen, ſeien erwähnt: 

8 244 BGB., wonach in ausländiſcher Währung aus» 
gedrückte Geldſchulden in Reichswährung gezahlt werden 
können, falls nicht die Zahlung in ausländiſcher Währung 
ausdrücklich bedungen iſt. 

8 245 BGB.: „Iſt eine Geldſchuld in einer beſtimmten 
Münzſorte zu zahlen, die ſich zur Zeit der Zahlung nicht 
mehr im Umlauf befindet, ſo iſt die Zahlung ſo zu leiſten, 
wie wenn die Münzenart nicht beſtimmt wäre.“ 

8 28 GrBuch O.: Danach find Geldbeträge im Grund⸗ 
buch in Reichswährung einzutragen. 

8 40 H B.;: Danach iſt die Bilanz eines Kaufmannes 
in Reichswährung aufzuſtellen. 


II. Geſetzgebung von 1914—1922. 


Mit dem Beginn des Krieges am 4. Aug. 1914 traten 
weſentliche Beſtimmungen des Währungsrechtes außer Kraft. 
Durch Geſetz v. 4. Aug. 1914 (RGBl. 347) wurden auch 
Reichskaſſenſcheine bis auf weiteres für geſetzliche Zahlungs⸗ 
mittel erklärt. Die Reichshauptkaſſe iſt nicht mehr zur Ein⸗ 
löſung der Reichskaſſenſcheine, die Reichsbank nicht mehr zur 
Einlöſung ihrer Banknoten verpflichtet. $ I MünzG. wurde 
dahin geändert, daß Silber⸗, Nickel⸗ und Kupfermünzen von 
ſtaatlichen Kaſſen nicht mehr gegen Goldmünzen umgewechſelt 
werden. 

Schuldverſchreibungen des Reichs, welche nach ſpäteſtens 
3 Monaten fällig find, ſtehen i. S. des § 17 Bank. den 
dort bezeichneten Wechſeln gleich (Geſ. v. 4. Aug. 1914, 
RG Bl. 327). Für die weiteren durch Geſetz vom gleichen 
Tage (RGBl. 340) geſchaffenen Darlehnskaſſenſcheine iſt ein 
Annahmezwang nicht ausgeſprochen. 

Durch BRVO. v. 28. Sept. 1914 (RGBl. 417) wurde 
beſtimmt, daß die vor dem 31. Juli 1914 getroffenen Ver⸗ 
einbarungen, nach denen eine Zahlung in Gold zu erfolgen 
hat, bis auf weiteres nicht verbindlich ſind. 

Die lange Dauer des Krieges und der infolge des FV. 
eingetretene Kursſturz der Mark haben eine Reihe weiterer 
Beſtimmungen erforderlich gemacht, die teilweiſe nur von 
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vorübergehender Dauer geweſen ſind. Die Aus⸗ und Durch⸗ 
fuhr von Gold iſt verboten worden (BD. v. 13. Nov. 1915, 
RGBl. 367), ebenſo der Handel mit Gold an öffentlichen 
Orten und im Umherziehen (VO. v. 7. Febr. 1920, RGBl. 
199). Durch den FV. und das Ausf. v. 31. Aug. 1919 
(S 14 Ziff. 8) wurde jede Verfügung über Gold ohne Er⸗ 
laubnis des Reichswirtſchaftsminiſters bis zum 1. Mai 1921 
verboten. Schließlich war durch VO. v. 23. Nov. 1914 
(RGGBl. 481) der Agiohandel mit Reichsgoldmünzen ver⸗ 
boten. Das Verbot iſt mit dem 23. Dez. 1919 wieder auf⸗ 
gehoben worden. In Kraft geblieben iſt das durch Geſetz 
v. 1. März 1919 (RGBL. 263) ausgeſprochene Verbot des 
Agiohandels mit deutſchen Banknoten und mit Darlehns⸗ 
kaſſenſcheinen. 

Die Deviſenordnung v. 8. Febr. 1917 (RG Bl. 105), die 
den Zahlungsverkehr mit dem Auslande regelte, iſt durch 
Bek. v. 23. Juli 1919 (RGHBl. 1539) wieder aufgehoben wor⸗ 
den. Dafür iſt am 2. Febr. 1922 (RGBl. 195) ein Geſetz 
über den Verkehr mit ausländiſchen Zahlungsmitteln er⸗ 
gangen. Dieſes Geſetz ſchreibt die Anmeldung aller Geſchäfte 
für ausländiſche Zahlungsmittel vor, die zu dieſem Zweck nur 
in Banken vermittelt werden dürfen, läßt aber gewiſſe Aus⸗ 
nahmen zu. Die Not VO. gegen die Spekulation in aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmitteln v. 12. Okt. 1922 (RG Bl. L S. 795), 
veranlaßt durch den weiteren Kursſturz der Mark, verbietet 
im Inlande jede Zahlung in ausländiſchen Zahlungsmitteln, 
im Kleinhandel auch die Preisſtellung auf der Grundlage einer 
ausländiſchen Währung. Sie macht ferner den Erwerb von 
ausländiſchen Zahlungsmitteln von einer behördlichen Ge⸗ 
nehmigung abhängig. 

Art. 262 FD. gibt eine Definition der Goldmark. „Var⸗ 
zahlungen in Goldmark auf Grund des FV. ſind nach Wahl 
der Gläubiger zahlbar in Pfund Sterling, zahlbar in London, 
Gold⸗Dollars der Vereinigten Staaten von Amerika, zahlbar 
in Neuyork, Gold⸗Franken, zahlbar in Paris und Gold⸗ 
Lire, zahlbar in Rom. Zur Erfüllung dieſes Artikels iſt für 
dieſe Goldmünzen das Gewicht und der Feingehalt nach den 
für jede von ihnen am 1. Jan. 1914 in Geltung geweſenen 
Beſtimmungen maßgebend.“ Die hier gegebene Definition 
der Goldmark gilt nur für die Verpflichtungen, die dem 
Auslande gegenüber auf Grund des J. beitehen. 

Das Gel. v. 8. April 1922 (RGBE. I 335) über Ande⸗ 
rungen im Finanzweſen verpflichtet die Reichsregierung für 
die Kredite, die durch das Reichshaushaltgeſetz des Rechnungs⸗ 
jahres 1922 bereitgeſtellt und nicht für die Verkehrsanſtalten 
beſtimmt ſind, Mittel im Wege einer in Reichsmark einzu⸗ 
zahlenden in den erſten drei Jahren unverzinslichen Zwangs⸗ 
anleihe in Höhe des Gegenwertes von 1 Milliarde Goldmark 
flüſſig zu machen. 

Durch die VO. v. 13. Febr. 1920 (RG Bl. 231) wurde 
die Eintragung von Hypotheken in ausländiſcher Währung 
im Grundbuche zugelaſſen, durch Gef. v. 9. Dez. 1920 (RG Bl. 
S. 2023) wurde dem deutſch⸗ſchweizeriſchen Abkommen betr. 
ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und gewiſſe Arten 
von Frankenforderungen an deutſche Schuldner zugeſtimnit. 


III. Gehört das Währungsrecht dem öffentlichen 
oder privaten Recht an? 

Dieſe Überſicht über die wichtigſten, ſeit 1914 auf dem 
Gebiete des Währungsrechts erlaſſenen Geſetze zeigt, daß die 
Entwicklung, die zum heutigen Rechtszuſtand geführt hat, nicht 
geradlinig verlaufen iſt. Noch weniger läßt ſich ein klares 
Syſtem erkennen, wenn man den heutigen Rechtszuſtand im 
Zuſammenhange betrachtet. Das Währungsrecht iſt im weſent⸗ 
lichen öffentlich⸗rechtlicher Natur, da es die Beziehungen des 
einzelnen zur Geſamtheit auf dem Gebiete des Geldweſens 
ordnen ſoll. In dieſem Sinne enthält auch das Münzgeſetz 
öffentliches Recht, zumal es ſeine Entſtehung aus einer der 
wichtigſten öffentlich⸗rechtlichen Befugniſſe des Staates dem 
Münzregal herleitet. Daneben enthält das Währungsrecht 
Normen privatrechtlichen Charakters. Die 588 244 BGB. und 
40 HGB. gehören dahin. Auch der Annahmezwang für das 
Währungsgeld iſt eine geſetzliche Beſtimmung, die die Rechts⸗ 
verhältniſſe der einzelnen Perſonen zueinander regelt. 

Dem Gebiete des Privatrechtes gehören alle ino fiziellen 
oder halboffiziellen Währungen an, die nicht vom Staate 
ſelbſt feſtgeſetzt, ſondern nur geduldet find. Als Beiſpiel 
möge die in vieler Hinſicht intereſſante Hamburger Mark 
banco dienen, die von 1619—1871 als Währung der Hant- 
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burger Girobank in großem Anſehen ſtand. Die Hamburger 
Girobank iſt ein ſelbſtändiges Bankinſtitut ohne direkte ſtaat⸗ 
liche Aufſicht geweſen. Der Staat hat ſich der von der Bank 
geſchaffenen rechnungsmäßigen Währung bedient, indem er 
beſtimmte, daß alle über 400 Mark Lübiſch Courant lauten⸗ 
den Wechſel in der Bank bezahlt werden mußten (Levy 
v. Halle, Die Hamburger Girobank, Berlin 1891, S. 27). 

Gehört ſonach das Währungsrecht im weſentlichen dem 
öffentlichen Rechte an, ſo enthält es doch auch viele Be» 
ſtimmungen privatrechtlicher Art. Dies iſt von Bedeutung 
für das Recht der früheren Schutzgebiete. In ihnen galten 
die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Reichsgeſetze. Dahin 
wird im allgemeinen das Währungsrecht des Reiches nicht 
gehören. Hatten doch einige Schutzgebiete ihre eigene Wäh⸗ 
rung. Durchweg aber galten diejenigen währungsrechtlichen 
Beſtimmungen, die dem Privatrecht angehören (§ 13 Schutz⸗ 
gebietsG. v. 10. Sept. 1900, RGBl. 843 und 8 19 des Ger. 
über 77 Konſularsgerichtsbarkeit v. 7. April 1900 (RGBl. 
S. 217). 


IV. Reichsrecht oder Landesrecht? 


Durch Art. 6 RV. iſt die Geſetzgebung über das Münz⸗ 
weſen dem Reiche ausſchließlich vorbehalten, nur das Präge⸗ 
recht üben die Länder unter Aufſicht des Reiches aus. Das 
Währungsrecht iſt in der RV. nicht erwähnt. Trotz ſeiner 
engen Verbindung mit dem Münzweſen wird man an⸗ 
nehmen müſſen, daß das Währungsrecht nicht unter Art. 6 
fällt, weil es nicht ausdrücklich genannt iſt, vielmehr wird es 
unter Art. 7 fallen „Handel, Maß⸗ und Gewichtsweſen, 
Papiergeldausgabe, Bank⸗ und Börſenweſen“. Es unterliegt 
daher der konkurrierenden Reichskompetenz und läßt die Be⸗ 
fugniffe der Länder zur Landesgeſetzgebung jo lange und fo 
weit beſtehen, als das Reich von ſeinem eigenen Geſetzgebungs⸗ 
recht nicht Gebrauch macht (Art. 12). 

Wenn auch bisher ſtets das Reich die währungsrecht⸗ 
lichen Geſetze erlaſſen hat, ſo ſind doch neuerdings die Länder 
auf dieſem Gebiete ſelbſtändig vorgegangen. Durch die olden⸗ 
burgiſche VO. v. 29. Aug. 1922 iſt die ſtaatliche Kredit⸗ 
anſtalt in Oldenburg ermächtigt worden, unverzinsliche auf 
Roggen lautende Schatzauweiſungen im Höchſtbetrage von 
6000000 kg Roggen auszugeben und in den Verkehr zu 
bringen. Mecklenburg⸗Schwerin iſt mit einer 5 prozentigen 
Roggenwertanleihe gefolgt. Da das Reich bisher die Roggen⸗ 
währung nicht geſetzlich verboten oder anderweit geregelt hat, 
wird man annehmen müſſen, daß die Länder ſolche Schaß⸗ 
anweiſungen oder Staatsſchuldverſchreibungen ausgeben dürfen. 


V. Doppelwährung. 

Nicht ganz einfach zu entſcheiden iſt die Frage, welche 
Währung gegenwärtig im Deutſchen Reiche gilt. Bezeichnet 
man, wie dies m. E. richtig iſt, nur die geſetzlichen Zahlungs- 
mittel als Währung im Rechtsſinne, dann haben wir heute 
eine doppelte Währung, einmal die Reichsbanknoten und 
Reichskaſſenſcheine und ferner die Reichsgoldmünzen. Wir 
haben alſo nicht eine reine Papierwährung. 5 

Der 81 des Münzgeſetzes ſagt: „Im Deutſchen Reich 
gilt die Goldwährung.“ Dieſe Beſtimmung iſt bisher weder 
ihrem Wortlaut noch ihrem Inhalte nach aufgehoben. Zeit⸗ 
weilig war infolge des Art. 248 FV. jede Verfügung über 
Gold verboten. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob, ſo lange 
dieſes Verbot galt, auch die Goldwährung geſetzlich aufge⸗ 
hoben war. Heute beſteht das Verbot der Verfügung über 
Gold nicht mehr. Goldmünzen ſind im Umlaufe, wenn auch 
infolge des Greshamſchen Geſetzes, wonach das ſchlechte Geld 
das gute verdrängt, und infolge der Einziehung durch die 
Reichsbank, in ganz beſchränktem 1 Auf den Umfang 
kommt es aber nicht an. In rechtlicher Beziehung entſcheidet, 
daß Goldmünzen im Handelsverkehr im Umlauf ſind, und 
daß auf Grund des Münzgeſetzes auch heute noch der ge⸗ 
ſetzliche Annahmezwang für Reichsgeldmünzen beſteht. 

Das Münzgeſetz, das die Grundlage des Währungsrechtes 
enthält, macht keinen Unterſchied zwiſchen Gold⸗ und Papier⸗ 
mark, vielmehr werden beide als gleich behandelt. Infolge⸗ 
deſſen durchzieht das ganze Währungsrecht die Fiktion, 
daß Goldmark gleich Papiermark iſt. Dieſe Fiktion war, wie 
alle juriſtiſchen Fiktionen, im Sinne des Philoſophen Vai⸗ 
hinger „ſo lange berechtigt und ſogar unentbehrlich, als 
dadurch für einzelne und für die Allgemeinheit Vorteile er⸗ 
zielt, ohne daß andere benachteiligt werden“. Dieſe Voraus⸗ 
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ſetzungen lagen vor, ſo lange die Einlöſungspflicht für die 
Reichsbanknoten und Reichskaſſenſcheine beſtand. Denn da⸗ 
durch war wirtſchaftlich die Sicherheit gegeben, daß die Kauf⸗ 
kraft des Papiergeldes ſtets mit der Kaufkraft des Gold⸗ 
geldes übereinſtimmen mußte. Seitdem die Einlöſungspflicht 
aufgehoben iſt, und die wirtſchaftliche Lage im internationalen 
Verkehr ſich für Deutſchland ſo außerordentlich verſchlechtert 
hat, iſt die Kaufkraft der Papiermark herabgeſunken und zwar 
in einem Maße, daß ein Vergleich mit der Friedensparität 
gar nicht mehr möglich iſt. Die Fiktion, daß Papier ⸗ 
mark gleich Goldmark iſt, hat damit ihre Berech⸗ 
tigung verloren. Trotzdem iſt bisher aus hiſtoriſchen 
Gründen an der Fiktion feſtgehalten worden. Infolgedeſſen 
erſcheinen in der Bilanz eines Kaufmanns, die nach 8 40 
HGB. aufzuſtellen iſt, die Poſten zum Teil in Papier», zum 
Teil in Goldmark, ohne daß dies erſichtlich gemacht wird. 
Die Bilanz iſt alſo nicht richtig. Sie wäre aber nicht weſent⸗ 
lich richtiger, wenn fie lediglich in Papiermark aufgeſtellt wäre. 
Richtig wird ſie erſt dann werden, wenn ſie nur in Goldmark 
aufgeſtellt wird nach dem Vorſchlage von Schmalenbach, 
oder wenn ſie — wie es in der Republik Chile durch Geſetz 
v. 13. Mai 1912 für Banken vorgeſchrieben und mit Erfolg 
durchgeführt iſt — getrennt nach Gold⸗ und Papierwährung 
aufgeſtellt wird. 

Iſt die heutige Währung nicht einheitlich, ſo wird man 
ſie doch nicht als „Doppelwährung“ bezeichnen können, denn 
es gehört zum Begriff der Doppelwährung, daß die beiden 
Stoffe, aus denen das Währungsgeld beſteht, in einem ge⸗ 
ſetzlich beſtimmten Wertverhältnis zueinander ſtehen. Dabei 
iſt es nicht erforderlich, daß dieſes Wertverhältnis ein feſt⸗ 
ſtehendes iſt, es kann auch ſchwankend ſein, wenn nur geſetz⸗ 
lich feſtgelegt iſt, in welcher Weiſe die Schwankungen be⸗ 
rechnet werden, oder welcher Kurs für ihre Berechnung maß⸗ 
gebend iſt. Im Deutſchen Reiche fehlt zur Zeit die geſetzliche 
Relation zwiſchen Gold⸗ und Papierwährung. Die Reichs⸗ 
währung it daher eine unvollſtändige Doppel⸗ 
währung. 

Die Reichswährung hat nicht ausſchließlichen Charakter, 
es ſind vielmehr neben ihr auch vertragsmäßige Währungen 
geduldet. Es kann nach Friedensmark oder Goldmark i. S. 
der Friedensparität oder nach Roggenwert oder nach dem 
Goldankaufspreis der Reichsbank gerechnet werden. Nur die 
Verwendung ausländiſcher Zahlungsmittel und im Kleinhandel 
die Preisſtellung auf der Grundlage einer ausländiſchen Wäh⸗ 
rung ſind verboten. 

N Dieſe Währungen ſind aber inſofern abhängig von der 
Reichswährung, als effektive Bezahlung in Papiermark er- 
folgen muß. Die inoffiziellen Währungen haben daher nur 
die Bedeutung von rechnungsmäßigen Werteinheiten, ſind 
Surrogate für die fehlenden Goldmünzen. Es kann dahin 
kommen, daß dieſe Surrogate in ſo ſtarkem Umfang an die 
Stelle des Währungsgeldes treten, daß dieſes nur noch ſub⸗ 
ſidiären Charakter hat. Dies iſt heute für die Reichsmark 
noch nicht der Fall. 


VI. Bürgerliches Recht. 


Es ſollen nunmehr die verſchiedenen Rechtsgebiete des 
bürgerlichen Rechts in Kürze betrachtet werden, für die die 
Währung von Bedeutung iſt. Im Recht der Schuldverhältniſſe 
iſt der Grundſatz der Vertragsfreiheit in zweifacher Weiſe 
beſchränkt, einmal ſind Verbindlichkeiten, die vor dem 1. Juli 
1914 eingegangen ſind, wonach eine Leiſtung in Gold zu 
erſolgen hat, bis auf weiteres unverbindlich. Dies iſt für 
Pachten und bei Darlehen von Wichtigkeit. Auch wenn 
die Pachtzahlung in Gold ausgemacht iſt, gilt dies nicht, die 
Schuld iſt in Papiermark zu bezahlen. Zur Berechnung der 
Pacht nach Roggen kann der Pächter nicht gezwungen werden, 
wohl aber wird man ein Rücktrittsrecht des Verpächters an⸗ 
nehmen können, ſofern die Währungsverhältniſſe ſich in fol- 
chem Maße ſeit Abſchluß des Vertrages verſchoben haben, 
daß dem Verpächter die Aufrechterhaltung des Pachtvertrages 
nicht zugemutet werden kann (Schippel, i. d. Zeitſchrift: 
Der Verpächter, November 1922). 

Zweitens iſt die Verwendung der ausländiſchen Wäh⸗ 
rungen in gewiſſem Umfange verboten. Verboten iſt die 
Vereinbarung, daß in ausländiſchen Zahlungsmitteln gezahlt 
werden ſoll, nicht dagegen die Verwendung einer ausländiſchen 
Währung zur Berechnung des in Papier zu zahlenden 
Betrages. Letzteres iſt nur für den Kleinhandel verboten. 
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Die Verwendung der ausländiſchen Währungen als rechnungs⸗ 
mäßige Einheiten iſt daher ferner geſtattet. Wie dies bisher 
in ganz verſchiedenem Umfange geſchehen iſt, kann hier nicht 
näher ausgeführt werden. Iſt auch die Rechtsbildung noch 
im Fluſſe, ſo kann doch geſagt werden, daß die Veränderung 
des Geldwertes bereits durch den Richter anerkannt iſt bei 
Lieferungsverträgen (NG 103, 399), bei Alimentations⸗ 
verträgen (RG. v. 25. Mai 1921 IV 27/21), und bei der 
Berechnung des Pachtinventars (RG. v. 26. Mai und 27. Juni 
1922 III 558/21). 5 

Eingeführt iſt die clausula rebus sic stantibus durch 
8 323 ZPO. (Verurteilungen zu wiederkehrenden Leiſtungen) 
ausgedehnt durch Geſetz v. 13. Aug. 1919 (RGBl. 48) auf 
gerichtliche Vergleiche. Die clausula rebus sic stantibus 
war ſchon im gemeinen Recht umſtritten. Sie wurde her⸗ 
geleitet aus der Stelle D. 46. 3. 38. 

Eine gewiſſe Geltung hatte fie nach § 984 J 11 Preuß⸗ 
AL R., insbeſondere für Kriegslieferungen. 

Der clausula rebus sic stantibus ſteht der weit wich⸗ 
tigere Grundſatz „pacta sunt servanda“ gegenüber. Im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit wäre es wünſchenswert, daß die 
clausula rebus sie stantibus möglichſt bald wieder aus der 
Rechtſprechung verſchwinden würde. Das iſt aber nur mög⸗ 
lich, wenn auf dem Wege der Geſetzgebung in den verſchiedenen 
Rechtsgebieten der grundlegenden Veränderung der Währungs⸗ 
verhältniſſe Rechnung getragen wird. Bei uns iſt dies, ab⸗ 
geſehen von der VO. v. 28. Sept. 1914 betreffend Unwirk⸗ 
ſamkeit der Goldklauſel, nur geſchehen durch die VO. über 
ſchiedsgerichtliche Erhöhung von Preiſen bei der Lieferung 
von elektriſcher Arbeit, Gas und Leitungswaſſer v. 1. Febr. 
1919 und Gef. v. 9. Juni 1922 (RG Bl. 509). In Oftere 
reich iſt man auf dieſem Wege weiter gegangen. Durch Geſ. 
v. 4. April 1919 wurde ein Einigungsamt für Strei⸗ 
tigkeiten aus gewiſſen Lieferungsverträgen er⸗ 
richtet, auf Grund deſſen der Richter nach dem Grundſatz der 
Billigteit zu entſcheiden hat. Dieſes Amt iſt nach dem 
Geſ. v. 10. Febr. 1922 insbeſondere zuftändig für Streitig⸗ 
leiten aus Kauf⸗ und Werkverträgen ſowie aus Lebensverſiche⸗ 
rungsverträgen, die vor dem 28. Juli 1914 in Gold oder 
einer fremden Währung abgeſchloſſen worden ſind. Durch 
BO. v. 6. Dez. 1919 wurde verfügt, daß Gas⸗ und Elek⸗ 
trizitätswerke einen Anſpruch auf eine Erhöhung der Liefe⸗ 
rungspreiſe bei langfriſtigen Verträgen haben, durch Geſetz 
über die Erhöhung von Geldausgedingsleiſtungen v. 27. Okt. 
1921, daß der Berechtigte, wenn die Geldleiſtungen zur Be⸗ 
ſtreitung des durch ſie zu deckenden Bedarfs nicht mehr aus⸗ 
reichen, eine angemeſſene Erhöhung der Geldleiſtungen oder 
Umwandlung in eine Naturalleiſtung begehren kann. 

Solange die Geſetzgebung nicht eingreift — und ſie wird 
nicht auf allen Gebieten Abhilfe ſchaffen können —, wird die 
Aufgabe der richterlichen Entſcheidung bleiben, unter Fort⸗ 
bildung des Rechts und Berückſichtigung der veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe einen billigen Ausgleich zu fin⸗ 
den, wie das bisher durch das Reichsgericht geſchehen iſt. 

Hinſichtlich der Geldſchulden hatte Savigny den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß der Inhalt einer Geldſchuld nach dem 
Kurswert der in dem Rechtsgeſchäft ausgeſprochenen Geld⸗ 
ſumme beſtimmt wird 2). Dieſe Anſicht wird heute zum min⸗ 
deſten in ſolcher Allgemeinheit durchweg abgelehnt. Sie hat 
auch im BGB. keinen Eingang gefunden. Je mehr aber das 
RG. der clausula rebus sic stantibus bei anderen Verträgen 
Rechnung trägt, deſto ſchwerer wird es halten, ſie für Dar⸗ 
lehnsverträge weiter völlig abzulehnen, auch wenn dies zum 
Schutze der Schuldner erforderlich ſcheint. 


VII. Inhaberpapiere 
Nach 8 795 BGB. dürfen im Inland ausgeſtellte Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, nur mit ftaatlicher 
Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. Einer ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung bedarf es daher nicht für die auch in 
Deutſchland zur Zeichnung aufgelegte internationale Arbeiter⸗ 
anleihe, ebenſowenig für Inhaberpapiere, die nicht auf einen 
beſtimmten Geldbetrag lauten. 
Anders verhält es ſich dagegen mit den ſog. Roggen⸗ 
rentenbriefen, die auf eine Geldſumme lauten, die nach 
%) Obligationenrecht Bd. 1 S. 403 ff. Vgl. hierzu: Lehmann 
Geldentwertung, 1922 S. 17. 5 
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Roggenwert beſtimmt ift. In dieſem Falle bedeutet die Dar⸗ 
lehnsſchuld nicht, daß eine beſtimmte Menge Roggen in Natur 
geliefert werden ſoll. Auch die Zinſen ſollen nicht in Roggen 
geleiſtet werden, ſondern lediglich die Berechnung erfolgt auf 
der Grundlage der jeweiligen Roggenpreiſe. Die Summe iſt 
daher ihrem Werte nach beſtimmt. Der Roggen wird nicht 
als Sachlieferung verſprochen, ſondern er dient als Währung, 
alſo auch als Geld i. S. des Wertmeſſers. Das Geſetz gibt 
nirgends eine Definition darüber, was unter einer Geld⸗ 
ſumme verſtanden werden ſoll. Es kann aber nicht zweifel⸗ 
haft fein, daß mit dieſem Begriff insbeſondere im BGB. und 
in der Wechſelordnung nicht eine beſtimmte Menge des ge⸗ 
ſetzlichen Zahlungsmittels gemeint iſt, ſondern daß nur an 
das Geld i. S. des Wertmeſſers gedacht iſt. Auch ein in aus⸗ 
ländiſcher oder anderer vertragsmäßiger oder rechnungs⸗ 
mäßiger Währung ausgedrückter Betrag iſt eine Geldſumme. 
Zieht man dies in Betracht, fo ergibt ſich, daß Rentenbriefe, 
die auf eine nach Roggenwert berechnete Geldſumme lauten, 
im Gegenſatz zu Aktien, die einen Anteil am Unternehmen 
darſtellen, der ſtaatlichen Genehmigung nach § 795 BGB. 
unterliegen. 

Hierfür ſpricht im übrigen auch die Begründung zu 
dieſem Paragraphen, aus der hervorgeht, daß beabſichtigt 
war, dem Staate mit Rückſicht auf die Beſtimmungen über 
die Mündelſicherheit einerſeits und den Markt der Staats⸗ 
anleihe andererſeits die Kontrolle über die Ausgaben feſt ver⸗ 
zinslicher Wertpapiere zu geben, wenn auch in der Praxis 
der Staat von ſeinem Recht, die Genehmigung zu verſagen, 
wohl keinen Gebrauch gemacht hat. 


VIII. Hypothekenrecht. 

Beſondere Schwierigkeiten bereitet die Währungsfrage 
im Hypothekenrecht. Bei Hypotheken iſt von jeher vielfach 
üblich geweſen, in der Darlehnsbewilligung die Goldklauſel 
aufzunehmen „zahlbar in Reichsgoldwährung“, in Gold⸗ 
mark u. dgl. Die Goldklauſel kann nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts (RG. 50, 150 ff.) im Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. 8 28 GrbdbD. fagt nur, daß Eintragungen in 
Reichswährung zu erfolgen haben. Die Goldklauſel kann daher 
auch heute noch eingetragen werden. Soweit die Eintragung 
aber vor dem 1. Juli 1914 erfolgt iſt (alte Goldklauſel), iſt 
ſie unwirkſam. 

Der Gedanke, der der Goldklauſel zugrunde liegt, iſt 
zweifellos der geweſen, daß damit eine Sicherung gegen die 
Entwertung des Geldes verhindert werden ſollte. In dieſem 
Sinne iſt ſie eine Goldwertklauſel geweſen. Andererſeits aber 
ſteht feſt, daß ſelbſt, wenn man eine Entwertung des deutſchen 
Papiergeldes in Betracht gezogen hat, doch eine derartige Ent⸗ 
wertung, wie ſie nach dem Kriege eingetreten iſt, bei der 
Eintragung von keiner der Parteien vorausgeſehen werden 
konnte und auch nicht in Betracht gezogen worden iſt. Das 
RG. hat ſich in wiederholten Entſcheidungen auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß die Goldklauſel nicht eine Goldwert⸗ 
klauſel, ſondern eine Goldmünzklauſel iſt. Nur als 
ſolche iſt ſie nach dem RG. eintragungsfähig. Denn die 
Eintragung ſoll in Reichswährung erfolgen, und die Gold⸗ 
münzen ſind Währungsgeld. Es beſteht ferner der Grundſatz 
des deutſchen Hypothekenrechts, daß nur die Eintragung eines 
beſtimmten Geldbetrages zuläſſig iſt, eine Wertbezeichnung 
aber, der ein ſchwankender Geldbetrag entſpricht, würde danach 
nicht eintragungsfähig ſein. Auf dieſem Standpunkt iſt das 
RG. auch in der neueſten Entſcheidung (RG. 104, 355) ge⸗ 
blieben, indem es dabei den rein formell richtigen Standpunkt 
vertritt, daß es nur eine einheitliche Reichswährung gibt, nach 
der Goldmark und Papiermark gleich ſind. Den Verhältniſſen 
des Wirtſchaftslebens wird freilich eine ſolche Entſcheidung 
nicht gerecht. Denn der Grundſatz, daß nur ein beſtimmter 
Geldbetrag eingetragen werden kann, hat ſeine Berechtigung 
nur für die Zeiten normaler Währungsverhältniſſe. Die Gold⸗ 
klauſel ſoll aber gerade eine Sicherung für unnormale Zeiten 
geben. Dazu kommt, daß die Reichsgeſetzgebung ſelbſt den 
Grundſatz, daß nur ein beſtimmter Geldbetrag in Reichs⸗ 
währung eingetragen werden kann, durchbrochen hat durch die 
VO. v. 13. Febr. 1920, wonach unter gewiſſen Bedingungen 
die Eintragung auch in ausländiſcher Währung erfolgen kann 
und bis ins einzelne die Umrechnung dieſer Währungen im 
Falle der Zwangsverſteigerung geregelt iſt. Schließlich aber 
auch durch das Geſetz v. 9. Dez. 1920, durch das das deutſch⸗ 
ſchweizeriſche Abkommen über Goldhypotheken uſw. in Deutſch⸗ 
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land als Geſetz verkündet worden iſt. Dieſes Abkommen er⸗ 
kennt an, daß gegenüber ſchweizeriſchen Gläubigern die Gold⸗ 
klauſel gelten ſoll, wenn auch ein Moratorium und erleichterte 
Zahlungsbedingungen gewährt werden. Auch das Ergänzungs⸗ 
abkommen, das i. J. 1922 abgeſchloſſen iſt, beruht auf dieſem 
Grundſatz. Dem gegenüber hat der 5. Senat des RG. aus⸗ 
geführt, die VO. v. 13. Febr. 1920 ſei eine Ausnahme, die 
an dem Grundſatz nichts ändert und das Hypothekenabkommen 
mit der Schweiz ſei geſchloſſen, ohne daß die deutſche Re⸗ 
gierung den von der ſchweizeriſchen Regierung vertretenen 
Standpunkt, daß die Goldklauſel als Goldwertklauſel ange⸗ 
ſehen werden müſſe, beigetreten ſei. Letzteres iſt zwar nicht 
erwieſen. Aber ſelbſt wenn in den Verhandlungen die deutſche 
Regierung dieſen Standpunkt vertreten hat, und nach der 
Stellung des RG. hat ſie ihn jedenfalls vertreten müſſen, ſo 
hat doch die deutſche Regierung dadurch, daß ſie das Ab⸗ 
kommen unterſchrieben und ſchließlich nach Zuſtimmung des 
Reichstages als Geſetz verkündet hat, zweifellos den Stand⸗ 
punkt in der Sache aufgegeben. Es folgt daraus einmal, 
daß die Goldklauſeln, die nach dem 1. Juli 1914 eingetragen 
wurden, wirkſam ſind, ſolange und ſoweit Reichsgoldmünzen 
ſich im Umlaufe befinden, und zweitens, daß eine Goldwert⸗ 
klauſel, wie ſie jederzeit vertraglich vereinbart werden kann, 
auch im Grundbuche eintragungsfähig iſt. 

Es ſcheint mir nicht zweifelhaft, daß dieſe Anſicht, die 
unter heutigen Verhältniſſen allein dem Sinne der Ein⸗ 
tragung gerecht wird, auch zur Anerkennung gelangt. Zur 
Zeit iſt das noch nicht der Fall. Nach der herrſchenden Mei⸗ 
nung verlangt vielmehr das Prinzip der Spezialität, das im 
deutſchen Grundbuchrecht gilt, daß nur eine zahlenmäßig be⸗ 
ſtimmte Geldſumme eingetragen werden kann?). Dieſe Anſicht 
überſieht m. E., daß in einer Zeit mit unſicheren Währungs⸗ 
verhältniſſen das Prinzip der Spezialität nicht dadurch auf⸗ 
recht erhalten wird, daß an einer zahlenmäßig beſtimmten 
Summe feſtgehalten wird, ohne Rückſicht auf die Kaufkraft, 
die dieſer Summe innewohnt. Reichswährung iſt nicht allein 
die Papierwährung, ſondern auch die Goldwährung, wie ſie 
ſchon aus 8 1 des Münzgeſetzes ſich ergibt und zwar auch 
dann, wenn Goldmünzen nur in beſchränktem Umfange im 
Umlauf ſind und die Goldmark daher nur eine rechnungs⸗ 
mäßige Werteinheit bildet. Andernfalls müßte die Eintragung 
einer Hypothek in ausländiſcher Währung unmöglich ſein. 
Sie iſt aber durch die VO. v. 13. Febr. 1922 zugelaſſen, 
nicht in dem Sinne, daß bei der Rückzahlung in ausländiſcher 
Währung bezahlt werden ſoll, ſondern daß die Umrechnung in 
Papiermark zu beſtimmtem Kurs ſtattfindet. Es iſt alſo die 
Eintragung einer rechnungsmäßigen Währung im Prinzip 
zugelaſſen. Dieſe Verordnung iſt nicht eine Ausnahmevor⸗ 
ſchrift ad hoc für eine beſtimmte Hypothek, ſondern die Ein⸗ 
tragung der ausländiſchen Währung iſt unter gewiſſen Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen grundſätzlich für zuläſſig erklärt. Es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb unter dieſen Umſtänden nicht auch die 
Eintragung einer deutſchen rechnungsmäßigen Währung, und 
zwar der Goldwährung zuläſſig ſein ſoll, ſelbſt wenn das 
für die ausländiſche Währung bereits durchbrochene Spe⸗ 
zialitätsprinzip auch für die deutſche Währung durchbrochen 
wird. Daß damit die alten Goldklauſeln nicht wieder auf⸗ 
leben, braucht mit Rücksicht auf die VO. v. 28. Sept. 1914 
nicht beſonders ausgeführt zu werden. Ebenſo iſt damit noch 
nicht geſagt, daß das deutſch⸗ſchweizeriſche Goldhypotheken⸗ 
abkommen dingliche Wirkung hat. Denn hierüber entſcheidet 
der Inhalt des Abkommens ſelbſt. Dieſer ſpricht eher dafür, 
daß die dingliche Wirkung beabſichtigt war. Jedenfalls aber 
wird man aus dem Spezialitätsprinzip nicht mehr ein Argu⸗ 
ment gegen die dingliche Wirkung des Abkommens herleiten 
können. 

Unbeſtritten kann die Goldwerthypothek in Form einer 
Sicherungshöchſtbetragshypothek eingetragen werden ). 


IX. Handelsrecht. 

Nach 8 40 HGB. iſt die Bilanz des Kaufmanns in 
deutſcher Reichswährung aufzuſtellen. Da die Reichswährung 
Gold⸗ und Papiermark gleich ſetzt, iſt es richtig, wenn in den 
Bilanzen ebenfalls ohne äußere Unterſcheidung Gold- und 


) NG. 104, 355. — Holländer, JW. 1922, 195. — Geiler, 
JW. 1922, 197. — A. A. Friedlaender, JW. 1922, 196, — 
Vgl. auch v. Dungern, Bankarchiv 1921, 233. 

) Vgl. RG. 70, 245. 
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Papiermark einander gleich geſetzt werden. Würde die Be⸗ 
ſtimmung getroffen werden, daß Gold⸗ und Papiermarkbeträge 
getrennt aufzuführen ſind, dann würde ſich herausſtellen, daß 
zum mindeſten die ſichtbaren Reſerven der Banken, aber auch 
aller öffentlichen Kreditinſtitute im Verhältnis zum Umfange 
des Geſchäfts außerordentlich gering ſind, da ſie durchweg auf 
Papiermark lauten. Bei öffentlichen Kreditinſtituten, die nicht 
immer über ſtille Reſerven verfügen, macht ſich das beſonders 
bemerkbar, um ſo mehr, als ſie gezwungen ſind, die Reſerven 
in mündelſicheren Papieren und in beſtimmtem Betrage in 
Staatspapieren anzulegen. 

Für Wechſel iſt die Reichswährung nicht vorgeſchrieben. 
Es ergibt ſich das ſchon daraus, daß die WO. älter ilt als die 
Reichswährung, und folgt außerdem aus Art. 4 WO. Nach 
Art. 37 daſelbſt kann die Wechſelſumme auch auf eine Rech⸗ 
nungswährung lauten. Als ſolche kam bis 1871 die Ham⸗ 
burger Mark banco in Frage. Dieſe Währung hat ſogar 
eines ihrer weſentlichſten Anwendungsgebiete in Wechſeln ge⸗ 
funden. Da fie — wie oben bereits ausgeführt — keine ſtaat⸗ 
liche Währung war, ſondern vom Staat nur geduldet wurde, 
wird man folgerichtig annehmen müſſen, daß die heutige 
Roggenwährung, die auch inoffiziellen Charakter hat, vom 
Staat aber geduldet und auch verwendet wird, auf Wechſeln 
ebenfalls angewendet werden kann. 


X. Steuerrecht. 

Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts iſt für die 
Währungsfrage das Steuerrecht in erſter Linie zu berückſich⸗ 
tigen. Hier iſt am ſtrengſten der Grundſatz, daß Goldmark 
Gin, Papiermark ift, durchgeführt. Wenn bei Beratung der 

zinkommenſteuernovelle im Januar 1922 die Frage der Gold⸗ 

tarifierung eine gewiſſe Rolle geſpielt hat, ſo iſt doch bisher 
an dem Grundſatz, daß Mark gleich Mark iſt, feſtgehalten und 
nur bei den Bewertungsvorſchriften im einzelnen auf die Geld⸗ 
entwertung Rückſicht genommen worden. Dasſelbe gilt von 
der Zulaſſung ſteuerfreier Rücklagen. Die Umſatzſteuer, Ein⸗ 
kommenſteuer, Erbſchaftsſteuer nehmen auf die Geldentwertung 
keine Rückſicht. Die Veranlagung geſchieht in Papiermark, 
und die Steuer ſelbſt wird ebenfalls in Papiermark erhoben. 
Sind die Steuern dadurch auch bei ſehr hohen Sätzen doch 
noch erträglich, ſo würden dieſe hohen Sätze in dem Augen⸗ 
blicke unhaltbar werden, wenn die Mark ſtabiliſiert wird oder 
gar ſich in ſteigender Richtung bewegt. 

Der Grundſatz iſt ebenſo bei den Wertzuwachsſteuern 
aN bei denen das Vermögen in gewiſſen Zeit⸗ 
ab änden eingeſchätzt, die Vermögensbeträge miteinander ver⸗ 
glichen und von der Differenz die Steuern erhoben werden. 
In dieſem Falle tritt das Unlogiſche der Fiktion, daß Gold⸗ 
mark gleich Papiermark iſt, beſonders in Erſcheinung. Beim 
Verkauf eines Grundſtücks, das ſeinem Goldwerte nach ſtark 
entwertet iſt, muß dennoch eine Wertzuwachsſteuer gezahlt 
werden. Von den Verwaltungsgerichten iſt wiederholt ver⸗ 
ſucht worden, bei der Wertzuwachsſteuer der Geldentwertung 
Rechnung zu tragen. Das preußiſche OVG. hat aber aus⸗ 
drücklich daran festgehalten ). Es wird daher ein Ausgleich 
nur auf geſetzgeberiſchem Wege erfolgen können. Hinſichtlich 
der Vermögenszuwachsſteuer iſt dies im Geſetze ſelbſt bei den 
Bewertungsvorſchriften durch die ſogenannte lex Fiſcher in 
gewiſſem Umfange bereits geſchehen. 

Im übrigen wird man mit Strutz ſagen müſſen, daß 
eine Steuer unter Umſtänden ſchon dann gerechtfertigt iſt, 
wenn ſie gleichmäßig durchgeführt wird, mag auch das Prinzip 
im einzelnen Falle ungerecht erſcheinen. 


Kann bei Bemeſſung des Verzugsſchadens die 
Geldentwertung Berückſichtigung finden? 
I 


Der Schriftleitung der JW. war ein Aufſatz zugegangen, 
ger die obige Frage behandelte. Der Einſender hat feinen 
Aufſatz zurückgezogen, jedoch anheimgeſtellt, den materiellen 
Teil feiner Ausführungen, die zum Verſtändnis der zu dieſen 
Ausführungen eingegangenen Erwiderungen erforderlich er⸗ 


) OVG. v. 14. März 1922; ebenſo BayrVerwcßH. v. 6. März 
1922, Nr. 8 III/ 22; Rx. v. 20. Juli 1921 III A 128,21 und für 
Beſatzungsſchäden das RWG. v. 21. April 1921. 
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Es et BT Be I me u) AI en 
11 0 15 abzudrucken. Die Ausführungen hatten folgenden 
Inhalt: 2 
Die Beſtimmung des § 287 BGB. ſcheint zunächſt ihrem 
Wortlaute nach auf Geldſchulden nicht anwendbar, denn bei 
ſolchen Schulden kann von einer Unmöglichkeit der Leiſtung 
im techniſchen Sinne nicht die Rede fein. 8 287 ſoll aber, 
wie allgemein anerkannt wird, für alle Verzugsfolgen das 
allgemeine Prinzip der perpetuatio obligationis aufſtellen. 
Er beſagt daher für Geldſchulden in Verbindung mit § 286 
und 288 Abſ. 2: der Schuldner hat dem Gläubiger den durch 
den Verzug entſtehenden Schaden zu erſetzen, und zwar auch 
den Schaden, der durch einen die beſondere geſchuldete Lei⸗ 
ſtung betreffenden Zufall während des Verzuges entſteht, es 
ſei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung ein⸗ 
getreten wäre. Erforderlich iſt ſomit der Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen Verzug, Zufall und Schaden. 

I. Geſchuldet iſt hier lediglich ein beſtimmter Nenn⸗ 
betrag deutſcher Reichsmark. Nicht etwa iſt in obligatione 
hier eine Summe, deren Höhe von dem jeweiligen Verhältnis 
zwiſchen Papiermark und Goldmark abhängt. Eine Ver⸗ 
ſchlechterung dieſes Verhältniſſes kann ſomit nicht als Ver⸗ 
änderung des geſchuldeten Leiſtungsgegenſtandes ſelbſt er⸗ 
ſcheinen, die Verminderung der Kaufkraft der Mark, die wäh⸗ 
rend der Verzugszeit eingetreten iſt, ſtellt ſich nicht als einen 
Zufall dar, der dieſe beſondere geſchuldete Leiſtung betroffen 
hat, gerade mit dieſem Schuldgegenſtand in beſondere Ver⸗ 
bindung gebracht werden kann. Hier fehlt ſomit der ein⸗ 
gangs erforderte Kauſalzuſammenhang. 

II. Dieſer fehlt aber auch dann, wenn man annehmen 
wollte, daß es ſich um einen Zufall handele, der die beſondere 
geſchuldete Leiſtung betroffen habe. Denn dieſer Schaden wäre 
für den Gläubiger auch dann eingetreten, wenn er das Geld 
rechtzeitig erhalten hätte. Freilich muß man bei dieſer Auf⸗ 
faſſung dem Gläubiger die Befugnis einräumen, den Kauſal⸗ 
zuſammenhang herzuſtellen durch den Nachweis, daß er gegen 
den Schaden durch Geldentwertung bei rechtzeitiger Leiſtung 
ſich durch Anſchaffung von Sachwerten und Verbeſſerung ſeiner 
Produktionsmittel geſchützt hätte. Es erſcheint auch zuläſſig, 
zu ſagen: der Gläubiger hätte bei dieſer Anſchaffung von 
Sachwerten zur Zeit der tatſächlichen Zahlung einen Ver⸗ 
mögenszuwachs gehabt — gemeſſen an einem Vermogens⸗ 
ſtande bei Theſaurierung des Geldes —; ſomit iſt ihm ein 
Gewinn entgangen, den er vom Schuldner erſetzt verlangen 
kann (8 252). Die Beweislaſtverteilung des 8 287 muß ſich 
hier deshalb verändern, weil hier aus den Umſtänden prima 
facie ſich ergibt, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Lei⸗ 
ſtung eingetrelen wäre. Der dem Gläubiger obliegende Nach⸗ 
weis wird oft ſchwierig ſein, faſt als eine probatio diabolica 
erſcheinen. Aber eine Vermutung dafür, daß er die frag⸗ 
lichen Anſchaffungen vorgenommen hätte, erſcheint nicht am 
Platze. Man wird zur Aufſtellung einer ſolchen praesumptio 
nicht etwa auf der vagen Grundlage gelangen können: in der 
fraglichen Zeit habe man allgemein mit einer Verſchlechterung 
der Mark gerechnet, die „Flucht nach Sachwerten“ ſei des⸗ 
halb bei einem ordentlichen Geſchäftsmanne ohne weiteres 
vorauszuſetzen. . 

III. Geld iſt hier nicht als Ware anzuſehen. Wenn man 
aber von der unter II angenommenen Auffaſſung ausgeht, 
daß die Entwertung der Mark eine innere Veränderung, näm⸗ 
lich eine wirtſchaftliche Verſchlechterung des geſchuldeten Lei⸗ 
ſtungsgegenſtandes ſelbſt darſtellt, jo wird man auch die Ana⸗ 
logie zwiſchen der geminderten Kaufkraft der Mark und dem 
Preisſturze einer Ware hier verſtatten müſſen. Dieſe Ana⸗ 
logie ergibt folgendes Reſultat: 

Das Sinken des Preiſes war im gemeinen Rechte der 
phyſiſchen Verſchlechterung der Kaufſache gleich behandelt, der 
Schuldner haftete, ſolange er nicht den Nachweis führte, daß 
der Gläubiger vorausſichtlich das Geleiſtete nicht veräußert 
haben würde. Nur in dieſem Falle war er ſomit von der 
Haftung für Preisverringerung entlaſtet (ogl. Dernburg, 
Pandekten Bd. 2 8 41, 2). Allein dieſer Grundſatz iſt in 
das BGB. nicht übergegangen. Die Motive führen aus, 
daß dieſe Gleichſtellung der zufälligen Wertverringerung durch 
Sinken der Preiſe mit der Verſchlechterung ſich nicht recht⸗ 
fertigen laſſe. Dem Gläubiger ſei nur nach allgemeinen Grund⸗ 
fägen unbenommen zu beweiſen, daß er den Schuldgegenſtand 
bei rechtzeitiger Leiſtung vor der Wertverminderung nach 
Eintritt des Verzuges verkauft haben würde. Dies iſt auch 
die in der Literatur vorherrſchende m. E. allein zutreffende 
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Anſicht (ogl. Staudinger Note IIc, dagegen Ortmann 
Note 5, zu § 287). Alſo auch dieſe Analogie führt zu dem 
Ergebnis: dem Gläubiger liegt es ob, durch den Nachweis, 
daß er bei rechtzeitiger Zahlung die Papiermark in Sach⸗ 
werte verwandelt hätte, den Kauſalzuſammenhang darzulegen 
und damit die Haftung des Schuldners zu begründen. — 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


In kaum überſehbarem Umfange werden heute angeſichts 
der Geldknappheit Zahlungen hinausgeſchoben, wobei ſich die 
Schuldner vom Gläubiger einen Kredit erzwingen, den ſie bei 
ihrer Bank beiſpiellos teuer bezahlen müßten. Während unſere 
Rechtſprechung die ausländiſchen Gläubiger begünſtigt und 
dabei den Volksgenoſſen ungeheuerliche Opfer anſinnt !), begeht 
ſie gegenüber den inländiſchen Gläubigern den entgegengeſetzten 
Fehler: Sie bedrängt dieſe und ſetzt auf die Saumſeligkeit 
und Böswilligkeit der Schuldner geradezu eine Prämie aus. 
Seit Jahren kann derjenige, der eine fällige Schuld begleichen 
muß, kein beſſeres Geſchäft machen, als die Zahlung zu ver⸗ 
weigern und die Verurteilung abzuwarten. Dann ſteht vorerſt 
das Geld zu ſeiner Verfügung und er wird es unter Um⸗ 
ſtänden vervielfachen, insbeſondere indem er Sachwerte an⸗ 
ſchafft. Dem Gläubiger aber, der mit dem Eingang des 
Betrages gerechnet hat, wird nicht nur das Geld einſtweilen 
vorenthalten, ſondern er bekommt die in Frage ſtehende 
Summe überhaupt nicht. Denn in dem Zeitpunkt, in 
dem er demnächſt Befriedigung erlangt, iſt infolge der Geld⸗ 
entwertung die Leiſtung zu einer ganz anderen geworden. 
Hat jemand, der gegen Geld⸗Aquivalent ein Sachgut heraus⸗ 
zugeben verpflichtet iſt, die Herausgabe vollzogen, d. h. ſich 
der Rechtsordnung gebeugt, dann beſtraft dieſe ihn dafür: 
Zahlt der andere nicht, dann genießt letzterer zwar die Wert⸗ 
fleigerung des nunmehr in feinen Händen befindlichen Sach⸗ 
guts, aber dem gehorſamen Staatsbürger zerfließt der Gegen⸗ 
wert, wenn er ihn ſchließlich erlangt, zum Bagatellbetrag. 
Dies iſt heute, von Ausnahmefällen abgeſehen, der „Rechts“⸗ 
Zuſtand. 

Der Schuldner ſeinerſeits müßte beweiſen, 
daß der Gläubiger nach Sachlage keinen Ver⸗ 
zugsſchaden erlitten hat. Die in den Dingen lie⸗ 
gende Wahrſcheinlichkeit ſpricht für den Eintritt 
eines ſolchen Schadens. Durch die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe iſt hier ein weiteres Anwendungs⸗ 
gebiet des prima facie⸗Beweiſes geſchaffen wor⸗ 
den: Die mit der Wahrſcheinlichkeit im Einklang 
ſtehende Vermutung muß von demjenigen, gegen 
den ſie ſpricht, im Wege des Gegenbeweiſes ent⸗ 
kräftet werden?). Wenn gewiſſe Tatſachen oder Zuſtände 
„nach dem natürlichen Verlauf der Dinge“ geeignet ſind, einen 
ſchädlichen Erfolg herbeizuführen, „dann bedarf es, wenn der 
urſächliche Zuſammenhang verneint werden ſoll, der Feſt⸗ 
ſtellung beſonderer, durch den Erſatzpflichtigen nach⸗ 
zuweiſender Umſtände, die nicht nur ſelbſt Urſache ſein können, 
ſondern auch jene Tatſachen (Zuſtäude) als Urſache oder 
Miturſache ausſchließen“ (RG 95, 104). So erklärt in 
einem rechtsähnlichen Falle RG. in Mu W. 16, 241: „Die 
Annahme des Berufungsrichters findet ihre materiell wie 
prozeſſual ausreichende Grundlage in der auf allgemeinen 
Erfahrungstatſachen beruhenden Feſtſtellung, daß der Umfak 
des Klägers infolge der Handlungen des Beklagten irgendwie 
gelitten habe“. Gegenwärtig iſt es eine der fundamentalſten 
Erfahrungstatſachen, daß nur derjenige ſich vor der immer 
weiter fortſchreitenden Geldentwertung bewahren kann, der ſein 
Kapital in Sachwerten oder in ſolchen Papieren anlegt, die 
der Kursentwicklung folgen. Solange das Siechtum der deut⸗ 
ſchen Mark fortdauert, wird der Anreiz, Kredit zu erzwingen, 
immer größer. 

Eine Anzeige des Gläubigers, alſo ein Hinweis auf „die 
Gefahr eines ungewöhnlich großen Schadens“ iſt, von Aus⸗ 
nahmefällen abgeſehen, überflüſſig. (Schubart empfiehlt in 


MRS. 98, 164; RO. JW. 1920, 704; 1921, 1311; hiergegen 
die gemeinſchaftliche Veröffentlichung von Hoeck, Krückmann und 
Berjaffer in JW. 1922, 152. 

305 1919 305 2 51 RG. LZ. 1918, 840; 1919, 1014; RE, 

W. 1919, 506; Verfaſſer in DIZ. 1920, 880 und JW. 1920 
1026, ſowie Ru W. 1920, 89. 53 5 0 
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JW. 1922 1302 eine ſolche Anzeige.) Nachgerade weiß heute 
jeder Schuldner, daß die Papiermark an Kaufkraft weit hinter 
der Goldmark zurückſteht. Das iſt ſelbſt dem ruſtikalſten 
Schuldner bekannt. (Dieſem vielleicht am beſten.) Wenn 
auch jeder das verfaſſungsmäßige Recht hat, ſo töricht zu 
ſein, wie es ihm erreichbar erſcheint, ſo bleibt doch die Frage, 
ob die Gerichte dazu berufen ſind, diejenigen Schuldner zu 
ſtützen, die ſich noch nicht darüber klar geworden ſind, daß 
gegenwärtig für die Zahlung einer Geldſchuld Pünktlichkeit 
der allerweſentlichſte Faktor iſt. Gemäß $$ 286 Abf. 1, 288 
Abf. 2 BGB. hat der Schuldner dem Gläubiger den Verzugs⸗ 
ſchaden zu erſetzen. Die Judikatur, die in den Kommentaren 
zu dieſen beiden Geſetzesdeſtimmungen aufgeführt iſt, paßt 
nicht mehr ohne weiteres für die heute zur Entſcheidung 
ſtehenden Fälle. Es macht einen gewaltigen Unterſchied aus, 
ob ein Schuldner gegenwärtig in Verzug gerät, oder ob 
der Verzug ſich abgeſpielt hat in einer Zeit von faſt märchen⸗ 
hafter Stetigfeit und Sicherheit des Verkehrslebens. Der Ver⸗ 
zugsregelung des BGB. liegt die Voraus ſetzung 
zugrunde, daß die Reichsmark einen ſtabilen 
Wertmeſſer bildet. Die ſchablonenmäßige Über⸗ 
tragung der herkömmlichen Verzugsbehandlung 
auf die ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten würde 
nachgerade eine monumentale Gedankenloſigkeit 
bedeuten. RG. 100, 130 = ZW. 1920, 961 betont, das 
Eingehen auf „die unabweisbaren Erforderniſſe des Lebens“ 
ſei für den Richter „die erſte und vornehmſte Aufgabe“. Nichts 
it heute weniger angebracht als richterliche Filigran⸗Arbeit. 
Wir brauchen Perſönlichkeiten, die immer wieder von ihren 
Akten aufblicken und die Entwicklungstendenz der uns um⸗ 
gebenden Dinge beobachten. Zwiſchen dem 86. und dem 
100. Bande der offiziellen Sammlung der Entſcheidungen des 
RG. liegt eine Umwälzung richterlicher Grundbegriffe, wie ſie 
in der deutſchen Rechtsgeſchichte einzig daſtehen dürfte. Der 
Reichsjuſtizminiſter Dr. Radbruch hat (gemäß JW. 1922, 
1478) offen ausgeſprochen, daß „die Rechtsordnung in ganzen 
großen Teilen veraltet iſt“. Es bedarf alſo einer rechts⸗ 
ſchöpferiſchen Judikatur. 

Nach alledem muß der im Verzuge befindliche 
Schuldner ſeinem Gläubiger neben dem ſonſtigen 
Schaden auch denjenigen Betrag erſetzen, um den 
die geſchuldete Summe infolge der Geldentwer⸗ 
tung an Kaufkraft verloren hat, es ſei denn, 
daß der Schuldner dartut, die verſpätete Zah⸗ 
lung habe nach Sachlage ausnahmsweiſe keinen 
Schaden bewirkt. Aber ſelbſt wenn dieſer Beweis 
glücken ſollte, kann gleichwohl — auf Grund des 
§ 242 BGB. — die geſunkene Kaufkraft des Geldes 
im Urteilsſpruch berückſichtigt werden, wenn die 
Zahlung fahrläſſig oder unter Verletzung von 
Treu und Glauben hinausgeſchoben worden iſt. 
Andererſeits kann es unter Umſtänden eine Ver⸗ 
letzung von Treu und Glauben bedeuten, wenn 
der Gläubiger den ſchuldloſen Zahlungs⸗ 
ſäumigen zur vollen Höhe der Geldentwertung 
in Anſpruch nimmt. Das Geſamtbild des Falls 
iſt der Betrachtung zugrunde zu legen. Schuldet 
jemand eine — von lohalem Ermeſſen oder von 
richterlicher Feſtſetzung abhängige — angemeſ⸗ 
ſene Summe, dann iſt er ohne Rückſicht darauf, 
ſeit wann er ſich im Verzuge befunden hat, zu 
verurteilen, denjenigen Betrag zu zahlen, der 
im Zeitpunkt der Erfüllung angemeſſen er- 
ſcheint. Stets müſſen die Gerichte durch die Faſ⸗ 
fung des Tenors verhindern, daß infolge einer 
Veränderung der Kaufkraft des Geldes in der 
Zeit zwiſchen Urteilsfällung und Vollſtreckungs⸗ 
möglichkeit eine der beiden Parteien geſchädigt 
wird. Demgemäß ſollte, bis wir wieder geſunde 
Währungsverhältniſſe haben, in rechts ähnlicher 
Anwendung des 8 767 Abſ. 2 ZP O. beſtimmt wer⸗ 
den, daß die zugeſprochene Summe ſich im Ber 
hältnis der allgemeinen Indexziffer erhöht bzw. 
vermindert. Hierdurch wird der Schuldner verl⸗ 
anlaßt, unmittelbar nach Urteilsfällung zu 
zahlen, nicht aber zu warten, bis nach weiteren 
6—12 Wochen das Urteil ausgefertigt, zugeſtellt 
und zur Vollſtreckung gegeben iſt. 

Die Mehrzahl der Inſtanzgerichte hält ſich, anſtatt Die: 
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Initiative zu ergreifen, zurück, bis die Unterfälle der vom 
RG. aufgeſtellten neuen Grundſätze in die Reviſionsinſtanz ge⸗ 
langen. Aber damit wird zahlreichen Prozeßparteien ſchweres 
Unrecht zugefügt. Der Senatspräſident am Reichsgericht 
Dr. Hagens hat in JW. 1922, 618 von der „Schönheit 
und ſchlichten Größe der richterlichen Tätigkeit“ geſprochen. 
Hier kann Hagens nur an diejenige Art der Urteilsfindung 
gedacht haben, die ſich in erſter Linie auf dem Rechtsge⸗ 
fühl aufbaut. Entſcheidend iſt, was der Inſtinkt des Richter⸗ 
tums als Recht herausbildet. Stets muß geprüft werden, ob 
für die geſetzgeberiſchen Erwägungen, die das geſchriebene 
Recht geſchaffen haben, noch Raum iſt. Unter Umſtän⸗ 
den beſteht die Richterpflicht, eine Entſcheidung 
zu fällen, die eine geſetzliche Detailvorſchrift 
verletzt. (So RG. 104, 394 hinſichtlich des 8 589 Abſ. 3 
BGB.; vgl. meine Anm zu dieſem Urteil in JW. 1952, 1519). 
Unſer BGB. enthält an zahlreichen Stellen eine Verlockung 
zur Scholaſtik; es prätendiert Allgeſetzlichkeit und verleitet 
den Richter dazu, den lebendigen Kern der Rechtsfälle zu 
mumifizieren; es fördert und beſchirmt tagtäglich eine Art 
von Rechtsfindung, die im Volke keinen Widerhall findet. 
Löſt ein Urteilsſpruch in breiten Schichten der gebildeten 
Laien Kopfſchütteln oder gar Empörung aus, dann iſt er 
unter allen Umſtänden falſch, mag er noch ſo „wiſſenſchaft⸗ 
lich“ begründet ſein. Ließe ſich alles aus dem Geſetz ableiten, 
dann wären wir Juriſten entbehrlich. 

Als im Jahre 1920 der Druck der Verkehrstatſachen eine 
beſondere Behandlung der ſchwebenden Lieferungsverträge er⸗ 
heiſchte, da haben manche Schriftſteller, die eine Unzumut⸗ 
barkeit der Leiſtung in keinem Falle anerkennen wollten, 
ſchlagend nachgewieſen, daß es völlig unmöglich ſei, ſo zu 
entſcheiden, wie es heute der ſtändigen höchſtrichterlichen Judi⸗ 
katur entſpricht. Dasſelbe Schauspiel vollzieht ſich gegen⸗ 
wärtig: Einige Aufſätze und Gerichtsurteile, in denen die 
Fragen des Verzuges und der Geldentwertung erörtert werden, 
behandeln den Gegenſtand rein formal. Insbeſondere laſſen 
ſie die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge unberückſichtigt, be⸗ 
ſchränken ſich vielmehr im weſentlichen auf eine Prüfung der 
„Motive“. Anſtatt den andrängenden neuen Problemen eine 
Löſung zu ſuchen, prüft man, welchen Kauſalzuſammen⸗ 
hang der Geſetzgeber der Verzugsregelung zugrunde gelegt 
haben mag. Die Jurisprudenz iſt final. Deshalb 
muß der Juriſt in erſter Linie Phantaſie und 
Kombinationsgabe beſitzen. Unſer Volk kann nicht 
warten, bis der zünftige Streit über Theorien und Kon⸗ 
ſtruktionen ausgefochten iſt. Wie in der Frage der ſchweben⸗ 
den Lieſerungsverträge, Jo iſt auch hier die Löſung des Pro⸗ 
blems einfach und naheliegend, mit Händen greifbar. 


III. 
Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Geiler, Mannheim⸗Heidelberg. 


Der vorſtehende Aufſatz zwingt zu folgenden Gegen⸗ 
bemerkungen: 

Ich halte zunächſt, rechtspolitiſch betrachtet, eine Be⸗ 
rücksichtigung der Geldentwertung im Falle des Verzugs des 
Schuldners mit einer Geldſchuld bei unſeren jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen für eine unumgängliche Rechts notwendigkeit und 
bin deshalb auch in dem für den Hamburger Anwaltstag 
ausgearbeiteten, jetzt veröffentlichten Referat zu dem Geld⸗ 
entwertungsproblem für eine ſolche Berückſichtigung einge⸗ 
treten. Ich kann es nicht mit dem Weſen des Rechts 
und des Rechtsſtaates vereinbar finden, wenn 
der ſäumige Schuldner dafür, daß er nicht recht⸗ 
zeitig bezahlt, ſondern die Erfüllung, unter Um⸗ 
ſtänden ſogar in doloſer Weiſe, hinausſchiebt, 
ſchließlich noch eine Prämie auf Koſten des Gläu⸗ 
bigers erhält, indem er die verſpätete Zahlung in einer 
um das x-fache entwerteten Mark leiſtet. Wenn alſo wirklich 
die lex lata zu einer ſolchen Nichtberückſichtigung der Geld⸗ 
entwertung zwingen ſollt e, dann läge hier ein akuter Fall 
der Notwendigkeit eines Eingriffs der Geſetzgebung vor, und 
zwar des ſofortigen Eingreifens. Ich bin aber im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Verfaſſer des vorſtehenden Aufſatzes der Anſicht, 
1 10 die lex lata eine ausreichende Berückſichtigung 
zuläßt. 

Die in dem vorſtehenden Aufſatz unter I vertretene Auf⸗ 
faſſung will auch für das Stadium des Verzuges an der 
Fiktion der Wertkonſtantheit der Mark feſthalten und ver⸗ 
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neint deshalb überhaupt jede Möglichkeit der Berückſichtigung 
der Geldentwertung beim Verzuge. Ich kann dem nicht bei⸗ 
pflichten. Der nicht aufgehobene, alſo vom Richter zu be⸗ 
achtende Nennwertzwangskurs der Mark zwingt nur dazu, 
die Fiktion Mark = Mark bei rechtzeitiger Erfüllung ein⸗ 
facher Geldſchulden gelten zu laſſen. Auch hierdurch ent⸗ 
ſtehen freilich große Härten. Aber der Richter hat hier nicht 
die Macht, zu helfen, weil er eben an dem geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Nennwertzwangskurs unſerer Papierwäh rung ge⸗ 
bunden iſt. Im Falle des Verzuges entfällt jedoch dieſe 
Bindung. Denn durch den Verzug des Schuldners entſteht 
inſofern ein neuer Tatbeſtand, als jetzt das Rechtsprinzip 
des § 286 BGB. Platz greift, wonach der Schuldner dem 
Gläubiger den durch den Verzug entſtehenden Schaden zu 
erſetzen hat. Dieſes Rechtsprinzip gilt, wie im 8 288 Abi. 2 
BGB. noch beſonders ausgeſprochen iſt, auch für Geld⸗ 
ſchulden. Der Richter hat alſo bei Geldſchulden nach dem Geſetz 
die Möglichkeit, den durch den Verzug dem Gläubiger ent⸗ 
ſtandenen Schaden zu berücksichtigen. Ebenſogut wie er bei 
der Feſtſtellung des Verzugsſchadens den Umſtand in Be⸗ 
tracht ziehen kann, daß der Gläubiger, weil er nicht recht⸗ 
zeitig Zahlung erhielt, anderwärts Kredit zu hohem Zinsfuß 
in Anſpruch nehmen mußte, ebenſogut kann er bei den heutigen 
Verhältniſſen die Tatſache berückſichtigen, daß Kurs und Kauf⸗ 
kraft der Mark während des Verzugs erheblich geſunken ſind. 
Die bei rechtzeitiger Zahlung auch jetzt noch für 
den Richter maßgebende Norm, daß die Papier⸗ 
mark als geſetzliches Zahlungsmittel einfache 
Geldſchulden zum Nennwert löſt (für ſogenannte Geld⸗ 
wertſchulden gilt dies nicht ohne weiteres, vgl. meine Schrift), 
modifiziert ſich im Falle des Verzugs des Schuld⸗ 
ners dahin, daß der Schuldner hier den vollen 
Verzugsſchaden zu erſetzen hat. Hat alſo der Verzug 
zu einem Schaden des Gläubigers dadurch geführt, daß ſich 
der Wert der Mark während des Verzugs verſchlechtert hat, 
ſo iſt dieſer Schaden vom Richter auch nach der lex lata zu 
berückſichtigen. 

Es kann alſo nur auf die Beweis laſt ankommen. Auch 
hier halte ich die Ausführungen des vorſtehenden Aufſatzes 
unter II und III nicht für richtig. Sie führen — wie der 
Verfaſſer ſelbſt zugibt — meiſt geradezu zu einer Probatio 
diabolica zu Laſten des Gläubigers und damit praktiſch zu 
einer Nichtberückſichtigung der Geldentwertung. Die Beweis⸗ 
laſtfrage iſt vielmehr unter ben jetzigen Verhältniſſen anders 
zu entſcheiden und zwar deswegen, weil der Gläubiger bei 
rechtzeitiger Zahlung durch wirtſchaftlich vernünftiges Han⸗ 
deln ſich vor der weiteren Geldentwertung hätte ſchützen kön⸗ 
nen. Heute, wo nicht nur jeder Kaufmann, ſondern auch 
jeder Privatmann ſich gegen die Geldentwertung zu ſichern 
ſucht, wo es auch nach der Rechtſprechung unter Umſtänden 
als ſchuldhaft unvorſichtig gilt, wenn man dies nicht tut, 
heute muß auch dem Gläubiger einer Geldſchuld, deſſen Schuld⸗ 
ner in Verzug iſt, ohne weiteres zugebilligt werden, daß er 
ſich bei rechtzeitiger Zahlung gegen die Geldentwertung ge⸗ 
ſchützt hätte. Es liegt hier ein prima-facie-Bemei3 
im Sinne eines wirtſchaftlich vernünftigen Han⸗ 
delns auf ſeiten des Gläubigers vor. Es iſt alſo 
Sache des ſäumigen Schuldners, zu beweiſen, daß der Gläu⸗ 
biger ausnahmsweiſe die Papiermark bei rechtzeitiger 
Zahlung in ſeinen Kaſſenſchrank gelegt oder als Markguthaben 
angelegt hätte. Ohne dieſen Gegenbeweis kann der Gläu⸗ 
biger dagegen für ſich in Anſpruch nehmen, daß er bei recht⸗ 
zeitiger Zahlung in wirtſchaſtlich vernünftiger Weiſe ſich gegen 
die weitere Geldentwertung geſichert hätte. 

Für die Höhe des Schadens, der dem Gläubiger durch 
die Geldentwerkung während des Verzugs entſtanden iſt, wird 
regelmäßig nicht der intervalutariſche Kurs, ſondern die In⸗ 
landskaufkraft der Papiermark maßgebend fein müſ⸗ 
ſen. Wird dieſe in der von mir in meiner Schrift vorge⸗ 
ſchlagenen Form der Neumark periodiſch feſtgeſetzt, ſo iſt 
damit auch der Maßſtab für die Berückſichtigung der Geld⸗ 
entwertung im Falle des Verzugs des Schuldners ohne wei⸗ 
teres gegeben (vgl. deshalb meine Leitſäße II und III). 


IV. 
Von Geh. J iiſtizrat Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 


Die Ausführungen des ungenannten Richters (X.) zu 
dieſem Thema können nicht ohne Widerſpruch bleiben. Geiler 
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hat im Anſchluß daran ſchon mit Recht gejagt, er finde es mit 
dem Weſen des Rechtes nicht vereinbar, daß der ſäumige 
Schuldner ſchließlich noch eine Prämie auf Koſten des Gläu⸗ 
bigers erhalte. Dem iſt grundſätzlich unbedingt beizuſtimmen. 
X. geht davon aus, wenn er es auch nicht in dieſer 
Zuſpitzung ſagt, daß geſchuldet ſei eine beſtimmte Menge 
Währung, die Währung ſei aber ſtetig geblieben, denn als 
Währung behalte ſie immer die entſprechende Zahlkraft. An 
ſich richtig, aber damit iſt die Frage erſt zu einem Teil ge⸗ 
troffen, wie ſich aus folgender Betrachtung ergibt. Mir iſt 
zu Beginn der Erörterungen über den Einfluß der Valuta⸗ 
entwertung anfänglich wiederholt entgegengehalten, das Geld 
habe die Zwangszahlkraft und das Währungsgeſetz entſcheide. 
Das genügt nicht. Das Währungsgeſetz entſcheidet zunächſt 
nur über die Stetigkeit der Zahlkraft, läßt aber die Frage 
ganz offen, ob bei einem ſchweren Mißverhältnis von Zahl⸗ 
kraft und Kaufkraft nach dem Weſen des Synallagma der 
Gläubiger gezwungen ſei, ſich mit der Währung in ihrem 
Nominalbetrag zufrieden zu geben. Dieſe Frage iſt ausſchließ⸗ 
lich aus dem Synallagma heraus zu beantworten. Die vom 
Geſetz verordnete Stetigkeit der Zahlkraft laßt dieſe Frage 
offen. Die Wirkung des Währungsgeſetzes kann — und hieran 
wird heute wohl nirgendwo mehr gezweifelt — unter Um⸗ 
ſtänden im Verhältnis der Vertragsparteien zueinander eben 
durch das Vertragsverhältnis außer Funktion geſetzt werden. 

Es fragt ſich nur, wo der Hebel anzuſetzen iſt. Da haben 
die eigenen Ausführungen X.s erwieſen, daß der Aus⸗ 
gang von § 287 (zuſammen mit §8 286, 288) nicht zum 
Ziele führt. X. will denn auch den Gegenbeweis zulaſſen, 
daß der Gläubiger ſich durch rechtzeitige Anſchaffung von 
Sachwerten gegen die Entwertung geſichert haben würde. Die 
Schwierigkeiten dieſes Gegenbeweiſes erkennt er ſelber an. 
Geiler will dagegen mit der allgemeinen Formel helfen, ohne 
weiteres ſei anzunehmen, daß ſich der Gläubiger bei recht⸗ 
zeitiger Zahlung gegen die Entwertung geſchützt haben würde. 

Ob dieſe Behauptung allgemein angenommen werden 
wird, iſt nicht ſicher. Gegen ſie ſpricht jedenfalls die Recht⸗ 
ſprechung zu § 244 II. Das NG. hat entgegen dem Wort⸗ 
laut des § 244, um wenigſtens etwas für den deutſchen 
Schuldner zu retten, an Stelle des Tages der Zahlung den 
Tag der Fälligkeit ſubſtituiert, behandelt alſo die Schuld als 
unveränderlich (vgl. Nachweiſe bei Moſes Lg. 1922, er 
Bevor nicht die Rechtſprechung zu § 244 aufgegeben it, 
beſteht keine große Hoffnung, daß das RG. allgemein auf 
Grund des Schadenserſatzrechtes die Markentwertung bei 
Schuldnerverzug berückſichtigen wird. Geiler dürfte alſo 
mit ſeinem ganz allgemeinen Poſtulat ſchwerlich Ausſicht 
auf Erfolg haben. 

Immerhin könnte man den Verſuch machen, es von Fall 
zu Fall näher zu ſubſtanziieren (vgl. Moſes a. a. O. 643). 

Zuerſt denkt man dabei wohl an den Geſchäftsmann, der 
Geſchäftsforderungen geltend zu machen hat. Im Sinne 
Geilers wäre alſo anzunehmen, daß der Gläubiger das 
Geld, wenn er es rechtzeitig erhalten hätte, wieder in neuen 
Waren angelegt haben würde. Gewiß richtig, aber doch nur 
gemeinſam mit ſchon vorhandenen Geldern. Alſo angenom⸗ 
men, am 1. Juli find 600 000 % fällig und werden nicht 
bezahlt, ſondern erſt am 1. Oktober. Kaſſenbeſtand am 1. Juli 
2 Millionen, am 1. Oktober 1 Million, Einnahmen in der 
Zwiſchenzeit 5 Millionen, Ausgaben 6 Millionen. Dieſe ſechs 
Millionen Ausgaben würden ſich, wenn die 600 000 % recht⸗ 
zeitig gezahlt worden wären, während der Zeit vom 1. Juli 
bis 1. Oktober auf Kaſſenbeſtand und Einnahmen verteilt 
haben, alſo auf 7600 000 %, das ergibt ein Verhältnis von 
76:60 oder 19:15. Alſo läßt ſich im günſtigſten Fall nach⸗ 
weiſen, daß 1/18 der 600 000 46, wenn dieſe rechtzeitig aus⸗ 
gezahlt worden wären, in Warenwerten angelegt wären. Auch 
dies hat noch ſein Zwar und Aber, wenn nämlich die erſten 
Zahlungen erſt einige Zeit nach dem 1. Juli gemacht worden 
ſind. Die bis dahin eingetretene Valutaentwertung müßte 
der Gläubiger nach den Grundſätzen des Schadenserſatzrechtes 
unter allen Umſtänden tragen. 

Noch übler ſteht es, wenn die Forderung keine Geſchäfts⸗ 
forderung, ſondern etwa eine Forderung aus einem privaten 
Gefälligkeitsdarlehn iſt. Hier müßte der Gläubiger tatſächlich 
den Beweis führen, daß er infolge des Schuldnerverzuges eine 
feſt von ihm beabſichtigte ſichere Geldanlage verſäumt habe. 
Es iſt eben nicht darüber hinauszukommen, daß der Schuldner 
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nach aller Kauſalität dem Gläubiger entgegenhalten kann, 
das Geld würde auch bei dem Gläubiger entwertet worden ſein. 

Angenommen, es handle ſich um die Forderung eines 
reinen Verbrauchers. Hier ſtände die Sache eher noch etwas 
günſtiger, wenn dieſer nämlich ſagen kann, er ſei durch den 
Zahlungsverzug verhindert worden, notwendige Verbrauchs⸗ 
gegenſtände rechtzeitig zu billigeren Nominalpreiſen zu kaufen. 
Aber auch hier würde eine Nachfrage nach dem Kaſſenbeſtand 
zur Zeit der Fälligkeit und dem Kaſſenbeſtand zur Zeit der 
ſpäteren Zahlung ähnliche Ergebniſſe haben wie bei dem 
Geſchäftsmann. Man müßte denn ſchon gewiſſen Gläubigern 
ohne weiteres glauben, daß ſie zur Zeit der Fälligkeit nur 
gerade das zum Leben Nötige gehabt hätten, alſo von der 
Hand in den Mund hätten leben müſſen, die übliche Vorrats⸗ 
wirtſchaft nicht im geringſten hätten treiben können. Dazu 
kommen z. B. in bezug auf Lebensmittel die unglücklichen 
Wohnungsverhältniſſe, die dieſe Vorratwirtſchaft denn doch 
außerordentlich einſchränken. 

Alſo ſelbſt wenn man verſuchk, die Gläubiger nach Grup⸗ 
pen zu ſcheiden und für einzelne Gläubigergruppen allge⸗ 
meine Regeln oder Vermutungen aufzuſtellen, weit kommt 
man damit nicht. Man ſtößt immer wieder mit dem Kauſal⸗ 
zuſammenhang zuſammen. Wenngleich ich glaube, daß auf 
die angedeutete Art hier und da einmal geholfen werden 
kann, fo meine ich doch, daß ein Auskunftsmittel geſucht wer⸗ 
den muß, das überall bei jedem Gläubiger durchſchlägt, gleich⸗ 
gültig, ob er zu produktiven oder bloß zu konſumptiven Zwek⸗ 
ken das ausgezahlte Geld angelegt haben würde, ob er reich 
oder arm iſt. 

Da iſt nun m. E. ſicher, daß darauf verzichtet werden 
muß, mit Hilfe des Begriffes der Schadenserſatzpflicht die 
Frage zu löſen. Die Schadenserſatzpflicht ſtößt in der er⸗ 
drückenden Mehrzahl aller Fälle auf unüberwindliche Schwie⸗ 
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Etwas beſſere Ausſicht würde die analoge Anwendung 
des 8 816 bieten, aber auch damit kommt man nicht viel 
weiter. Hier treten dieſelben kauſalrechtlichen Schwierigkeiten 
auf. Der Schuldner haftet, wenn man analoge Anwendung 
von 8 816 für zuläſſig hält, auf Herausgabe des „Erlangten“, 
natürlich ſo weit er es noch hat, d. h. in dem entwerteten 
Zuſtande, in den es durch die Markentwertung hineingerät 
(8 818 III). Enneccerus will neuerdings, Lehrbuch Bd. 1 
§ 116 a, auf die Bereicherung und zwar ganz allgemein hin⸗ 
aus, ich halte das in dieſer Form und dieſer Allgemeinheit 
für unhaltbar. So ſummariſch laſſen ſich dieſe Dinge denn 
doch nicht abmachen. Es iſt doch eigenartig, Enneccerus 
gehört zu denen, die am längſten der clausula rebus sie stan- 
tibus die allgemeine Anerkennung verweigert haben, und in 
der Frage der Valutaentwertung geht er mit einem Radi⸗ 
kalismus vor, vor dem gewarnt werden muß, dem ich mich 
jedenfalls nicht anſchließe. 

Es bleibt nichts anderes übrig, als auf $ 687 II zurück⸗ 
zugreifen, denn auch § 816 unterliegt ebenſo wie die Scha⸗ 
denserſatzforderung der Kauſalitätsfrage. 

Es kann ſich nur fragen, ob Ausſicht beſteht, der Recht⸗ 
1 8 687 II annehmbar zu machen. Dies läßt ſich 
bejahen. 

Die eigentliche Schwierigkeit mit 8 687 II beſteht darin, 
daß von einer unmittelbaren Verwertung eines einem dritten 
rechtlich zuſtehenden Vermögensbeſtandteiles nicht geſprochen 
werden kann. Der Schuldner verwertet das Forderungsrecht 
des Gläubigers nicht. Aber er tut etwas anderes und das 
genügt. Er wirkt unmittelbar auf dieſes Forderungsrecht 
durch ſeinen Verzug ein, und zwar in einer Weiſe, daß er 
dieſes Recht unbefriedigt läßt und die Befriedigungsmittel, 
die er zur Befriedigung hätte verwerten müſſen, anderweitig 
verwertet. Er wirkt zunächſt nicht auf Beſtandteile des frem⸗ 
den Vermögens ein, ſondern auf Gegenſtände, die Beſtand⸗ 
teile fremden Vermögens werden ſollten, es aber durch feine 
Einwirkung nicht geworden ſind. Es kann nun rechtspolitiſch 
kein Zweifel ſein, daß es gleichwertig ſein muß, ob ich Be⸗ 
ſtandteile fremden Vermögens für meine Geſchafte verwerte, 
oder ob ich es, um fie für meine Geſchäfte zu verwerten, 
verhindere, daß fie Beſtandteile fremden Vermögens werden. 

Das hat auch die Praxis ſchon anerkannt. 

RG. 92, 201 ff. Die Beklagte hatte der Klägerin das 
Alleinverkaufsrecht ihrer Kalkerzeugniſſe für beſtimmte Gze⸗ 
biete übertragen und wurde verklagt, weil fie in 1910-1914 
vertragswidrig in dem dem Kläger überwieſenen Abſatzgeb iet 
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ihre Erzeugniſſe unmittelbar abgeſetzt haben ſollte. Die Klä⸗ 
gerin klagte auf Auskunft und begründete dieſe Klage mit 
8 687 II. RG. bemerkt dazu: „Ob dem Berufungsgerichte 
darin beizuſtimmen iſt, daß die Vorausſetzungen des § 68711 
hier gegeben ſeien, kann dahingeſtellt bleiben.“ RG. ſieht 
die Auskunftspflicht als jedenfalls durch den Vertra be⸗ 
gründet an. Alſo das OLG. hatte kein Bedenken, 8 68711 
anzuwenden, das RG. zögert, verwirft aber den Gedanken 
nicht poſitiv, ſondern läßt die Frage offen. Die Verwandt⸗ 
ſchaft mit dem Schuldnerverzug liegt klar: Die Verklagte 
verwandte Gegenſtände, die ſie der Klägerin zur Verfügung 
ſtellen mußte, für eigene Geſchäfte, ſchloß die Klägerin dadurch 
von entſprechenden Geſchäften aus. 

RG. 100, 142ff. Der Beklagte H. war in W. an der 
holländiſchen Grenze i. J. 1916 Grenzvertreter der klagen⸗ 
den Zentraleinkaufsgeſellſchaft, hatte die für ſie aus Holland 
ankommenden Waren an der Grenze in Empfang zu nehmen 
und an die ihm bezeichneten Perſonen weiter zu leiten. Ferner 
ſollte er alle nicht an die Klägerin gerichteten Lebensmittel⸗ 
1 anhalten, beſchlagnahmen und der Klägerin zu⸗ 

ren. 

Er ſollte mehr als 50 Wagen ſolcher Lebensmittel nicht 
beſchlagnahmt und abgeführt haben, ſondern wurde beſchuldigt, 
ſie an dritte Empfänger im Inland weitergeleitet zu haben, 
wobei dieſe und er ſelbſt große Summen verdient haben 
ſollten. Die Zentraleinkaufsgeſellſchaft verlangte von H. und 
den dritten Empfängern Erſatz mit $ 687 III und ſiegte in 
allen Inſtanzen. 

Ich ſetze die Ausführungen des 6. 36. teilweiſe wörtlich 
hierher, ſie ſprechen für ſich ſelber: 

S. 145 a. a. O.: „Die Reviſion rügt die Anwendung. 
des 8 687 II durch das BG. als rechtsirrtümlich. Eine Füh⸗ 
rung fremder Geſchäfte liege nicht vor. Wenn die Beklagte 
verbotswidrig für ſich ſelber ein Geſchäft mache und dabei 
Rechte der Klägerin verletzte, werde dadurch das Geſchäft 
noch nicht zu einem ſolchen der Klägerin. Die Beklagte K. 
(dritter Empfänger), habe nur ihre eigenen Geſchäfte geführt; 
ob die Klägerin die Waren übernehmen würde, habe gar nicht 
feſtgeſtanden. Allein die Annahme des BG., daß der Tat⸗ 
beſtand des 8 687 II in den Handlungen der Beklagten K. zu 
tinden ſei, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden; ſie befindet ſich 
in Einklang mit der Rechtſprechung des RG. über den An⸗ 
wendungsſpielraum des letztgenannten Geſetzes, insbeſondere in 
den Entſcheidungen RG. 70, 249, 251 JW. 1909, 228; 
RO. 84, 49, 53 — JW. 1914, 469. Der Begriff des Ge⸗ 
ſchäfts und der Geſchäftsbeſorgung iſt danach in weitem Sinn 
zu verſtehen.“ 

„Die Beklagte habe ein Geſchäft vorgenommen, zu dem nur 
die Klägerin kraft ihres Monopols berechtigt war, alſo ſei 
das Geſchäft ein fremdes geweſen. Gegenſtändlich fremde Ge⸗ 
ſchäfte wären perſönlich als eigene behandelt. Es ſei auch 
gleichgültig, ob die Klägerin den gleichen Gewinn erzielt 
haben würde, ja überhaupt hätte Gewinn machen können 
(pgl. RG. 99, 31). 

Danach kann es als durchaus ausſichtsvoll bezeichnet 
werden, die Valutaentwertung im Falle des Schuldnerverzuges 
mit 8 687 II einzubringen. Das RG. hat bewußt und in 
voller Erkenntnis der Tragweite den Schritt getan, der von 
der unmittelbaren Behandlung fremder Vermögensbeſtandteile 
zu ſolchen Tatbeſtänden führt, wie wir ſie hier vor uns haben: 
der „Geſchäftsführer“ verhindert, daß beſtimmte Gegenſtände 
in fremdes Vermögen eintreten, um mit ihnen ſelber eigene 
Geſchäfte zu treiben und treibt mit ihnen auch eigene Ge⸗ 
ſchäfte. Ja, das RG. geht ſogar noch weiter: Es behandelt den 
als unechten Geſchäftsführer, der eigene Geſchäfte mit Gegen⸗ 
ſtänden führt, die Beſtandteile fremden Vermögens werden 
ſollten und läßt dieſe objektive Tatſache genügen. 

Es iſt alſo auch nach der Rechtſprechung ſchon alles da, 
weſſen man bedarf. 


V. 
Von Amtsgerichtsrat Friedrich Krauer, Falkenſtein i. V. 


In neueſter Zeit werden im geſchäftlichen Verkehr immer 
häufiger Rechnungen ausgeſtellt, die einen Vermerk tragen, 
wonach ſich der Rechnungsbetrag bei Überſchreitung des Zah⸗ 
lungsziels im Verhältnis der Geldentwertung erhöhe. Mir 
liegt die Rechnung eines Dresdner Arztes vor, die den Auf⸗ 
druck trägt: „Gemäß Beſchluß des Arztevereins für Dresden 
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und Umgebung gelten in der Privatpraxis die Friedensſätze 
vervielfacht mit dem jeweiligen Reichsſteuerindex. Rechnungen 
werden nur unter Vorbehalt der Bezahlung innerhalb Mo⸗ 
natsfriſt geſtellt, andernfalls erhöhen fie ſich uml den Betrag 
des geſunkenen Geldwertes ſeit Tag der Rechnungsſtellung.“ 

Es iſt klar, daß ſolche Vermerke auf den Rechnungen 
pſychologiſch zweckmäßig find, inſofern fie vielfach den Schuld⸗ 
ner, worüber gerade die Arzte zu klagen berechtigt ſind, von 
einer Verſchleppung des Schuldverhältniſſes abhalten werden. 
Es iſt aber die Frage aufzuwerfen, wie ein ſolcher Vorbehalt 
der Erhöhung des Rechnungsbetrages aufgeſetzt auf die 
Rechnung (nur von ſolchen, iſt hier die Rede, nicht von 
den zweifellos rechtswirkſamen Abreden entſprechenden In⸗ 
halts, die bei Vertragsabſchluß getroffen werden, was in⸗ 
deſſen zur Zeit noch nicht üblich zu ſein ſcheint), juriſtiſch 
zu bewerten iſt. Die Antwort muß m. E. lauten: Er iſt recht⸗ 
lich unbeachtlich. 

Es handelt ſich bei unſerer Frage um Rechtsgeſchäfte, 
bei denen die vom Empfänger der Rechnung geforderte Gegen⸗ 
leiſtung nicht von vornherein zifferumäßig beſtimmt war, viel⸗ 
mehr der angemeſſene Preis, das angemeſſene bzw. taxmäßige 
Honorar als vereinbart zu gelten hat. Bleiben wir bei der 
erwähnten Liquidation des Dresduer Arztes, fo mag allen⸗ 
falls als angemeſſen gelten entſprechend dem Beſchluß des 
Dresdner Arztevereins der Friedensſatz für die betreffenden 
ärztlichen Handlungen vervielfältigt mit dem jeweiligen Reichs⸗ 
ſteuerindex, (obwohl dagegen eingewendet werden könnte, daß 
das Einkommen der weit überwiegenden Mehrheit der Bevöl⸗ 
kerung nicht im Verhältnis der Indexziffern geſtiegen iſt.) 
Der für die Berechnung maßgebende Zeitpunkt iſt aber auf 
jeden Fall der Zeitpunkt der Behandlung. In dieſem 
Zeitpunkt fixiert ſich die Forderung des Arztes (bzw. im 
Zeitpunkt der Lieferung bei Verkäufen zum angemeſſenen 
Preis die des Verkäufers) auf einen beſtimmten Betrag in der 
geſetzlichen Währung, alſo auf einen beſtimmten Betrag von 
Murk, was heute bedeutet Papiermark. Iſt aber die Forderung 
des Gläubigers ſomit auf einen beſtimmten Markbetrag feſt⸗ 
gelegt, ſo kann ſie nicht durch einen einſeitigen Akt, wie einen 
Aufdruck auf der zugeſandten Rechnung, nachträglich erhöht 
werden. Der juriſtiſche Wert des oben wiedergegebenen Auf⸗ 
drucks auf der Arztrechnung iſt daher nur der der Feſtſetzung 
eines Zahlungsziels von einem Monat und damit die kalen⸗ 
dermäßige Beſtimmung des Fälligkeitstages mit der Folge, 
daß der Schuldner mit dem Ablauf der Friſt ohne weiteres 
in Verzug gerät (vgl. 3 284 BGB.). 

Unſere Frage fällt hiernach zuſammen mit der Frage, 
ob die Geldentwertung als Verzugsſchaden geltend gemacht 
werden kann. Dieſe Frage iſt in Schrifttum und Rechtſprechung 
bereits viel erörtert. Da der ſich neuerdings herausbildende 
Brauch von Vorbehalten der oben wiedergegebenen Art die 
Stellungnahme zu ihr eng berührt, ſo ſei in dieſem Zuſam⸗ 
menhang gleichwohl kurz darauf eingegangen. 

Den Ausgangspunkt für die Behandlung der Frage in der 
Rechtſprechung bildet die Entſcheidung des Reichsgerichts (JW. 
21 Seite 1311), wonach auch ein deutſcher Gläubiger, der 
den Betrag feiner Markforderung bei rechtzeitiger Zahlung 
in einer fremden Valuta angelegt haben würde, den Geld⸗ 
entwertungsſchaden in gleicher Weiſe unter dem Geſichtspunkt 
des Verzugsſchadens geltend machen dürfe, wie gemäß damals 
bereits feſtſtehender Rechtſprechung des Reichsgerichts der 
ausländiſche Gläubiger. In folgerichtiger Fortentwick⸗ 
lung dieſes Gedankens mußte der gleiche Anſpruch auch dem 
Gläubiger zugebilligt werden, der ſein Geld bei rechtzeitiger 
Zahlung in anderer ihn vor der Geldentwertung ſchützender 
Weiſe, insbeſondere alſo in Sachwerten angelegt haben würde, 
wie denn in der Dat in der Folge die Rechtſprechung wohl 
überwiegend dieſen Standpunkt eingenommen hat. Wichtig iſt 
aber, daß die Beweislaſt für eine gegen die Geldentwertung 
ſchützende Anlage des rechtzeitig gezahlten Schuldbetrags über⸗ 
einſtimmend dem Gläubiger aufgebürdet wird, wodurch 
angeſichts der Schwierigkeiten, die einer ſolchen Beweisführung 
entgegenſtehen, im praktiſchen Leben die Anerkennung des 
Geldentwertungsſchadens als Verzugsſchaden ſehr viel an 
Bedeutung verliert. Die Frage iſt aber, ob eine ſolche Ver⸗ 
teilung der Beweislaſt durch das poſitive Recht zwingend ge⸗ 
geben iſt. In dieſer Hinſicht ſeien einige Zweifel geäußert. 

Nicht ſoll daran gerüttelt werden, daß ohne Verzug des 
Schuldners der Nennwert der Geldforderung in Papier- 
mark zu zahlen iſt, mag dieſe im Vergleich zur Goldmark 
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bei vor dem Kriege begründeten oder zur Papiermark ber 
Zeit der Entſtehung der Forderung bei ſpäter entſtandenen 
Obligationen noch ſo ſehr geſunken ſein. (Außer Betracht 
bleiben hier natürlich die Fälle der Anwendbarkeit der clau- 
sula rebus sic stantibus). Der delege lata nur ganz ver⸗ 
einzelt vertretenen Gegenmeinung (vgl. deutſche Richterzeirung 
1922 Seite 216 f.) ſteht nicht nur entgegen, daß der Geſetz⸗ 
gebung vom 4. Auguſt 1914, durch die die Goldwährung 
abgeſchafft wurde, zweifellos die z. B. auch im Darlehns⸗ 
kaſſengeſetz v. 4. Auguſt 1914 § 2 unzweideutig zum Aus⸗ 
druck gekommene Abſicht zugrunde lag, dem an Stelle des 
bis dahin zirkulierenden Goldes tretenden Papiergeld Zwangs⸗ 
kurs zum Nennwert zu verleihen. Dieſer Gegenmeinung 
kann vielmehr auch mit dem Hinweis entgegengetreten 
werden, daß ihre Verwirklichung bei der vielgeſtaltigen Ver⸗ 
knüpfung der Rechtsverhältniſſe zu umſo gewaltigeren Er⸗ 
ſchütterungen des Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens und zu einer 
umſo heilloſeren Verwirrung der Rechtsverhältniſſe mit der 
Folge einer nie dageweſenen Häufung der Rechtsſtreitigkeiten 
führen würde, als ſogar einer rückwirkenden Beſeitigung der 
Geldentwertungsfolgen im Wege der Geſetzgebung, wie 
fie z. B. wieder neuerdings Beſt (Richterzeitung 22 S. 161f.) 
fordert, in dieſer Richtung die gewichtigſten Bedenken ent⸗ 
gegenſtehen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß delege lata 
erſt durch Eintritt des Schuldnerverzugs der Gläubiger von 
dem Riſiko des Sinkens des Geldwertes, das er bei der Kon⸗ 
trahierung in Mark eben auf ſich nahm, befreit und dieſes 
dem Schuldner aufgebürdet wird. Kann man nun aber nicht 
ſagen, daß der vom Schuldner verſchuldete, über den Verluſt 
der Verzugszinſen hinausgehende (vgl. 8 288 Abſ. 2, BGB.) 
Schaden des Gläubigers ſich ohne weiteres daraus ergibt, daß 
der Nennbetrag der Forderung in Mark, mögen dieſe im ein⸗ 
zelnen Falle wie immer verwendet werden, jedenfalls nicht die 
gleiche Verwendungsfähigkeit, mit anderen Worten alſo 
einen geringeren Tauſchwert hat, als die rechtzeitig gezahlten 
Markbeträge? Kann man nicht ſagen, daß nachgerade, nach⸗ 
dem aller Welt durch das ſtändige Fortſchreiten der Geldentwer⸗ 
tung die Augen geöffnet ſind, die Anlage in Sachwerten oder 
wertbeſtändigen Valuten als das normale, im Zweifel ohne 
weiteres zu unterſtellende zu gelten hat? Beweiſt nicht gerade 
das Umſichgreifen des Brauches der den Ausgangspunkt 
dieſer Erörterung bildenden Vorbehalte, daß ſich der Gläubiger 
ohne weiteres geſchädigt fühlt, wenn er ſeinen Forderungsbe⸗ 
trag verſpätet erhält? Freilich iſt es richtig, daß auch heute 
noch jeder Induſtrielle ein Bankguthaben hat. Aber wird 
man nicht von einem wirtſchaftlich denkenden Geſchäftsmann 
annehmen können, daß er dieſes Bankguthaben ſo niedrig 
hält, wie es ſein Bedarf an jederzeit verfügbaren Zahlungs⸗ 
mitteln irgend geſtattet? Und warum will man dem Ge⸗ 
ſchäftsmann, der mit Vankkrediten arbeitet, die unwirtſchaft⸗ 
liche Handlungsweiſe unterſtellen, daß er das rechtzeitig ein⸗ 

egangene Geld ſofort zur Abſtoßung nicht fälliger Bank⸗ 
ſchulden verwendet haben würde? Wir meinen alſo, daß der 
weitere, über die Verzugszinſen hinausgehende Schaden des 
$ 288 Abſ. 2 BGB. im Sinne des prima facie Beweiſes 
ohne weiteres als dargetan gelten kann. Fraglos würde die 
Rechtſprechung, wollte ſie den hier angeregten Weg einſchlagen, 
den Bedürfniſſen des Wirtſchaftslebens in hohem Maße ent⸗ 
gegenkommen. Der Gegenbeweis, daß der Gläubiger im ein⸗ 
zelnen Falle das rechtzeitig gezahlte Geld ſo angelegt haben 
würde, daß er ohnehin von der Geldentwertung betroffen 
worden wäre, müßte (analog dem Gegenbeweis des $ 287 
BGB.) dem Schuldner natürlich offen bleiben. 

Die Feſtſetzung der Höhe des Geldentwertungsſchadens 
wird natürlich vielfach nicht einfach ſein. Sie bis zur geſetz⸗ 
lichen Einführung einer neuen wertbeſtändigen Rechnungs⸗ 
einheit neben der Papiermark dem freien Ermeſſen des Rich⸗ 
ters zu überlaſſen, kann um ſo weniger als bedenklich gelten, 
als ſich der Richter im Falle der zu erwartenden Entſtehung 
des Brauchs, Vorbehalte des eingangs bezeichneten Inhalts 
in rechtswirkſamer Weiſe bereits bei Abſchluß des Ver⸗ 
trags zu verabreden, ohnehin dieſer Aufgabe gegenüberge⸗ 
ſtellt ſehen würde. 

Der Vorbehalt der Erhöhung des Rechnungsbetrags bei 
Zielüberſchreitung, einſeitig vermerkt auf der Rechnung iſt 
nach dem Geſagten mithin, je nachdem die Rechtſprechung die 
Beweislaſt bezüglich der Anlage des rechtzeitig gezahlten Mark⸗ 
betrages durch den Gläubiger in der hier angeregten Weiſe 
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verteilt oder umgekehrt, entweder überflüſſig oder un⸗ 
wirkſam, alſo juriſtiſch wertlos. Unter Umſtänden 
kann er den von manchen (vgl. JW. 22 Seite 1302) ge» 
forderten Hinweis gemäß § 254 Abſ. 2 BGB. erſetzen. Ein 
ſolcher Hinweis muß indeſſen heute, wo die Tatſache der fort⸗ 
ſchreitenden Geldentwertung und ſomit die regelmäßig durch 
Verſchleppung der Bezahlung von Rechnungen bewirkte Schä⸗ 
digung des Gläubigers längſt jedermann geläufig iſt, m. E. als 
überflüſſig bezeichnet werden. 


VI. 
Von Senatspräſident beim Reichsgericht Dr. Hagens, Leipzig. 


Die mir vor der Drucklegung zur kurzen Meinungs⸗ 
äußerung vorgelegten Ausführungen des Herrn Dr. Roſen⸗ 
thal ſcheinen mir durchaus der Beachtung wert zu ſein. Da 
es ſich um eine Beweisfrage handelt, dürfte auch die bisherige 
Rechtſprechung des RG. kaum entgegenſtehen. Denn die 
Grundſätze der Beweiswürdigung (prima facie- Beweis, Law 
of evidence) können ſehr wohl durch eine neue wirtſchaftliche 
Entwicklung beeinflußt werden. Der Grundſatz: Mark iſt 
Mark, von dem man bisher bei inländiſchen Geldſchulden in 
der Regel ausgehen zu dürfen glaubte, ſchwindet infolge der 
fortwährenden ungeheuren Wertſchwankungen des deutſchen 
Geldes mehr und mehr aus dem Verkehr, und auch bei Ge⸗ 
ſchäften des Kleinhandels, bei denen die Erfüllung irgendwie 
befriſtet iſt, pflegt man allgemein auf dieſe Schwankungen 
Rückſicht zu nehmen. Weshalb ſollte der Richter beim 
Schuldnerverzuge nicht dasſelbe tun dürfen? 
Zwar legen 8$ 286 Abſ. 1 und 288 Abſ. 2 BGB. an ſich dem 
Gläubiger den Beweis des Schadens oder eines weiteren Scha⸗ 
dens auf. Der Richter iſt aber ſehr wohl in der Lage, unter 
Hinweis auf die gegebenen Umſtände konkreter oder allgemeiner 
Art ſich mit einem Minimum von Beweis zu begnügen, oder 
auch den ſaumſeligen Schuldner mit dem Gegenbeweiſe zu be⸗ 
laſten, wofür auch 8 287 ZPO. eine Handhabe bietet. 


VII. 
Von Reichsgerichtsrat A. Zeiler, Leipzig. 


Die Frage, die in den vorſtehenden Aufſätzen behandelt 
iſt, iſt nur ein Ausſchnitt. Wenn man davon ausgeht, daß die 
Geldentwertung eine allgemeine, das geſamte Wirtſchaftsleben 
durchziehende Erſcheinung iſt und daher einer einheitlichen 
Beurteilung bedarf, ſo iſt es erſt recht eine Selbſtverſtändlich⸗ 
keit, daß der Gläubiger den Verzugsſchaden erſetzt verlangen 
kann. Der Richter ſollte hier nicht über den Zwirnsfaden 
der Beweislaſtfrage ſtolpern. Beim Gewerbetreibenden ſpricht 
von vornherein alle Wahrſcheinlichkeit dafür, daß er einer 
guten kaufmänniſchen Übung zufolge eingehende Gelder in 
Waren oder Betriebsſtoffvorräten angelegt hätte; da macht die 
Beweisfrage alſo gewiß keine Mühe. Aber auch beim Privat⸗ 
mann ſteht es in unſerer heutigen Wirtſchaftslage kaum anders. 
Wenn jemand einen am 1. Juli 1921 fällig gewordenen An⸗ 
ſpruch von 10000 % einklagen mußte (z. B. ein Angeſtellter 
ſeinen rückſtändigen Lohn), ſo müßten doch ſchon gan; be⸗ 
ſondere Umſtände vorliegen, wenn man nicht als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich und gewiß anzunehmen hätte, daß der Betrag, rechtzeitig 
gezahlt, zu nützlichen Anſchaffungen an Schuhen, Kleidern, 

eibwäſche, Küchengeſchirr, verwendet worden wäre, die nun, 
wegen des Verzugs des Schuldners, weiter hinausgeſchoben 
und ſpäter um ein Vielfaches gemacht werden mußten. Iſt 
doch in ſchwerer Kriegszeit in jedem Haushalt vieles zer⸗ 
ſchliſſen, ſo daß alle verfügbaren Mittel zur Erneuerung dienen 
müſſen. Vgl. zu dieſer Frage auch die kürzlich erſchienenen 
Ausführungen von Moſes, 23. 1922, 611 ff., und meine 
Bemerkungen ebenda S. 610. Es ſcheint mir außer Zweifel, 
daß ſich die Anſicht durchſetzen wird, die auch dem inländiſchen 
Gläubiger den Verzugsſchadensanſpruch zubilligt, und zwar 
auch für reine Geldanſprüche. Es iſt das mindeſte, was ge⸗ 
fordert werden muß. Ich ſelbſt möchte darüber hinaus die 
viel weiter gehende Anſicht vertreten, daß ganz allgemein — 
unabhängig alſo von irgendwelchem Verſchulden — jeder 
Geldanſpruch, auf welcher Rechtsgrundlage immer er be⸗ 
ruhen mag, umgewertet werden muß nach dem Verhältnis des 
Geldwerts in den Zeitpunkten ſeiner Entſtehung und ſeiner 
Voll⸗ oder Teiltilgung. Vgl. meine Beſprechung von Henles 
Schriftchen „Mark gleich Mark?“ in dieſer Nr. S. 109. Ge⸗ 
rade die von Rechtsgefühl und Wirtſchaftsnotwendigkeit ge⸗ 
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forderte richtige Löſung der Verzugsſchadensfrage ift aber ein 
Grund mehr dafür, die Umwertungspflicht für alle Geld⸗ 
anſprüche als allgemeinen Rechtsgrundſag aufzuſtellen. Denn 
man wird. zwar für eine Auffaſſung, die im übrigen noch auf 
dem Standpunkt Mark gleich Mark ſteht, der Ausführung 
Geilers beipflichten müſſen, daß, wenn der Gläubiger durch 
die ſpätere Zahlung genau den Betrag erhalte, der ihm ge⸗ 
ſchuldet ſei, der Schuldner ihm für den eben durch die ver⸗ 
ſpätete Zahlung entſtandenen Schaden aufzukommen habe. 
Aber wenn (wie Geiler folgert) dieſer Schaden darin beſteht, 
daß „ſich der Wert der Mark während des Verzugs ver⸗ 
ſchlechtert hat“, ſo möchte man doch meinen, daß dann eben 
der Gläubiger an Wert (worauf allein es doch wirtſchaftlich 
ankommt) weniger erhalten hat als er fordern 
durfte, d. h. alſo nicht die Befriedigung ſeines vollen 
Anſpruchs. Und ſomit würde ſich hieraus ergeben: Wer heute 
irgendeine in einem früheren Zeitpunkt begründete Geldſchuld 
tilgen will, kann es nicht anders als mit einem Betrage, der 
in ſeiner Höhe umgewertet iſt nach dem Verhältnis der Ver⸗ 
änderung des Geldwerts. 


Zur Frage des Geldentwertungsſchadens in der 
Praxis. 
Von RA. Dr. Süskind, Berlin. 


I. Die Entwertung der Reichsmark ift als geſetzgeberiſches 
Problem zu ſchwierig und zu komplex, als daß in abſehbarer 
Zeit eine vollſtändige, befriedigende Löſung zu erwarten wäre. 
Die Geſetzgebung wird zu Teillöſungen gedrängt. Dem Reichs⸗ 
rat liegt bekanntlich jezt der Entwurf eines Geſetzes vor, das 
die Geldentwertung bei den Steuergeſetzen berückſichtigen will. 
Im Steuerrecht ſind auch bisher ſchon eine Reihe von Ver⸗ 
ſuchen gemacht, um der Geldentwertung Rechnung zu tragen!). 
Die zivilrechtlichen Beſtimmungen, die der Anderung des 
Geldwertes Rechnung tragen ſollen, betreffen ſtets nur be⸗ 
ſtimmte Teilgebiete ?). 

Das Wirtſchaftsleben und die Rechtspraxis können auf 
eine grundlegende Währungsreform nicht warten, wenn nicht 
unabſehbare Schäden entſtehen ſollen. Die induſtrielle und 
kaufmänniſche Praxis hat ſich auch längſt geholfen. Niemand 
kalkuliert mehr ſeinen Preis, ohne in irgendeiner Weiſe mit 
der Unſtabilität der Reichsmark zu rechnen (Lohnvorbehalt, 
Preisvorbehalt, Auslandswährung als Wertmaßſtab uſw.). 
Niemand macht praktiſch mehr feſte Preiſe in Mark, wenn er 
nicht ſofort ſein Geld bekommt, um es in anderen wertbeſtän⸗ 
digen Gegenſtänden anzulegen. Die Kautelarjurisprudenz hat 
ſich wohl durchweg auch mit der Unſtabilität und Ungleich⸗ 
wertigkeit der Mark abgefunden und ſorgt bei Abſchluß von 
Verträgen, Errichtung letztwilliger Verfügungen uſw. für eine 
zweckentſprechende Regelung. Zahlloſe alte Verträge dürften 
inzwiſchen auch im Einvernehmen aller Beteiligten der Mark⸗ 
entwertung angepaßt ſein. Die Erkenntnis, daß die Mark 
ihre Funktion als Wertmeſſer vorläufig verloren hat, iſt heute 
allgemein durchgedrungen und endlich auch amtlich beſtätigt 
(ſiehe die amtlichen Richtlinien zum Preistreibereigeſetz im 
IAR Bl. 1923, 9ff.), auch vom RG. anerkannt (ſiehe daſelbſt 
S. 16 und RG. 104, 394). 

II. Übrig bleibt im weſentlichen die überaus große Zahl 
von Fällen, wo ſich die Intereſſenten über eine ſachentſpre⸗ 
chende Regelung ihrer alten Beziehungen nicht einigen können. 
Vor allem intereſſieren hier die Markanſprüche, bei deren 
Erfüllung der Schuldner in Verzug gerät. Bei der Behand⸗ 
lung dieſer Anſprüche hat die Praxis wohl durchweg nicht 
die Elaſtizität bewährt, die nötig wäre, um den Schaden 
durch Markentwertung ſchnell und befriedigend auszugleichen. 
Die Gleichung: Eine Mark gleich eine Mark wird neuerdings 
auch von amtlicher juriſtiſcher Seite immer nachdrücklicher 
als unrichtig bekämpft (ſiehe die erwähnten Richtlinien). Sie 
hat aber ſonderbarerweiſe auch bei der inzwiſchen eingetretenen 


) Beiſpielsweiſe 8 593 EinlSt®. 8 5 VermStG., die Be⸗ 
mühungen der Steuerrechtslehre um den eiſernen Beſtand, vgl. Haus⸗ 
mann, Die ſteuerliche Bewertung des Vermögens S. 27, Meumann, 
in Mitteilungen der Steuerauskunftſtelle des Reichsverbandes der 
deutſchen Induſtrie 1922, S. 158, 282, den Kampf gegen Beſteue⸗ 
rung des „papierenen“ Wertzuwachſes in der Praxis des Zuwachs⸗ 
ſteueriechts, in dem das OVG. leider verſagt hat. PrVerwBl. 1922, 382. 

) Vgl. die Zuſammenſtellung von Bühler, in JW. 1921, 
875, PrVBl. 1922, 382. 
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geradezu troſtloſen Markentwertung (Dollarſtand über 20 000) 
ihre ſuggeſtive Kraft für zahlreiche juriſtiſche Praktiker noch 
nicht verloren. Alle Prozeſſe, die aus der Vergangenheit 
ſchweben und Markanſprüche betreffen, ſinken beim heutigen 
Geldwert zu einer Bagatelle herab, wenn es nicht gelingt, bei 
Vorliegen der Verzugsvorausſetzungen ſchnell und gründlich 
Wandel zu ſchaffen. Die Mittel dazu ſind vorhanden. Es 
fehlt nur an einer entſchloſſenen Anwendung. 

Das Reichsgericht hat ſich bisher mit der Frage des 
Markentwertungsſchadens mehrfach befaßt. Auslandsgläubigern 
hat der im Verzuge befindliche Schuldner die volle Valuta⸗ 
differenz zu erſtatten (vgl. RG. in JW. 1920, 704°). Es 
ſpricht auch für die Umwechſelung der Markſumme in die 
heimiſche Währung eine gewiſſe tatſächliche Vermutung (bgl. 
JW. 1922, 1730). Für den Geldentwertungsſchaden, den der 
inländiſche Gläubiger infolge des Verzuges ſeines Schuldners 
erleidet, fehlt es an einer befriedigenden Praxis. Das Reichs⸗ 
gericht ſteht auf dem Standpunkt, daß der geſetzliche Zwangs⸗ 
kurs den Markgläubiger verhindert, den Geldentwertungs⸗ 
ſchaden abſtrakt geltend zu machen. Es hält eine konkrete 
Darlegung beſonderer Umſtände für möglich, indeſſen auch 
für nötig, um einen Geldentwertungsſchaden zu begründen 
(vgl. Warn Jahrb. 1921, 164; JW. 1922, 159). Praktiſch 
iſt damit oft nicht viel genützt. Heute kommt es darauf an, 
dem Gläubiger ſchnell zum Gelde zu verhelfen. Umfang⸗ 
reiche Beweiserhebungen erfordern Zeit und ſind vielfach 
bei wirtſchaftlich⸗rechtlicher Betrachtung der Dinge überflüſſig. 

Die Folgerungen, die das Reichsgericht aus dem Zwangs⸗ 
kurs der Mark glaubt ziehen zu müſſen, halten einer Nach⸗ 
prüfung nicht ſtand. Die verſchiedenen Funktionen des Geldes 
werden dabei nicht genügend beachtet und geſondert. Es gilt 
ſeit langem als Gemeinplatz, daß das Geld nicht nur Zahlungs⸗ 
mittel, ſondern wirtſchaftlich Wertmeſſer und Werträger ſei 
oder ſein ſollte. Der Zwangskurs kann unmittelbar nur die 
Funktion als Zahlungsmittel treffen. Eine Beſtimmung des 
Geſetzes, daß die Mark eine beſtimmte wirtſchaftliche Größe 
habe oder die Eignung als Wertmeſſer beſitze, wäre ſinnlos. 
Die Allmacht des Geſetzgebers findet ihre Schranke in den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen, in der Wucht der Tatſachen. 
Natürlich kann der Geſetzgeber die Gleichwertigkeit der Mark 
fingieren oder unterſtellen. Die Behauptung aber, daß er 
es durch den Zwangskurs getan habe, iſt höchſtens mittelbar 
und in engen Grenzen richtig. Wenn ein Schuldner nach 
poſitiver Geſetzesbeſtimmung ſeine Geldſchuld mit einer ge⸗ 
wiſſen Markſumme tilgt, dann iſt damit bei pünktlicher 
Zahlung der Gläubiger wohl befriedigt). Es wird damit 
wirtſchaftlich alſo die Gleichwertigkeit der vorher geſchuldeten 
Wertgröße und der am Fälligkeitstage gezahlten Summe 
unterſtellt. Dieſe Annahme der Gleichwertigkeit der Mark 
kann aber keinesfalls gelten für den Fall, daß der Schuldner 
durch ſeinen Verzug eine weitere Minderung des Geldwerts 
vom Fälligkeitstage ab herbeiführt. Dieſe Geldwertminderung 
iſt unter den heutigen Verhältniſſen eine durchaus adäch ate 
Verzugsfolge. Der dadurch hervorgerufene Schaden iſt gemäß 
8 286 BR. zu erſetzen und in feinem Umfange gemäß 8 287 
ZPO. vom Gericht frei zu ſchätzen; er liegt meiſtens ganz 
klar zutage. Die Gerichte machen von der außerordentlich 
wichtigen Schätzungsbefugnis ſchon allgemein, erſt recht aber 
in Markentwertungsfragen, nach meinen Beobachtungen faſt 
keinen Gebrauch. Warum die Schätzung bei einem Dollar⸗ 
ſtand von über 20000, einem Preis des Markenbrotes von 
mehr als 500, dem Preiſe einer Straßenbahnfahrt von 100 % 
nicht auch abſtrakt ſoll geſchehen können, dafür fehlt jeder 
innere Grund. Über die abſtrakte Schadensberechnung beſteht 
eine Jahrzehnte alte Judikatur (vgl. Staub, Anhang zu 
8 374 Anm. 59 und 60). Die Grundlage dieſer Praxis tft 
doch lediglich der Gedanke, daß jeder Kaufmann ſeine Ware 
zum Marktpreis verkaufen kann und wahrſcheinlich verkauft 
hätte (8 252 BGB.). Für die Geldverwertung iſt heute 
jeder Geldbeſitzer praktiſch auf die wenigſtens einigermaßen 
wertbeſtändige Anlage angewieſen. Oder ſollte es nach der 
Erfahrung des Lebens heute noch Markbeſitzer geben, die die 
Mark im Strumpf theſaurieren, troz des furchtbarſten An⸗ 
ſchauungsunterrichts über die Geldentwertung, den ſich die 
Phantafte ausmalen kann? Oder ſollte der vom OLG. Karls⸗ 
ruhe aufgeſtellte Erfahrungsſatz, daß kein kaufmänniſches 
Unternehmen größere Markbeſtände unverwertet läßt, nur für 
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Kaufleute gelten? (Siehe JW. 1922, 1730.) Wäre es zu 
kühn, zu ſagen, daß jeder, auch der in Gelddingen Primi⸗ 
tivſte, heute das ſelbſtverſtändliche Beſtreben hat und haben 
muß, ſein Geld in irgendeiner Form, wenn auch nur als 
Mittel der Konſumtion, vor Entwertung zu ſchützen? Ich 
meine, dieſe Frage aufwerfen, heißt ſie bejahen. Zum min⸗ 
deſten müßte ein Schuldner, der ſolche praktiſch unbrauch⸗ 
baren Gelddispoſitionen bei ſeinem Gläubiger behauptet, die 
volle Beweislaſt tragen. Die tatſächliche Vermutung ſpricht 
nicht für wirtſchaftlich offenbar unrichtige Maßnahmen. Der 
Entwertungsſchaden iſt naturgemäß verſchieden groß, je nach⸗ 
dem man ihn an dem intervalutariſchen Kurs der Mark, an 
ihrer inländiſchen Kaufkraft für gewiſſe Gewerbezweige oder 
allgemein im Großhandel oder allgemein im Kleinhandel 
oder lediglich im Verbrauch mißt. Die Verſuche, gewiſſe Ver⸗ 
gleichszahlen (Indexziffern) aufzuſtellen, ſind bekannt und 
können bei der dem Gericht obliegenden Schätzung als Er⸗ 
kenntnismittel benutzt werden, auch wenn einzuräumen iſt, 
daß die Ergebniſſe der verſchiedenen Indizes außerordentlich 
verſchieden ſind (vgl. amtliche Begründung zum Entwurf 
eines Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung 
S. 10, und über die verſchiedenen Indizes die Wirtſchaftskurve 
der Frankfurter Zeitung, Novemberheft S. 8 ff.). Reichsjuſtiz⸗ 
miniſterium und Reichswirtſchaftsminiſterium weiſen die Ge⸗ 
richte eindringlich auf die Indizes als Hilfsmittel der Er⸗ 
kenntnis hin (vgl. IM Bl. 1923, 13). Der Strafrichter foll 
und muß alſo die Geldentwertung bei der Errechnung des 
realen Einſtandspreiſes ſchätzen und feſtſtellen, wenn es ſich 
um Ehre und Freiheit eines wegen Preistreiberei An⸗ 
geklagten handelt. Soll der Zivilrichter bei Fragen, die 
lediglich Geld betreffen, nicht die gleiche Befugnis nach⸗ 
haltig ausüben dürfen und müſſen? Als Mindeſtdifferenz 
zwiſchen dem Wert am Fälligkeitstage und dem Wert am 
Tage der verſpäteten Zahlung iſt der Unterſchied der Kauf⸗ 
kraft vom Standpunkt des Verbrauchers anzuſehen (Lebens⸗ 
haltungsindex). Dieſer Unterſchied läßt ſich in vielen Fällen 
ohne große Schwierigkeit wenigſtens ungefähr ſchätzen. Bei 
den gewaltigen Verſchiedenheiten ſpielt es auch praktiſch für 
den Gläubiger eine geringe Rolle, ob er den Geldentwertungs⸗ 
ſchaden zu 100% oder zu 90% oder zu 60% vergütet erhält. 
Es muß nur mit der ſchematiſchen Gleichſtellung der Mark⸗ 
ſumme am Fälligkeitstage und der Markſumme am Zahlungs⸗ 
tage endgültig und nachhaltig gebrochen werden. Daß die 
Schätzung eine gewiſſe Ungleichmäßigkeit in der Behandlung 
ſolcher Fälle mit ſich bringt, iſt zuzugeben. Dieſe Ungleich⸗ 
heit beſtand aber ſchon bisher bei der Behandlung von Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen. Sie iſt unvermeidlich mit der Unſtabilität 
der Mark verbunden und viel leichter zu ertragen als die 
jetzige Gleichmäßigkeit. Alle vorhandenen Indizes zur Feſt⸗ 
ſtellung der Kaufkraft mögen unrichtig, zu niedrig ſein. Der 
richterlichen Feſtſtellung im Einzelfall wird mit ihnen auch 
nicht vorgegriffen. Der zu ſchätzende abſtrakte Unterſchied 
zwiechen der Kaufkraft am Fälligkeitstage und der Kaufkraft 
am Zahlungstage im Falle des Prozeſſes iſt danach ſtets 
mindeſtens zu vergüten. Der Richter muß die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Parteien, ihren Beruf, ihre Gewohnheiten, 
in Gelddingen zu handeln, mit berückſichtigen. Für den ge⸗ 
werblich tätigen Gläubiger wird der Schaden regelmäßig vick 
höher ſein als die Differenz im Geldwert gemeſſen am Lebens⸗ 
haltungsindex (entgangene Einkaufsmöglichkeit). Je nach der 
Art des Gewerbezweiges läßt ſich die Geldentwertung ver⸗ 
ſchieden feſtſtellen. Erfahrungsgemäß ändern ſich die Preiſe 
zahlreicher Gegenſtände des Großhandels automatiſch mit dem 
intervalutariſchen Kurs. (Man denke an Textilrohſtoffe, 
Schmalz, Gummi, Kaffee, Tee, Kakao u. dgl.). Bei vielen 
anderen Sachen kommt mildernd in Betracht, daß ſie nicht 
mit ausländiſcher Währung gezahlt zu werden brauchen. 
Immerhin ſteigen auch dieſe Preiſe unheimlich ſchnell. Be⸗ 
ſonders in der letzten Zeit iſt der Abſtand zwiſchen dem 
intervalutariſchen Kurs und der inländiſchen Kaufkraft der 
Mark immer geringer geworden. 

Das Gericht iſt auch hier nicht gehindert, nach der Er⸗ 
fahrung des Lebens zu unterſtellen, daß der Kaufmann fein 
Geld vernünftig verwaltet, möglichſt gegen die Entwertung 
ſchützt. Die Preiskurve läßt ſich vielfach durch ſtatiſtiſches 
Material belegen. Natürlich bleibt es keinem Gläubiger ver⸗ 
wehrt, ſeinen Schaden auch konkret zu berechnen und zu be⸗ 
weiſen. Viel gewonnen wäre aber, wenn die Gerichte von 
ihrer Befugnis zum Erlaß von Teilurteilen, vom Zuſprechen 
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eines nach ihrer Überzeugung vorhandenen Mindeſtſchadens 
Gebrauch machten. Dem Kläger iſt häufig viel mehr damit 
gedient, ſchnell etwas zu bekommen, als nach Jahr und Tag 
einen größeren Nennbetrag ſchlechterer Mark. 

Die grundſätzliche Richtigkeit des Ausgangspunktes zeigt 
auch folgende Überlegung: Nach feſtſtehender Rechtſprechung 
hat ein Schuldner, der Werterſatz für eine Sache zu leiſten hat, 
den vollen Wert im Zeitpunkt der Urteilsfällung zu ver⸗ 
güten (ogl. beiſpielsweiſe Entſcheidung des RG. in JW. 1921, 
829 ). Es wäre ein höchſt ſonderbares Ergebnis, wenn man 
die Geldſummenſchuld im einzelnen darauf zu unterſuchen 
hätte, ob der Gläubiger ſie als Surrogat für eine beſtimmte 
konkrete Sache verlangt oder nicht. Jede Geldſumme iſt 
letzten Endes doch nur der Ausdruck für eine beſtimmte 
Wertgröße. Ob der Gläubiger den Wert auf eine beſtimmte 
Sache oder auf alle mit Geld käuflichen Sachen bezieht, 
kann einen Unterſchied in der rechtlichen Behandlung un⸗ 
möglich begründen. Sonſt würde im Endergebnis der Gläu⸗ 
biger beſſer geſtellt, je weniger abſtrakt, ja je elementarer er 
in Geldſachen dachte und disponierte. Wer beiſpielsweiſe 
beabſichtigte, mit der Summe, die ihm jemand ſchuldete, im 
Zeitpunkt der Fälligkeit ein Fahrrad zu kaufen, könnte die 
Preiserhöhung bezüglich des Fahrrades als Verzugsſchaden 
liquidieren. Behält ſich jemand die Dispoſition über die 
eingehenden Geldſummen mit Rückſicht auf die praktiſche Käuf⸗ 
lichkeit aller Gebrauchsgüter bis zum Tage des Geldeingangs 
vor, dann würde er bei Ablehnung des hier dargelegten 
Standpunktes nicht nur ſchlechter ſtehen, ſondern die Geld⸗ 
wertminderung hinnehmen müſſen. 


III. Zu fragen bleibt, ob der Anſpruch auf Erſatz des 
Entwertungsſchadens etwa damit auszuräumen iſt, der Gläu⸗ 
biger ſei in der Lage geweſen, ſich das benötigte Geld ander⸗ 
weitig, etwa durch Aufnahme von Kredit, zu verſchaffen. Nach 
meinem Dafürhalten iſt ein ſolcher Einwand grundſätzlich 
abzulehnen. Bei der Berechnung des Schadenserſatzes wegen 
Nichterfüllung im Handelsverkehr iſt er ſeit Jahrzehnten 
abgelehnt. Der Schuldner kann in Handelsſachen mit dem 
Einwand nicht gehört werden, der Verkäufer einer Sache 
hätte ja dieſelbe Sache mit dem gleichen Gewinn ander⸗ 
weitig verkauft (vgl. beiſpielsweiſe Staub a. a. O.). Der 
Gläubiger, der eine Geldſumme zu fordern hat, kann den⸗ 
ſelben Geſichtspunkt für ſich anführen. Wenn ihm noch andere 
Mittel zur Verfügung ſtanden, wird dadurch der reale Scha⸗ 
den infolge der Wertminderung doch nicht beſeitigt oder ge⸗ 
mindert! Es bleibt die Tatſache beſtehen, daß er infolge der 
verſpäteten Zahlung den Sachgütervorrat nicht beſchaffen kann, 
der im Zeitpunkt der Fälligkeit mit der geſchuldeten Summe 
erreichbar war. Praktiſch iſt die Anlagemöglichkeit für Geld 
unbeſchränkt. Beſonders, aber nicht ausſchließlich, gilt dies 
für gewerbliche Betriebe. Je größer das zur Verfügung 
ſtehende Kapital, um ſo größer die Einkaufsmöglichkeit. 

Der Einwand dürfte übrigens für Handelsſachen immer 
weniger erhoben werden, je ſchärfer ſich die Kapitals⸗ und 
Kreditnot der Banken ausprägt, je höher die Kreditſätze der 
Banken ſind. 

IV. Wer heute Markſchulden nicht pünktlich bezahlt, 
kann auch gegenüber dem Entwertungsſchaden nicht konkur⸗ 
rierendes 1 einwenden (anders Karger in Bl. für 
Rechtspflege 1922, 106). Die Geldentwertung, die ſeit Jahr 
und Tag fortſchreitet und in den letzten Wochen Eilzugs⸗ 
tempo angenommen hat, kennt jeder Menſch. Er muß des⸗ 
halb auch mit gewaltigem Schaden ſeines Gläubigers rechnen 
und braucht darüber keine beſondere Belehrung und Ver⸗ 
warnung. 

V. Mit der Zubilligung des banküblichen Zinsſatzes im 
Falle des Verzuges, die mit Recht Karger a. a. O. zuläßt, 
iſt praktiſch dem Markgläubiger wenig geholfen. Was be⸗ 
deutet die Frage, ob 4% oder 10% oder 200% Zinſen, egen⸗ 
über einer Entwertung von vielen 1000 %, wie wir fe bei 
alten Markprozeſſen täglich miterleben. Die richtige Er⸗ 
kenntnis der praktiſchen Folgerungen, die aus der Mark⸗ 
entwertung zu ziehen ſind, iſt für die Allgemeinheit von 
größter Bedeutung. Der Zivilprozeß verlierk ſeinen Zweck 
als Mittel der Rechtsverwirklichung, wenn die Gleichung: 
eine Mark gleich eine Mark nicht radikal und ſchnell aus⸗ 
gemerzt wird. Schon heute find viele Prozeſſe um Mark zun 
Geſpött der wirtſchaftlich orientierten Kreiſe geworden, wie 
man zugeben muß, mit Recht. Zur Verwirklichung des bis⸗ 
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her ſtark vernachläſſigten Rechts der Markgläubiger ſind vor 
allem die Anwälte berufen, deren Lebensintereſſe übrigens mit 
dieſer Frage vielfach eng verknüpft ſein dürfte. Mit lediglich 
legislatoriſchen Erwägungen, mit dem Appell an den viel⸗ 
geplagten und ſehr geſchäftigen Geſetzgeber iſt der Praxis 
wenig gedient, und man ſollte verſuchen, wenigſtens im Zivil⸗ 
recht, mit dem Vorhandenen das Beſtmögliche zu erreichen. 
Dies iſt bisher nicht geſchehen. Auch auf dieſem Gebiete 
rächt ſich der Präjudizienkult, der die unteren Inſtanzen noch 
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immer beherrſcht. Begegnet einem doch nicht ſelten die Frage, 
welche Entſcheidung des Reichsgerichts einen richtigen und 
notwendigen Gedanken ausgeſprochen habe. Als ob lediglich 
das Reichsgericht ſchöpferiſche Kraft beweiſen dürfte, als ob 
das Reichsgericht in brennenden Tagesfragen, wie es alle 
Geldentwertungsfragen ſind, überall die richtige Löſung fertig 
bringen könnte, während es doch vielfach erſt nach Jahr und 
Tag mit einem Tatbeſtand befaßt wird, der ſofort bei der 
Entſtehung des Streites geregelt werden ſollte. 


Schrifttum. 


Dr. Rudolf Henle: Mark gleich Mark? Verlag Alfred 
Töpelmann in Gießen 1923. 16 S. 25 Pfennig Grundpr. 


Das mit erfreulicher Klarheit geſchriebene Schriftchen erörtert 
eine der wichtigſten Fragen des heutigen Rechtsverkehrs: ob das 
geltende Recht es zulajie, die Geldentwertung durch eine Erhöhung 
des Nennbetrags der Geldforderung auszugleichen. Es beſpricht 
die einzelnen Verſuche, den Ausgleich zu begründen, und lehnt ſie 
ab: daß die Leiſtung unmöglich geworden, daß die Entwicklung 
nicht vorausſehbar geweſen ſei, daß es unſittlich wäre, gegen Treu 
und Glauben verſtoßend, auf dem Schein des Nennbetrags zu be⸗ 
ſtehen. Wenn man für das geltende Recht davon ausgehen müſſe, 
daß Mark gleich Mark ſei, ſei das Problem gar nicht zu löſen, das 
bürgerliche Recht bankerott. A. 

Die Ausgleichung gegen den geſunkenen Geldwert iſt bis jetzt 
nur auf einem begrenzten Gebiete, innerhalb des Synallagma, 
für möglich gehalten worden. Aber ſie hatte ſchon hier nur eine 
viel geringere Bedeutung als die Geſchäftswelt begierig aus mancher 
reichsgerichtlichen Entſcheidung heraushören wollte. Für die Millio⸗ 
nen von Lieferungsverträgen z. B., die etwa im Laufe des Jahres 
1922 ſich abſpielten, ſcheitert die Forderung eines Geldbetragsaus⸗ 
gleiches daran, daß das Reichsgericht an der Vorausſetzung der Un⸗ 
vorherſehbarkeit der Geldentwertung feſthält — denn die 
Vorausſetzung war für 1922 nicht gegeben. Mochte alſo, wer die 
Folgen der Geldentwertung vermeiden wollte, ſich durch vorſichtigere 
Faſſung ſeines Vertrages ſchützen! 

Ganz anders läge die Sache, wenn man ihr von der Geld⸗ 
ſeite her beikäme, d. h. wenn der Satz Mark gleich Mark, ohnehin 
ſchon vielfach durchlöchert, grundſätzlich aufgegeben würde. Dann 
würde schlechthin jeder Geldanſpruch, wenn zwiſchen Entſtehung und 
Tilgung eine Anderung des Geldwerts liegt, nach dem Verhältniſſe 
der Veränderung umgewertet; dann bekäme der Gläubiger — unter 
Berückſichtigung des deränderten Geldwerts — in dem nun höheren 
Nennbetrage nur eben genau das, was ihm an wirtſchaſtlichem Wert 
nach dem Vertrage zuſtand. Dieſe Umwertung wäre die Regel, und 
nur wenn ausdrücklich vereinbart wäre oder aus den Umſtänden ſich 
ergäbe, daß die Beteiligten den Geldanſpruch in ſtarrer Höhe wollten, 
alſo bewußt das Wagnis der Geldentwertung eingingen, hätte der 
ſtarre Betrag zu gelten. 

Der Prüfung der viel weiter tragenden Frage nun, ob der 
Grundſatz Mark gleich Mark nicht mehr dem geltenden Rechte an⸗ 
gehöre, unterzieht ſich der zweite Teil des Schrifthens, anknüpfend 
an die wertvollen Ausführungen Roſenfelders in Ihergb. 71, 
237. Nur für die reinen Geldſchulden (insbeſondere alſo für das 
Darlehen) hatte R. angenommen, es gelte nach wie vor die Starr⸗ 
heit des Nennbetrags, denn bei ihnen ſei „nach typiſchem Partei⸗ 
willen kein ſtändiger Geldwert vorausgeſetzt“. Sonſt aber muͤſſe 
gelten, daß der Geldanſpruch auf „einen konſtanten Anteil an dem 
jeweilig verfügbaren Volksvermögen“ gehe. Dieſe Beziehung des 
einzelnen Geldanſpruchs auf die Geſamtmaſſe des Volksvermögens, 
feine Wertyeltung innerhalb des Rahmens der Allgemein⸗ 
wirtſchaft nach der jeweiligen Volkswohlſtandshöhe, hatte ich 
ſelbſt in meinem Aufſatz über „die Schwankungen in der Kaufkraft 
des Geldes und in den Koſten der Lebenshaltung“ in Schmollers 
4. Ib. 41, 258 ff. hervorgehoben. Mit Recht aber lehnt Henle 
die Meinung Roſenfelders, daß für reine Geldſchulden etwas 
beſonderes gelte, als eine petitio principii ab. Wenn „die heurige 
Papiermark nicht mehr die alte Mark iſt, ſondern ein aliud, und 
daher im Verhältnis zum geſamten Volksvermögen anders gewertet 
und rechtlich eingeordnet werden muß als die Mark jedes der ſechs 
vergangenen Jahre“, und wenn dies z. B. für den Lieferungsvertrag 
gilt, dann iſt nicht abzuſehen, wie die Beteiligten bei einem vor 
Jahren abgeſchloſſenen Darlehensvertrag den Willen gehabt haben 
ſollten, daß jemals eine in Nichts zerronnene Leiſtung Gegenſtand 
des Anſpruches ſollte werden konnen. „Wenn nur der Zwangskurs 
nicht wäre ...“, fügt Henle bei. 

Hierin liegt freilich die Schwierigkeit. Aber der Zwaugskurs 
iſt „etwas, das überwunden werden muß“. Henle meint, der 
Geſetzgeber müſſe eingreifen. Aber der Geſetzgeber wird leider die 
Kraft des Entſchluſſes nicht aufbringen; Dutzende von „Intereſſen⸗ 
tengruppen“ werden ſich entgegenſtemmen. Darum ſoll, meint 
Henle, der Geſetzgeber dem NG. eine freie Befugnis übertragen, 
gegenüber den Folgen der Geldentwertung Ordnung zu ſchaffen; 


und das NG. ſoll dann feine ſonſt eingehaltene Übung aufgeben, 
ſich immer nur ängſtlich an die Entſcheidung des Einzelfalles zu hal⸗ 
ten. Der Geſetzgeber wird aber auch zu dieſer Maßnahme — die 
wieder die Aufſtellung von Richtlinien forderte — kaum greifen; 
oder ſoll dem Reichsgericht vollkommen freie Hand gegeben werden? 

Ich ſelbſt habe anderwärts verſucht darzutun, daß eine ſolche 
Befugnis der Umwertung aller Geldanſprüche ſchon im geltenden 
Rechte begründet ſei. Vgl. meinen in der Januarnummer der Ztſchr. 
für Hand Wiſſ. und HandPraxis erſcheinenden Aufſatz über „Die 
Aufgabe des Richters gegenüber den Erſcheinungen der Geldent⸗ 
wertung“. Danach braucht dem NG. nicht erſt jene Befugnis 
übertragen zu werden. Es hat ſie ſchon. Ihre Begründung 
und Ausübung aber darf nicht ſcheitern an den von Henle hin⸗ 
ſichtlich der Tragweite der 88 157, 242 BGB. geäußerten Bedenken. 
Solche Bedenken müſſen zurücktreten gegenüber dem Werte von 
Geſetzesbeſtimmungen, die dem Richter eine freiere Stellung zum 
geſetzten Rechte ſchaffen und zum mindeſten dem Angſtlicheren die 
innere Beruhigung einer Geſetzmäßigkeit ſeiner Entſcheidung bieten. 
Sie haben ſich bisher bewährt bei der Löſung mancher durch die Er⸗ 
ſchütterungen des Wirtſchaſtslebens dem Richter geſtellten ſchweren 
Aufgabe, und ſollen auch ferner hierfür gute Dienjte tun. Dann 
wird man ſich bald von dem Irrwahn Mark gleich Mark vollſtändig 
freigemacht haben — auch trotz des „Zwangskurſes“. Dann mag 
der Geſetzgeber, wenn ihm eine ſolche Ordnung der Billigkeit nichl 
zuſagte, ausdrücklich Gegenteiliges verordnen und ſich damit — um 
die Worte Henles zu gebrauchen — offen zu dem mörderiſchen 
Stoße bekennen, den er durch die Papiergeldüberflutung gegen die 
Grundlagen des bürgerlichen Rechtes geführt hat. 

Reichsgerichtsrat A. Zeiler, Leipzig. 
Wie ſoll der Handel kalkulieren! Gutachten von Reichs⸗ 
gerichtsrat A. Zeiler, Leipzig, Rechtsanwalt Dr. Rudolf 
Waſſermann, München, Rechtsanwalt Dr. Michael Siegel. 
München. Schriften der Arbeitsgemeinſchaft des Baye⸗ 
riſchen Einzelhandels. Heft 1. Kommiſſionsverlag J, 
Schweitzer Sortiment. München 1922. 

Die kataſtrophale Geldentwertung der letzten Monate ſtellt 
die Frage, auf die der Verband ſeinen Mitgliedern eine praktiſch 
verwertbare Antwort geben will, wieder in den Mittelpunkt des 
Intereſſes, das die geſamte Kaufmannſchaft der Preistreiberei⸗ 
verordnung entgegenbringen muß. Außer einer Überſicht über 
die hauptſächliche Rechtſprechung und Literatur betreffs den Markt⸗ 
preis, den Wiederbeſchaffungspreis, die Geldentwertung und die 
Riſikoprämie im Beitrage von Waſſermann bringt die Schrift 
folgende weſentliche Ergebniſſe, zu denen die drei Gutachter ge⸗ 
langen: Die Forderung des Marktpreiſes verſtößt dann nicht gegen 
das Geſetz, wenn eine normale Marktlage, die auch durch Verbands⸗ 
preiſe gebildet ſein kann, gegeben iſt. Ob ſie im einzelnen Falle 
beſteht, iſt eine vom Fachgutachter zu beurteilende Tatfrage, und 
ob eine Vermutung für fie ſtreitet, wie Waſſermann behauptet, 
wird von Zeiler bezweifelt. — Waſſermann glaubt, daß ſchon 
nach geltendem Recht es dem Kaufmann geſtattet ſei, nach Wieder⸗ 
beſchaffungspreis zuzüglich angemeſſenem Gewinn zu kalkulieren. 
Zeiler hält dies (m. E. mit Recht, ſiehe mein Preistreiberei⸗ 
ſtrafrecht, 7. Aufl. S. 88 f.) für unzuläſſig, auch die Recht prechung 
des RG. ſteht dem entgegen. — Darin, daß bei ijolierter Gewinn⸗ 
berechnung die zwiſchen Ein⸗ und Verkauf eingetretene Geldent⸗ 
wertung in einem Valutazuſchlag zu kalkulieren iſt, der dem Sinken 
der Kaufkraft der Mark im Inlande entſpricht, ſtimmen die 
Gutachten überein. Neu und für die Praxis durch ſeine Einfach⸗ 
heit verlockend iſt der Vorſchlag, dieſe innere Geldentwertung 
gleichzuſetzen mit der Erhöhung der Gehaltsſätze der kaufmänniſchen 
Angeſtellten. Zeiler glaubt, daß dieſe Methode ein vorläufiger 
Erſatz ſei für die Verwirklichung ſeiner Theorie, nach der die 
Steigerung des durchſchnittlichen Volkseinkommens den richtigen 
Maßſtab liefere (ſiehe feine Schrift: Der zuläſſige Verkaufspreis 
nach der Preistreibereiverordnung Leipzig 1922 und meine Be⸗ 
ſprechung JW. 1922, S. 1436). Seine Bemerkungen hierzu, daß 
der jeweilige Durchſchnittsſatz der Angeſtelltengehälter dem ſonſtigen 
Sinken der Kaufkraft der Mark nicht notwendig parallel laufe, 
ſondern zeitlich (und örtlich) ganz abweichend ſich entwickeln könne, 
zeigen jedoch, wie wenig Gewähr dieſer Vorſchlag für die richtige 
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Bemeſſung des Geldentwertungsfaktors bietet. Wenn man ſich 
ſcheuen ſollte, den m. E. zutreffenden Maßſtab anzulegen, nämlich 
die Steigerung der Warenpreiſe unter Zugrundelegung der durch⸗ 
ſchnittlichen berechtigten Produktionskoſten, jo iſt es immer noch 
beſſer, den jetzt von vielen Gerichten, auch vom Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium vertretenen Standpunkt einzunehmen, die Geldentwertung 
nach den Reichsteuerungsziffern zu berechnen. 
RA. Dr. Mox Alsberg, Berlin. 


Dr. Max Alsberg: Preistreibereiſtrafrecht. 7. neubear⸗ 
beitete und vermehrte Auflage. Leipzig 1922. W. Moeſer 
Buchhandlung. 462 Seiten. 

Die wiſſenſchaftliche Verarbeitung der Strafgeſetze, die im 
Krieg und ſeit ſeiner Beendigung aus der Notwendigkeit entſtanden 
ſind, den ſtaatlichen und politiſchen Umwälzungen gerecht zu wer⸗ 
den, bleibt im allgemeinen weit hinter ihrer 85 zurück. Viele 
dieſer Nebengeſetze ſind, wenn man ihre praktiſche Bedeutung und 
theoretiſche Ergiebigkeit maßgebend ſein läßt, Hauptgeſetze, 
ohne von der Strafrechtswiſſenſchaft entſprechend ewürdigt zu 
werden. Die rühmliche Ausnahme yt Alsbergs Preistreiberei⸗ 
ſtrafrecht. Das zuerſt 1916 erſchienene und nun in 7. Auflage 
vorliegende Buch empfiehlt ſich durch feinen äußern Erfolg fo 
ſehr, daß es über die in Beſprechungen zu bietenden Empfehlungen 
hinausgewachſen iſt. Und wenn es ſeine weite Verbreitung der 
Tatſache verdankt, daß es die Bedürfniſſe der Praxis in vollen 
Maße befriedigt, jo iſt fein hoher wiſſenſchaftlicher Rang darauf 
zurückzuführen, daß die dogmatiſche Durchdringung von tauſend 
Einzelheiten überall mit der Einarbeitung in die Grundlehren 
des Strafrechts Hand in Hand geht. Der Verf. hat daher ein 
volles Recht gehabt, die neue Auflage Ernſt Zitelmann zu 
widmen, einem Manne, „deſſen Wirken klaſſiſches Zeugnis für 
die Wahrheit ablegt, daß es zwar viele juriſtiſche Diſziplinen, aber 
nur eine juriſtiſche Wiſſenſchaft gibt“. 

Wie in den vorangehenden Auflagen, ſo ſind in der vor⸗ 
liegenden die neuen Geſetze, Verordnungen und Entſcheidungen 
eingearbeitet, außerdem aber finden ſich Verbeſſerungen und Ver⸗ 
mehrungen, die durch die Veränderungen der Wirtſchaftslage und 
durch den Wunſch des Verf., weniger gut gelungene Teile auf 
höhere Stufe zu heben, veranlaßt ſind. Mit einigen auf dieſe 
Berbeſſerungen bezogenen Stichproben glaube ich dem Leſer beſſer 
zu dienen als mit einer das ganze Buch durcheilenden Inhalts⸗ 
angabe. 

Das Delikt des Kettenhandels bietet der Darſtellung 
beſondere Schwierigkeiten, die in der neuen Auflage völliger über⸗ 
wunden ſind als in den früheren. Der Kern der Schwierigkeiten 
liegt darin, den verbotenen vom erlaubten Kettenhandel abzugrenzen. 
Denn daß die Waren dem Verbraucher durch eine Kette von Händ⸗ 
lern zugeführt werden, iſt an und für ſich eher ein Zeichen von 
blühendem und geſundem Handel als eine „unlautere Machenſchaft“ 
(Preistt®D. 8 1 Ziff. 4). Indem Alsberg die Norm der je 
weiligen Geſtaltung des üblichen reellen Handels entnimmt, alſo 
die Rechtswidrigkeit des Kettenhaudels als Abweichung von einer 
beweglichen Norm der wirtſchaftlichen Kultur ſchildert, rückt er 
das Delikt in helles Licht und liefert zugleich einen Beitrag zu 
den Lehren von der Relativität des Unrechts und der Abhängigkeit 
des Sollens vom Sein. Leider aber iſt der Begriff der normativen 
Tatbeſtandselemente, der ſehr geeignet geweſen wäre, das dogma⸗ 
tiſche Weſen der „unlauteren Machenſchaft“ zu kennzeichnen, von 
Alsberg nicht herangezogen worden. 


Sächſiſches Juſtizminiſterium 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ware in die Kalkulation einzubeziehen. Auch gegen dieſe auf „die 
Natur der Sache“ gegründete Lehre läßt ſich nichts einwenden, 
wenn man nur zugeben will, daß der Handlergewinn auf Koſten 
des Verbrauchers geſteigert werden darf; gerade das aber wider⸗ 
ſpricht der Grundtendenz des Preistreibereirechts. Wenn es ſich, 
wie ich annehme, immer mehr als volkswirtſchaftlich unmöglich er⸗ 
weiſen wird, ſie in der hier intereſſierenden Frage durchzuführen, 
— denn eine Sintflut kann nicht durch einen künſtlich gebauten 
Damm aufgehalten werden — muß das prinzipielle Einerſeits dem 
volkswirtſchaftlich notwendigen Andererſeits weichen, ſo bitter es 
auch für die Privatwirtſchaft des Verbrauchers iſt. 

Wie ſehr privatrechtliche Fragen in das Preistreibereiſtrafrecht 
hineinſpielen, wie ſehr die zivilrechtliche Judikatur an ſeiner Aus⸗ 
bildung beteiligt iſt, hat Alsbergs Buch von Anfang an er⸗ 
kennen laſſen; die neue Auflage aber iſt bereichert um ein be⸗ 
ſonderes, die „Grundzüge des Preistreibereizivilrechts“ 
behandelndes Kapitel. In dieſer wertvollen, das ganze Werk 
abrundenden Ergänzung werden preistreiberiſche Verträge auf ihre 
Rechtsbeſtändigkeit und in ihrer Wirkung auf die Rechte des Käu⸗ 
fers und Verkäufers unterſucht, auch die Beweislaſtverteilung kurz 
erörtert. Die Grundlage wird durch die Stellungnahme zu BGB. 
§ 134 gewonnen. Für Höchſtpreisüberſchreitungen erkennt der Verf. 
nit der herrſchenden Lehre an, daß der Vertrag als ſolcher be⸗ 
ſtehen bleibt, daß aber die Preisforderung, ſoweit ſie über den 
Höchſtpreis hinausgeht, hinfällig iſt; jedoch muß nach Alsberg 
mehr als ein objektiver Verſtoß gegen die Regelung des Höchſt⸗ 
preiſes nicht feſtgeſtellt werden. Dabei muß es auch bei Preis⸗ 
treiberei durch Kettenhandel ſein Bewenden haben, d. h. der Ver⸗ 
trag iſt nichtig, und zwar abſolut nichtig, gleichviel ob ſich die 
Kontrahenten ihres Verſtoßes gegen das Geſetz bewußt geworden 
ſind, vorausgeſetzt aber, daß beide Teile (objektiv) gegen das Ver⸗ 
bot verſtoßen haben. Dieſe, die Beſchrankung auf bewußte Ver⸗ 
botsverletzungen abweiſende, Entſcheidung weicht von der Recht⸗ 
ſprechung des RG. ab und wird im weſentlichen aus dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck des Kettenhandelsverbots — die Ware ſoll nicht 
vom Verbraucher entfernt werden — gerechtfertigt. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Verf. dieſe Auffaſſung genügend gegen mög⸗ 
liche Einwände geſichert hat; ſie iſt wie das ganze Kapitel über 
die privatrechtliche Seite der Preistreiberei und wie das ganze 
Buch überhaupt auf das nicht immer reſtlos durchführbare Be⸗ 
ſtreben gegründet, über den dogmatiſchen Notwendigkeiten nicht 
die wirtſchaftlichen zu vernachläſſigen und auch nicht in den um⸗ 
gelehrten Fehler zu verfallen. 

Prof. Dr. Max Ernſt Mayer, Frankfurt a. M. 


Magnus Schwantje: Das Recht zur Gewaltauwendung. 
Herausgegeben von dem Bund für radikale Ethik. Berlin 
1922. 44 S. 60.— .#. 


Der Zweck des Bundes: „Die Läuterung und Vertiefung der 
ethiſchen Anſchauungen und die Anregung und Anleitung 
zu ſittlichem Handeln“ gibt die geiſtige Grundlage eines m. E. 
wiſſenſchaſtlich und praktiſch unfruchtbaren Rationalismus an, auf 
der die Arbeit Schwantjes beruht. Schwantje iſt um ſeinen 
unerſchütterlichen Glauben zu beneiden, daß er den echten Ring 
beſitze und ſeine Erkenntnis durch Beſchreibung und Lehren weiter⸗ 
verbreiten könne. Er unterſcheidet ſich in dieſer Auffaſſung nicht 
von Tolſtoi, gegen deſſen völlige urchriſtliche Gewaltverneinung 
er eifrig polemiſiert. Demgegenüber will er ein Gebiet der Gewalt⸗ 
anwendung retten, nämlich das zur Bekämpfung des Unrechts. Wann 
dieſes vorliegt, wird als bekannt vorausgeſetzt, ebenſo wie auch die 
höchſt ſchwierigen Begriffe des Rechts und der Gerechtigkeit. . 

Beachtenswert iſt die Anſicht Schwantjes, daß es „eine 
dankbare Aufgabe wäre, an der Entwicklung der geſamten Kultur 
der letzten Jahrtauſende zu zeigen, wie ſehr die Furcht vor Strafe 
und andere Gewalttaten die Anſchauungen und die Sitten der 
Menſchen beeinflußt“. Intereſſant iſt auch die mit dem Zwecke 
des genannten Bundes übereinſtimmende Weltabgewandtheit und 
Staatsfeindlichkeit: „Die Wahrheit iſt, daß zwar die Anregung 
der Menſchen, nach eigener Vervollkommnung zu ſtreben, viel wich⸗ 
tiger iſt, als politiſche und ſoziale Reformen.“ Dieſe Geiſtesver⸗ 
ſaſſung entſpricht einer heute allgemeineren Geiſtesbewegung, die 
ſich gegen den Staat und darauf richtet, wieder in die eigene Men⸗ 
ſchenbruſt hineinzugreifen und aus ihr die Erneuerungskräfte zu 
holen, die wir ſo dringend brauchen und der Staat nicht zu geben 
vermocht hat. RA. Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


Sächſiſches Juſtizminiſterium. 


(Verordnung vom 25. September 1922.) 


8665 der Geſchäftsordnung erhält folgende Faſſung: 

Auf die Anklagebank find vom Vorjigenden nur ſolche An⸗ 
Eau zu verweiſen, bei denen zu befürchten iſt, daß ſie aus dem 
Sitzungszimmer entweichen oder ihre Bewegungsfreiheit zu Störungen 
der Verhandlung, insbeſondere Gewalttätigkeiten mißbrauchen wer⸗ 
den. Die Tatſachen, auf die ſich die Befürchtung gründet, ſind im 


Verhandlungsprotokoll feſtzuſtellen. Das Vorliegen eines Haft⸗ 
befehls wegen Fluchtverdachts allein rechtfertigt noch nich die An⸗ 
nahme, daß der Angeklagte verſuchen werde, ſich eigenmächtig aus 
dem Sitzungszimmer zu entfernen; vielmehr kommt es darauf an, 
ob beſtimmte Tatſachen vorliegen, die vermuten laſſen, daß der 
Angeklagte die Hauptverhandlung zu einem Fluchtverſuch benutzen werde. 


52. Juhrg. 1923 Heft 4 


Vichter und Schuldnerwucher. 


Unabläſſig werden Hypothelen gekündigt und jedes Zeitungs⸗ 
blatt meldet die Rückzahlung induſtrieller Obligationen. Der Ger 
ſetzgeber muß deshalb eilig eingreifen, wenn uicht Grundbeſitz und 
Industrie die Goldforderungen ihrer Gläubiger völlig ſchlucken 
ſollen. Die Stabiliſierung der Mark, ſelbſt wenn ſie zu einem 
Dollarkurſe um 3000 ein werebeſtändiges Geld ſchaffen ſollte, kann 
allein nicht helfen. Denn ſie macht doch die beſondere Bewertung 
der Geldforderungen geboten, die vor dem Kriege oder doch bei einem 
erheblich beſſeren Markſtande begründet wurden. Allerdengs iſt 
eine raſche Geſamtregelung nicht tunlich. Denn den Opern 
der Geldentwertung ſtehen deren Ausbeuter gegenüber. Und dieſe 
ſuchen mit haltloſen Einwänden jeder Art eine Regelung zu ver⸗ 
hindern, die ihre fernere Bereicherung ausſchließt. Deshalb it, 
ſoll nicht der Ruin weiterer Hunderttauſende den Mittelſtaud völlig 
vernichten, Zwe e faches geboten. Es muß zur Verme dung zahlreicher 
Prozeſſe alsbald ein der Geſamtregelung vorausgehendes Geſetz 
bis zu deren Inkraftlreten die Kündigung alter Geldſchulden gegen 
den Willen des Gläubigers rückwirkend ausſchließen. Daneben aber 
muß bis zu dem b zeichneten Zeitpunkte der Richter den Go d⸗ 
gläubiger gegen Entrechtung jchügen. Wer nur die Geſetze v. 4. Aug. 
und 28. Sept. 1914 berüclſichtigt, könnte annehmen, daß er dazu 
außerſtande ſei. Nach den 88 157 und 242 BGB. aber find Verträge 
fo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte es erfordern. Und nach dem 8 138 iſt ein Rechtsgeſchäft 
— auch Kündigung und Leiſtungsgeſchäft find ſolche — nichtig das 
gegen die guten Sitten, d. h. gegen das Anſtandsgefühl aller billig 
und gerecht Denkenden verſtößt. Wie ſich aber die Ti gung einer 
Goldſchuld durch faſt wertloſe Scheine zu Treu und Glauben und dem 
Anſtandsgefühl der billig Denkenden namentlich dann verhält, wenn 
der Schuldner ſelbſt ſeine Produkte und Dienſte nach Goldpreiſen 
abſetzt oder ſonſtwie ſein Einkommen mehr oder minder der Geld⸗ 
entwertung angepaßt hat, bedarf keiner weiteren Darlegung. Das 
RG. hat durch zahlreiche Entſch. bei Lieferungsverträgen den Lieferer 
vom Vertrag entbunden, wenn der Umſturz der Verhältniſſe die 
wirtſchaftliche Unmöglichkeit der Leiſtung bedingt und die 
Anderung der Lage nicht ſchon zur Zeit des Vertrags chluſſes voraus⸗ 
ſehbar war. In einer Entſch. in EZ. 100 S. 129 ff. hat dann das 
RG. nicht nur bei beiderſeits unerfüllten, ſondern auch bei forte 
beſtehenden Vertragsverhältniſſen den Forderungen der 88 157, 242 
BGB. Rechnung getragen. Der Richter ſoll durch Anderung einzelner 
Vertragsbeziehungen eingreifen, wenn Treu und Glauben dies 
zum Gebote machen und ohne die Anderung ein Zuſtand geſchaffen 
würde, der den Forderungen der Billigkeit Hohn ſpräche. Bei 
Goldſchulden hat das RG. allerdings ſeither dem inländiſchen 
Gläubiger die Berufung auf das Sinken des Geldwertes verſagt. 
Unterm 27. Juni dieſes Jahres hat nun aber das RG. eine Entſch. 
erlaſſen, deren Folgen für die künftige Behandlung der Goldſchulden 
m. E. zwingend find. Es hat in einem Pachtfalle die buchſtäbliche 
Durchführung des 85893 BGB. ausgeſchloſſen, da Gold⸗ und 
Papiermark trotz ihrer geſetzlichen Gleichſtellung wirtſchiftlich nicht 
vergleichbar ſeien und eine einfache Ausgleichung der Markbeträge 
ohne zuvorige Umrechnung der Goldmark in Papier⸗ 
mark den mit 8 5895 verfolgten Zweck nicht erfüllen könne. Die 
Erwägungen, die dem RG. im Falle des 8 5893 BGB. eine Aus⸗ 
gleichung von Gold⸗ und Papiermark zum einfachen Nennwert un⸗ 
tunlich und eine zuvorige Umrechnung geboten erſcheinen lietzen, 
greifen zweifellos auch bei der Erfüllung alter Geldſchulden Plaß. 
Denn auch hier kann wegen des kataſtrophalen Umſchwungs der 
Geldverhäleniſſe eine Tilgung der Goldforderungsbeträge durch 
Papiermark den durch die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen ver⸗ 
folgten Zweck nicht erfüllen. Wer ein Darlehen gibt, will ein 
Aquivalent, beim Gelddarlehen alſo Geld von gleichem Werte 
zurückerhalten. Dieſe Abſicht gewährleiſtet 8 607 BGB. dadurch. 
daß er die Rückerſtattung des Empfangenen in Sachen nicht nur 
von gleicher Art und Menge, ſondern auch von gleicher Güte 
vorſchreibt. Die Güte aber ftelli bei Gelddarlehen der innere 
Wert, d. h. die Kaufkraft dar, die zufolge ſeines Feingehaltes 
bzw. ſeiner Golddeckung das geliehene Geld zur Zeit des Dar⸗ 
lehens hatte. Der Zweck des Geſetzes würde vereitelt, wenn die 
Rückerſtattung der in Gold oder Goldwert empfangenen Mark- 
ſumme durch einen gleichen Betrag in Papiermark vom nicht 
tauſendſten Teile der Kaufkraft deshalb erfolgen dürfte, weil das 
Geſetz, das ſtatt des Wertträgers Gold unter Hinweis auf deren 
Vollwertigkeit Banknoten als geſetzliches Zahlungsmittel erklärt 
hat, fortbeſteht, obwohl feine Vorausſetzungen längſt nicht mehr 
zutreffen. Wie im Falle der 88 587—589 der Pächter wirtſchaft⸗ 
lich ungerechtfertigt bereichert würde, wenn er trotz unveränderten 
Sachwertes des zurückerſtatteten Inventars von dem Verpächter 
die Kursdiſferenz zwiſchen einer gleichen Anzahl von Gold⸗ und 
Papiermark verlangen könnte, ſo wird der Darlehnsſchuldner un⸗ 
gerechtfertigt bereichert, der ſich von ſeiner Goldſchuld durch eine 
gleiche Papiermarkzahl befreien darf. 
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Die aus der obigen Pachtentſcheidung gezogene Folgerung 
ergibt ſich denknotwendig auch aus der bei Warn. (Rechtsſpr. 11/22 
Nr. 86) mitgeteilten Eutſcheidung. So wenig dort dem Beſteller 
ein Kraftwagen zugeſprochen wurde, der den Wert ſeiner Gegen⸗ 
leiſtung um das Vielfache überſtieg, ſo wenig geht es nach Treu 
und Glauben an, daß zum Ruine ſeines Gläubigers der Gold⸗ 
ſchulduer ſich jetzt mit einer Leiſtung befreit, deren Kaufkraft 
nicht den tauſendſten Teil des Empfangenen darſtellt. Auch die 
Straſſenate des Reichsgerichts haben wiederholt die Gleichſtellung 
von Papier⸗ und Goldmark, zuletzt in einem Wacherfalle unterm 
19. Dez. 1922 für unzuläſſig erklärt, und der Staatsgerichtshof 
zum Schutze der Republik hat in einer Entſch. v. 19. Sept. v. J. 
mit der Wahnvorſtellung Mark- Mark energeſch aufgeräumt. Des⸗ 
halb wird kein Richter länger an der Lüge festhalten können, die 
Papiermark von heute ſei i. S. des $ 607 eine Sache von gleicher 
Güte wie die Goldmark von ehedem. Das Feſth alten an dem 
Trugbilde würde das Recht vereiteln und den Richter dem be⸗ 
gründeten Vorwurf ausſetzen, daß er weltfremd die Augen vor 
der wirtſchaftlichen Wirklichkeit verſchließe. 

Ich habe oben auf den 8 138 BGB. hingewieſen. In der 
Tat handelt es ſich, abgeſehen von deſſen Abs. 1, um ein Gegen⸗ 
ſtück der Wucherbeſtimmung des Abſ. 2. Der Gläubigerwucherer, der 
die Notlage ſeines Schuldners ausbeutet, iſt ein Stümper gegen 
den Schuldner, der basjelbe mit dem längſt zu materiellem Uns 
recht gewordene Geſetz v. 4. Aug. 1914 tut. Denn jener erpreßt 
von ſeinem Schuldner nur übermäßigen Zins, während dieſer 
ſeinen Gläubiger um faſt deſſen ganze Forderung betrügt. Es 
iſt ſchwer verſtändlich, wie langſam dieſe Erkenntnis dämmert und 
wie ſelbſt heute noch manche Juriſten mit bedauerndem Achſel⸗ 
zucken meinen, der Schuldner mache nur von ſeinem geſetzlichem 
Rechte Gebrauch. Wie der Schuldner auf die 9 v. 4. Aug. 1914, 
kann ſich der Gläubiger auf die geſetzliche Vertragsfreiheit be⸗ 
rufen. Dem ſittenwidrigen Rechtsmißbrauch beider ſteht der 8 138 
entgegen. Beide erſtreben wucheriſche, d. h. ſolche Vermögensvorteile, 
die in auffälligem Mißverhältnis zur Gegenleiſtung ſtehen. Der 
kleine Gläubigerwucherer, indem er ſich übermäßige Zinſen be⸗ 
dingt, der große Schuldnerwucherer, indem er ſich zum Ruin ſeines 
Gläubigers durch ein Tauſendſtel des Empfangenen befreit. Der 
Gläubigerwucher des 8 138 Abi. 2 iſt nur ein einzelnes Bei⸗ 
ſpiel ſittlich verwerflicher Rechtshandlung; der Schuldnerwucher iſt 
gemeinſchädlicher und ſittenwidriger. Er beutet die Not des Geſamt⸗ 
volkes zur Erlangung ſittenwidrigen Sondergewinns aus. Und 
während dem Gläubigerwucher meiſt nur Leichtſinn und Verſchwen⸗ 
dung ausbeutet, fällt dem Schuldnerwucher die Frucht redlicher 
Lebensarbeit zum Opfer. Solchem Tun ſteht der 5 138 BGB. ent⸗ 
gegen. Seinen Opfern die Erkämpfung ihres Rechtes zu erſparen, 
iſt Ehrenpflicht des Geſetzgebers. Staatliches Jutereſſe ſteht dem 
nicht entgegen. Denn keine Staatsverwaltung könn e den jezigen 
Tiefſtand benutzen, um die Gläubiger ihrer mündelſicheren Auleihen 
um ihr Recht zu betrügen. 

Daß ganz ebenſo wie beim Darlehen die Sache auch beim 
Verkaufe liegt, ergibt ſich aus dem Vorſtehenden ohne weiteres. 
Und auch da darf der Richter nicht haltmachen. Der Satz, daß 
er einen Ausgleich ſchaffen muß, wenn die unvorherſehbare Geld⸗ 
entwertung den einen Vertragsteil gegen alle Billigkeit beſchwert, 
muß vielmehr in der Rechtſprechung reſtlos durchgeführt werden. 
Ich bin nicht Anhänger, ſondern Gegner des Freirechts. Ich denke 
nicht daran, den Richter von den geſetzlichen Schranken löſen 
zu wollen. Die Vorſchriſten der 88 138, 157, 242 BG. geben 
ihm m. E. das geſetzliche Recht der Villigkeit, die gebotene 
Berückſichtigung zu ſichern. — 

OLG Präſ. Dr. Beſt, Darmſtadt. 
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Die Frage der Geldentwertung iſt nicht nur die aktuellſte 
unſeres Wirtſchaftslebens, ſondern unſerer zivilrechtlichen Recht⸗ 
ſprechung. Erſtaunlich iſt nur die Gleichmütigkeit der großen 
Mehrzahl der Richter, der Fatalismus der meiſten Rechtsanwälte. 
Mehr als es forenſiſch zum Ausdrucke kommt, iſt das Problem 
der Geldentwertung eine Lebensfrage der deutſchen Juſtiz; darum 
keine Vogelſtraußpolitik! 

Der entſcheidende Punkt ſcheint mir der von Marcuſe 
(DRZ. 1922 S. 216) angeregte, allerdings von Beſt (JW. 1922 
S. 1670) ohne nähere Begründung gemißbilligte Gedanke zu ſein: 
Die Mark iſt zwar geſetzliches Zahlungsmittel, aber nicht Wert⸗ 
meſſer. Beide Begriffe find nicht idenkiſch. In Hamburg wurde 
früher nach der Mark Banko gerechnet, ohne daß dieſe jemals 
ausgeprägt war, in Preußen wurde, namentlich auf dem Lande, 
noch jahrzehntelang nach Einführung der Markwährung nach Talern 
gerechnet, und zwar unabhängig von dem Fortbeſtehen des Talers 
als Zahlungsmittel und noch über ſeine Abſchaffung hinaus. In 
England wird noch heute in vielen Kreiſen, z. B. bei Arzten, nach 
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Guineen (=21 Schilling) gerechnet, obgleich nur der Sovereign 
(Pfund Sterling) zu 20 Schilling ausgeprägt worden iſt; Ver⸗ 
kaufspreiſe von Gegenſtänden nach Guineen oder ihren Bruch⸗ 
teilen (10 sh 6 d und 5 sh 3 d) ſind überhaus häufig. 

Die Mark iſt nun zweifellos in Deutſchland geſetzliches Zah⸗ 
lungsmittel: Geldſchulden ſind in Reichswährung zu entrichten; 
anderweitige Parteivereinbarungen find an ſich zuläſſig (8 244 
BGB.), aber jetzt durch die Deviſenordnung aufs äußerſte beſchränkt 
worden. Die Eigenſchaft der Mark als geſetzliches Zahlungsmittel 
iſt alſo durch die geſetzlichen Vorſchriften der letzten Jahre ſcharf 
betont worden. Die entgegengeſetzte Entwicklung hat die Mark 
als Wertmeſſer gehabt. Ursprünglich galt ſie als Maßſtab für 
den Wert von Gegenſtänden, doch ſtaud es den Beteiligten frei, 
einen anderen Wertmeſſer zu beſtimmen. Lediglich der Geldbetrag 
von Hypothekenforderungen mußte in Reichswährung im Grund⸗ 
buche eingetragen werden. Dieſe Beſtimmung iſt ſchon während 
des Krieges aufgehoben. Aber auch als üblicher Wertmeſſer hat 
die Mark einige Beſchränkungen erfahren. Nach § 5 Abſ. 2 des 
VermZuw Stg. v. 8. April 1922 (RG Bl. S. 346) ift bei der Ver⸗ 
gleichung des Anfangs⸗ und Endvermögens die innere Kaufkraft 
der Mark zu berückſichtigen, das Reichsgericht hat bei der Frage 
der Höchſtpreisüberſchreitung für den Einſtandspreis die Entwertung 
der Mark in immer weiterem Umfange zugelaſſen. 

Alſo hier und dort die entgegengeſetzte Entwicklung: Urſprüng⸗ 
lich war die Mark geſetzliches Zahlungsmittel und zugleich Wert⸗ 
meſſer, auch wurden in beiden Beziehungen entgegengeſetzte Partei⸗ 
vereinbarungen berückſichtigt; ſpäter wurden für die Eigenſchaft 
der Mark als geſetzliches Zahlungsmittel entgegenſtehende Abreden 
in immer weiterem Umfange ausgeſchloſſen, dagegen wurde durch 
Geſetz und höchſtrichterliche Entſcheidungen die Bedeutung der Mark 
als Wertmeſſer immer mehr in Frage geſtellt. 

Tatſächlich beruht ja die Bedeutung der Mark als Wert» 
meſſer nicht, wie ihre Eigenſchaft als Zahlungsmittel, auf geſetz⸗ 
licher Vorſchrift, fordern auf den Gepflogenheiten des Verkehrs. 
Und dieſe Gepflogenheiten haben ſich, wie wir alle wiſſen, in den 
letzten Jahren und insbeſondere in den letzten Monaten grund⸗ 
legend geändert: Die Mark iſt, vielleicht vom Kleinverkehr ab⸗ 
geſehen, nicht mehr Wertmeſſer geblieben. 

Hieraus ergeben ſich folgende wichtige Folgerungen: 

1. Bei Verträgen: 

a) Soweit Leiſtung und Gegenleiſtung ganz oder teilweiſe noch 
nicht erfüllt ſind, kommt es darauf an, ob beide nicht entgegen 
dem Parteiwillen in ein weſentliches Mißverhältnis geraten ſind. 
Die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts hat dieſen Weg ſchon 
gewieſen. Die ruhige Sicherheit, mit der das höchſte Gericht der 
Theorie den richtigen Weg gezeigt hat — eigentlich hätte es um⸗ 
gekehrt ſein müſſen —, kann nicht rühmend genug hervorgehoben 
werden. 

b) Soweit das Geld bereits gezahlt, die Ware aber noch 
nicht geliefert iſt, kommt eine Verweigerung der Lieferung wegen 
Unverhältnismäßigkeit der Gegenleiſtung nicht oder nur ausnahms⸗ 
weiſe in Frage. Denn maßgebend für die Gleichwertigkeit der 
Leiſtungen iſt nicht der Zeipunkt der Lieferung oder der Er⸗ 
füllungsverweigerung, ſondern der Zeitpunkt der Geldzahlung. Er⸗ 
folgt dieſe bei dem Vertragsabſchluſſe, ſo ergibt ſich der klare 
Wille der Parteien, daß der gezahlte Betrag ein ausreichender Gegen⸗ 
wert für die Leiſtung iſt; erfolgt ſie erſt in einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkte, ſo beweiſt ihre Annahme durch den anderen Teil, daß 
er ſie noch als ausreichenden Gegenwert für ſeine Leiſtung er⸗ 
achtet. Lediglich in den ſeltenen Fällen, in denen das Geld nur 
als Teilzahlung oder nur unter Vorbehalt angenommen wird und 
der Zahlende ſich mit dieſem Vorbehalte ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend einverſtanden erklärt, kann eine Anderung oder Auf⸗ 
hebung des Vertrages unter dem Geſichtspunkte der Ungleich⸗ 
wertigleit der Leiſtung und Gegenleiftung in Frage kommen. 

Nicht hierher gehören die Fälle, in welchen nach der Zah⸗ 
lung die Lieferung beſonders erſchwert wird und aus dieſem 
Grunde verweigert wird. Hier ſpielt die Frage der Gleichwertig⸗ 
keit von Leiſtung und Gegenleiſtung keine Rolle, vielmehr wird 
hier die Entſcheidung davon abhängen, ob nach dem Parteiwillen 
der Lieferer das erhöhte Riſito tragen muß oder ob die Er⸗ 
ſchwerung eine derartige iſt, daß die Leiſtung als unmöglich an⸗ 
zuſehen iſt. 

c) Soweit die Ware geliefert, das Geld aber noch nicht ge⸗ 
zahlt iſt, hat der eine Teil dem anderen Kredit gegeben. Iſt 
die Leiſtung zu erfüllen in Mark ohne Kursſicherung, ſo tragt 
der Gläubiger das Riſiko der Geldentwertung. Eine Anderung des 
Vertrages wegen Ungleichwertigkeit der Leijiungen kommt nicht 
in Frage. 

2. Bei nichtverkraglichen Anſprüchen: 

Bei dieſen Anſprüchen (Erſatzforderungen, Anſprüchen aus 
unerlaubter Handlung, aus ungerechtſertigter Bereicherung, aus 
Verzug uſto.) it die Tatſache, daß die Mark nicht als Werktmeſſer 
dienen kann, von entſcheidender Bedeutung. Als Wertmeſſer kommen 
vielmehr, je nach Art der beteiligten Perſonen und ſtreitigen 
Gegenſtände, in Frage: der Wert ausländiſcher Zahlungsmittel, 
der Wert inländiſcher Erzeugniſſe, die Koſten der Lebenshaltung. 
Nach einem dieſer Wertmeſſer iſt die Höhe des Auſpruchs zu 
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berechnen und alsdann mit demjenigen Markbetrag zu bezahlen, 
der ihm entſpricht. Einen beſtimmten Wertmeſſer gibt es zur Zeit 
nicht; dies mag die Tätigkeit des Richters nicht erleichtern, darf 
ihn aber nicht zu einer unzutreffenden Rechtſprechung beſtimmen. 

Von dieſem Geſichtspunkte gelangt man auch zu einer ver⸗ 
ſtändigen Feſtſetzung des Streitwertes bei Forderungen in aus⸗ 
ländiſcher Währung oder bei Herausgabeanſprüchen von Gegen⸗ 
ſtänden, ohne daß es einer Anderung des 8 4 35D. bedarf (vgl. 
Pick, JW. 1922, S. 1666). Wert des Streitgegenſtandes iſt nicht 
der Betrag in Mark, der dem Klageanſpruch zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung gleichwertig iſt, ſondern der Klageanſpruch iſt der Wert 
ſelbſt, und er wird umgerechnet in Mark nach dem freien Er⸗ 
meſſen des Gerichts (83 ZPO.), wobei der Preis zur Zeit der 
Erhebung der Gerichts⸗ und Anwaltskoſten für die Umrechnung von 


entſcheidender Bedeutung iſt. 
LG R. Dr. Holländer, Berlin. 


Kann man einen Forderungsprogek noch gewinnen? 

Die Frage wird überraſchen. Aber ſie iſt durchaus ernſt zu 
nehmen. Prozeſſual kann man einen Forderungsprozeß noch 
gewinnen, wirtſchaftlich bei zunehmender Geldentwertung aber 
tatſächlich nicht, wenn die Klagſumme auf Reichsmark lautet. Es 
ſoll hier nicht einmal an den (in verhältnismäßig guter Mark) an 
den Anwalt geleiſteten Koſtenvorſchuß gedacht ſein, auch nicht 
an die (in wieder verhältnismäßig guter Mark) erfolgte Sicher⸗ 
heitsleiſtung zwecks antizipierter Vollſtreckung. Bis das Urteil 
ſchließlich rechtskräftig iſt, iſt die auf Mark lautende Klagſumme 
in ein wirtſchaftliches Nichts zuſammengeſchmolzen. Der Kläger 
mag ſich ausrechnen, daß, hätte er nur den an den Anwalt ge⸗ 
leiſteten Vorſchuß in wertbeſtändige Anlage verwandelt, ohne Klage 
zu erheben, er wirtſchaftlich oft ſchließlich beſſer ſtünde. Unmögliche 
Rechtszuſtände, die alles Rechtsbewußtſein unerhört untergraben 
müſſen. Die Anwaltſchaft weiß, wie abſchreckend dieſe Umſtan.de 
auf das rechtſuchende Publikum wirken. Die Gewiſſenhaftigkeit ge⸗ 
bietet dem Anwalt, den Kläger auf die wirtſchaftliche Gefahr des 
juriſtiſch gewonnenen Prozeſſes hinzuweiſen. 

Auf Abhilfe muß geſonnen werden. Es genügt keineswegs 
die Anwendung gewiſſer Palliativmittel, wie hohe Verzugszinſen; 
es genügt auch nicht ein gewiſſes „Vorgeben“ bei der Feſtſetzung 
des Nominalbetrags im Klagantrag, weil meiſt ſelbſt dieſes kühne 
Vorgeben ſchon im erſten Termin, gar nicht zu reden bei Beendi⸗ 
gung der Inſtanz, überholt iſt. Nicht hilft auch, über den Grund 
vorab entſcheiden zu laſſen, weil dann ſchließlich im weiteren Ver⸗ 
fahren ein Betrag doch genannt werden muß. Einzig bleibt eine 
„wertbeſtändige“ Faſſung des Klagantrages. Wir kennen Kohlen⸗ 
und Roggenanleihe. Warum nicht auch einen Kohlen- und Roggen⸗ 
klagantrag? Bezeichnend iſt, daß das beweglichere Wirtſchaftsleben 
faſt ſtets der zünftigen Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege voraus iſt. 

Ich ſtehe daher nicht an, etwa den folgenden Klagantrag zu 
empfehlen: 

„Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger den⸗ 
jenigen Markbetrag zu zahlen, der 100 amerikaniſchen Dollars 
— (oder) 20 Zwanzigmarkgoldſtücken entſprechend dem von 
der Reichsbank feſtgeſetzten Ankaufspreis — (oder) 5 Zent⸗ 
nern Kohlen (Sortenbezeichnung) — (oder) 5 Zentnern 
Roggen (Sortenbezeichnung) — entſpricht.“ 

Wie man ſich die Vollſtreckung eines ſolchen Urteils denkt? 
Man wird unſeren Gerichtsvollziehern ſchon ſo viel Fähigkeit zu⸗ 
trauen dürfen, den richtigen Geldbetrag im Zeitpunkt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils zu ermitteln. Es bleibt gegen das „Feſtſetzungs⸗ 
verfahren“ durch den Gerichtsvollzieher das Anrufen des Gerichts 
mit den Mitteln des § 766 ZPO. Ich ſehe im ganzen keine 
großen Schwierigkeiten, die das Problem des „wertbeſtändigen“ 
Urteilstenors birgt. Etwas mehr Mut könnte den Faktoren der 
Rechtspflege hier nichts ſchaden. Die rufen ſo gerne nach dem 
Geſetzgeber, überſehen aber, daß in manchen Dingen de lege lata 
ſie ſelber Hand ans zu beſſernde Werk legen können. Welcher Segen 
wäre z. B. der „wertbeſtändige“ Urteilstenor in Unterhaltsprozeſſen: 
Es gäbe keine neuen Klagen nach 8 323 3 O., die ſtändig in größter 
Fülle die Gerichte belaſten. Das Ziel iſt ſo unſagbar leicht zu 
erreichen, aber das Naheliegende wird gerne überſehen. Die Geld⸗ 
entwertung als Geſetzgebungsproblem des Privatrechts bietet auf 
die bezeichnete Weiſe für die prozeſſuale Berückſichtigung kaum 
Schwierigkeiten. Darum her mit dem „wertbeſtändigen“ 
Urteil! RA. Dr. Linz, Mannheim. 


Geldentwertung und Verjährung. 

Das Problem der Geldentwertung durchdringt immer weitere 
Teile des Rechtsſyſtems. Solange der Geſetzgeber nicht eingreift, 
wird es immer ſchwieriger, aber auch dringender, das geltende Recht 
den veränderten Verhältniſſen anzupaſſen. Das Ungeſunde des 
Zuſtandes — wenn man ihn rein rechtlich betrachtet — liegt darin, 
daß das geltende Recht an dem Gedanken der Markwährung feſt⸗ 
hält, der durch die wirtſchaftliche Entwickelung aufgehoben iſt. 
Indem die Rechtſprechung ſich den neuen Verhälkniſſen anpaßt, ohne 
doch die Mark als Wahrungs⸗ und Rechnungseinheit ausſchalten zu 
können, erweckt ſie vielfach den Eindruck der Flickarbeit: fie ſtopft 
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von Fall zu Fall ein Loch im zermürbten Syſtem und kann nicht 
hindern, daß ſich um ſo größere Einbruchsſtellen zeigen. 

Ein bezeichnender Fall dieſer Art iſt die in RG. 102, 143 ff. 
abgedruckte Entſcheidung. Es handelte ſich um die Frage, wann 
ein auf Zahlung von Herſtellungskoſten gerichteter Schadenerſatz⸗ 
anſpruch inſoweit zu verjähren beginnt, als die Preiſe durch Krieg, 
Revolution oder ähnliche Umſtände in unvorherſehbarer Weiſe ge⸗ 
ſtiegen ſind. 

Anerkannter Grundſatz des RGB. iſt, daß, wie eine Feſtſtellungs⸗ 
klage, fo auch eine unbezifferte Leiſtungsklage (RG. 75, 306) die 
Verjährung in Anſehung des ganzen geltend gemachten Anſpruchs 
unterbricht. Hingegen halt die Rechtſprechung des RG. bisher daran 
feſt, daß eine bezifferte Leiſtungsklage eine Verjährungsunterbrechung 
nur in Höhe des geforderten Betrages bewirkt, und zwar auch dann, 
wenn der Kläger von vornherein den ganzen Schaden hat geltend 
machen wollen, aber ſeine — auf den damaligen Verhältuiſſen 
beruhende — Schätzung der Schadenshöhe durch die ſpätere Ent⸗ 
wickelung überholt wird (ſ. bei. RG. bei Warn. 1908 Nr. 124; RGR. 
8 209 Aum. 1). 

Der in RG. 102, 143 entſchiedene Fall lag nun fo: Kl. 
erhob im Februar 1916 Klage auf 2000 % als erforderlichen Be⸗ 
trag zur Beſeitigung der Schaden, die die Bekl. ihrem Grundſtück 
im Juli 1913 bei der Ausführung von Sprengarbeiten zugefügt 
hatte. Im Februar 1920 erhöhte Kl. ihre Forderung auf 50000 %, 
weil jetzt mindeſtens dieſer Betrag zur Wiederherſtellung des Grund⸗ 
ſtücks notwendig ſei. 

Das NG. weiſt die Verjährungseinrede zurück indem es aus⸗ 
führt: „Steigen die Koſten, bevor der Schaden geheilt iſt, in einem 
Maße, das von dem Erſatzberechtigten nicht vorhergeſehen werden 
wunte, fo find die auf der Steigerung beruhenden Mehrkoſten neue 
Schadens folgen, denen die Einrede der Verjährung erſt nach Ablauf 
von drei Jahren ſeit dem Zeitpunkte entgegengeſetzt werden kann, 
zu dem der Erſatzberechtigte Kenntnis von der Steigerung erlangt 
hat. Die nach dem Kriegsausgang und der Revolution einjegende 
Verteuerung iſt eine Schadensfolge, deren Entſtehung von der 
Klägerin ſo wenig wie von einem anderen Menſchen vorher⸗ 
geſehen werden konnte. Die Verjährung dieſer Schadeusfolge be⸗ 
gann daher erſt Ende 1918 oder Anfang 1919“. 

Dieſer — etwas gewaltſam und konſtruktiv anmutende — 
Gedanke, daß die Preisſteigerung eine neue Schadensfolge ſei, 
löſt wohl den Einzelfall, nicht aber die — jetzt täglich zur Entſch. 
ſtehenden — Fälle in denen Sachpreiſe und Herſtellungskoſten von 
Tag zu Tag in nachgerade vorherſehbarer Weiſe — am Maße 
der Markeinheit gemeſſen — ſteigen. Hier kann vom Beginne 
neuer Verjährungsfriſten keine Rede ſein. Nimmt man hier an, 
daß eine bezifferte Leiſtungsklage die Verjährung nur in Höhe 
des eingeklagten Betrages unterbreche, ſo würde der Anſpruch auf 
Erfah der ſpäteren Erhöhung verjähren, ſoweit der Klageantrag nicht 
vor Ablauf der Verjährungsfriſt in mündlicher Verhandlung er⸗ 
weitert wird. 

Die angeführte RaSEntſch. ſcheint aber auch in anderer Richtung 
zu einem unbefriedigenden Ergebniſſe zu führen: Sind die Mehr⸗ 
koſten neue Schadensfolgen, ſo kann ihre Verjährung nicht davon 
abhängig fein ob und wann der Anſpruch wegen der urſprünglichen 
Kaſten verjährt iſt. Man müßte vielmehr annehmen, daß in dem 
Fall der gedachten RGeEntſch. der Geſchädigte die erhöhten Koſten 
— aber nur die Erhöhung — ſelbſt dann bis zum Jahre 1922 
hätte einklagen können, wenn er wegen des urſprünglichen Schadens 
bis zum Jahre 1916 keine Klage erhoben hätte. 

Es ſcheint, als ob das RG. das Unbefriedigende dieſes Ergeb⸗ 
niſſes ſelbſt empfunden hat und als ob die fragliche Entſch. dieſen 
Zwieſpalt unmittelbar in ſich trägt. Dem oben wiedergegebenen erſten 
Teile der Entſcheidungsgründe ſchließt ſich nämlich noch ein zweiter 
Teil an. (Bemerkenswert iſt, daß die erſte Veröffentlichung der 
Entſch. in JW. 1921, 1229 nur den erſten Teil wiedergibt.) Hier 
tritt das RO. in Erörterungen darüber ein, „was die Kl. an ſolchen 
(Herſtellungs⸗ Koſten verlangt hat“, indem ſie „dem Vuchſtaben 
nach Ihren — urſprünglichen — Klageantrag auf Zahlung von 
2000 4 gerichtet und die Klage auf 50000 % erſt im Februar 1920 
erweitert hat, d. h. zu einer Zeit, zu der ſeit der Unterbrechung 
der . durch die Klageerhebung drei Jahre verſtrichen 
waren 1)“. 

Die Entſch. führt dann aus: der Klageantrag könne nach dem 
Inhalt der Klageſchrift nicht anders verſtanden werden, als daß 
die Kl. nicht 2000 als Geldentſchädigung ſchlechthin, ſondern i. S. 
von 8 249 S. 2 denjenigen Geldbetrag gefordert hat, der zur Wieder⸗ 
herſtellung nach ſachverſtändigem Gutachten erforderlich fei. Der 
Anſpruch wie er von der KL gemeint geweſen ſei, ſei mithin 
nicht verjährt. . 

Dieſe Erwägungen deinen die Entf. des Falles ſelbſtändig 
und ohne Rückſicht auf die erſte Hälfte der Enkſcheidungsgründe 
zu tragen. Hat der Klageantrag, ſo wie er gemeint war, die 
Verjährung unterbrochen, ſo hat die Unterbrechung den Schaden in 
dem Umfange umfaßt, den er zur Zeit des ergehenden Urteils an⸗ 
genommen haben würde. Dann bedurfte es nicht der Konſtruktion 


1) Inwiefern dieſe Frage erheblich fein ſoll, iſt gegenüber § 211 
BGB. nicht zu ſehen. 5 — - 
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ber neuen Schadensfolgen. Das logiſche Verhältnis der beiden 
Teile der Entſcheidungsgründe ſoll aber offenbar das ſein, daß beide 
zuſammen die Entſch. tragen ſollen. 

Der Gedankengang des RG. iſt nicht durchſichtig. Das NE. 
ſchließt entweder jo. Soweit die 50000 % neue Schadensfolgen 
umfaffen, iſt der Anſpruch keinesfalls verjährt. In den 50000 22 
ſtecken aber auch die Koſten, die ſchon vor der Revolution entſtanden 
waren. Wollte man annehmen, daß der 2000 %½⸗Autrag nicht aus⸗ 
legungsfähig ſei, ſo wäre von dieſen früheren Koſten nur ein 
Teil von 2000 % unverjährt. Die jetzige Klageforderung würde ſich 
alſo um den Betrag — und nur den Betrag — vermindern, um 
den bereits der urſprüngliche Schaden größer war als 2000 5. 

Es iſt, wie geſagt, nicht deutlich, ob dies der Gedankengang 
der Entſch. iſt, oder ob das NG. nicht vielmehr fo ſchließt: Die 
neuen Schadensfolgen können nur geitend gemacht werden, wenn 
wegen der uriprünglichen Folgen die Verjährung unterbrochen iſt; 
die Kl. kann in Anſehung der Preiserhöhungen nicht beſſer 
ſtehen, als fie in Ansehung der urſprünglichen Koſten ſteht. Auch 
von dieſem Standpunkte aus war zu prüfen, ob die 2000 Klage 
die Verjährung wegen der urſprünglichen Koſten in vollem Un⸗ 
fange unterbrochen hat. Es mag fein, daß das RG, nur weil es dieſe 
Frage bejaht, annehmen zu können glaubt, daß auch der Auſpruch 
auf die fpäteren Preisſteigerungen — deſſen Verjährung erſt ſpäter 
hegonnen habe — nicht verjährt ſei. 

Jedenfalls kann man ſich dem Eindrucke nicht entziehen, daß 
über der Konſtruktion der „neuen Schadensfolgen“ der nächſt iegende 
Gedanke überſehen worden iſt: Hat die 2000 -Klage, ſo wie fie 
gemeint war, die Verjährung im vollen Umfauge des Schadens 
unterbrochen, fo bedurfte es keiner Unterbrechung in Anſehung der 
ſpäteren — ziffernmäßigen — Erhöhung. Hat die Kl. mit ihrem 
— bezifferten — Antrage den Betrag gefordert, der zur Herſtellung 
nach ſachverſtändigem Gutachten erforderlich war, ſo war es der 
zur Zeit des ergehenden Urteils erjorder.ihe Betrag (dc K. 8 251 
Aum. 3; RG. 101, 426). Wenn man überhaupt eine Auslegung 
des bezifferten Antrages zuläßt, wie es das NS. tut, jo kann dieſe 
Auslegung nicht vor den nach Klageerhebung eintretenden Preis⸗ 
ſteigerungen haltmachen. Iſt der bezifferte Antrag auslegungsfähig, 
fo wird er damit, wenn er ſich nicht als Teilantrag kennzeichnet, 
dem unbezifferten gleichgeſtellt. Dann umfaßt er die volle ziffern⸗ 
mäßige Höhe, die der Schaden zur Zeit des Urteils erreicht. Dann 
aber iſt es unerheblich, ob und wieweit eine „Erhöhung“ (in 
Papiermark) erſt nach Klageerhebung eintritt. Näher könnte es 
liegen, umgekehrt dem Kläger die Tarſache zur Laſt zu legen, 
daß er einen bezifferten Betrag gefordert hat, der von vornherein 
zur Beſeitigung des Schadens nicht hiureichte. Hier könnte man auf 
den Gedanken kommen, eine „Teilklage“ zu konſtruieren. Das NO, 
lehnt das mit Recht ab. Dann aber kann man vollends den Kl. 
nicht inſoweit, als der Schaden — ziffernmäßig — bei Klage⸗ 
erhebung noch nicht beſtand, ungünſtiger ſtellen, als inſoweit er 
ſchon beſtand (vom Kl. jedoch unrichtig eingeſchätzt wurde). So 
wenig es möglich iſt, die Verjährungsunterbrechung in dem Ver⸗ 
hältniſſe zu reduzieren, in dem die bezifferte Leiſtungsllage hinter 
dem zur Zeit der Klageerhebung ſchon zifſernmäßig beſtehenden Au⸗ 
ſpruche zurückblieb, ſo wenig — oder vie megr noch weniger — iſt 
es möglich, die Unterbrechung auf den Schadensbetrag zu be⸗ 
ſchränken, wie er zur Zeit der Klage ſchon beſtand oder jedenfalls 
vorherſehbar war. 

Endemann, dem bei ſeiner Beſprechung der fraglichen 
RGEntſch. in JW. 1921, 1229 offenbar nur die erſte Hälfte der 
Eutſcheidungsgründe vorlag, hat den allein gangbaren Weg bereits 
gewieſen. Er führt aus, die Steigerung der Herſtellungskoſten ſei 
nichts anderes als das Gegenbild zu der Verminderung der Kauf⸗ 
kraft unſeres Währungsgeldes; ſie könnte daher nicht neue Schadens⸗ 
folgen zur Eutſtehung bringen, für die jetzt erſt eine neue Ver⸗ 
jährungsfriſt begönne; einfacher ſcheine die Erwägung, daß jede 
Schadenerfagpflicht auf Naturalerſatz hinauslaufe; die dazu erforder⸗ 
lichen Aufwendungen bedeuteten nur Rechnungspoſten; fie ſeien 
ber unter den Einwirkungen des wechſelnden Kurswertes ſich 
wandelnde Ausdruck für den von Anbeginn vorhandenen Schaden; 
der Klagantrag ſei ſo auszulegen und vorſichtig darauf zu richten: 
ich begehre die Herſtellung des geſchädigten Gutes in Natur und 
beziffere den hierzu erforderlichen Betrag vorläufig auf 2000 . 

Die Folgerungen, die aus der Tatſache zu ziehen ſind, daß 
die Geldenkwertung die Frage der Verjährung und ihrer Unter⸗ 
brechung in neues Licht rückt, müfjen aber weiter gehen, als aus 
dieſen Ausführungen zu erkennen iſt. Seitdem die Mark keine feſt⸗ 
ſtehende Größe mehr iſt, muß allgemein die Auffaſſung aufgegeben 
werden, daß eine bezifferte Leiſtungsklage die Verjährung nur in 
Höhe des eingeklagten Betrages unterbreche. Der Beweggrund zu der 
veränderten Geſetzesauslegung (die Wirkung der Geldentwertung) 
kann bei der Geſetzesanwendung ſelbſt nicht mehr in die Erſcheinung 
treten: man kann den Grundſatz, daß auch bezifferte Leiſtungs⸗ 
klagen die Verjährung in weiterem Umfange unterbrechen können, 
als die Bezifferung reicht, nicht etwa dahin einſchränken, daß ledig⸗ 
lich die Geldentwertung zu berückſichtigen ſei, daß alſo die Ver⸗ 
jährung in dem Betrage unterbrochen ſei, der dem „Werte“ des ein⸗ 
geklagten Betrages entſpreche, der eingeklagte Betrag alſo etwa jeweils 
mit einem Entwertungsboefſizienten (Dollarkurs? Goldkurs? innerer 


15 


114 


Kaufkraft? Einkommensdurchſchnitt?) zu vervielfachen wäre. Viel⸗ 
niehr führt der neue Entſcheidungsgrund über ſich ſelb t hinaus: 
Die Tatſache, daß an der Bezifferung des Antrages als einer feſten 
Größe nicht feſtzuhalten iſt, führt dahin, daß der bezifferte Antrag 
ſchlechthin dem unbezifferten oder Feſtſtellungsantrag gleichzuſtellen 
it. Die Verjährung wird auch durch einen bezifferten 
Leiſtungsanſpruch in dem Umfange unterbrochen, 
in dem der Anſpruch dem Grunde nach erhoben wird, 
fofern der Inhalt der Klage ergibt, daß der An⸗ 
ſpruch nicht als Teilanſpruch, ſondern in vollen 
Höhe geltend gemacht werden joll. 

Die Begründung dieſer Auffaſſung liegt in dem Gedanken 
der Rechtsſicherheit, dem das Juſtitut der Verjährung zu dienen 
beſtimmt iſt. Gerade weil das geltende Recht von der Mark als 
Rechnungseinheit ausgeht, kann nicht zwiſchen ziffernmäßiger Er⸗ 
höhung durch Markentwertung einerſeits und durch andere Umſtände 
andererſeits unterſchieden werden. Sonſt müßte der Richter im 
einzelnen Falle feſtſtellen wie weit eine Preiserhöhung Folge der 
Markentwertung oder ſonſtiger Umſtände iſt, oder wieweit die 
Bezifferung der Klageforderung von vornherein zu niedrig war. 
Verlangte und rechtfertigte bisher das Jutereſſe des Schuldners 
den Grundſatz, daß eine auf beſtimmte Leiſtung gerichtete Klage den 
Lauf der Verjährung nur in Anſehung des beſtimmten Betrages 
unterbrach, ſo würde unter den heutigen Verhältniſſen, wollte man 
an dieſer Auffaſſung feſthalten, gerade dadurch eine nicht zu recht⸗ 
fertigende Rechtsunſicherheit eingeführt werden, die durch die Kon⸗ 
ſtrultion „neuer unvorherſehbarer Schadeusfolgen“ nicht auszu⸗ 
gleichen wäre. Die Tatſache, daß man damit dem Kläger auch die 
Gefahr abnimmt, daß er — bei bezifferter Klage — feinen Schaden 
zu gering bewertet, läßt ſich ebenfalls aus den veränderten Verhält⸗ 
niſſen rechtfertigen. In geſunden Zeiten ſtanden Wert und Preis 
in ſo feſtem Verhältniſſe, daß der Geſchädigte bei einiger Sorgfalt 
feinen Schaden zuverläjig bez fern konnte. Heute iſt ſelbſt der 
Sachkundige kaum in der Lage den Tagespreis mit Sicherheit 


anzugeben. 
Gewiß kann der Kl. auch bei anderer Auffaſſung alle Schwierig⸗ 
keiten dadurch vermeiden, daß er — mindeſtens kumulativ oder 


eventuell — auf Feſtſtellung oder auf Leiſtung des durch Gutachten 
zu Ermittelnden anträgt. Es kann jedem Auwalt, ſolauge ſich die 
hier vertretene Auffaſſung nicht allgemein durchgeſetzt hat, nur 
empfohlen werden, jede Schadenserſatzkage außer auf Zahlung 
eines beſtimmten Betrages (das wird für den Fall notwendig ſein, 
daß Verſäumnisurteil ergeht), zugleich auf Zahlung des gegebenen⸗ 
falls höheren, durch ſachverſtändiges Gutachten zu ermittelnden Be⸗ 
trages zur Zeit des ergehenden Urteils zu richten. Aber es geht 
nicht mehr an, den Kl. gleichſam als Strafe für unvorſichtige An⸗ 
tragsformulierung unter dem Geſichtspunkte der Verjährung mit 
einem Teil feines Anſpruches auszuſchließen. Es liegt unter den 
heutigen Verhältniſſen nicht mehr i. S. des Rechtsinſtituts der 
Verjährung, dem Verpflichteten zuzugeſtehen, er müſſe ſich darauf 
verlaſſen können, daß er höchſtens bis zu dem innerhalb der Ver⸗ 
jährungsfriſt eingeklagten Betrage in Anſpruch genommen werde. 
Das wäre möglicherweiſe eine Belohnung für Prozeßverſchlepvung, 
wie ſie dem ſäumigen Schuldner eines fixierten Zahlungsanſpruches 
heute allzu häufig zuteil wird. Die Frage des Verzugsſchadens 
wird in der Praxis noch immer zu ſelten aufgeworfen. Im vor⸗ 
liegenden Falle brauchen wir ſie nicht, um zu dem allein ge⸗ 
rechten Ergebniſſe zu kommen. Das Intereſſe des Schuldners iſt 
gegenüber dem berechtigten Intereſſe des Gläubigers hinreichend 
gewahrt, wenn er innerhalb der Verjährungsfriſt erfährt, er werde 
wegen eines dem Grunde nach beſtimmten Anſpruches feinem vollen 
Umfange nach in Auſpruch genommen. Die Frage der Höhe dieſes 
Anſpruches iſt unter dem Geſechtspunkte der Verjährung überhaupt 
nicht mehr zu ſtellen. Landrichier Fritz Hirſchfeld, Berlin. 


Muß die Eiſenbahn, 

wenn fie gemäß 58 88 ., 430 988. ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig wird, auch die Geldentwertung mit vergüten? 

J. Macht der Geſchädigte bei den Eiſenbahnbehörden ſeinen 
Schaden geltend, ſo wird er regelmäßig mit dem Hinweiſe auf 
5 88 EVO. bzw. 8457 HGB. abgefertigt, nach welchen Be⸗ 
ſtimmungen die Eiſenbahn nur den „gemeinen Handelswert“ bzw. 
den „gemeinen Wert“ zu erſetzen habe. Die Schadenerſetzung 
könnte nach dieſen Beſtimmungen nur in der Weiſe ſtattfinden, 
indem der „Wert erſetzt werde, welchen das Gut in dem Zeit⸗ 
punkt der Annahme des Aufgabeortes gehabt habe“. Auf die 
Worte: „in dem Zeitpunkt der Annahme des Gutes zur Be⸗ 
förderung“ ſei der Schwerpunkt zu legen. Von einem „Zeit⸗ 
punkt der Bezahlung“ ſage das Geſetz nichts. Wenn alſo ein 
Gut in dem Zeitpunkt der „Annahme“ z. B. 2000 % Wert hatte, 
ſo brauche die Eiſenbahn nur dieſe Summe zu bezahlen und 
nicht den Wert von 20000 %, welchen das Gut am Zahltage 
erlangt hat. 
Eeas iſt notwendig, dieſe Einrede zu prüfen, um fo mehr 
ſämtliche Kommentare des HGB. und auch der EBD. über die 
nähere Wertberechmung völlig verſagen. 

„Zunächſt muͤſſen wir uns darüber klar werden, welche Rechts⸗ 
begriffe der „gemeine Haudelswert“ und der „gemeine Wert“ 
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darſtellen. Das RG. bemerkt hierzu: „daß der gemeine Handels⸗ 
wert“ der „Marktpreis“ ſei (RG. 96, 152; Bolze, Praxis 14 
Nr. 406 b; Staub⸗Koenige, 11. Aufl. S. 1428 Anm. 3 zu 
8 430). Es ſagt weiter: „Der ‚gemeine Wert' iſt der wahre 
objektive Wert der Sache, einen ſogenannten Licbhaberpreis braucht 
der Verpflichtete nicht zu erſetzen (RG. 96, 125). Haben wir 
es mit Kaufmannsgut zu tun, deſſen Verkauf im redlichen Umſatz⸗ 
vertrage zuſtande gekommen iſt, ſo kommt nur der „gemeine 
Handelswert“ in Frage, und dies iſt der Marktpreis, den das 
Gut am Tage der Abſendung hatte (Staub⸗Koenige a. a. O.). 
Dieſer allein iſt für die Schadenerſatzregulierung maßgebend. Nun 
müſſen wir aber weiter fragen: Was bedeutet nun der „Markt⸗ 
preis“? Hierzu bemerkt Staub- Koenige a. a. O. S. 1428 Anm. 3 
zu 8430 und S. 573 Vorbemerk. zu 8 373: „Die Marktlage und 
die daraus ſich ergebenden Marktpreiſe ſind nur dann alle 
emein maßgebend, wenn die früher geordneten 
Verhältniſſe ſich wieder eingeſtellt haben.“ 

Es kann demnach bei abhanden gekommenen bzw. geſtohlenen 
oder beſchädigten Kaufmannsgütern, für die die Bahn Schaden⸗ 
erſatz zu leiſten hat, in der jetzigen unruhigen, keine Berechnung 
zulaſſenden Zeit unmöglich von einem „Marktpreiſe“, geſchweige 
von einem „gemeinen Handelswert“ die Rede ſein. Dieſer Aus⸗ 
druck wurde vom Geſetzgeber auch nur für ruhige, normale 
Zeiten geſchaffen, und zur Zeit der Firierung der betr. Beſtim⸗ 
mungen unterlagen ſämtliche Waren nicht fo gewaltigen Preis⸗ 
ſchwankungen wie dies heute der Fall iſt. Zagunſten der Eiſen⸗ 
bahn könnte hiernach höchſtens angenommen werden, daß ſie ſich 
auf 85 88 EVO. bzw. 457 HGB. nur dann berufen kann, wenn 
ſie den Geſchädigten innerhalb der geſetzlichen Liefer⸗ 
friſten (875 EBD.) den Schaden vergütet; hier könnte fie ſich 
mit Recht auf den „gemeinen Handelswert“ berufen, den „das 
Gut am Tage der Abſendung hatte“. Sind die Lieferfriſten aber 
längſt verſtrichen, ſtellt ſich nach Monaten ſeit der Aufgabe des 
Gutes heraus, daß dasſelbe nicht mehr vorhanden iſt, fo if fie 
durch ihr Verſchulden in der Nichtablieferung des Gutes in Verzug 
gekommen, und ſie hat als Schuldnerin dem Gläubiger den Verzugs⸗ 
ſchaden zu erſetzen (88 286, 287 BGB.). Auf jeden Fall gerät 
aber die Bahn beſtimmt in Verzug, wenn ſie nach der eingereichten 
Reklamation nicht unverzüglich dem Geſchädigten den Schaden 
erſetzt. Nicht einmal eine „Notmarktlage“ gibt es augenblicklich 
(RE. v. 12. Dez. 1922 1 D 771/22). 

II. Man muß ſchon zu dieſem Ergebnis kommen, weil der 
Eiſenbahnfiskus gewerbsmäßig Beförderungsgeſchäfte betreibt und 
er in dieſer Eigenſchaft Raufmannseigenſchaft beſitzt (Staub⸗ 
Koenige Anm. 1 zu § 452 S. 452; Frankenburger 5. Aufl. 
S. 631 Anm. zu 8 452). Und daß der Eiſenbahnfiskus ein 
routinierter Kaufmann iſt, beweiſt ſchon der Umſtand, daß er 
die Geldentwertung ſehr zu ſeinem Nutzen anzu⸗ 
wenden verfteht. Hat doch die Eiſenbahn z. B. im Verlaufe 
des Jahres 1922 ihre Frachtſätze nicht weniger als eljmal erhöht, 
und zwar immer um das Doppelte, ja zuweilen um ein 
Mehrfaches. 

Macht ſomit der Eiſenbahnfiskus als Kaufmann ſich die Geld⸗ 
entwertung auf dieſe Weiſe zunutze, ſo iſt nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb er in den Fällen, in denen er Schibenerjag zu leiſten hat, 
die Geldentwertung nicht auch gegen ſich gelten laſſen muß. 
Dieſer Standpunkt iſt nicht mehr als recht und billig, 
er wird auch von der modernen Rechtslehre geteilt. 

III. So ſagt z. B. Geiler in der JW. 1922, 1432: „Beim 
Verzug des Schuldners mit einer Papiermarkgeldſchuld kann der 
Gläubiger grundſätzlich und ohne beſonderen Nachweis den wäh⸗ 
rend des Verzuges eingetretenen Rückgang der Inlandskaufkraft der 
Papiermark als Verzugsſchaden beanſpruchen.“ Ferner Woll⸗ 
ſtadt a. a. O. 1922, 1302: „Der materiellrechtliche Anspruch 
iſt völlig derfelbe geblieben, lediglich der zur Zeit zum Ausgleich 
erforderliche ſummenmäßige Geldbetrag iſt ein höherer geworden, 
ohne daß damit der Gläubiger in Wirklichkeit mehr betäme, 
als er ſonſt bekommen hätte, wenn er zur Zeit der Klageerhebung 
(oder Reklamation) ausgezahlt worden wäre. Nicht der Schaden 
iſt ein anderer, deſſen Erſatz verlangt wird, ſondern einzig und 
allein der Maßſtab, mit dem er gemeſſen wird, hat ji verandert. 
Die Mark iſt nicht mehr das, was ſie früher war. Durch die Geld⸗ 
entwertung wird daher der Schaden als ſolcher weder kleiner 
noch größer.“ Ferner Jacobſen in der Hand. 1922 S. 922: 
„Wollte man dem Frachtführer geſtatten, ſich durch Zahlung des 
urſprünglichen gemeinen Handelswertes zu befreien, nachdem er viel⸗ 
leicht lange Zeit hindurch ſich geſträubt hat, zu zahlen, während die 
Preiſe inzwiſchen ein Mehrfaches dieſer Summe betragen, ſo 
wäre dies höchſt unbillig, würde auch den Verpflichteten leicht zur 
Verſchleppung anreizen, wenn ihm kein größerer Nachteil drohte, 
als die Zahlung von 40% jährlicher Prozeßzinſen. Ein ſolcher 
Zuſtand würde aber der vom Geſetz gebotenen Rückſichtnahme auf 
Treu und Glauben widerfprechen, zugleich aber auch der Tendenz 
des modernen Frachtrechts entgegenlaufen, das auf eine be⸗ 
ſchleunigte Erledigung der Erſatzanſprüche hinzielt.“ Endlich ſagt 
noch Oertmann in der Verkehrsrechtl. Rundſchau Bd. II Heft 12: 
„Iſt der Anſpruch auf Gelderſatz entſtanden, jo hat der Gläubiger 
eine beſtimmte Höhe zu erhalten, die durch ſpätere Geld⸗ 
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entwertung nicht beeinflußt werden kann. Es iſt ſchon 
zweifellos ein Schaden des Gläubigers, daß er über das ge⸗ 
ſchuldete Geld nicht rechtzeitig verfügen, es zu geſchäftlichen An⸗ 
ſchaffungen verwerten oder, nach der heute alle Voltsklaſſen be⸗ 
herrſchenden Löſung, es in Sachwerte verwandeln kann. Für die 
Folgen dieſer ihm entzogenen Möglichkeiten muß er den Schuldner 
in Anſpruch nehmen können; es iſt das geradezu ein Parade⸗ 
beiſpiel eines modernen Verzugsſchadens.“ 

Das NE. hat zu der Geldentwertung im Zuſammenhange mit 
dem Eiſenbahnfrachtvertrag noch nicht Stellung nehmen können. Das 
iſt durchaus kein Wunder, denn die enorme Entwertung 
der Mark datiert ja erſt ſeit Juli 1922; vorher hatte 
die Mark noch einen halbwegs ſtabilen Stand. Aus den beiden 
letzten Jahren finden wir vom NG. nur ein einziges wichtiges 
Erkenntnis vor, das ſich mit dem „gemeinen Handelswert uſw.“ 
befaßt (1135/20 v. 6. Okt. 1920; RG. 101, 103; VerkehrsrR. II, 
58). Aber darin wird die ſtrittige Frage nur ganz flüchtig ge⸗ 
ſtreift. In dem dem Tatbeſtand zugrunde liegenden Falle handelte 
es ſich um Moſelwein, der vor / Jahren billiger eingekauft 
worden war. Der Geſchädigte verlangte aber den „heutigen Preis“ 
und die Eiſenbahn wendete deshalb Preistreiberei ein. Das DLG. 
Lübeck gab der Klage im vollen Umfange ftatt, die Berufung der 
E. wurde vom OLG. Hamburg zurückgewieſen, auch deren Revi⸗ 
fion hatte keinen Erfolg. Das RG. verwarf die Einrede der E. 
bezüglich 8 1 der PreistrVO., und es bemerkte zu 883 EVD. und 
8 457 HGB., daß für die Beurteilung jener Beſtimmungen über 
den „gemeinen Handelswert“ nicht der individuelle, ſondern der 
objektive Maßſtab zugrunde zu legen fei. 

Es iſt wirklich bedauerlich, daß ſich das NG. über den „ge 
meinen Handelswert“ nicht eingehender ausgedrückt hat; immer⸗ 
hin geht aber aus dem Urteil folgendes hervor: Während die E. 
den „gemeinen Handelswert“ für den geſtohlenen Wein mit Hilfe 
der PreistrVO. auf einen niederen Wert herabzudrücken ver⸗ 
ſuchte, erkannte das NG. dieſe Manipulation nicht an, ſondern 
räumte den Geſchädigten die völlige Schadloshaltung nach dem 
Stande der inzwiſchen geſtiegenen Weinpreiſe ein. 
Unlautere Machenſchaften, die auf die Preisbildung des Weins 
von Einfluß geweſen ſein konnten, ſollten vollſtändig in der Fin⸗ 
dung des Rechts außer Anſatz bleiben. Der Geſchädigte ſollte ſeinen 
wirklichen Schaden erſetzt erhalten. Nur der letzte Geſichtspunkt 
iſt für die Rechtsfindung maßgebend. 

Von der gleichen Auffaſſung getragen iſt ein Urteil desſelben 
Senats v. 12. März 1921 in einer Lagerſache, das dem Ge⸗ 
ſchädigten ſo viel Geld zubilligte, als er zur Wiederbeſchaffung 
der geſtohlenen Gegenſtände nötig hatte (1 264/20, JW. 1921, 8295; 
VerkehrsrR. II, 254), und auch der 7.38. (VerkehrsrR. I, 395) 
fand keine ungerechtfertigte Bereicherung darin, wenn der Ge⸗ 
ſchädigte vom Schädiger jetzt ſo viel Geld fordert, als er zur 
Wiederbeſchaffung der betr. Gegenſtände gebraucht. In einem Ucteil 
des OLG. Kiel (a. a. O. I, 38), das den Wert des beſchädigten 
Pferdes für den Tag der Urteilsfällung feſtſetzte, heißt es aus⸗ 


de „Wollte man den Geſchädigten ... nach dem Werte 
des Pferdes, den es zur Zeit der Entſtehung des Schadens 
hatte, in Geld entſchädigen, fo würde er infolge der 
geringen Kaufkraft des Geldes ſeinen wirk⸗ 
lichen Schaden nicht erſetzt erhalten. Die Ent⸗ 
wertung des Geldes nötigt zu dieſer Schluß⸗ 

folgerung,“ 

und in gleicher Weiſe urteilt das DLG. Köln (JW. 1922, 1592), 

das einem Verficherten, weil ihm die Verſicherungsgeſellſchaft ohne 

Grund die Verſſcherungsſumme vorenthalten hatte, die derzeitigen 

Geldwerte für die abhanden gekommenen Gegenftände zuſprach. 

Betont muß für die zit. Rechtſprechung werden, daß mit Aus⸗ 
nahme des Urteils des NS. 1135/20 ſämtliche Erkenntniſſe nach 
den Regeln des BGB. (88 251, 252 uſw.) gefällt wurden. Da 
aber ausdrücklich darin von der „Geldentwertung“ die Rede iſt, 
ſo ſehe ich nicht ein, weshalb die Geldentwertung 
nicht auch auf den Eiſenbahnfrachtvertrag Anwen⸗ 
dung finden ſoll. 

IV. Aus dieſer Lehre ergibt ſich folgendes: 

a) Reguliert die Eiſenbahn nach eingereichter ſchriftlicher Rekla⸗ 
mation den Schaden umgahend, fo braucht fie nur den Wert 
zu erſetzen, den das Gut am Tage der Abſendung hatte 
(Fakturenwert). : En 
„b) Lehnt bie E. ihre Schabenerfaßpflicht überhaupt ab oder 
läßt ſie den Reklamatiousberechtigten länger als zwei Wochen 
mit ihrem Beſcheide im Unklaren, ſo hat ſie, wenn ſie im Rechts⸗ 
ſtreite unterliegt, weil ſie in Verzug gekommen iſt, den Geſchädigten 
den vollen Verzugsſchaden gleichfalls zu erſetzen. 

c) Der von der Eiſenbahn Geſchädigte, der bereits eine 
Schadenerſatzklage gegen dieſe eingereicht hat, iſt berechtigt, den 
urſprünglichen Warenverſendungspreis jederzeit zu erhöhen, weil 
hier in Wirklichkeit keine Klageänderung vorliegt, ſondern neben 
der Hauptforderung der Verzugsſchaden geltend gemacht wird. Ver⸗ 
zugsſchaden iſt eine Nebenforderung, wie es ja auch die Verzugs 
zinſen ſind (8 288 BGB.). 

d) Der Verzugsſchadenn iſt in das richterliche Ermeſſen zu 
ſtellen; ſeine Höhe kann aber erſt am Tage der Urteilsfällung 
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ausgeſprochen werden, denn je länger der Prozeß ſich 
hinzieht, um ſo größer kann der Schaden geworden 
fein, den der Geſchädigte durch die fortgeſetzte Mark⸗ 
entwertung hatte. 

e) Was hier über die Schadenerſatzpflicht bzw. den Verzugs⸗ 
ſchaden über die Eiſenbahn ausgeführt wird, gilt auch für Spedi⸗ 
teure und Schiffer, die auf Grund 8 430 OB. (der dem 
Texte nach dem 8 457 HGB. und dem § 88 EVO. verwandt iſt) 
haften müſſen. Für das Binnenſchiffahrtsgewerbe iſt ausdrücklich 
im Binnenſchcß. auf § 430 HGB. Bezug genommen. 

1) Dasſelbe gilt aber auch für Transportverſicherungs⸗ 
geſellſchaften, die ohne rechtlichen Grund mit der Zahlung der 
Verſicherungsſumme in Verzug geraten. Dr. Roeder, Berlin. 


Nene Peilräge kur elnusuln rebus sie stantibus. 

Das Erkenntnis des RG. 7. Sen., JW. 1922, S. 1723, iſt 
als vorläufige Abweisung haltbar, aber nicht als endgültige. Der 
Schuldner hatte den Fehler gemacht, daß er zu früh auf Biegen 
und Brechen abſtellte. Er hätte vielmehr zunächſt unter Vor⸗ 
behalt der Rechte weiter leiſten müſſen. Wenn OLG. und NÖ. 
hierauf allein abgeſtellt hätten, wäre das Urteil unbedenklich ge⸗ 
weſen; ſo aber, wie es daſteht, kann ich Heymann nicht bei⸗ 
ftimmen, daß das RGB. „in erfreulicher Weiſe auf dem Standpunkt 
pacta sunt servanda ſteht“. Auch ſeine tatſächliche Annahme, daß 
der Vertrag „kaum zu ruinöſer Vermögensverſchlechterung führen 
kann“, trifft nicht zu. Was in 1919 ſchon mit 750 6 zu knapp 
bezahlt wurde, fordert heute das Zehnfache. Es muß denn doch 
daran erinnert werden, daß eine Monteurſtunde heute minde dens 
11²⁵ . koſtet! Zugleich erweiſt ſich, wie gefährlich es iſt, ſich 
mit der nicht ruinöſen Vermögensverſchlechterung zu beruhigen. Ich 
habe ſchon in meiner grundlegenden Abhandlung über Unmöglichkeit 
und Unmöglichkeitsprozeß darauf hingewie en, daß es lediglich auf das 
Verhältnis von Partei zu Partei ankommt, nicht aber darauf, ob 
die Partei wegen beſonderer Glücksgüter es aushalten kann. Ich 
halte das Grundſätzliche an der Entſch. des NG. 7. Sen. deshalb 
für bedenklich, weil man mit ihm in unlösbaren Widerſpruch zur 
gemiſchten Schenkung kommt oder aber zu $ 138 II BGB. 

Selbſt wenn man unterſtellt, der Schuldner habe ſich min⸗ 
deſtens ſahrläſſigerweiſe zur Inſtandhaltung der Batterie auf zehn 
Jahre gegen den viel zu niedrigen Preis verpflichtet, iſt damit 
doch die Frage ſeiner Nichtbefreiung noch nicht entſchieden. Wenn 
der Schuldner eine Leiſtung übernahm, die in auffälligem Miß⸗ 
verhältnis zur Gegenleiſtung ſteht, kann ſich nur fragen, ob er 
dies wirklich gewollt hat. Kommt das Gericht zu dem Ergebnis, 
dieſe weitgehende Bindung entſpreche dem Willen des 
Schuldners, daun muß es auch die Folgerung ie hen 
daß der Schuldner eine Schenkungserklärung ab⸗ 
gegeben habe. Hierfür kommt es nicht auf eine beſondere 
Scheukungsabſicht an, ſondern darauf, daß die Partei ſich zu einer 
verhältnismäßig übergroßen Leiſtung gegen die verhältnismäßig 
überkleine Gegenleiſtung verpflichtet. Lehrreich iſt folgender Fall 
aus meiner Gutachterpraxis: König Friedrich Wilhelm ſchenkte 
der Gemeinde eine ſehr ausbeſſerungsbedürftige Kirche und dazu 
mehrere Tauſend Taler u. Offenbar in Zuſammen⸗ 
hang hiermit übernahm bie Gemeinde gegenüber der Militär⸗ 
gemeinde weitgehende Pflichten. Dieſe erhielt die beſten Vor⸗ 
mittagsſtunden am Sonntag eingeräumt, war in der Woche gleich⸗ 
berechtigt, wechſelte in der Reinigung und zahlte nur ein Drittel 
der Ausbeſſerungskoſten, alſo keinen Kapitalzins, keine Tilgungs⸗ 
zuſchläge und ſtatt, wie es ſich gehörte, den größeren Teil der 
Ausbeſſerungskoſten, nur den kleineren Teil. Der Vertrag kam mir 
nach 72 Jahren in die Hände, nachdem die Gemeinde wegen der 
unerträglichen Belaſtung ſchon ſeit Jahren mit dem Militärfiskus 
verhandelt hatte. Er war nur privatſchriftlich unterſchrieben, die 
gerichtliche Beurkundung fehlte, und ſo konnte ich der Gemeinde 
helfen. Aber doch nur, weil ſie, ohne es zu wiſſen, eine gemiſchte 
Schenkung gemacht hatte. Will man dies nicht anerkennen, jo 
ſtößt man auf § 138 Abi. 2 BGB. und muß auf leichtſinniges 
Abmachen des Schuldners herauskommen. Man kann ſogar von 
Unerfahrenheit reden, denn ſo klug wie heute ſind wir früher alle 
nicht geweſen. 

Wenn man die angebliche Vorausſehbarleit benutzen will, fo 
kann man höchſtens folgendes ſagen: Die Partei, die ſich auf zehn 
Jahre band, mußte eine Verteuerung in Kauf nehmen, die etwa 
der Verteuerung in den letzten zehn Jahren vor dem Vertrag⸗ 
ſchluß wenigſtens teilweiſe entſpricht. Das wäre innerhalb der 
Grenzen der Vorausſehbarkeit geblieben, aber deshalb, weil die 
Partei mit irgendeiner Verſchlechterung rechnen mußte, nun ihr 


die ganze ungeheuerliche Erſchwerung der Leiſtung aufbürden, iſt 


nicht gerecht. Es läßt ſich ſehr wohl darüber reden, daß dem 
Schuldner ſoviel Erſchwerung aufgebürdet wird, als er in ſeine Be⸗ 
rechnungen einziehen mußte; es läßt ſich alſo darüber reden, daß 
abgeſtuſt und vermittelt wird, daß der eine Teil die eine Hälſte, 
der andere den Reſt trage, aber das Entweder⸗Alles Oder⸗Nichts 
trifft nicht das Richtige. Das NG. eröffnet dem Schuldner noch 
eine verſteckte Hintertür, weil ihm augenſcheinlich ſelber die be⸗ 
dingungsloſe Bindung des Schuldners bedenklich if. Troßdem 
iſt daran zu erinnern, daß es gewiſſe Dinge gibt, die ſich das 
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Recht auch trotz des viel mißbrauchten pacta sunt servanda nicht 
gefallen läßt. 

Beſteht ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, 
ſo wird entweder Erfüllung der Schenkungsformen verlangt oder 
die Abmachung iſt trotz Beobachtung der Schenkungsformen wegen 
Verſtoßes gegen § 138 Abſ. 2 nichtig. Oder man unterſtellt die 
Bindung als nicht gewollt und hilft mit einengender Auslegung, 
alſo c. r. s. 8. Geht man aber davon aus, daß wirklich die über» 
mäßige Belaftung von dem Schuldner ſelber gewollt ſei, dann 
darf man ſich nicht an der Schenkung und an $ 138 Abſ. 2 vorbei⸗ 
drücken, ſondern muß ſich mit ihnen ſo oder ſo auseinander⸗ 
fegen. Man kann dies auch nicht dadurch widerlegen, daß man 
die Haftung des Schuldners aus ſeinem unterſtellten Verſchulden 
rechtfertigen will. Wenn man bei vorſätzlichem Verſprechen der 
un verhältnismäßig hochwertigen Leiſtung Schenkung annimmt, darf 
man dem bloß fahrläſſig derartiges Verſprechenden die Vorteile 
aus der Schenkungsnatur des Verſprechens nicht vorenthalten. Die 
einſeitige und darum falſche Auslegung des pacta sunt servanda 
hat ſich dieſe Folgerungen anſcheinend denn doch nicht genügend 
klargemacht. Ich wiederhole: Es gibt gewiſſe Dinge, die ſich das 
Recht einfach nicht gefallen läßt. Doch ſoll anerkannt bleiben, 
daß eine Partei ſich ihre Rechte auch verſcherzen kann. Das wird 
unter Umſtänden ſogar ausdrücklich vorgeſehen, vgl. z. B. SS 460, 
464 u. a. Dennoch bleibt immer die Frage, wieweit dies gehen 
darf, ohne daß man mit den Regeln der Schenkung in Widerspruch 
gerät. Hierauf iſt offenbar von dem Anwalt nicht zugeſaßt worden. 
Die Sache des Schuldners war gar nicht ſchlecht; aber fie hätte 
anders angefaßt werden müſſen. Bedauerlicherweiſe iſt auf dieſe 
Weiſe ein Präjudiz herausgekommen, das ſicher zu manchen Miß⸗ 
verſtändniſſen jühren wird. 

Geh. Idi. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 


Der Erfüllungsanſpruch des Gläubigers im Falle un⸗ 
berechtigter Nach riſtung. 

RG. 104, 27 entſcheidet einen Fall, wie er gegenwärtig in⸗ 
folge des reißenden Markſturzes nicht mehr ſelten iſt. Die Par⸗ 
teien hatten einen größeren Schluß über Papierſäcke getätigt. 
Nach Erledigung einiger Teillieferungen ſetzte die Käuferin dem 
Verkäufer zur Lieferung des Reſtes Nachfriſt gemäß § 326 und trat 
nach fruchtloſem Ablauf der Friſt vom Vertrage zurück. Der 
Verkäufer erhob nunmehr Klage auf Abnahme und Bezahlung. 
Während des Rechtsſtreits teilte die Bekl. Käuferin dem Kl. mit, 
daß ſie ſich nunmehr entſchloſſen habe, die Säcke abzunehmen, und 
umgehende Lieferung verlange. Kl. nahm die Klage zurück und 
ſchrieb der Bekl., daß er ſeinerſeits die Lieferung ablehne. Im 
vorliegenden Rechtsſtreit begehrt die Käuferin Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung, indem ſie vorträgt, daß ihr ſeinerzeit erklärter 
Rücktritt vom Vertrage unberechtigt geweſen ſei, da ſich der Ver⸗ 
käufer nicht im Verzuge befunden habe. Die Käuferin wurde in 
allen Inſtanzen abgewieſen mit der vom NG. gebilligten Begrün⸗ 
dung, daß aus ihrem eigenen Vortrage ihre poſitive Vertrags⸗ 
verletzung zu folgen ſei, welche den Verkäufer zum friſtloſen Rück⸗ 
tritt berechtigt habe. Auch ſei ſie ihrerſeits in Verzug geraten, wes⸗ 
wegen der Verkäufer kein Intereſſe mec an der Erfüllung des Ver⸗ 
trages habe. 

Daß dem lediglich auf den Umſchwung der Geſchäftslage zurück⸗ 
zuführenden Verhalten der Käuferin der Erfolg zu verſagen war, 
wird einem Zweifel nicht unterliegen. Es fragt ſich nur, ob die 
Klage nicht ſchon aus einem anderen Grunde ohne weiteres der 
Abweiſung unterlag. Die Kl. (Käuferin) hatte Nachfriſt nach 8 326 
BGB. geſetzt. Demnach war nach Ablauf der Nachfriſt ihr An⸗ 
ſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen. Auf dieſen Erfüllungsanſpruch 
hat die Kl. zurückgegriffen, als ſie an den Bekl. mit der Auf⸗ 
forderung zur Lieferung im Laufe des Vorprozeſſes herantrat und 
auf deſſen ernſtliche und ausdrückliche Erfüllungsweigerung hin 
ihre Schadenserſatzanſprüche geltend machte. Nur zu dem Zweck, 
um das Beſtehen ihres Erfüllungsanſpruches darzutun, kann ihre 
Erklärung abgegeben worden ſein, daß ſich der Verkäufer zur Zeit 
ihrer Nachfriſtſazung und des erklärten Rücktritts nicht im Ver⸗ 
zuge befunden habe. Es fragt ſich nun, ob dieſer behauptete 
Umſtand geeignet iſt, die im § 326 Abf. 1, zweiter Halbſatz des 
zweiten Satzes beſtimmte Folge auszuſchließen. Es bedarf keiner 
Erörterung, daß der Gläubiger weder zurücktreten noch Schadens⸗ 
erſatz verlangen darf, wenn der Schuldner ſich nicht im Verzuge 
befunden hat und ihm ſomit die Friſt zu Unrecht geſetzt worden 
iſt. Wie ſteht es aber in dieſem Falle mit dem Erfüllungsanſpruch 
des Gläubigers? Kann man ſagen, daß die Nachfriſtſezung bis 
zu dem Grade wirkungslos geweſen iſt, daß der Gläubiger auch 
nicht den Anſpruch auf Erfüllung verloren hat? Dieſe Anſicht 
wird von Staub (Exkurs zu § 374 Anm. 115 der neueren Auf⸗ 
lage) vertreten, an ihr auch in der 10. Aufl. feſtgehalten. Den um⸗ 
gekehrten Standpunkt hat Ré. 52, 94, allerdings ohne nähere 
Begründung, vertreten. Zu dieſer Entſcheidung ſtellt ſich Staub 
in bewußten Gegenſatz. 

l Der Entſcheidung des NG. iſt m. E. der Verzug zu geben. 
Hierzu muß auf den Zweck der Vorſchrift des § 326, wonach der 
Gläubiger nach Ablauf der Friſt feinen Erfüllungsanſpruch ver⸗ 
liert, zurückgegangen werden. Zweifelsohne iſt bieſe Vorſchrift 
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im Intereſſe des Schuldners geſchaffen worden. Es ſoll nämlich 
dem Schuldner wenigſtens die Gewißheit verſchafft werden, daß 
der Gläubiger nach Ablauf der Friſt zwar die Wahl zwiſchen. 
Rücktritt und Schadenserſatz hat, daß er aber mit Erfüllungs⸗ 
auſprüchen an den Schuldner nicht mehr herantreten kann. Der 
Schuldner ſoll alſo nach Ablauf der Friſt die Möglichkeit haben, 
über die Ware anderweitig zu verfügen, ein Recht, das in den 
früheren normalen Zeiten von größerer Bedeutung geweſen iſt 
als in der Gegenwart. Geht man nun davon aus, daß der Schuldner 
vor Erfüllungsauſprüchen des Gläubigers ſelbſt dann gewahrt ſein 
ſollte, wenn er ſich im Verzuge befunden hat, ſo muß ihm dieſes 
Recht ganz beſonders in dem Falle eingeräumt werden, in welchem 
ihm der Gläubiger grundlos die Nachfriſt des § 326 geſetzt hat. 
Denn die Feſtſtellung, daß dieſe Nachfriſtſetzung grundlos ge⸗ 
weſen iſt, wird doch immer erſt in einem ſich anſchließenden Rechts⸗ 
ſtreit endgültig getroffen werden, der ſich bis zur rechtskräftigen 
Eutſcheidung jahrelang hinziehen kann. Gegen dieſes Ergebnis 
wende man nicht ein, daß dann der Gläubiger um jeden Anſpruch 
gebracht werde. Dies iſt zwar richtig, aber nicht unbillig. Die 
Friſtſezung iſt eben ein Rechtsbehelf, deſſen Anwendung ſehr zu 
überlegen iſt. Setzt der Gläubiger die Nachfriſt zu Recht, ſo 
verliert er den Erfüllungsanſpruch nach ausdrücklicher Vorſchrift. 
Wird die Friſt zu Unrecht geſetzt, ſo kann der Gläubiger ſelbſt⸗ 
redend weder zurücktreten, noch Schadenserſatz verlangen. Erfordert 
es aber wirklich die Billigkeit, daß in dieſem Falle ſein Erfüllungs⸗ 
anſpruch wiederauflebt, den der Gläubiger ja freiwillig aufgegeben 
hatte, als er ſich zur Nachfriſtſetzung eutſchloß? Man wird dieſe 
Frage aus dem Zwecke der Vorſchrift, welche das Intereſſe des 
Schuldners im Auge hat, verneinen müſſen. 

Demnach verliert der Gläubiger den Erfüllungsanſpruch in 
jedem Falle der Nachfriſtſezung. Geht man nun hiervon in dem 
vom RG. 104, 27 entſchiedenen Falle aus, ſo kann es auf die 
poſitive Vertragsverletzung der Kl. gar nicht mehr ankommen. 
Sie hatte Nachfriſt geſetzt und war nach Ablauf der Friſt vom 
Vertrage zurückgetreten. Somit war ihr Erfüllungsanſeruch ein 
für allemal ausgeſchloſſen. 

In eine Prüfung der näheren Umſtände brauchte unter dieſen 
Umſtänden gar nicht mehr eingetreten zu werden. 

RA. Dr. Franz Apt, Breslan. 


Entgegnungen. 
Zur Frage: Geldentwertung und Vertragstreue. 

Nipperdey, Dig. 1922, 662 will unter folgenden vier 
kumulativ, nicht alternativ zu verſtehenden Vorausſetzungen den 
Schuldner bei gegeuſeitigen, noch beiderſeits unerfüllten Verträgen 
mit Rückſicht auf die ſeit dem Vertragsſchluß eingetretene Geld⸗ 
entwertung von der vertragsmäßigen Leistungspflicht befreit wiſſen: 

1. Es muß eine grundſtürzende, zu einem auffälligen 
Mißverhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung führende Valuta⸗ 
verſchlechterung vorliegen. 

2. Das Geſchaft darf keinen aleatoriſchen, die Valutaverſchlech⸗ 
terung als ſpekulatives Moment enthaltenden Charakter tragen. 

3. Die Valutaverſchlechterung darf nicht vorausſehbar (ver⸗ 
anſchlagbar) geweſen ſein. 

4. An der Tatſache des auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung darf der ſich darauf berufende Vertrags- 
teil nicht irgendwie, insbeſondere durch Verzug, die Schuld kragen. 

Punkt 1, 2 und 4 iſt zuzuſtimmen. Dagegen bedarf Punkt 3 
m. E. einer Einſchränkung, nämlich dahin: Objektiv gegebene Vor⸗ 
ausſehbarkeit oder Veranſchlagbarkeit einer Valutaverſchlechterung 
ſteht der Entbindung des durch ſie betroffenen Vertragsteils von 
der vertragsmäßigen Leiſtungspflicht nicht entgegen, wenn beide 
Teile im konkreten Falle die Valutaverſchlechterung nicht voraus⸗ 
geſehen haben, alſo nicht einmal der Vertragsgegner ein⸗ 
feitig mit der Möglichkeit einer ſolchen gerechnet hat. 

Nipperdey zitiert in dem erwähnten Aufſatze einen Ausſpruch 
des NG., wonach der Richter, da weder die vertraglichen noch die 
gesetzlichen Beſtimmungen gegenüber der Eutwicklung der Verhält⸗ 
niſſe ausreichten, um die zur Entjch, ſtehenden Fragen zur Löſung 
zu bringen, im Rahmen jener Beſtimmungen ſelbſtſchöpferiſch die 
Entſch. treffen müſſe. Wenn dem fo iſt, daun muß der Prüfſtein 
eines in dieſer Weiſe durch Rechtſprechung oder Wiſſenſchaft ſelbſt⸗ 
ſchöpferiſch aufgeſtellten Rechtsſatzes ſtets ſein, daß er durch eine 
ausreichende ratio legis getragen iſt. Dies muß m. bei dem zu 
3 aufgeſtellten Rechtsſatz ohne die vorgeſchlagene Einſchränkung 
verneint werden. 

Daß ein zureichender Grund für den Rechtsſatz zu 2 ber 
ſteht, iſt offenſichtlich. übernimmt ein Vertrags eil mit feiner 
vertraglichen Verpflichtung bewußt ein gewiſſes Riſiko und wer⸗ 
den Leiſtung und Gegenleiſtung im Hinblick auf dieſes Riſiko 
bemeſſen, jo wäre es ſinnlos, diefen Vertragsteil im Falle des Fehl⸗ 
ſchlagens ſeiner Spekulation von den ihn nach dem Vertrage tref⸗ 
fenden Nachteilen zu befreien. Wenn aber beiden Teilen die Ab⸗ 
ſicht fernlag, ein ſpekulatives Moment in den Vertrag hinein⸗ 
zutragen, wenn alſo — den Gedanken auf das Valutaproblem an⸗ 
gewandt — beibe ſich den vertragsmäßigen Preis als einen kon⸗ 
ſtanten Wert vorgeſtellt haben, der in einem beſtimmten Betrag 
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der beiderſeits irrtümlich für ſtabil gehaltenen geſetzlichen Währung 
nur ſeinen ziffernmäßigen Ausdruck fand, hat es da noch einen 
Sinn, den durch die übereinſtimmend nicht in Rechnung geſtellte 
Geldentwertung betroffenen Vertragsteil trotz Vorliegens der Voraus⸗ 
ſetzung 1, 2 und 4 lediglich deshalb an den Vertrag zu binden, 
weil, ganz abgeſehen von den Vorſtellungen der konkreten Parteien, 
objektiv der Eintritt der Valntaverſchlechterung als voraus⸗ 
ſehbar zu gelten hatte? Die Frage kann m. E. nur verneint werden. 
In der Praxis, beſonders des Parteiprozeſſes, wird es nicht ſelten 
vorkommen, daß beide Teile auf Befragen zugeben, an die 
Möglichkeit einer (weiteren) Geldentwertung nicht gedacht zu haben. 
In anderen Fällen werden dies die Umſtände ergeben. Alsdann 
würde der Rechtsgedanke, daß eine Befreiung vom Vertrage trotz 
Vorliegens der übrigen Vorausſetzungen zu verſagen ſei lediglich 
wegen der objektiv gegebenen Vorausſehbarkeit der (weiteren) Geld⸗ 
entwertung, von keinem vernünftigen Grunde getragen ſein. 

Dieſes Ergebnis darf indeſſen nicht dazu verführen, das Er⸗ 
fordernis unter 3 (die Geldentwertung darf nicht vorausſehbar ſein) 
ganz fallen zu laſſen und zum Ausgleich das Erfordernis unter 2 
(der Vertrag darf keinen aleatoriſchen Charakter haben) dahin zu 
präziſieren: Es dürfen nicht beide Vertragsteile mit der Möglich⸗ 
keit einer Kursänderung des Geldes ſpekuliert haben; denn ſobald 
wenigſtens eine der beiden Parteien mit einer (weiteren) Geld⸗ 
entwertung gerechnet hat, aber auch nur dann, zeigt ſich die 
Notwendigkeit der Anerkennung des Erforderniſſes unter 3. Hier 
hat dieſe Vertragspartei ihre Zuſtimmung zu den Bedingungen des 
Vertrags gegeben auf Grund von Erwägungen über den Grad der 
Wahrſcheinlichkeit einer (weiteren) Geldentwertung. Es hieße ſie 
um den ihr billigerweiſe zukommenden Gewinn ihrer richtigen Speku⸗ 
lation bringen, wollte man jetzt die Rechtswohltat der Befreiung 
von der vertragsmäßigen Leiſtungspflicht einem Vertragsgegner be⸗ 
willigen, der bei objektiv gegebener Vorausſehbarkeit der Valuta⸗ 
verſchlechterung es ſich ja nur ſelbſt zuzuſchreiben hat, wenn er per⸗ 
ſönlich deren mögliche Veranſchlagung unterlaſſen hat. 

Bezüglich der Beweislaſt kommen wir auf Grund des Geſagten 
für Vertragsſchlüſſe, die bereits in die Zeit fortſchreitender Valuta⸗ 
verſchlechterung fallen, zu folgendem Ergebnis: 

Es wird im Zweifel der aleatoriſche Charakter des Geſchäfts 
in dem Sinne anzunehmen ſein, daß beide Teile mit der Möglich⸗ 
keit einer weiteren Kursänderung des Geldes gerechnet haben. Des⸗ 
gleichen wird im Zweifel die Vorausſehbarkeit weiterer Geldent⸗ 
wertung angenommen werden müſſen. Der die Entbindung von der 
vertragsmäßigen Leiſtungspflicht betreibende Teil wird auf jeden 
Fall die erſte Vermutung zu widerlegen haben. Iſt ihm dies ge⸗ 
lungen, hat er alſo dargetan, daß wenigſtens er ſelbſt nicht mit einer 
weiteren Geldentwertung gerechnet hat, ſo wird er ferner das Gericht 
von deren Unveranſchlagbarkeit zur Zeit des Vertragsſchluſſes über⸗ 
zeugen müſſen. Hiervon wird er aber — und darin beſteht 
die Abweichung von dem Ergebniſſe Nipperdeys — 
dann befreit ſein, wenn er ſtatt deſſen beweiſt, daß auch der Ver⸗ 
tragsgegner eine weitere Geldentwertung nicht in den Kreis 
ſeiner Erwägun gen gezogen hatte. Die Frage nach der 
objektiven Veranſchlagbarkeit der weiteren Geldentwer⸗ 
tung erſcheint alsdann m. E. unerheblich. 

Ac Rat Friedrich Kraner, Falkenſtein (Vogtland). 


Zur Erage: Geldentwertung und Nerzugsſchaden. 

In der DIR. 1922, 738 ff. wendet ſich Dr. Schramm 
gegen die Anerkennung des Geldentwertungsverluſtes als Verzugs⸗ 
ſchaden. Obwohl ſeine Ausführungen in keiner Weiſe meine gegen⸗ 
teilige Überzeugung, wie ich ſie oben S. 105 ausführlich begründet 
habe, zu erihüttern vermögen, ſcheinen mir bei der Wichtigkeit der 
Frage für die ziviliſtiſche Praxis feine Argumente einer ſpeziellen 
Widerlegung bedürftig. 

Schramms Beweisführung geht von der geſetzlichen Fiktion 
aus, wonach die Papiermark der Goldmark gleich ſei. Zweifellos 
läßt ſich aus dem geltenden Recht, nämlich der Geſetzgebung des 
4. Aug. 1914 (vgl. insbeſondere § 2 des DarlehenskaſſenGG. verb. 
mit 85 1 und 2 des Gel, betr. die Reichskaſſenſcheine und die 
Banknoten), der Rechtsſatz herleiten, daß das mit Aufhebung der 
Goldwährung an Stelle des Goldes tretende Papiergeld vom Gläu⸗ 
biger zum vollen Nennwert angenommen werden muß. Man 
mag hier von einer Fiktion des oben wiedergegebenen Inhalts 
ſprechen. Damit braucht man aber noch nicht dem Geſetzgeber die 
abſurde Abſicht zu unterſtellen, einen Unterſchied des Wertes der 
Goldmark und der Papiermark in jeder Beziehung offiziell ver⸗ 
leugnen zu wollen. Dem Rechtsſatz vom Zwangskurs der Papier⸗ 
mark zum Nennwert iſt vielmehr einſach der aus der Währungs⸗ 
geſchichte heraus verſtändliche Gedanle zugrunde zu legen, daß 
jeder der in der geſetzlichen Währung kontrahiert hat, ungeachtet 
der jederzeit gegebenen und, wie die Geſchichte lehrt, nicht ſelten 
benutzten Möglichkeit der Verſchlechterung dieſer Valuta durch geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen, wie die vom 4 Aug. 1914, damit das 
Riſiko der Kurswertſchwankungen der Valuta, mit andern Worten 
des Sinkens der Kaufkraft des betreffenden Geldes auf ſich ge⸗ 
nommen hat. Wenigſtens iſt dieſer Gedanke der einzige, bei deſſen 
Zugrundelegung die Währungsverſchlechterung nicht als eine glatte 
Expropriation erſcheint. 


Kleinere Aufſätze 


117 


Beim Schuldnerverzug verſagt nun aber dieſer Gedanke, will 
man zu dem Ergebnis der Ablehnung des Geldentwertungsverluſtes 
als Verzugsſchaden gelangen, vollſtändig. Hier führt der Gedanke 
vielmehr zwingend zu dem Ergebnis, daß der Gläubiger, da er 
das Riſiko der Veränderung der Kaufkraft des Geldes nicht länger 
als bis zum Eintritt des Verzugs hat auf ſich nehmen wollen, von 
einem erſt nach Eintritt des Verzugs und ſomit infolgedeſſen ein⸗ 
tretenden Geldwertungsſchaden verſchont bleiben muß. Wenn 
Schramm den von ihm mit Recht erwarteten Einwand, der 
Gläubiger trage das Riſiko der Markkreditierung nur bis zur Fällig⸗ 
keit mit dem Satze zurückweiſen will, der weitere Schaden des 
§ 288 Abſ. 2 BGB. exiſtiere im Falle der Geldentwertung „fiktiv“ 
gar nicht; er ſei nur ein „wirtſchaftlicher“, kein „Rechtsſchaden“, 
ſo gibt er damit feinem anfechtbaren Beweisthema nur eine andere 
Formulierung, ohne damit jedoch irgendeinen Beweisgrund für 
dieſes zu erbringen. Man muß demgegenüber die Frage ſtellen, 
wo denn dieſer angebliche Satz von der fiktiven Nichtexiſtenz des 
Geldentwertungsſchadens im Sinne der Verzugsbeſtimmungen her⸗ 
geleitet wird. Das geltende Recht ergibt, wie oben dargetan, nur 
den Satz, daß der Gläubiger bei pünktlicher Rückzahlung ſeiner 
Forderung das Papiergeld zum vollen Nennwert annehmen muß. 
Von „nicht zu umgehenden Beſtimmungen des Bankgeſetzes“ oder 
ſonſt irgendeines Geſetzes, wonach auch der ſäumige Schuldner 
ſich noch mit dem entwerteten Gelde nach feinem Neunwerte von 
der Schuld befreien könnte, iſt nirgends etwas zu finden. Kann 
es auch nicht Aufgabe der Rechtspflege ſein, „Fehler der Finanz⸗ 
männer wieder gut zu machen“, ſo ſteht es ihr doch erſt recht nicht 
an, durch Aufſtellung von logiſch ſich keineswegs zwingend aus 
dem Geſetz ergebenden Fiktionen, wie der von dem nicht exiſtieren⸗ 
den Verzugsſchaden im Falle der Geldentwertung, Ergebniſſe her⸗ 
vorzubringen, die in dem eingangs bezeichneten Aufſaß ſelbſt als 
äußerſt unbillig anerkannt werden. Es iſt wahrlich nicht ein⸗ 
zuſehen, warum der Markgläubiger, der — auf Grund von Staats⸗ 
notwendigkeiten vielleicht unvermeidlicherweiſe — ſchon von ſeiten 
des Staates fo ſchwer geſchädigt iſt, auch noch einer Schädigung 
durch den das Schuldverhältnis verſchleppenden Schuldner wehrlos 
überlaſſen werden ſoll. 

Zwei Argumente werden allerdings von Schramm gegen 
die Anerkennung des Geldentwertungsverluſtes als Verzugsschaden 
ſchließlich angeführt. Beide ſind aber leicht abzutun: Nicht jeder 
Verzug ſei identiſch mit Böswilligkeit. Zugegeben. Es bleibt aber 
dabei, daß der Schuldner die Verzugsfolgen nach dem Geſetz zu 
vertreten hat. Zudem würde er, wollte man ihn von der Verzugs⸗ 
ſchadenserſatzpflicht im Falle der Geldentwertung befreien, nicht 
nur durch ſeine Säumigkeit keinen Nachteil, ſondern ſogar völlig 
unverdientermaßen einen poſitiven Gewinn haben. Es würde dem 
ſäumigen Schuldner die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen leichter 
gemacht werden, als dem pünktlichen. Das zweite Argument iſt 
der Hinweis auf die Möglichkeit eines Steigens der Papiermark. 
Schramm fragt hier, ob auch dann der Richter für den Schuldner 
intervenieren wird und gibt die zweifellos richtige Antwort: Sicher⸗ 
lich nicht. Es beſtünde auch nicht die mindeſte Veranlaſſung zu 
einer ſolchen Intervention. Hier hat die oben erwähnte ratio legis, 
daß, wer in einer geſetzlichen Währung kontrahiert, das Riſiko 
ihrer Kursſchwankungen bis zum Fälligkeitstermin trägt, genau 
‚19 zu gelten, wie im Falle eines Sinkens des Geldwertes. Der 
Unterſchied iſt aber der, daß der Gläubiger nichts dafür kann und 
deswegen einen Anſpruch auf Rechtsſchutz hat, wenn ihm ſeine Schuld 
verſpätet zurückgezahlt wird, während der Schuldner im Falle des 
Leiſtungsverzugs es ſich nur ſelbſt zuzuschreiben hat, wenn er 
ſpäter mit höherwertigen Zahlungsmitteln erfüllen muß (volenti 
non fit injuria). 

Nach alldem ſteht der Fall der allgemeinen Geldentwertung 
hinſichtlich der Geltendmachung als Verzugsſchaden vollkommen gleich 
dem Falle einer ſpeziellen Verminderung der Kaufkraft der Schuld⸗ 
ſumme für einen Gläubiger, dem infolge der verzögerten Zahlung 
eine günſtige Kaufgelegenheit entgeht. In beiden Fällen fordert 
gleichermaßen die Billigkeit ohne Widerſpruch mit dem poſitiven 
Recht, ja das poſitive Recht ſelbſt, daß der Schuldner für den 
Schaden einzutreten Lat. — ; 

AUSRa Friedrech Kraner, Falkenſtein i. Vogtl. 
Hat nach der Nechtſprechung des Schweiferiſchen Bundes- 
werichts der fäumige ſchweizeriſche Schuldner dem in 
Deutſchland wohnenden Gläubiger den durch die Mark ⸗ 
entwertung verurſachten Schaden zu erſetzen ? 

In Heft 21 des 51. Jahrgangs beſpricht Koebel auf 
S. 1507,08 die Praxis des Schweizeriſchen Bundesgerichts über 
dieſe Frage und kommt zum Schluſſe, „daß die Begründung des 
Bundesgerichts in gleicher Weiſe zutreffe für Schadenserſatzanſprüche 
wegen bloß verſpäreter Zahlung einer Markſchuld an einen 
deutſchen Gläubiger, der alſo die Kursdifferenz ſeit Verzugs⸗ 
eintritt zugeſprochen erhalte, ſofern der Schuldner durch die Ver⸗ 
zögerung der Zahlung einen Vorteil aus dem Sinken des Mark⸗ 
kurſes haben würde“. Dieſe Folgerung iſt von ſo großer praktiſcher 
Bedeutung, daß ſich eine Überprüfung rechtfertigen dürfte. Zu⸗ 
nächſt ift darauf hinzuweiſen, daß bis jetzt nur Urteile der I. Zivil⸗ 
kammer des Bundesgerichts über Schadenserſatzklagen aus Nicht⸗ 
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erfüllung von Verträgen vorliegen; über bie Schadenserſaßpflicht 
aus bloß verſpäteter Zahlung liegt meines Wiſſens noch kein Urteil 
i. S. von Koebel vor. Nun beſteht meiner Anſicht zwiſchen einer 
Schadenserſatzſorderung und einer Geldſchuld in fremder Wäh⸗ 
rung doch ein Unterſchied, der nicht außer acht gelaſſen werden 
darf. Wenn Zahlung in einer beſtimmten Währung vereinbart 
iſt, jo trägt der Gläubiger die Gefahr der Geldentwertung, jeden» 
falls bis zur Fälligkeit, weil eben der Staat das Geld als Wert⸗ 
meſſer mit gleichbleibender Kraft feſtgeſetzt hat. Durch Eintritt 
des Verzugs ändern ſich meiner Anſicht die Verhältniſſe nicht derart, 
daß regelmäßig die Kursdifferenz als abſtrakt präſumier⸗ 
ter Schaden aus Verſpätung zugeſprochen werden darf. Allerdings 
hat die I. Zivilkammer des Vundesgerichts in Entſch. BG. Bd. 47 II 
(1921) S. 439 ausgeführt, der Käufer könne vom ſäumigen Ver⸗ 
käufer als Verſpätungsſchaden, abſtrakt berechnet, die Differenz 
zwiſchen dem Marktpreis der Ware zur Zeit des eingetretenen 
Verzugs und dem geringern Marktpreis zur Zeit der Lieferung 
verlangen und ſich darauf berufen, daß das Bundesgericht in einer 
Reihe von Entſcheidungen den Schuldner, welcher mit der Zahlung 
einer in fremder Währung ausgedrückten Geldſchuld in Verzug iſt, 
für die zwiſchen der Fälligkeit und der Zahlung eingetretenen 
Kursdifferenz haftbar erklärt habe. Die dabei zitierten Eutſcheide 
beziehen ſich aber auf einen Schadenserſatzfall (Bd. 47 II S. 193 = 
Pr. X Nr. 108), auf Zahlung einer Frankenſchuld an einen 
deutſchen Gläubiger (Bd. 46 II S. 380) und in Bd. 46 II 
S. 408 Pr. X Nr. 5 wird ausdrücklich der Nachweis der Um⸗ 
wechſlung und damit des Schadens verlangt, fo daß der Hinweis 


auf eine ſtändige Praxis unrichtig iſt. Vgl. Schweiz Jur Ztg. Bd. 19 S. 220. 


Bei den beſprochenen Schadenserſatzprozeſſen klagte der Gläu⸗ 
biger einen Mark betrag, Wert zu einem beſtimmten 
Termin (Fälligkeit) ein. Dieſer Schadensbetrag kann nun 
nach der Auffaſſung des Bundesgerichts nicht durch Kursſchwankun⸗ 
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gen beeinflußt werden, um ſo weniger, als der Gläubiger den 
Schadensbetrag auch in Franken Hätte einklagen können. „Die 
Forderung wird durch die Währung nicht beeinflußt“ Pr. XI Nr. 47. 
Ebenſo Pr. X Nr. 108. „Man hat es nicht mit einer ‚Mark 
forderung zu tun, deren nachträgliche Umwandlung in eine Franken⸗ 
forderung verlangt wird; die Forderung geht auf Schadenserſatz, 
deſſen Höhe 14 762 % per 30. Sept. 1917 an ſich durch die 
Währung nicht beeinflußt wird.“ Dieſes Moment wird ſo in den 
Vordergrund gerückt, daß eine analoge übertragung auf ver⸗ 
ſpätete Zahlung von Geldſchulden nicht zuläſſig erſcheint. Das 
Bundesgericht konnte gar nicht prüfen, „ob der Glaubiger bei 
vertragsmäßiger Zahlung die Mark in Franken umgewechſelt hätte“, 
wie Koebel ausführt, es hatte die Schadensberechnung des 
Klägers nachzuprüfen, und verneinte dabei deren Beeinfluſſung 
durch die Währung. Ob dies im Einzelfall richtig war, ſoll hier 
nicht näher geprüft werden. Jedenfalls kann aber der bloße Um⸗ 
ſtand, daß der Schuldner in der Schweiz wohnt, den erlittenen 
Schaden nicht regelmäßig derart beeinfluſſen, daß derſelbe ohne 
weitere Begründung dem Frankenwert zur Zeit der Fällig⸗ 
keit gleichgeſetzt werden kann, während bei ſonſt gleicher Rechts⸗ 
lage gegenüber einem in Deutſchland wohnenden Schuldner nur 
der Markbetrag in Frage kommen würde. Bei einer Schadeus⸗ 
erſatzklage handelt es ſich in erſter Linie darum, daß der effektiv 
erlittene Schaden erſetzt wird, gleichgültig wie die Lage des 
Schuldners durch die Kursentwicklung oder andere Umſtande be⸗ 
einflußt wird, von Billigkeitserwägungen abgeſehen. Es erſcheint 
mir deshalb richtiger, daß, wie nach der Praxis des Reichsgerichts, 
jeweils geprüft wird, in welcher Währung der Schaden enkſtanden 
it. Vgl. Nußbaum, Die Rechtſprechung des deutſchen Reichs⸗ 
gerichts in Währungsfragen in Schweiz. Juriſten⸗Ztg. Bd. 19 S. 199 
und JW. 1920, S. 44 und 13. 
RA. Dr. H. Meyer⸗Wild, Zürich. 
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Reichsgericht. 
a) Zivilſacher 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Raifer und Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


[Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


Reichsrecht. Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Wird auf eine freibleibende Offerte ein Kaufangebot 
abgegeben, ſo muß im Regelfalle der Verkäufer ſeine Ab⸗ 
lehnung ohne Zögern erklären. Ausweichende oder hinhaltende 
Antworten ſtehen in der Regel einer Ablehnung nicht gleich. If) 

Am 17. Jan. 1920 bot die Bekl. der Kl. freibleibend, 
Zwiſchenverkauf vorbehalten, 5 Waggonladungen Holz zu bes 
ſtimmten Preiſen an. Darauf erklärte ihr die Kl. am 19. Jan. 
brieflich und telegraphiſch, daß ſie Waggons gemäß dem 


Zu 1. Dieſes nach Inhalt und Form muſtergültige Urteil iſt 
über den Einzelfall hinaus lehrreich. Die in der neueren Recht⸗ 
ſprechung des RG. immer mehr üherwundene alte Art der Urteils⸗ 
findung erheiſcht bekanntlich mit Windſcheid vom Richter, das 
Urteil durch ſormallogiſche Subſumtion zu errechnen und vom Er⸗ 
gebnis dieſes „juriſtiſchen Denkens“ nicht abzulaſſen, auch wenn 
er fühlt, das Ergebnis ſei ungerecht. Abhilfe ſei dann nur vom Ge⸗ 
ſetzg ber zu erwarten. Dieſe allgeſetzliche ſyſtemlogiſche Auffaſſung wird 
durch die Rechtſprechung des N’. über die Klauſel „freibleibend“ ſieg⸗ 
reich widerlegt. Die Formaljurisprudenz wäre da mit ihren einfachen 
Begriffen aus den 88 145 BGB. (beim freibleibenden Angebot) 
und 346 BGB. (beim freibleibenden Vertragsinhalt) raſch zu 
Ende geweſen. Höchſtens hätte ſie etwa die bekannte ſpitzfindige Kon⸗ 
troverſe über die Rechtsſtellung des freibleibend Anbietenden nach 
8145 BGB. (vgl. dazu Staub⸗Könige Auh. zu 8 361 Anm. 
16) weitergeſponnen und daraus durch begriffliche Folgerungen 
die Entſch. abgeleitet. Mit feinem ſozialethiſchem Verſtändnis hat 
dagegen das RG. die Gegenpartei des Freibleibenden vor dem Wien 
des Begriffsrealismus geſchübzt. Es legte dem jo Anbietenden zus 
nächſt die Pflicht auf, nach Einkunft der Annahme ohne Zögern 
abzulehnen, ſonſt gilt das Angebot als angenommen. Dieſer erſte 
in unſerer Entſch. angewandte Rechtsſatz wurde ſchon JW. 1921, 

93, 2 ausgeſprochen. Die unverzügliche Antwortpflicht des frei⸗ 
bleibend Anbietenden ſteht nirgends im Geſetz, aber — wie es in 
der früheren Entſch. heißt —, ſie „entſpricht ebenſo der Natur 
der Sache wie der Billigkeit und liegt im Intereſſe der 
Nechtsſicherheit“. Quelle der Entſch. iſt alſo nicht der endliche 
8145 BGB., ſondern die unendlichen königlichen 58 157, 242 BB. 
durch die das vielgeſtaltige Leben hereinſtrömt. Aus derſelben Quelle 


Angebot brauche. In dem Brief war hinzugefügt, daß ſie um 
Beſtätigung des Auftrags bitte. Am 21. Januar erwiderte 
die Bekl., die Ausfuhr von Schnittware aus Oſtpreußen ſei 
unterſagt und nur eine Verladung nach oſtpreußiſchen Sta⸗ 
tionen möglich; ſie bitte um Beſcheid, ob die Kl. die Ver⸗ 
ladung innerhalb Oſtpreußens vornehmen laſſen könne. Mit 
Brief vom 23. Januar erſuchte darauf die Kl. um Nachricht, 
ob eine Verſchiffung der Hölzer nach Stettin angängig ſei, 
und ob die Bell. ihr die Schiffsfracht mitteilen könne. Sie 
fügte hinzu, daß nach Eingang der Antwort ſie Beſcheid 
geben werde, ob der Verſand zu Waſſer erfolgen ſolle. Jetzt 
erklärte die Bekl. in einem Brief vom 27. Jauuar, daß ſie 
über das Holz ſchon anderweitig verfügt habe. Sie hat es auch 
weiterhin nicht geliefert. Die auf Schadenserſatz gerichtete 
Klage hat das BG. abgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Aus den Gründen: Mit Recht hat das BG. angenommen, 
daß im Regelfalle, wenn auf eine freibleibende Offerte ein 
Kaufangebot abgegeben wird, der Verkäufer ſeine Ablehnung 


fließt der zweite in unſerer Entſch. angewandte Rechtsſatz über die 
Pflicht des freibleibend Anbietenden, ſeine Ablehnung unmißver⸗ 
ſtändlich zum Ausdruck zu bringen. Das iſt nur ein beſonderer 
Anwendungsfall der allgemeinen Pflicht, nicht durch unklare Er⸗ 
klärungen unklare Verhältniffe zu ſchaffen. (RG. 102, 227 = J. 
1921, 1234, 10). Dort hat das RG. ein unklares Verhalten als 
„mit den Gepflogenheiten eines redlichen Handelsverkehrs 
nicht vereinbar“ geſtempelt. Es ſind nicht etwa Handelskammern oder 
Kaufleute über die Gepflogenheit gehört, ſondern das RG. ſchöpft — 
führend — aus ſeinem eigenen Born. Rechtsquelle war alſo da 
der 8346 HGB., der nur eine beſondere Prägung der 89 157, 
242 BGB. darſtellt. Wie man es auch nennen mag — überall iſt 
hier das Verkehrsbedürfnis die Rechtsquelle für neue er⸗ 
gänzende Richterrechtſätze. Eule: 

Was unſerer Entſch. aber ihr Beſonderes gibt, iſt der neue 
dritte Rechtsſatz: daß auch das Verbot hinhaltender Antworten keine 
ſtarre Regel iſt, ſondern daß beſondere Umſtände des Falles eine 
andere Behandlung begründen und den Anbietenden berechtigen 
können, entgegen der Regel ſeine Entſch. hinauszuſchieben; dann 
aber muß er „völlig klar“ ſagen, daß er noch nicht gebunden ſein 
wolle. In dem, was das Rc. zu den — von dem Fall nahe⸗ 
gelegten — beſonders zu beachtenden Umſtänden in meijterhafter 
Kürze und Trefflichkeit aufſtellt, zeigt ſich ein kleiner Ausſchnitt 
aus der unerſchöpflichen Lebensfülle, die nach rechtlicher Geſtaltung 
ringt. Das alles iſt modernes „juriſtiſches Denken“. Schließlich 
beachte man die völlige Freiheit des Urteils von jedem gelehrten 
Apparat und von allen Zitaten, die in den Bericht und in An⸗ 
merkungen gehören, nicht aber in Urteile. 

RA. Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 
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ohne Zögern erklären muß. Erklärt er ſich nicht, ſo gilt das 
Kaufangebot im Regelfalle als angenommen. Es kann deshalb 
nicht entſcheidend darauf ankommen, ob das Schreiben des 
Bekl. v. 21. Jan. 1920 eine — ausdrückliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende — Annahme des klägeriſchen Kaufgebots enthielt. Ent⸗ 
ſcheidend iſt vielmehr, ob der Verkäufer ſich erkennbar ab⸗ 
lehnend geäußert hat. Es iſt im Regelfalle ſeine Sache, die 
Ablehnung rechtzeitig und unmißverſtändlich zum Ausdruck 
zu bringen. An dieſem Erfordernis iſt mit Rückſicht auf 
Treu und Glauben und auf die Sicherheit des Verkehrs ſtreng 
feſtzuhalten. Ausweichende oder hinhaltende Antworten ſtehen 
deshalb in der Regel einer Ablehnung nicht gleich. Der vor⸗ 
liegende Fall liegt nun allerdings inſofern beſonders, als 
nach der unbeſtrittenen Behauptung des Bekl. inzwiſchen eine 
VO. ergangen war, nach welcher Bahnverſand nur nach einer 
Station Oſtpreußens, nicht aber außerhalb dieſer Provinz er⸗ 
folgen konnte. Es muß deshalb erörtert werden, ob dieſe 
Anderung der Sachlage dem Bekl. genügende Veranlaſſung 
und Berechtigung gab, ſeine Entſcheidung entgegen der Regel 
hinauszuſchieben, was micht der Fall geweſen ſein wird, wenn 
er etwa damit rechnen konnte, daß die VO. im Holzhandel 
allgemein bekannt geworden war, oder daß eine Verſendung 
über Königsberg mittels Dampfers immer noch möglich und 
deshalb jene VO. für die Kl. nicht von entſcheidendem Inter⸗ 
eſſe war. Weiter wird in Betracht kommen, daß er nicht 
etwa ſeine Entſcheidung zu dem Zwecke hinausſchieben durfte, 
um die Entwicklung des Marktes abzuwarten; es iſt deshalb 
auch zu erörtern, ob ſich aus ſeinem Briefe für die Kl. ge⸗ 
nügend deutlich ergab, daß er ſeinerſeits nicht gebunden ſein 
wollte und auch die Kl. nicht an ihr Gebot gebunden halten 
wollte. Da das BG. dieſe Fragen nicht von dem Geſichts⸗ 
punkte aus erörtert hat, daß es Sache des Bekl. war, völlige 
Klarheit darüber zu ſchaffen, daß er das Kaufangebot noch 
nicht annehmen wolle, und da dieſe Erörterung nur auf 
Grund tatſächlicher Feſtſtellungen erfolgen kann, mußte die 
Sache an das BG. zurückverwieſen werden. 


(O. w. B., U. v. 18. März 1922; 183/21 I. — aun es) 
B. 


** 2. Über das Weſen der abſtrakten und der konkreten 
Schadensberechnung. J) 


Aus den Gründen: Der klagende Reichsmilitärfiskus 
hat zunächſt feinen Schaden ubftraft berechnet, iſt dann aber 
auch zur konkreten Begründung übergegangen. Der BR. ver⸗ 
ſagt der Unterſcheidung zwiſchen abſtrakter und konkreter Scha⸗ 
densberechnung für gegenwärtigen Rechtsſtreit die entſcheidende 
Bedeutung. Es handle ſich nur um die allgemeine Frage, ob 
ein Schaden entſtanden ſei, und wie hoch er ſich belaufe; dar⸗ 
über habe das Gericht nach § 287 ZPO. unter Würdigung 
aller Umſtände nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden; auch bei 
„abſtrakter“ Berechnung komme lediglich die Überzeugung des 
Gerichts zum Ausdruck, daß in Höhe des Unterſchieds zwiſchen 
Vertrags- und Marktpreis Schaden entſtanden ſei, ſei es nun, 
daß bis zum Beweiſe des Gegenteils angenommen werde, daß 
der Käufer bei Lieferung die Ware zum Marktpreiſe ver⸗ 
wertet haben würde, ſei es, daß ohne Rückſicht auf die Mög⸗ 
lichkeit oder Wahrſcheinlichkeit eines Weiterverkaufs in der 
Tatſache des Ankaufs zum Vertragspreis allein ein Ver⸗ 
mögenszuwachs in Höhe des Unterſchiedes gegen den Markt⸗ 
preis auf ſeiten des Käufers zu finden ſei, der ihm durch die 
Nichtlieferung entgangen ſei. Das iſt nicht richtig. Was man 
unter abſtrakter Schadensberechnung verſteht, iſt ein ganz be⸗ 
ſtimmter Begriff, der auf dem Gedanken beruht, daß der Kauf⸗ 
mann jederzeit in der Lage iſt, Ware, die er hereinbekommt, 
zum Marktpreis wieder abzuſetzen. Daß das nicht immer ge⸗ 
ſchieht, oft auch nicht möglich iſt, iſt bekannt genug. Aber 


Zu 2. Wenn die Entſch. zugunſten des klagenden Fiskus die 
konkrete Schadensberechnung darauf aufbaut, daß die vom Kl. 
vorgenommenen Ankäufe zwar „nicht als ſpezielle Eindeckungen für 
die gegenwärtigen Abſchlüſſe vorgenommen worden“ ſeien, aber doch 
„offenbar ... nicht geſchehen wären, wenn die Bekl... geliefert 
hätte, was fie ſchuldete“, jo wird in die konkrete Berechnung ein 
abſtrakterer Geſichtspunkt hineingetragen, als es der Regel ent⸗ 
ſpricht. Aber zu beanſtanden ift das ſchwerlich; denn es wird genügen 
muüſſen, daß zwiſchen Leiſtungsverzug und anderweiter Anſchaffung 
ein adäquater Kauſalzuſammenhang beſteht. 

Der 1. Sen. des RG. würde vorliegendenfalls vermutlich auch 
die abſtrakte Berechnung des Schadens unter Berufung auf RG. 
101, 217 JW. 1921, 333 zugelaſſen haben Denn die Möglich⸗ 
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es ift ein allgemeiner Rechtsſaß, daß wenn der Käufer vom 
Verkäufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu beanſpruchen 
hat, dieſe Möglichkeit ohne weiteres als Gewißheit unterſtellt 
werden darf. Das trifft auf den Käufer nicht zu, der die 
Ware anſchfft, um fie zu verbrauchen. Dann bietet der 
Deckungskauf eine ſichere, aber keineswegs die einzige Grund⸗ 
lage der Schadensberechnung. Auch hier iſt u. a. die Mög⸗ 
lichkeit nicht auszuſchließen, daß der Käufer feine Abſicht 
ändert und zum Verkauf ſchreitet. Damit wird die Sache 
konkret oder jedenfalls konkreter. Alles hängt von den Um⸗ 
ſtänden ab. Die Möglichkeit kann zur Wahrſcheinlichkeit wer⸗ 
den, und das bis zu dem Grade, daß ſie nach § 287 3PO. 
zur Gewißheit wird. Die Rechtſprechung iſt noch weiter ge⸗ 
gangen und hat die Preisdifferenz als Eutſchädigung für die 
ausgebliebene Lieferung auch da zuerkannt, wo nach Lage 
der Sache die Möglichkeit eines Verkaufs nicht ausgeſchloſſen 
erſcheint (RG. 101, 2191)). Nach dieſer Richtung hat der BR. 
Feſtſtellungen nicht getroffen. Er will vielmehr den begriff⸗ 
lichen Unterſchied zwiſchen abſtrakter und konkreter Schadens⸗ 
berechnung überhaupt nicht gelten laſſen oder doch ihn als 
unweſentlich beifeite ſchieben. Und das iſt rechtsirrtümlich. 
Aber die Entſcheidung beruht nicht auf dieſem Irrtum. Der 
Kl. hat eine Aufſtellung eingereicht, wonach er zwiſchen März 
und Juni 1916 größere Mengen gleichartiger Ware zu höheren 
Preiſen angeſchafft hat, während Bekl. ſeit Ende März 1915 
mit der Lieferung im Rückſtand war und die letzte Nachfriſt 
bis 1. März 1916 lief. Der Zeuge hat bekundet, daß man 
auf der Intendantur fortlaufend eingelauft habe, um den vor⸗ 
geſchriebenen Beſtand auf dem Laufenden zu erhalten; ſo ſei 
denn auch für nicht gelieferte Ware andere eingekauft, aber 
ohne daß jedesmal eine Eindeckung für beſtimmte Poſten be⸗ 
abſichtigt geweſen ſei; vielfach ſei auch zu einem bereits ge⸗ 
ſchehenen Einkauf nachträglich der Zuſatz gemacht worden: 
Eindeckung für den und den Vertrag. Der Einkauf v. 3. März 
ſei Eindeckung für ein anderes Geſchäft geweſen, die übrigen 
drei Ankäufe ſeien nicht als ſpezielle Eindeckungen für die 
gegenwärtigen Abſchlüſſe vorgenommen worden, ſondern um 
im allgemeinen das Bedürfnis der Intendantur zur Ver⸗ 
ſorgung des Heeres zu decken. Wenn demgegenüber der BR. 
zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß der Beweis, daß Kl. ſich 
für den Ausfall der Lieferungen der Bekl. mit beſtimmten 
anderen Einkäufen eingedeckt hätte, nicht erbracht ſei, ſo 
iſt das Beweiswürdigung und frei von Rechtsirrtum. Aber 
daran hängt nicht der Erſatzanſpruch des Kl. Während des 
Krieges hat es bei dem obwaltenden Warenmangel nicht ſelten 
fo gelegen, daß die Heeresverwaltung an beſtimmiten Waren 
alles aufkaufte, was am Markt zu haben war. Derartiges 
iſt hier nicht behauptet. Offenbar iſt vielmehr die Intendantur 
beſorgt geweſen, die Vorräte — wenn vielleicht auch innerhalb 
ziemlich weit geſteckter Grenzen — auf ein beſtimmtes Maß 
zu bringen und auf ihm zu erhalten, und nichts liegt näher 
als der Gedanke, daß die drei letzterwähnten Ankäufe nicht 
geſchehen wären, wenn Bekl. innerhalb der geſetzten Nachfriſt 
bis 1. März 1916 geliefert hätte, was ſie ſchuldete. Dieſe 
tatſächliche Schlußforderung hat der BR. gezogen. Er hat 
ſich für überzeugt erklärt, daß Kl. infolge des Lieferungs⸗ 
verzuges der Bekl. einen wirklichen Vermögensſchaden von 
mindeſtens der geforderten Summe gehabt hat, und zwar da⸗ 
durch, daß ihm der Vorteil entgangen iſt, die Schinken zum 
Verkaufspreis zu erhalten und ſo an teurerer Ware zu ſparen. 
Das iſt eine nach der Sachlage völlig gerechtfertigte, rechtlich 
jedenfalls nicht zu beanſtandende Annahme, die die Ent⸗ 
ſcheidung trägt. 


(B. w. D. R., U. v. 24. Okt. 1922; 786/21 II. — Hamburg.) 
Be [8.] 


keit (wenn auch nicht Wahrſcheinlichkeit) eines Weiterverkaufs durch 
den Fiskus war hier ebenſogut und ebenſoſchlecht möglich wie dort. 
Aber der jetzt erkennende 2. Sen. jteht dieſer Meinung offenſichtlich 
etwas kühl gegenüber, weil er wohl nach wie vor das Gewicht darauf 
legt, daß für die Heeresverwaltung „die Erzielung eines Gewinnes 
durch Weiterveräußerung nicht in Betracht kam“ (RG. 99, 49). Eine 
Annäherung an den Standpunkt des 1. Sen. enthält die vorliegende 
Entſch. nur inſofern, als ſie die abſtrakte Berechuung auch dem. 
Käufer, der die Ware urſprünglich nur zu eigenem Gebrauch kauft, 
offenhalten will, wenn er nur hinterher zur Weiterveräußerung über⸗ 
gegangen wäre. 7 
Prof. Dr. Ernſt Levy, Freiburg i. B. 
1) JW. 1921, 334. 
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3. Zur Frage der Beurteilung einer Sonderabrede, 
durch welche die Haftung einer Transportgeſellſchaft be⸗ 
ſchränkt wird. JT) 

Die Bekl. hatte am 27. Juni 1919 es übernommen, 
2856 Kiſten mit Wein, welche von der Firma P. & L. in H. 
abgeſandt waren, in ihrem Kahn Nr. 236 nach B. an die 
im Ladeſchein als Empfängerin bezeichnete Kl. zu befördern. 
Nach Ankunft der Ladung in B. hat der Expedient der Be⸗ 
klagten U. irrtümlicherweiſe die Sendung nicht der Kl., ſon⸗ 
dern der Staatlichen Verteilungsſtelle Groß⸗B., der Neben⸗ 
intervenientin zu 2, aviſiert und auf deren Anweiſung an 
die Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine m. b. H. 
in B., die Nebenintervenientin zu 3, ausgeliefert. Dieſe 
hat einen Teil der Ware weiterveräußert, wodurch dieſer Teil 
für die Kl. verloren gegangen iſt. Der von der Nebeninter⸗ 
venientin zu 3 für die fremde Ware erzielte Kaufpreis iſt 
der Kl. ausgehändigt worden, iſt aber niedriger als der Preis, 
welcher der Kl. für dieſe Ware von ihrer Lieferantin in 
Rechnung geſtellt iſt. Die Kl. behauptet, dadurch einen Scha⸗ 
den von 72993 % erlitten zu haben und hat dieſen Betrag 
nebſt Zinſen eingeklagt. Alle Inſtanzen haben die Klage dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt. Gründe: Durch das die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung beſtätigende BU. ift der auf Zah⸗ 
lung von 72993 % nebſt Zinſen laufende Klaganſpruch als 
dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt worden. Dieſes Urteil 
iſt von der Reviſion nur inſoweit angefochten worden, als es 
den Klaganſpruch in Höhe von mehr als 10000 % dem Grunde 
nach zuerkannt hat. Es können daher eine Reihe von an ſich 
beachtlichen Fragen, welche im Bu. nicht oder nur teilweiſe 
berührt ſind, unerörtert bleiben. Dazu gehört die Frage, 
ob die Kl., wie dies nach dem Tatbeſtand des BU. und dem 
dort in Bezug genommenen Ladeſchein v. 27. Juni 1919 
den Anſchein hat, für die Bekl. nur als Empfängerin der 
Ladung in Betracht kommt oder ob die Kl. auch Anſprüche 
aus dem Frachtvertrage geltend machen will, ſei es als Zeſ⸗ 
ſionarin der Firma P. & L. auf Grund der Abtretungs⸗ 
urkunde v. 10. Febr. 1920, ſei es, weil ſie, wie dies nach 
dem landgerichtlichen Urteil anzunehmen iſt, ſelbſt als Be⸗ 
frachterin — vertreten durch die im Ladeſchein als Abſenderin 
aufgeführte Firma P. & L. — einen Frachtvertrag mit der 
Bekl. geſchloſſen hat. Ferner die Frage, ob die Kl. im Beſitz 
ſämtlicher Ladeſcheine oder nur eines Teiles derſelben iſt 
(ſiehe auch Mittelſtein, Binnenſchiffahrtsrecht 2. Aufl. 
Bd. 1 872 Anm. 3 S. 296, ſowie die Verfrachtungsbedin⸗ 
gungen der Oder⸗Reedereien Bl. 89 81 Abſ. 4 und des 
Berliner Lloyds Bl. 10 $$ 1, 24), ſowie, ob die Bekl., welche 
nicht nur als Frachtführerin, ſondern auch als Schiffseignerin 
in Betracht kommt, nur mit Schiff und Fracht oder auch 
perſönlich haftet (fiehe Binnenſchiffahrtsgeſetz 88 4, 114; 
Mittelſtein a. a. O. 8 72 Anm. 5b Abſ. 2 S. 302; Ver⸗ 
frachtungsbedingungen der Oder⸗Reedereien 8 10, der Ber⸗ 
liner Lloyds AG. § 32e am Ende) uſw. Des weiteren iſt 
es zum mindeſten zweifelhaft, ob die Entſcheidung über die 
hier allein ſtreitige Zuläſſigkeit der Beſchränkung der Haft⸗ 
pflicht der Bekl. auf den Betrag von 10000 % nach 8 304 
SPD. in das Verfahren über den Grund und nicht vielmehr 
in das Verfahren über den Betrag des Klaganſpruchs gehört. 
Indeſſen kann auch dies dahingeſtellt bleiben, da der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung wenigſtens im Reſultat zuzuſtimmen iſt. 
Wie das BG. feſtgeſtellt hat, iſt der Schaden durch ein grobes 


Zu 3. Der obige Auszug aus der Entſch. läßt leider nicht 
erkennen, ob die Ausſchaltung der vertraglichen Haftungsbeſchränkung 
lediglich auf die als Stempelaufdruck auf die Ladeſcheine geſetzte 
„Sonderabrede“ gegründet worden iſt. Inwieweit dies nach dem ge⸗ 
gebenen Tatbeſtand möglich und zuläſſig war, ift ebenfalls mit Deut⸗ 
lichkeit nicht zu erſehen. Würde die Entf. auch andernfalls die Zus 
läſſigkeit der Berufung der Bekl. auf die allgemeine Haftungs⸗ 
beſchränkung im Vertrage verneint haben, jo würde das immerhin 
ſehr bedenklich erſcheinen. Für dieſe Annahme ſpricht die Wendung 
in dem Urteil, daß einer derart wertvollen Ladung gegenüber die 
von der Bekl. in Anſpruch genommene Beſchränkung ihrer Haftung 
auf 10000 % „in einem nicht zu verkennenden Miß verhältnis“ 
ſtehe, und ferner, daß das Urteil weiterfährt, daß ſich dies auch 
in der Sonderabrede zeige. Es iſt auch zu bedauern, daß vom 
NO. die ſonſtigen eingangs der Begründung erwähnten „an ſich 
beachtlichen Fragen“ der Einſchränkung der Reviſion wegen nicht 
erörtert worden ſind; es würde ſich ſonſt Gelegenheit geboten 
haben, eine Reihe für das Frachtrecht außerordentlich wichtiger und 
intereſſanter Fragen eingehend zu behandeln. 

RA. Lindeck, Mannheim. 
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Verſchulden eines bei der beklagten AGeſ. angeſtellten Ex⸗ 
pedienten in Ausführung ſeiner Dienſtverrichtungen verurſacht 
worden, für welches die Bekl. nach § 431 HGB., § 278 
BGB. wie für eigenes Verſchulden einzuſtehen hat. Es han⸗ 
delt ſich um einen Bureauangeſtellten, deſſen Auswahl und 
Beaufſichtigung ſeitens der geſetzlichen Vertreter einer Trans⸗ 
portgeſellſchaft der hier fremden Art im allgemeinen leichter 
iſt als bei einem Angehörigen, der außerhalb des Bureau⸗ 
betriebes und oft in weiter Entfernung davon tätigen Schiffs⸗ 
mannſchaft. Die Ladung beſtand ausweislich der Ladeſcheine 
aus 2856 Kiſten Wein im Gewicht von 238827 kg. Die 
klägeriſcherſeits zur Akte gebrachte Aufſtellung, wonach die 
Kiſten 142881 Flaſchen im Werte von 669 421 % enthielten, 
iſt als ſolche beklagtiſcherſeits nicht bemängelt worden. Einer 
derartig wertvollen Ladung gegenüber ſteht die von der Bekl. 
in Anſpruch genommene Beſchränkung ihrer Haftung auf 
10 000 % in einem nicht zu verkennenden Mißverhältnis. Dies 
zeigt ſich auch darin, daß die von der Bekl. ausgeſtellten 
Ladeſcheine den Stempelaufdruck enthalten: „Bei Beſchädigung 
oder Verluſt beſchränken wir (d. h. die Bekl.) unſere Haftung 
auf 200 % per 100 kg“, was bei dem hier maßgeblichen Ges 
wicht der Ladung von 238827 kg immerhin 477654 46 und, 
wenn nur die angeblich der Kl. nicht ausgelieferten 97606 Fla⸗ 
ſchen in Betracht kommen ſollten, ca. / des eingeladenen Ge⸗ 
wichts und ſomit ca. 318000 % ausmacht. Dabei iſt zu be⸗ 
achten, daß hier, wo es ſich nicht um die Berechnung des 
angeblichen Schadens der Kl., ſondern nur um die Frage der 
Haftungsbeſchränkung der Bekl. handelt, für eine Anrechnung 
der 341621 %, welche die Kl. ihrer eigenen Angabe nach für 
die erwähnten 97606 Flaſchen von der ſtaatlichen Verteilungs⸗ 
ſtelle Groß⸗B. erhalten hat, kein Raum iſt. Die fremden 
Ladeſcheine bilden eine weſentliche Grundlage des von der 
Kl. erhobenen Anſpruchs. Als ſolche ſind ſie in den Vor⸗ 
inſtanzen zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht und 
zwar, da die Kl. ſich auf ihren Geſamtinhalt bezogen hat, auch 
inſoweit, als einzelne Teile dieſes Inhalts nicht ausdrücklich 
erörtert ſind. Somit iſt auch der Stempelaufdruck als inte⸗ 
grierender Beſtandteil der Ladeſcheine hier in Betracht zu 
ziehen als eine den an ſich maßgeblichen allgemeinen Ver⸗ 
frachtungsbedingungen vorgehende Sonderabrede. Soweit dieſe 
Sonderabrede reicht, iſt die aus den Verfrachtungsbedingungen 
der Oder⸗Reedereien 8 10 oder auch der Berliner Lloyd AGeſ. 
$ 34a von der Bekl. hergeleitete Beſchränkung ihrer Haftung 
auf 10 000 % für eine Kahnladung ausgeſchaltet. Die er⸗ 
wähnte Sondervereinbarung umfaßt auch einen Fall der hier 
fraglichen Art, wo ein Teil der im Ladeſchein aufgeführten 
Ladung für die legitimierte Empfängerin dadurch verloren ge⸗ 
gangen iſt, daß die Ware ſeitens der Frachtführerin an Dritte 
ausgehändigt und ſo der genannten Empfängerin endgültig 
entzogen iſt. Die danach maßgebliche Höchſtgrenze der Haf⸗ 
tung der Bekl. wird aber von dem Klaganſpruch nicht er⸗ 
reicht. Hiernach iſt die angefochtene Entſcheidung als ſolche 
zutreffend und die Reviſion unbegründet. 

(B. L. A.⸗G. w. Weinhandelsgeſ. m. b. H., U. v. 12. Juli 
1922; 271/22 I. — Berlin.) B. 

4. Haftung und Berechtigung der GmbH. aus Ver⸗ 
trägen, die zwiſchen Gründung und Eintragung der Gmbh. 
geſchloſſen ſind. }) f 

Aus den Gründen: Das BG. hat die Klage ab⸗ 

gewieſen, weil nach ſeiner Meinung, die ſich anſcheinend auf 


Zu 4. Das Urteil iſt von grundſätzlicher Bedeutung. Es 
hält zwar einmal an dem vom Riß. mehrfach niedergelegten Rechts⸗ 
gedanken feſt, daß die GmbH. nur aus den Rechtsgeſchäften, die 
zu ihrer Entſtehung erforderlich ſind, belaſtet entſtehen kann. Da⸗ 
gegen ſieht das RG. alle weitergehenden Handlungen der Ge⸗ 
ſchäftsführer als ſolche eines vollmachtsloſen oder feine Vollmacht 
überſchreitenden Vertreters an. Daher bleibt der Gegenkontrahent 
bis zur Entſcheidung des Vertretenen gebunden. Deſſen Genehmi⸗ 
gung macht das Geſchäft wirkſam. Iſt nun die Ginb H. im Grün⸗ 
dungsſtadium tatſächlich ſchon vorhanden wie der nasciturus? Darf 
man das Gleichnis als Wirklichkeit behandeln? Beſteht nicht im 
Gründungsſtadium nur die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, für 
welche der Rechtsakt bindend iſt, wenn er für ſie getätigt wurde? 
Iſt es nicht folgerichtiger, einen Übergang von dieſer auf bie 
GmbH. („Rechtsübertragung und Schuldübernahme“, Staub⸗ 
Hachenburg, Anm. 7 zu 8 11 Gmbßceſ.) zu fordern? Denn 
nur in dieſer Richtung wird ein neuer Abſchluß von mir gefordert, 
nicht, wie das NG. zu unterſtellen ſcheint, ein ſolcher mit der 
Gegenſeite. Der praktiſche Unterſchied liegt darin, ob der Ge⸗ 
ſchäftsführer der GmbH. ohne weiteres durch die Genehmigung das 
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Staub⸗ Hachenburg, GmbH. Anm. 3 zu § 11 ftügt, zum 
Übergang der Rechte und Pflichten aus den Verträgen nach 
der Gründung aber vor der Eintragung der GmbH. auf die 
klagende GmbH. ſelbſt es nach ihrer Eintragung im Geſell⸗ 
ſchaftsregiſter eines neuen Vertragsſchluſſes zwiſchen der 
GmbH. als ſolcher und der Bekl. bedurft hätte. Ein ſolch 
neuer Vertragsſchluß ſei aber nicht erfolgt. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht kann nicht gebilligt werden. Der BR. befindet. ſich 
zwar inſoweit in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung des 
RG. (RG. 58, 55; 83, 373; ZW. 1905, 31%), als es an⸗ 
nimmt, daß die GmbH. aus Rechtsgeſchäften, die in der Zeit 
zwiſchen dem Abſchluß des Gründungsvertrags (der Grün⸗ 
21 und der Eintragung in das Geſellſchaftsregiſter (der 
Entſtehung der GmbH. als ſolcher) für fie getätigt werden, 
nur dann ohne weiteres berechtigt und verpflichtet wird, wenn 
die Rechtsgeſchäfte ſich auf die Entſtehung der Gmbh. be⸗ 
ziehen und dazu erforderlich ſind, daß dagegen die zukünftige 
GmbH. aus anderen, in der Gründungszeit für fie vorgenom⸗ 
menen Rechtsgeſchäften, insbeſondere aus gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen mit Dritten, die ſich, wie die hier im Streit befind⸗ 
lichen, auf den ſpäteren Geſchäftsbetrieb der GmbH. beziehen, 
weder unmittelbar berechtigt noch verpflichtet wird. Das hängt 
damit zuſammen, daß ſich der Zweck der mit der Gründung 
zunächſt zwiſchen den Gründern entſtehenden Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts darin erſchöpft, die GmbH. zur Ent» 
ſtehung zu bringen. Dieſer Zweck begrenzt den Umfang der 
Befugnis der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts bzw. ihres Ge⸗ 
ſchäftsführers, für die zukünftige Gmbh. Rechtsgeſchäfte vor⸗ 
zunehmen. Daraus, daß für den ſpäteren Geſchäftsbetrieb der 
GmbH. von dem Geſchäftsführer der Gründungsgeſellſchaft 
unter Überſchreitung ſeiner Befugnis abgeſchloſſene gegen⸗ 
ſeitige Verträge die GmbH. nach ihrer Entſtehung nicht ohne 
weiteres berechtigen und verpflichten, folgt aber keineswegs, 
wie das BG. meint, daß es eines neuen Vertrags⸗ 
ſchluſſes zwiſchen der GmbH. und dem anderen Vertrags⸗ 
teile bedürfte. Dieſer Rechtsſtandpunkt läßt ſich auch nicht 
damit begründen, daß der eine Vertragsteil zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes noch nicht vorhanden geweſen, die GmbH. als 


ſolche noch nicht zur Entſtehung gelangt war; denn ſie war 


jedenfalls damals in der Entſtehung begriffen, ſie war ge⸗ 
wiſſermaßen ein nasciturus, der durch den Geſchäftsführer 
der Gründungsgeſellſchaft geſetzlich vertreten wurde. Soweit 
deſſen Vertretungsbefugnis reicht, wird dann auch die zu⸗ 
künftige GmbH. aus den von ihm vor ihrer Entſtehung für 
ſie vorgenommenen Rechtsgeſchäften berechtigt und verpflichtet. 
Soweit dagegen der Geſchäftsführer der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft feine Vertretungsbefugnis überſchritten hat, iſt die 
Rechtslage keine andere, als wenn ſonſt ein Vertreter ohne 
Vertretungsmacht für einen anderen einen Vertrag ſchließt; 
die Wirkſamkeit des Vertrages für und gegen den Ver⸗ 
tretenen hängt dann von deſſen Genehmigung ab (§ 177 Abſ. 1 
BGB.). Die Gmb. hat es alſo nach ihrer Entſtehung in der 
Hand, ob ſie die im Gründungsverlauf für ſie abgeſchloſſenen, 
aber wegen der Überſchreitung der Vertretungsmacht des Ge⸗ 
ſchäftsführers der Gründungsgeſellſchaft zunächſt unwirkſamen 
Verträge genehmigen will oder nicht, vorausgeſetzt, daß nicht 
zufolge der entſprechend anwendbaren Beſtimmungen der 
88 177 Abſ. 2, 178 BGB. die Genehmigungsmöglichkeit aus⸗ 
geſchloſſer iſt. Solange letzteres nicht der Fall iſt, bleibt der 
andere Vertragsteil gebunden. Staub⸗ Hachenburg 
a. a. O. berufen ſich für ihre Meinung, daß eine „Beſtätigung“ 
—— 

ganze Rechtsverhältnis der Zwiſchenzeit in das Vermögen der 
GmbH. ziehen kann, oder ob den Gründern als den Rechts fub⸗ 
jekten dieſer Periode ein Mitwirkungsrecht zuſteht. In der Regel 
werden ſie ſelbſt eine möglichſt raſche Einreihung der ſie ver⸗ 
pflichtenden Vorgänge in den Geſchäftsbereich der GmbH. wünſchen. 
Wie aber, wenn fie dies ablehnen? Wenn fie einen Abſchluß 
nicht auf die Gmbh. übergehen laſſen wollen, ſondern ihn lieber 
ſelbſt abwickeln? Soll das unſtatthaft ſein? 

Wo es ſich um Vorgänge vor der Gründung dreht (und dar⸗ 
über handelt die vom RG. angezogene Anm. 3 Staub⸗Hachen⸗ 
burg), müßte auch der vom RO. angezogene Vergleich mit dem 
nasciturus verſagen. Und doch liegen praktiſch beide Fälle gleich. 
Auch hier beſteht bereits eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts als 
Vorgeſellſchaft. Auch hier wird für fie im Intereſſe der zu grün⸗ 
denden GmbH. gehandelt. Auch hier iſt die beſondere Übertragung 
nach der Entſtehung nötig 

Für beide Fälle habe ich zugegeben, daß in dem Abſchluſſe 
vor der Entſtehung „eine Offerte des Dritten an die GmbH. liegen 
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der im Gründungsverlauf für die künftige GmbH. abgeſchloſ⸗ 
ſenen gegenſeitigen Verträge nicht angängig ſei, auf die in 
der ZW. 1905, 31 abgedruckte RGeéntſch. Aber zu Un⸗ 
recht. Dieſer Satz iſt dort ebenſowenig, wie in einer anderen 
reichsgerichtlichen Entſch., ſoweit erſichtlich, ausgeſprochen; es 
iſt dort vielmehr nur dasſelbe gejagt, wie in RG. 83, 373, 
daß nämlich Rechte aus Verträgen, welche den künftigen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der GmbH. betreffen, nicht unmittelbar im 
Augenblicke der Eintragung auf die Geſellſchaft übergehen. 
Staub⸗Könige, HGB. 11. Aufl. 1921 vertreten in An⸗ 
merkung 7 zu 8 200 hinſichtlich der im Gründungsverlauf für 
die zukünftige AG. abgeſchloſſenen Verträge, die nicht zu ihrer 
Entſtehung nötig ſind, den gleichen Rechtsſtandpunkt, wie hier. 
Dieſer Standpunkt wird auch allein der allgemeinen An⸗ 
ſchauung und dem Bedürfnis des wirtſchaftlichen Verkehrs 
gerecht. 

(Fr. w. M., U. v. 17. Okt. 1922; 762/21 VII. — F 


5. Rechtsgültigkeit einer vom Geſchäftsführer der GmbH. 
ohne Genehmigung der Geſellſchafter erteilten Vollmacht. 
Aus den Gründen: Zu der Frage, ob nicht die dem 
Angeſtellten N. von dem Geſchäftsführer der beklagten GmbH. 
erteilte Vollmacht gemäß § 46 Nr. 7 GmbHG. der Bekl. 
gegenüber wirkungslos ſei, weil ſie der Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchafter entbehrt habe, hat der erkennende Senat ſchon in 
RG. 75, 1641) Stellung genommen. Es iſt dort mit eingehen⸗ 
der Begründung unter Berückſichtigung der im Schrifttum 
hervorgetretenen Meinungsverſchiedenheit, vor allem unter 
Hinweis auf 837 Abſ. 2 GmbHG. dargelegt worden, daß 
der Mangel der Genehmigung einer Vollmachterteilung ſeitens 
des Geſchäftsführers durch die Geſellſchafter den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erklärungen des Bevollmächtigten nach außen hin die 
Wirkſamkeit nicht nimmt, ſondern die Beſtimmung des § 46 
Nr. 7 nur für das Innenverhältnis zwiſchen dem Geſchäfts⸗ 
führer und der Geſellſchaft in Betracht kommt. Dieſer Auf⸗ 
faſſung, die von der herrſchenden Meinung geteilt wird, ſcheint 
ſich grundſätzlich auch der 5. 38S. des RG. in RG. 86, 264 
anſchließen zu wollen. Nach nochmaliger Prüfung hat der 
Senat keinen Anlaß gefunden, von ſeiner früheren Anſicht ab⸗ 
zugehen, die auch im Intereſſe der Verkehrsſicherheit geboten 
erſcheint. Der in der JW. 1912, 5263 veröffentlichten reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung liegt ein weſentlich anderer Sach⸗ 
verhalt zugrunde. Anders möchte vielleicht der Fall beurteilt 
werden, daß ein Geſchäftsführer unter dem Titel einer General⸗ 
vollmacht ohne Genehmigung der Geſellſchafter eine andere 
Perſon dauernd an ſeine Stelle ſetzt, in Wirklichkeit alſo der 
Geſellſchaft einen anderen Geſchäftsführer aufdrängt. Aber ſo 
liegt die Sache hier nicht. N. hatte nur eine zeitlich be⸗ 
ſchränkte Vollmacht erhalten. Er ſollte den Geſchäftsführer 
nur während ſeiner mehrwöchigen Abweſenheit vertreten. 
(H. w. T., U. v. 21. April 1922; 545/21 VII. — Naumburg.) 


6. Beweispflicht für das eigene Verſchulden beim Eiſen⸗ 
bahnunfall; Unklarheiten gehen zu Laſten des Unternehmers. f) 

Aus den Gründen: Die Reviſion des Eiſenbahnfiskus 
macht geltend, das BG. habe die Grundſätze über den prima 
facie-Beweis verkannt, deren Anwendung hier ſtatthaft und 
geboten ſei. Da feſtſtehe, daß das Schloß des Abteils in 
Ordnung war, müſſe es von innen an der Riegelſtellung er⸗ 
kennbar geweſen ſein, daß es offen geſtanden habe. Dann 
habe S. nicht ohne ſchweres eigenes Verſchulden hinausſtürzen 


kann, mit ihr ſelbſt, fobuli fie beſteht, den Vertrag zu ſchließen. 
Dann wird das Ergebnis das gleiche ſein wie bei der Konſtruk⸗ 
tion des RG. RA. Dr. Hachenburg, Mannheim. 

2) JW. 1911, 334. 

Zu 6. Nach SI AIG. v. 7. Juni 1871 haftet die Eiſenbahn 
für Tötung und Verletzung von Perſonen, ſofern ſie nicht beweiſt, 
daß der Unfall durch eigene Schuld des Getöteten oder Verletzten 
verurſacht iſt. Im vorliegenden Fall iſt ein Reiſender zu Schaden 
gekommen dadurch, daß er während der Fahrt aus dem Wagen 
geſtürzt iſt. Die näheren Umſtände über den Unfall ſind augen⸗ 
ſcheinlich nicht aufgeklärt. Die Eiſenbahn vermutet, daß nach Lage 
der Sache nur eigenes Verſchulden des Reiſenden vorliegen könne. 
Indes iſt die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß auch auf andere 
Weiſe der Unfall herbeigeführt ſei. Einen ſtrikten Beweis des 
eigenen Verſchuldens kaun die Eiſenbahn nicht führen. Nach der, 
wie das Erkenntnis zutreffend ausführt, ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. muß hiernach die Eiſenbahn für den Unfall haften. 

Wirkl. Geh. Rat Dr. v. der Leyen, Berlin-WilmerZoorf. 
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können, denn entweder habe er die Tür ſelbſt geöffnet, um 
— wie es oft geſchehe — ein ſchnelles Ausſteigen vorzubereiten, 
oder er habe ſich gegen die von einem anderen geöffnete Tür 
gelehnt, ohne die Stellung des Riegels zu beachten. Daß er 
etwa wider ſeinen Willen gegen die geöffnete Tür gedrängt 
worden wäre, ſtehe bisher nicht feſt; dies wäre Sache des 
Gegenbeweiſes der Kl., deren Behauptung, daß in dem Ab⸗ 
teil ein Gedränge geherrſcht habe, beſtritten ſei. Dieſer An⸗ 
griff kann nicht durchdringen. Zwar iſt in der Rechtſprechung 
des RG. wiederholt anerkannt, daß auch der Beweispflicht 
des Eiſenbahnunternehmers hinſichtlich eingewendeten Ver⸗ 
ſchuldens des Verletzten genügt ſein kann, wenn die Sachlage 
mit höchſter Wahrſcheinlichkeit darauf hinweiſt, daß dieſer ohne 
eigene Schuld nicht verunglückt ſein kann, und daß ſich ſolchen⸗ 
falls der Gegner zu entlaſten und darzutun hat, das Ver⸗ 
halten des Verletzten ſei nach den beſonderen Umſtänden nicht 
ſchuldhaft geweſen. Auch ſteht es dem Unternehmer frei, einen 
Beweis dahin zu führen, daß der Verletzte, möge er in der 
einen oder in der anderen Weiſe gehandelt haben, in jedem 
der möglichen Fälle die im Verkehr erforderliche Vorſicht außer 
acht gelaſſen habe. Hierbei wird jedoch eine Sachlage voraus⸗ 
geſetzt, die wenigſtens erkennen läßt, daß der Unfall nur 
durch eigenes Tun des Verunglückten herbeigeführt wor⸗ 
den ſein kann. Solange aber noch zweifelhaft bleibt, vb eigenes 
Tun oder Zufall oder etwa das Eingreifen anderer Perſonen 
den Unfall verurſacht hat, iſt die Annahme, der Unternehmer 
habe ſeiner Beweispflicht genügt, nicht ſtatthaft. Vielmehr 
muß es in ſolchen Fällen bei der vom RG. häufig ausge⸗ 
ſprochenen Regel bewenden, daß nicht zu beſeitigende Un⸗ 
klarheiten über den Hergang eines Betriebsunfalls zu Laſten 
des beweispflichtigen Unternehmens gehen. Hiernach ſind die 
Ausführungen des BG. nicht zu beanſtanden. Denn das 
eigene Vorbringen der Reviſion läßt erkennen, daß ſehr wohl 
ein Hergang denkbar iſt, bei dem der Sturz des S. ohne 
eigene Unvorſichtigkeit geſchehen ſein könnte. Er kann von 
mitreiſenden Perſonen oder auch durch einen Ruck des Bahn⸗ 
zuges gegen die Tür geſtoßen worden ſein. Solchenfalls 
würde darauf nichts ankommen, vb der innere Türriegel auf 
„offen“ oder „zu“ geſtellt war. Daß ſich S. in der Nähe der 
Tür aufgeſtellt hatte, bedeutet noch kein ſchuldhaftes Handeln, 
und im übrigen iſt nicht dargetan, daß ein Tun ſeinerſeits 
ſeinen Sturz verurſacht haben müßte. 

(Eiſenbahnfiskus w. S., U. v. 24. Mai 1922; 980 ii 


— Berlin.) 


7. Von Amts wegen vorzunehmende Prüfung der Ver⸗ 
ktretungsmacht des geſetzlichen Vertreters im Verfahren über 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges. ] ) 

Aus den Gründen: Die Reviſion macht mit Recht 
geltend, daß der Bekl. in dem Vorrechtszuge nicht nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze vertreten geweſen iſt (8 551 Nr. 5 ZPO.) 
und der BR. gegen § 56 ZPO. verſtoßen hat. Der Kl. hatte 
ſeine auf ſchuldhafte Eigentumsverletzung durch den Soldaten⸗ 
rat geſtützte, im Mai 1919 erhobene Klage zunächſt gegen 
das Deutſche Reich, „vertreten durch das Reichsamt des 
Innern“, gerichtet und ſie dem Reichsminiſterium des Innern 
zuſtellen laſſen. Auf deſſen Einwand der mangelnden ge⸗ 
ſetzlichen Vertretung, weil es ſich nicht um eine zum Ge⸗ 
ſchäftsbereiche der inneren Reichsverwaltung gehörige An⸗ 
gelegenheit, ſondern um militäriſche Maßnahmen handele, hat 
der Kl. die Bezeichnung des Bekl. abgeändert in „das Deutſche 
Reich, Reichsmilitärfiskus, vertreten durch die Intendantur 
des ehemaligen IV. Armeekorps in M.“, letzterer die Klage 
neu zuſtellen laſſen und ſie zu dem anberaumten Verhand⸗ 
lungstermine geladen. Die Abwicklungsintendantur des frü⸗ 
heren IV. Armeekorps hat darauf den Rechtsſtreit in den 
beiden Vorrechtszügen für den Bekl. weitergeführt; an ihre 
Stelle iſt nach dem Erlaſſe des Bu. auf Grund der Ver⸗ 
fügung des Reichsſchatzminiſters v. 28. Juli 1921 das Landes⸗ 


Zu 7. Das iſt ganz ſchön und gut! Aber daß der Kl. 
drei Jahre nach Erhebung der Klage erfährt, daß aus einem for⸗ 
mellen Grunde das ganze Verfahren noch einmal von vorn an⸗ 
fangen muß, iſt ein Beweis, daß bei der Reviſion der ZPO. 
mit dieſen Vorſchriften ein Ende gemacht werden muß. Es muß 
durchaus zuläſſig werden, die Klage einer für alle Fälle zu be⸗ 
ſtimmenden fiskaliſchen Stelle zuzuſtelleu, und es muß dann Sache 
des inneren Dienſtes ſein, die Behörde zu bezeichnen, welche den 
Prozeß für den Fiskus führt 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 
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finanzamt in M. getreten, das in dieſem Rechtszuge den Bekl. 
vertritt. Das BG. hat nun aber den Rechtsweg mit der Be⸗ 
gründung für zuläſſig erklärt, daß die Soldatenräte als Or⸗ 
gane der neuen Reichsregierung, für deren Pflichtwidrigkeiten 
das Reich auf Grund des Geſetzes v. 22. Mai 1910 hafte, und 
zwar als politiſche Behörden anzuſehen ſeien, und daß der 
Gaſthof des Kl. nicht für militäriſche Zwecke oder zwecks 
Durchführung von Übergangsvorſchriften beſchlagnahmt wor» 
den ſei. Gegenüber einem ſo begründeten Anſpruche war aber 
die Intendantur nicht zur Vertretung des Reichs befugt. 
Dieſen Mangel der Vertretungsmacht hätte der BR. nach 
§ 56 ZPO. von Amts wegen beachten müſſen. Auf Grund 
des 8 551 Nr. 5 ZPO. unterliegt daher das BU. der Auf⸗ 
hebung. Dem ſteht nicht entgegen, daß nur über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs entſchieden iſt; die Prüfung der 
Vertretungsmacht des geſetzlichen Vertreters muß nach 8 56 
3 PO. auch vor einer ſolchen Entſcheidung erfolgen (vgl. RG. 
11, 96; Warn. 9, 64). Auf Abweiſung der Klage, wie die 
Reviſion meint, kann dagegen nicht erkannt werden, und zwar 
ſchon deshalb nicht, weil die Klage nicht von vornherein gegen 
den ſog. Reichsmilitärfiskus gerichtet, ſondern von dem Stand⸗ 
punkte des BG. aus ordnungsmäßig erhoben war. 

(D. R. w. Sch., U. v. 4. April 1922; 387/21 III. — 
Naumburg.) [Sch.] 


Sd. Nicht ſchlechthin jeder Diebſtahl von Frachtgut, das 
in offenen Wagen befördert wird, darf auf dieſe Beförderungs⸗ 
art zurückgeführt werden. In jedem einzelnen Falle muß ge⸗ 
prüft werden, ob nach den beſonderen Umſtänden noch ein 
genügender Anhalt dafür vorhanden iſt, daß durch die Beförde⸗ 
rung in offenen Wagen die Diebſtahlsgefahr erhöht wurde. 7) 

Aus den Gründen: Zutreffend geht das BG. davon 
aus, daß die beiden Kraftwagen nach den Vorſchriften des 
Deutſchen Eiſenbahngütertarifs in offenen Wagen zu befördern 
waren unb deshalb die Eiſenbahn für den Schaden, der aus 
der Gefahr dieſer Beförderungsart entſteht, nicht zu haften hat 
(8 459 Abſ. 1 Nr. 1 HGB., 3 86 Abſ. 1 Nr. 1 END.) Es 
befindet ſich auch in Übereinſtimmung mit der feſten Recht⸗ 
ſprechung des R., wenn es die Gefahr des Diebſtahls zu 
denjenigen Gefahren rechnet, die unter gewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen mit der Beförderung in offenen Wagen verbunden 
zu ſein pflegen (RG. 100, 84; 104, 48, 282). Nicht ge⸗ 
nügend berückſichtigt hat es aber, daß nicht ſchlechthin jeder 
Diebſtahl an Frachtgut, das in offenen Wagen befördert wird, 
auf dieſe Beförderungsart zurückgeführt werden darf, ſondern 
daß durch die beſonderen Umſtände des Einzelfalls, beſonders 


durch geeignete Sicherheitsvorkehrungen, die Gefahr des Dieb⸗ 


ſtahls weſentlich verringert und auf ein Maß herabgemindert 
ſein kann, das die auch bei der Beförderung in geſchloſſenen 
Wagen immer noch vorhandene Diebſtahlsgefahr nicht über⸗ 
ſteigt. Deshalb muß in jedem einzelnen Falle geprüft werden, 
ob nach den beſonderen Umſtänden, namentlich im Hinblick auf 
die Verladungs⸗ und Verpackungsart noch ein genügender 
Anhalt dafür vorhanden iſt, daß durch die Beförderung in 
offenen Wagen die Diebſtahlsgefahr erhöht wurde (RG. 104, 
48; RG. 1 401/21 U. v. 8. Febr. 1922 im Recht 1922 
Nr. 1280). Nach dieſer Richtung enthält das BU. folgende 
Ausführungen: Die Verpackungsart habe die Diebſtahlsgefahr 
nicht ausgeſchloſſen. Die Kraftwagen ſeien als ſolche auch 


Zu 8. An zwei Kraftwagen, die auf offenen Güterwagen 
aber mit Decken verſehen und durch Lattengeſtelle 
geſichert waren, ſind Diebſtähle verübt worden. Das BG. hat an⸗ 
genommen, daß dieſe Sicherungen nicht genügten, um die mit der 
Beförderung auf offenen Wagen verbundene Geſahr (EVO. 8 86 [1] 
Ziff. 1 und 886 [2]) auszuſchließen. Das NO. ſpricht ſich dahin 
aus, daß, wenn die Verpackung der Kraftwagen ſo ſorgfältig ge⸗ 
weſen wäre, daß die Beförderung auf offenen Wagen ebenfo 
ſicher ſei, wie die Beförderung in geſchloſſenen Wagen, die Vermutung 
nicht vhne weiteres zutreffe, daß die Gefahr durch Beförderung auf 
offenen Wagen entſtanden ſei. Dieſer Nachweis ſei — was das BG. 
überſehen habe — nicht geführt, nach dieſer Richtung ſeien alſo 
die tatſächlichen Feſtſtellungen zu ergänzen. Die Ausführungen 
des RO. halte ich für zutreffend: Wenn der Verſender die nach 
886 (2) EBD. zugunſten der Eiſenbahn vorgeſehene Vermutung 
widerlegen will, jo hat er alfo nachzuweiſen, daß die Vorkehrungen 
zum Schutz von Gütern, die auf offenen Wagen befördert werden, 
ſo beſchaffen ſind, daß die Beförderung auf offenen Wagen ebenſo 
ſicher und gegen Gefahren geſchützt iſt, wie die Beförderung in be⸗ 
deckt gebauten Wagen. 
Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Herlin-Wilmers dorf. 
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unter den drei Decken zu erkennen geweſen, mit denen fie 
verſehen geweſen ſeien. Ebenſowenig ſei ein hinreichender 
Schuß gegen die Diebſtahlsgefahr durch die Befeſtigung der 
Decken an der Außenſeite des Eiſenbahnwagens und die Auf⸗ 
führung von Lattengeſtellen um die Kraftwagen geſchaffen 
worden. Dieſe ſich der Ausführung des Diebſtahls in ge⸗ 
wiſſem Maße entgegenſtellenden Hinderniſſe hätten vom Diebe 
unſchwer beſeitigt werden können; ſie ſchlöſſen alſo nicht die 
Möglichkeit aus, daß „den Umſtänden nach“ der Schaden 
aus der Beförderung in einem offen gebauten Eiſenbahnwagen 
habe entſtehen können. Dieſe Möglichkeit habe ſelbſt dann be⸗ 
ſtanden, wenn die Kraftwagen geſchloſſen geweſen ſeien und 
zwecks Ausführung des Diebſtahls gewaltſam hätten geöffnet 
werden müſſen. In dieſen Ausführungen wird die Frage, 
ob die Gefahr des Diebſtahls mit der Beförderung im offenen 
Wagen verbunden war ($ 459 Abſ. 1 Nr. 1 HGB., 8 86 
Abſ. 1 Nr. 1 EV O.), vermiſcht mit der im Abſ. 2 derſelben 
Geſetzesvorſchriften behandelten weiteren Frage, ob der Schaden 
den Umſtänden nach aus der der Beförderung in offenen 
Wagen anhaftenden Gefahr entſtehen konnte. Eine Erhöhung 
der Diebſtahlsgefahr tritt bei der Beförderung in offenen 
Wagen im Vergleich zur Beförderung in geſchloſſenen Wagen 
nur dann ein, wenn nicht die größere Gefährdung von vorn⸗ 
herein durch geeignete Gegenvorkehrungen wieder ausgeglichen 
wird. Es iſt deshalb in Fällen der vorliegenden Art zunächſt 
zu fragen, ob die Art der Verladung des Guts im offenen 
Wagen eine ſolche war, daß das Gut der Gefahr des Dieb⸗ 
ſtahls dadurch in höherem Maße ausgeſetzt wurde, als wenn 
es in einem geſchloſſenen Wagen befördert worden wäre. Erſt 
wenn dieſe Frage bejaht wird, entſteht die weitere Frage, 
ob die näheren Umſtände, unter denen der Schaden entſtanden 
iſt, alſo beſonders die Art der Ausführung des Diebſtahls, 
der Möglichkeit Raum geben, daß die Beförderung auf offenen 
Wagen den Anlaß zur Verübung des Diebſtahls geboten habe. 
In dieſer Hinſicht iſt das BU. nicht einwandfrei, da es die 
Diebſtahlsgefahr als verbunden mit der Beförderung in offenen 
Wagen deshalb anſieht, weil die getroffenen Sicherheitsmaß⸗ 
nahmen nicht ausgereicht hätten, um die Möglichkeit eines 
Diebſtahls auszuſchließen. Es hätte vielmehr vorerſt prüfen 
müſſen, ob die Maßnahmen nicht wenigſtens genügten, um 
die Diebſtahlsgefahr ſoweit herabzumindern, daß ſie nicht 
höher als bei der Beförderung in geſchloſſenen Wagen ein⸗ 
zuſchätzen war. Hierzu hätte es des näheren Eingehens auf 
die einzelnen zur Abwendung von Diebſtählen, namentlich 
a: im Innern der Kraftwagen, getroffenen Vorkehrungen 
edurft. 

(Th. w. Reichseiſenbahnfiskus, U. v. 21. Okt. 1922; 27/22 
I. — Stettin.) a, 

9. Zur Anwendung des polniſchen Valutageſetzes vom 
20. Nov. 1919.17) 1 15 aeleh 
Am 1. Juli 1904 erhielt der damals in Poſen wohnhafte 

1906 nach Berlin verzogene Bekl. gegen Beſtellung Brief⸗ 
hypothek auf einem in Poſen gelegenen Grundſtücke von 
em in Berlin wohnenden Rechtsvorgänger des Kl. ein Dar⸗ 
lehn. In der Schuldurkunde iſt beſtimmt, daß „jede Zahlung 
an dem im Deutſchen Reiche belegenen Wohnort des je⸗ 
weiligen Gläubigers frei in Gold zu leiſten“ ſei. Bei der 
am Jahre 1915 erfolgten Abtretung auf den damals in 
Poſen wohnenden Kl. wurde mit dem Schuldner Fälligkeit 
88 1. Juli 1920 vereinbart. Der Kl., der 1920 nach Berlin 
11308, verlangt mit der im Auguſt 1920 erhobenen Klage 
ückzahlung des Darlehns nebſt Zinſen in deutſcher 
da rung. Dieſer hat Abweiſung der Klage beantragt, 
on der Kl., der nach dem Friedensvertrage polniſcher Staats⸗ 
* Nobösiger geworden ſei, nach dem polniſchen Landtagsgeſetz 
poln. 1919 (poln. Geſetzblatt 917) nur Zahlung in 
hier "iiber Währung zum Nennbetrage verlangen könne; 
Wan ſei auch durch die in Hinblick auf den Prozeß arg⸗ 


2 88 50 ng 9 u at mit dem Urteil des 

nn NG. (JW. 1922 22 Nr. 3) überein. 
— Alen iſt, gemäß 8549, 562 IPD., der Prüfung des NG. die 
FR des polniſchen Valutageſezes entzogen, daß dieſes Geſetz 
an Bund von dem Erfüllungsort nur Zahlungsvorgänge zum 
Gegenſtand hat, die ſich innerhalb der abgetretenen Gebiete voll⸗ 
ziehen, dagegen nicht zur Anwendung kommt, wenn Gläubiger und 
Schuldner im Deutſchen Reiche wohnen (dgl. hierzu auch in JW. 
11 7 weiter aa En die Anmerkung zum polniſchen Valuta⸗ 
geſetz, en S. 128). 
RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 
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liſtigerweiſe erfolgte Überjiedelung des Kl. nach Berlin nichts 
geändert worden. Der Betrag von 20600 % iſt dem Kl. in 
polniſcher Währung angeboten und, da diefer die Annahme 
verweigerte, unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme am 
9. Nov. 1920 bei dem AG. Berlin hinterlegt. Die Vorin⸗ 
ſtanzen haben den Bekl. verurteilt. Die Reviſion hatte 
keinen Erfolg. Aus den Gründen: Das BG. erachtet 
das polniſche Valutageſetz v. 20. Nov. 1919 aus einem dop⸗ 
pelten Grunde für unanwendbar. Zunächſt führt es aus, 
daß nach der Vereinbarung der Parteien der Wohnſitz des 
jeweiligen Gläubigers, alſo nunmehr Berlin, als Erfüllungs⸗ 
ort zu betrachten ſei und daher nur deutſches Recht zur An⸗ 
wendung kommen könne. In zweiter Linie nimmt es an, 
daß auch bei Anwendung des jetzt in Poſen geltenden 
Rechts das polniſche Valutageſetz außer Betracht bleiben müſſe, 
da es ſich nur auf Zahlungen beziehe, die auf dem an Polen 
abgetretenen Gebiete zu leiſten ſeien. Um einen ſolchen Fall 
handele es ſich nicht, da die Zahlung von einem in Deutſchland 
wohnenden Schuldner an einen in Deutſchland wohnenden 
Gläubiger erfolgen ſolle. Für die Anwendung des polniſchen 
Valutageſetzes ſei aber auch kein Raum geweſen, wenn der 
Kl. ſeinen Wohnſitz in Poſen beibehalten und in Deutſchland 
von dem dort wohnenden Schuldner Zahlung verlangt habe. 
Es ſei daher auch der Einwand der Bekl. hinfällig, daß der 
Kl. ſeinen Wohnſitz argliſtig nach Deutſchland verlegt habe, um 
der Anwendung des polniſchen Valutageſetzes zu entgehen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob und inwieweit die gegen 
den erſten Entſcheidungsgrund des BG. gerichteten Aus⸗ 
führungen der Reviſion als zutreffend anzuerkennen ſind. 
Denn jedenfalls trägt der zweite Entſcheidungsgrund das an⸗ 
gefochtene Urteil, das inſoweit nur auf der Auslegung eines 
ausländiſchen Geſetzes beruht, die der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz entzogen iſt. 

B. w. R., U. v. 11. März 1922; 354/21 V. — Ber⸗ 
Tin.) [Sch.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 
1. [Begriff des Gewahrſams. Gewahrſam geht nicht 
durch ein vorübergehendes Vergeſſen verloren. 17) Der Zeuge 


Zu 1. Die Annahme des RG., daß der Gewahrſam 
nicht durch ein vorübergehendes Vergeſſen der Sache 
verloren geht, iſt nicht zu beanſtanden. Im Anſchluß an 
RES: 38, 444 wird vielfach verlangt, daß der Beſitzer noch 
weiß, wo die Sache iſt, z. B. Allfelds 444 Nr. 17; Eber⸗ 
mayer? 8 242 Nr. 2. Im vorliegenden Falle kehrte der Be⸗ 
ſitzer an den Ort, wo er die Sache vergeſſen hatte, zurück, um nach 
ihr zu ſuchen oder zu fragen. Derjenige, welcher ſich die Sache 
in der Zwiſchenzeit angeeignet hatte, wurde als Dieb angeſehen. 
In der Tat genügt es, wenn der Beſitzer auch kein ſicheres Ge⸗ 
dächtnis über den Verbleib der Sache hat, aber mit der Möglich⸗ 
keit rechnet, daß fie ſich da befindet, wo er fie zurückließ, alſo 
wenn er ſie au ihrem wahren Platze ſucht. Erforderlich iſt aber 
für den Fortbeſtand eines ſolchen Gewahrſams außerhalb der Octe, 
wo der Beſitzer wohnt oder ſonſt den Gewahrſam ausübt, daß 
lein Zeitraum bis zur Rückkehr verſtrichen iſt, der nach der Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs als Symptom des ausgelöſchten Ge⸗ 
dächtniſſes an den Verbleib der Sache oder des Beſißzaufgabe⸗ 
willens anzuſehen iſt. Das RG. begnügt ſich mit dem zu 
unbeſtimmten Merkmal „kurze Zeit“. 

Das NG. erklärt außerdem, es unterliege im weſentlichen 
tatſächlicher Beurteilung, ob jemand darauf rechnen kann, 
in jedem Augenblick nach ſeinem Willen über die Sache verfügen 
zu können. Dieſe Berufung auf die „Tatfrage“, die ſich häufig 
auch bei dem Merkmal „unbedeutender Wert oder geringe Menge“ 
in § 370 Ziff. 5 Steh B. findet, iſt verfehlt. Das RG. hat z. B. 
in einer Menge von Fällen den unbedeutenden Wert als rechts irrig 
bejaht oder verneint angeſehen. Es handelt ji) in derlei Fällen 
nicht um Merkmale, die im weſentlichen keine Rechtsfragen ent⸗ 
halten. Das RG. will vielmehr wohl jagen: ein Widerſpruch mit 
der Auffaſſung des Verkehrs über das Vorliegen oder Nichtvor⸗ 
liegen des Begriffes iſt nicht erkennbar. In denjenigen Fällen, 
wo es nicht möglich oder am Platze iſt, begriffliche Grenzen 
eines nicht ſcharf umriſſenen Merkmals abzuſtecken, iſt es immer⸗ 
hin nicht richtig, zu behaupten, es handle ſich um eine Tatfrage. 
Dagegen kaun man z. B. fagen, der Begriff ſei nur nach der 
jeweiligen Verkehrsauffaſſung zu umgrenzen; das geſamte An⸗ 
wendungsgebiet des Begriffs laſſe ſich nicht durch eine knappe 
theoretiſche Formel beſtimmen; der hier zweiſellos zutreffende Be⸗ 
griff ſei in ſeinen Grenzen noch flüſſig, u. dgl. 

4 Prof. Dr. A. Köhler, Jena. 
16* 
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©. iſt, als er den Verluſt der Taſche bemerkt hatte, ſogleich 
zu dem Stande Sch.as zurückgekehrt, offenbar, um dort nach 
der Taſche zu ſuchen oder zu fragen. Es war dies nur kurze 
Zeit, nachdem er ſich von dem Stande Sch.S entfernt und 
die Taſche dort zurückgelaſſen hatte. Bei dieſer Sachlage be⸗ 
gegnet die Anſicht der St$t., daß ſich die Taſche in dem Augen⸗ 
blicke, in dem die Angekl. ſie an ſich nahm, noch in dem Ge⸗ 
wahrſam des S. befunden habe, keinem rechtlichen Bedenken. 
Denn das tatſächliche Herrſchaftsverhältnis über eine Sache, 
welches das Geſetz als „Gewahrſam“ bezeichnet, hat weder 
zur Vorausſetzung, daß der Gewahrſamsinhaber ſtändig mit 
einer jeden Zweifel ausſchließenden Beſtimmtheit weiß, an 
welcher Stelle ſich die von ihm beherrſchte Sache befindet, 
noch, daß der Beſtand dieſer Herrſchaft gegen unbefugte Ein⸗ 
griffe Dritter völlig oder auch nur in hohem Grade ge⸗ 
ſichert iſt; es genügt vielmehr eine ſolche Beziehung zu der 
Sache, daß der Gewahrſamsinhaber nach den Lebens⸗ 
erfahrungen darauf rechnen kann, in jedem Augenblick nach 
ſeinem Willen über die Sache verfügen zu können. Ob eine 
ſolche Sachlage gegeben iſt, unterliegt im weſentlichen tat⸗ 
ſächlicher Beurteilung. 

(U. v. 23. Mai 1922, 4D 8/22.) A.] 


2. [Kettenhandel des Hehlers. 17) Die Strafkammer hat 
angenommen, N. habe den Stahl, „der bereits im Beſitze des 
Verbrauchers war, wieder aufgekauft“, habe „die Ware rück⸗ 
läufig gemacht“. Darin war Kettenhandel zu erblicken, wenn 
jene Annahme in dem feſtgeſtellten Sachverhalt eine genügende 
Stütze fand. Das Urteil ſagt aber, die Firma K. habe nach 
Einſtellung ihres Betriebes das Werk an einen Fabrikanten 
und das „auf dem Werkgebiet in großer Menge herumliegende 
Alteiſen (Schrott) im ganzen an zwei Firmen, ſowie Sch. 
verkauft“ (anſcheinend Eiſenhändler). Der den Gegenſtand 
des Geſchäfts bildende Werkſtahl war, wie das Urteil feſtſtellt, 
„ſchon ziemlich in den Boden eingeſunken und mit Gras über⸗ 
wachſen“. Es ſcheint demnach, daß dieſer Vorrat an jene zwei 
Firmen mit verkauft war. Dann iſt aber nicht erſichtlich, daß 
der Stahl im Zeitpunkte ſeiner Wegnahme einem Ver⸗ 
braucher gehörte. Übrigens hätte N., wenn hierin eine 
Grundlage für die Annahme des Kettenhandels gefunden 


Zu 2. Das Urteil geht davon aus, daß Kettenhandel und 
Hehlerei in Tateinheit zuſammentreffen können, was grundſätzlich 
zweifelhaft erſcheint. Denn der Begriff der „unlauteren Machen⸗ 
ſchaften“ paßt nur auf den Handelsverkehr, der, abgeſehen von 
der PreistrVO., erlaubt iſt. Beim Hehler, der vom Dieb erwirbt, 
zu unterſcheiden, ob fein Erwerb wirtſchaftlich zweckmäßig oder un⸗ 
lauter iſt, hat zum mindeſten ſtarke Bedenken gegen ſich. Die Aus⸗ 
führungen des Urteils zu dieſem Punkte laufen ja auch darauf 
hinaus, daß der Dieb jedenfalls nicht Verbraucher war, alſo der 
Erwerb von ihm nicht als rückläufige Verlängerung der Handels⸗ 
kette angeſehen werden kann, ſelbſt wenn die Ware einem Ver⸗ 
braucher geſtohlen fein ſollte. Hat nun aber der Hehler, ebenſo wie 
der Kaufmann, die Verpflichtung, die Ware auf dem wirtſchaftlich 
zweckmäßigſten Wege dem Verbraucher näherzubringen und damit 
das Gut dem Eigentümer noch ſtärker zu entziehen? Muß doch nach 
bürgerlichem Recht die geſtohlene Ware von ſelbſt den Weg zum 
Eigentümer zurücknehmen! In ſolche Kolliſion von Rechtsnormen 
gerät man, wenn man auf den deliktiſchen Verkehr einen Maßſtab 
anwendet, der nur innerhalb des an ſich reellen Handels einen 
Sinn hat. Eine zwingende Notwendigkeit, die Strafe der Hehlerei 
zu verſchärfen, wenn der Hehler an einen „gleichſtehenden Groß⸗ 
händler“ ſtatt an mehrere Kleinhändler oder Verbraucher weiter⸗ 
veräußert, beſteht ſicherlich nicht; die letzte Art der Weiterverſchiebung 
geſtohlenen Gutes wird regelmäßig vom Standpunkt des 8 259 
StGB. aus gefährlicher und darum ſtrafwürdiger erſcheinen. Ein 
innerer Widerſpruch liegt darin, den Zweck des 8259 Stec B.: Schutz 
des individuellen Eigentums, zu verquicken mit dem Gedanken des 
81 Nr. 4 PreistrVO.: Schutz der Geſamtheit, und zwar in bezug 
auf Sachen, die anderen als dem Eigentümer gar nicht zugeführt 
werden dürfen. 

Die Ausführungen über die Preisſteigerung entſprechen den 
Grundſätzen, die das RG. ſchon mehrfach dargelegt hat (ſiehe 1. Sen. 
b. 18. Okt. 1920 JW. 1921, 402; 4. Sen. v. 9. Nov. 1920 
RGSt. 55, 145); angewandt auf den Hehler, mit der Frage, was 
ihm erlaubt und nicht erlaubt ſei, ergeben ſie gleichfalls ein eigen⸗ 
tümliches Reſultat: Die Frucht des hehleriſchen Erwerbs iſt dem 
Täter von der Preistrò O. gewiſſermaßen garantiert. — Dieſen 
Jonſequenzen, die dem Rechtsgefühl nicht entſprechen dürften, ent⸗ 
geht man nur, wenn man den Hehler den allein auf ihn paſſenden 
Strafvorſchriften unterwirft, die in ihrem Tatbeſtand die mehr 
odee minder große, antiſoziale Gewinnſucht treffen. 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin, 
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wurde, gerade auch von dieſem Umſtande Kenntnis haben 
müſſen. Dazu kommt aber, daß N. den Stahl von dem Dieb 
kaufte, alſo nicht er ihn einem Verbraucher entzog, ſofern der 
Stahl vor ſeiner Wegnahme wirklich im Eigentum eines 
Verbrauchers geſtanden haben ſollte. Hiernach iſt durch die 
Feſtſtellungen des Urteils der Tatbeſtand des Kettenhandels 
nicht nachgewieſen. Für die neue Verhandlung wird die Straf⸗ 
kammer eine Beſonderheit des Falles zu würdigen haben, die 
darin beſteht, daß N. den Stahl hehleriſch erworben hat und 
hierfür als Hehler beſtraft wird. Bei einer ſolchen Sachlage 
darf nicht ohne weiters und dem ganzen Betrage nach die 
Spannung zwiſchen dem Erwerbspreis und dem Preiſe der 
Weiterveräußerung als eine „Preisſteigerung“ im Sinne des 
§ 1 Nr. 4 PrTr oO. gewertet werden. Schon früher hatte 
das Reichsgericht zu 8 1 Nr. 1 Pr Tro. mehrfach aus⸗ 
geſprochen, daß ſich die Frage des zuläſſigen Gewinns nicht 
nach einem unter beſonderen perſönlichen Verhältniſſen, einer⸗ 
ſeits durch Schenkung oder auf ähnlichem Wege, andrerſeits 
auf ſtrafbare Weiſe wie Hehlerei — zuſtandegekommenen Ein⸗ 
ſtandspreis bemeſſe. Dieſer Gedanke fordert entſprechende An⸗ 
wendung auch für die Frage der Preisſteigerung des 8 1 
Nr. 4. Zwar kann auch der Hehler ſtrafbaren Kettenhandel 
begehen, aber inſoweit als er wegen der hehleriſchen 
Natur ſeines Erwerbs die Ware unter dem Preis er⸗ 
worben hat, den ſie in der Hand des letzten rechtmäßigen 
Beſitzers und damit im ordentlichen Verkehrsleben gehabt 
hat, alſo bis zur Höhe dieſes Betrages, iſt eine 
Preisſteigerung die Frucht des hehleriſchen Erwerbes und 
wird durch die Strafe wegen Hehlerei abgegolten. Nur inſoweit 
als der Preis über dieſes Maß hinaus getrieben wird, iſt 
neben Hehlerei Raum für eine Beſtrafung wegen Kettenhan⸗ 
dels. Wenn dann infolge einer ſolchen Überſchreitung des 
Preiſes, den die Ware zuletzt im ordnungsmäßigen Verkehr 
gehabt hat, immerhin Beſtrafung wegen Kettenhandels geboten 
iſt, ſo kann doch möglicherweiſe das Strafmaß dadurch be⸗ 
einflußt werden, daß nicht die ganze Spannung zwiſchen dem 
Erwerbspreiſe und dem der Weiterveräußerung der Beurteilung 
wegen Kettenhandels zugrundezulegen iſt. 

(U. v. 6. April 1922, 6a D 154/21.) A.] 


3. [Wodurch wird eine frühere Ausſage Beſtandteil 
einer ſpäteren Ausſage 217) Der 8 250 SIRD. iſt nicht ver⸗ 
legt. Die Ausſage des kommiſſariſch vernommenen Sachver⸗ 
ſtändigen Dr. O., deren unvollſtändige Verleſung der Angell. 
rügt, beginnt allerdings mit den Sätzen: „Ich verweiſe auf 
mein vor dem LG. D. erſtattetes ſchriftliches Gutachten und 


Zu 3. Das Urteil entſpricht weder dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis nach Erforſchung der materiellen Wahrheit im Straf⸗ 
verfahren, noch auch ſteht es im Einklang mit der ſonſtigen Judikatur 
des RG. Offenbar hat der Sachverſtändige, als er im Eingang 
ſeiner Ausſage erklärte, ſein früheres ſchriftliches Gutachten zum 
Gegenſtand ſeines heutigen Gutachtens zu machen, dieſes frühere 
Gutachten als Teil ſeiner Ausſage behandelt wiſſen wollen. Nach 
dem Willen des Ausſagenden war daher die neuprotokollierte Aus⸗ 
ſage nur ein Teil ſeiner Wiſſenſchaft zur Sache, der feine Er⸗ 
gänzung in dem früheren Gutachten finden ſollte. Wenn demnächſt 
allein die letzte Ausſage verleſen und zur Grundlage des Urteils 
gemacht wurde, jo beruht das Urteil auf einem unvollſtandigen 
Beweisakt und es iſt die Möglichkeit nicht von der Hand zu 
weiſen, daß bei Mitverleſung des früheren Gutachtens das Ge⸗ 
richt zu einer anderen Würdigung des Geſamtgutachtens gelangt 
ſein würde (vgl. Rechtſprechung des Rch. Bd. 1 S. 658). Die Be⸗ 
gründung, die das RG. ſeinem Urteil gibt, iſt allzu formaltſtiſch. 
Ob das frühere Gutachten bei der Vernehmung des Sachverſtän⸗ 
digen tatſächlich nicht vorgelegen hat, iſt unerheblich. Da der Sach⸗ 
verſtändige es ausdrücklich zum Gegenſtand ſeiner Ausſagen gemacht 
hat, bildete es einen Teil derſelben, und es iſt ein Spiel mit 
Worten, wenn das RG. ſagt, der Sachverſtändige habe Diejes 
Gutachten inhaltlich nicht wiederholt, ſondern nur als Teil ſeiner 
Ausſage bezeichnet. Man unterſtelle, daß das frühere Gutachten 
weſentliche Ergänzungen der ſpäteren Ausſage enthielt, fo würde 
gewiß kein Richter darin eine Verletzung der Eidespflicht des Sach⸗ 
verſtändigen erblicken, weil er in der allein zur Verleſung gebrachten 
Ausſage dieſen Teil des früheren Gutachtens nicht wiederholt hat. 
Schon daraus folgt, daß das angefochtene Urteil auf einer un⸗ 
zureichenden Grundlage beruht. Entweder hätte der Vorderrichter 
eine Ergänzung der Sachverſtändigenausſage herbeiführen müſſen, 
oder das inhaltlich unvollſtändige und den geſetzlichen Vorſchriften 
nicht entſprechende Protokoll, welches Bezug nahm auf eine Ausſage, 
die dem Gericht überhaupt nicht vorlag, nicht zur Verleſung bringen 
dürfen. Verletzung des 3250 StPO. lag ſomit tatſächlich vor. 

SIR. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 
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mache es zum Gegenſtand meines heutigen Gutachtens. Darin 
gad die Fragen, die der Angekl. ſtellt, bejaht. Sie find auch 
ür den vorliegenden Fall zu bejahen —“, und es folgt dann 
iu kurzen Worten ein abſchließendes Urteil über die Zurech⸗ 
nungsfähigkeit des Angekl. Jenes ſchriftliche Gutachten, das 
nebſt den Akten dem LG. gar nicht vorlag, iſt in der Haupt⸗ 
berhandfung nicht mit verleſen worden, es hatte auch bei der 
tommiſſariſchen Vernehmung ſelber, wie deren Protokoll er⸗ 
ſehen läßt, nicht vorgelegen, war nicht mit dem Sachverſtän⸗ 
digen durchgeſprochen und inhaltlich nicht von ihm wiederholt 
And als Teil der nunmehr erſtatteten Ausſage bezeichnet und 
neu beſtätigt worden. Der Sachverſtändige hat mithin ledig⸗ 
lich in der Weiſe darauf verwieſen, daß er erklärte, die in 
ihm erörterten Fragen, die auch heute wieder Gegenſtand ſeiner 
Begutachtung ſeien, für den vorliegenden Fall ebenſo, wie für 
den damaligen zu bejahen, und er hat dann deutlich und er⸗ 
ſchöpfend angegeben, was er damit bejahte. Seine Ausſage 
enthält demnach ein ganz für ſich beſtehendes neues Gut⸗ 
achten über den Geiſteszuſtand des Angekl., in welchem die 
Bezugnahme auf ein früheres, in einer anderen Straf⸗ 
ſache erſtattetes Gutachten über die gleiche Frage weiter nichts 
bedeutet als den Hinweis darauf, wo man die grundlegenden 
Unterſuchungen und die nähere Begründung für das End⸗ 
ergebnis der Beurteilung jenes Geiſteszuſtandes erforderlichen⸗ 
falls zu ſuchen habe. Ein Beſtandteil der neueren Ausſage 
iſt hierdurch das frühere Gutachten mangels jeglicher ſeine 
inhaltliche Aufnahme in das Vernehmungsprotokoll erſetzenden 
Erklärung des Vernommenen und mangels ſeiner richter⸗ 
lichen Erörterung mit dieſem keinesfalls geworden; es war 
alſo mit der Ausſage auch nicht zu verleſen. — Was die Revi⸗ 
ſionsbegründung hiergegen anführt — insbeſondere unter Be⸗ 
rufung darauf, daß das frühere Gutachten bereits die vor⸗ 
liegend unter Anklage ſtehenden Fälle zur Beurteilung mit 
herangezogen habe —, vermag an der gekennzeichneten Rechts⸗ 
lage nichts zu ändern: das weſentliche bleibt, daß eine in⸗ 
haltliche Wiederholung der gutachtlichen Außerungen 
ſo, wie ſie allein möglich geweſen wäre, im gegenwärtigen 
Verfahren nicht ſtattgefunden hat. 
(U. v. 3. April 1922, 2D 44/22.) A.] 

4. IReviſionsgerichtliche Abwägung der dem Inſtanz⸗ 
gericht zu unterſtellenden Würdigung eines zu Unrecht nicht er⸗ 
hobenen Beweiſes.] 7 Der Verteidiger hat milde Beſtrafung 
dw. Freifprechung, eventuell Vernehmung von Zeugen dar⸗ 
Ader beantragt, daß der Zeuge G. im Dämmerzuſtand 
gegen den Zeugen K. zu Unrecht die Anzeige erſtattet 
abe, K. habe ihn mit einem Meſſer bedroht. Die Ste. 
hat dem Antrag nicht ſtattgegeben. Sie führt in den 
Urteilsgründen aus, es könne ſich — da keiner der ver⸗ 
nommenen Zeugen die behaupteten Dämmerzuſtände be⸗ 
ſtätigt habe, und auch der Sachverſtändige ihr Vorhandenſein 
verneme — nur darum handeln, daß G. einmal eine Anzeige 


Zu 4. Zweierlei iſt bei der Entſch. bemerkenswert: erſtens 
die entſchiedene Zurückweiſung der Ablehnung eines Beweisantrages 
unter Vorwegnahme des Beweisergebniſſes; zweitens die außer⸗ 
gewöhnlich weitgehende Heranziehung tatſächlicher Erwägungen zur 
Prüfung der Frage, ob das Urteil auf dem prozeſſualen Verſtoß 
beruht. Der erſtere Standpunkt iſt in zahlreichen Vorentſcheiden des 
RO. feſtgehalten (ogl. Löwe, Anm. 106 Abs. 2 zu 8243 StRD.) 
und wird deunoch immer wieder von den Inſtanzgerichten nicht 
beachtet. In letzterer Hinſicht dagegen iſt mir ein konſequent feſt⸗ 
gehaltenes Prinzip in den reichsgerichtlichen Entſch. noch immer 
nicht erkennbar geworden. Grundſätzlich bekennt ſich das Reh. zwar 
in vielen Urteilen zu der Auffaſſung, daß ein Urteil aufzuheben iſt, 
wenn die Möglichkeit beſteht, daß es auf dem prozeſſualen Ver⸗ 
Hoß beruht, ein Standpunkt, der bei Beratung des Geſetzes ſeinen 
Ausdruck in dem Antrage der AIR fand, den § 376 durch die Be⸗ 
ſtimmung zu ergänzen: „Wegen Verletzung von Rechtsnormen für 
das Verfahren iſt das Urteil als auf einer Verletzung beruhend an⸗ 
zuſehen, wenn die Annahme nicht ausgeſchlofſen iſt, 
daß die Beobachtung der Rechtsnorm zu einer anderen Entſch. 
geführt haben würde“. Ob dies aber der Fall iſt, kann unmöglich 
ohne eine Zurückgreifen auf die tatſächlichen Feſtſtellungen und die 
ihnen zugrunde liegenden, im Wege der Beweiswürdigung ge⸗ 
wonnenen Reſultate entſchieden werden. Häufig zieht dabei nach 
meinen Erfahrungen das RG der Nachprüfung des Reviſionsrichters 
allzuenge Grenzen und läßt dadurch Reviſionen ſcheitern die erfolg⸗ 
reich geweſen wären, wenn es in gleich weitherziger Weiſe wie hier 
dem Gedankengang des Gerichts bei der Beweiswürdigung und dem 

uſtandekommen feiner „tatſächlichen Feſtſtellungen“ nachzuforſchen 
ich fur berechtigt erachtet hätte. 

SIR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Rechtſprechung 


125 


erſtattet habe, die zu keinem Ergebnis führte. Dieſer Umſtand 
könne aber die Überzeugung des Gerichts, daß G. im vor⸗ 
liegenden Fall glaubwürdig ſei, nicht beeinfluſſen. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt injofern fehlerhaft, als die Stͤ. einen Teil des 
Beweisſatzes, nämlich die Behauptung, G. habe im Dämmer⸗ 
zuſtand gehandelt, als durch die ſeitherige Beweisaufnahme 
widerlegt anſieht. Es liegt eine unzuläſſige Vorwegnahme 
des Beweisergebniſſes vor, die zur Aufhebung des Urteils 
führt, wenn es darauf beruht. Daher muß geprüft werden, 
ob die StR. zu einem den Angekl. günſtigen Ergebnis ge⸗ 
kommen wäre, wenn ſich die Behauptung, daß G. eine un⸗ 
richtige Anzeige im Dämmerzuſtande erſtattet habe, als richtig 
erwieſen hätte. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß die Ver⸗ 
urteilung nicht lediglich auf die Ausſage ©.3 geſtützt iſt, ſon⸗ 
dern, was den Diebſtahl der Fahrräder anlangt, auf das Ge⸗ 
ſtändnis der Angekl. N. und V. ſowie das Ergebnis einer 
Hausſuchung, das auch für den Beweis der weiteren Straf⸗ 
taten nach den Ausführungen der StR. von maßgebender Be⸗ 
deutung geweſen iſt. Bei dieſer Sachlage muß es als aus⸗ 
geſchloſſen gelten, daß die StR. zu einer den Angekl. gün⸗ 
ſtigen Entſcheidung gelangt wäre, wenn das Beweisthema be⸗ 
ſtätigt worden wäre. Die Prozeßrüge war daher erfolglos. 
(U. v. 16. Juni 1922, 1D 286/22.) D.] 


5. [Begriff des Glücksſpiels.]7) Der Angekl. hat in 
ſeinem offenen Laden ein Pferdchen⸗Rennſpiel veranſtaltet, 
bei dem acht „Pferdchen“ jedes durch das Drehen einer be⸗ 
ſonderen Kurbel in Bewegung geſetzt, auf einer Tiſchbahn 
„liefen“. Die Zahl der jedesmaligen Mitſpieler war, gleich 
der Zahl der Pferdchen, auf acht beſchränkt. Sie hatten jeder 
ein anderes Pferdchen zu wählen und 5 % Einſatz zu zahlen. 
Die beiden Mitſpieler, denen es gelang, ihr Pferdchen durch 
das Kurbeln zuerſt und zu zweit durch das Ziel zu bringen, 
erhielten als Gewinn 15% (nach Angabe des Angekl. 20.16) 
und 10% ausgezahlt. Einen „ſtets gleichlautenden Prozent⸗ 
ſatz“ der Einfäge, wohl den Reſt, behielt der Angekl. als Ver⸗ 
anſtalter des Spiels. Das LG. hat hierin eine Veranſtaltung 
eines Glücksſpiels (8 284 StGB.) nicht erblickt, weil zwar 
ein Spiel vorliege, ſein Ergebnis aber, d. h. die Entſcheidung, 
welches Pferd zuerſt das Ziel erreichte, für den Mitſpielenden 
„nicht ausſchließlich oder auch nur weſentlich vom Zufall ab⸗ 
hing, ſondern im überwiegenden Maße von der Geſchicklichkeit 
des Drehens und ſeiner Routine im Drehen“. Nun iſt es 
allerdings vornehmlich eine vom Tatrichter zu entſcheidende 
Frage tatſächlicher Art, ob der Ausgang eines Spiels nach 
den gegebenen Verhältniſſen weſentlich vom Zufall — dem 
„Glück“ — abhängt, oder ob vielmehr das Können der Spieler, 
ihre Geſchicklichkeit, ihre körperlichen oder geiſtigen Fähig⸗ 
keiten den Ausſchlag geben, ſo daß das Spiel als Geſchicklich⸗ 
keitsſpiel zu gelten hat. Allein auch da, wo an ſich die bloße 
Geſchicklichkeit des Spielers eine gute oder die beſte Spiel⸗ 
leiſtung zu erzielen vermag, kann gleichwohl das Walten des 
Zufalls ausſchlaggebend wirken, wenn die Spieler durchweg 
ſo wenig mit dem Spiel vertraut und zu ihm geſchickt ſind, 
daß in Wirklichkeit nicht ihre Geſchicklichkeit, ſondern der 
Zufall entſcheidet. Das kann z. B., wie das RG. (RG. 25, 
192) anerkannt hat, beim Ringwurfſpiel der Fall ſein. Ahn⸗ 
lich würde ein Scheibenſchießen völlig ungeübter Schützen zu 
beurteilen ſein, von denen nur Zufallstreffer zu erwarten 
ſind. Wie hier beim Pferdchen⸗Rennſpiel die Verhältniſſe ge⸗ 
legen haben, iſt aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht mit 
Sicherheit zu erſehen. Es ſcheint, daß für einen Spielerfolg 


Zu 5. Der Entſch. iſt beizupflichten. Sie entſpricht den bis⸗ 
her aufgeſtellten Rechtsgrundſätzen. Innerhalb der einzelnen Ver⸗ 
anſtaltung entſcheidet die durchſchnitt liche Fähigkeit des Kreiſes, 
dem das Spiel von dem Veranſtalter angeboten wird, ein⸗ 
heitlich über die Natur des Spieles derart, daß dieſe Eigen⸗ 
ſchaft ſich auch nicht ändert, wenn einzelne Perſonen des Kreiſes 
mit ausreichender Spielgeſchicklichkeit ſich beteiligen (RG. 41, 218; 
41, 331; 43, 155; Olshaufen, 8 284 Anm. 2a). Dagegen 
iſt der Durchſchnitt natürlich nicht entſcheidend für die Frage der 
Gewerbsmäßigkeit. Auch iſt es zutreffend, daß nicht die Ge⸗ 
ſchicklichkeit des Jockeis entſcheidend ſein kann, wie dies auch 
bezüglich der Wetten bei Pferderennen anerkannt iſt (Hellwig, 
„Das Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz“, Berlin 1922, 24; Mir re, 
„Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz“, Berlin 1922, § 1 Anm. 4). Ent⸗ 
ſcheidend kaun die Geſchicklichkeit der Jockeis nur für ſie ſelbſt ſein, 
wenn ſie ſelbſt wetten und es ſich darum handelt, ob fie ſich des 
Glücksſpiels ſchuldig gemacht haben. 

LG Dir. Dr. Albert Hellwig, Potsdam. 
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nicht nur eine gewiſſe Geſchicklichkeit, ſondern ſogar „tous 
tine im Drehen der Kurbel nötig war, alfo eine durch 
Übung und Erfahrung gewonnene Fertigkeit, und daß der 
Angeklagte gerade deshalb es für angezeigt gehalten hatte, 
zur „Vertretung“ der Spieler, die ſich nicht die erforderliche 
Geſchicklichkeit zutrauten, beſondere „Jockeis“ anzuſtellen. Als⸗ 
dann wäre zu prüfen geweſen, ob die Spieler wenigſtens 
im Durchſchnitt das Spiel ſo zu ſpielen verſtanden, daß 
im weſentlichen nicht der Zufall, ſondern ihre Geſchicklichkeit 
über den Ausfall des Spieles entſchied (RGSt. 41, 218, 
221 f., 331 ff.). — 2. Zu durchgreifenden rechtlichen Bedenken 
gibt das Urteil jedenfalls in folgender Hinſicht Anlaß: Wie 
durch Anſchlag bekannt gemacht war, brauchte das Drehen der 
Kurbel, von dem die Schnelligkeit der Pferdchen und deshalb 
der Gewinn abhing, nicht von den Spielern ſelbſt beſorgt zu 
werden; ſie durften ſich vielmehr, wie ſchon erwähnt, hierbei 
„vertreten“ und die Kurbel insbeſondere durch einen der vom 
Angekl. eigens hierzu angeſtellten „Jockeis“ für ſich drehen 
laſſen. Von dieſer Ermächtigung wurde „in ganz überwiegen⸗ 
dem Maße“ Gebrauch gemacht, ſo daß tatſächlich die „Ver⸗ 
tretung“ durch „Jockeis“ die Regel bildete. Damit trat eine 
erhebliche Anderung im Weſen des veranſtalteten Spieles ein. 
In beiden Fallen war zwar ſpielentſcheidend, weſſen Pferdchen 
am ſchnellſten durchs Ziel ging. Während aber in dem einen 
Falle — wenigſtens dem Anſcheine nach — die eigene Geſchick⸗ 
lichkeit der Spieler im Kurbeln zum Austrag gebracht wurde, 
ſo daß hierdurch an ſich die Vorausſetzungen eines Geſchick⸗ 
lichkeitsſpiels gegeben ſein konnten, entſchied im andern Falle 
die Geſchicklichkeit der für die Spieler kurbelnden Jockeis über 
den Ausfall des Spieles. Dieſes hörte damit auf, eine Ver⸗ 
anſtaltung zu ſein, durch welche die Spieler, d. h. die⸗ 
jenigen, die durch den Einſatz Teilnehmer am Spiel wurden, 
ihre Geſchicklichkeit im Drehen der Kurbel ſpielentſcheidend 
betätigen. Sie ſetzten vielmehr — ähnlich wie bei Rennwetten 
auf die Leiſtungen eines Pferdes und ſeines Reiters geſetzt 
wird — ihre Hoffnung und ihr Geld auf die Leiſtung ihres 
Jockeis. Das einzige Mittel, durch das der ſich eines Jockeis 
bedienende Spieler das Spiel zu ſeinen Gunſten wenden 
konnte, beſtand alſo darin, die Leiſtung ſeines Jockeis und ihr 
Verhältnis zur Leiſtung der anderen Jockeis richtig voraus⸗ 
zuſehen. Gewinn und Verluſt wurden damit, wie bei der 
Rennwette, von einem Umſtand abhängig, auf den die Spieler 
einen eigenen Einfluß nicht auszuüben vermochten, und der 
inſofern für fie ein zufälliges Ereignis darſtellte (ROSE. 7, 
21, 27). Nach der Meinung des LG. ſoll gleichwohl im vor⸗ 
liegenden Falle der Zufall nicht das Entscheidende geweſen 
ſein, weil jeder Spieler vor der Auswahl ſeines Jockeis aus⸗ 
reichende Gelegenheit gehabt habe, ihn zu beobachten, ſich 
von deſſen Fähigkeiten und Erfolgen zu überzeugen und feine 
Wahl danach zu treffen; dieſe ſei daher nicht vom Zufall, 
„ſondern von ſeinem Vertrauen auf die Geſchicklichleit des 
von ihm Gewählten“ abhängig geweſen. So ſei auch ae 
beſonnenere Teil des Publikums“ verfahren. Hierbei läßt 
jedoch das LG. zunächſt außer acht, daß die Frage, ob ein 
Spiel als Geſchicklichkeitsſpiel anzuſehen iſt, nicht davon ab⸗ 
hängt, wie ein Teil der Spieler, namentlich der beſonnenere 
oder gewitzigtere Teil es zu ſpielen verſteht, ſondern welche 
Kenntniſſe und Fähigkeiten bezüglich des Spiels dem Durch⸗ 
ſchuitt der Spieler zu eigen find. Daß hier das beſonnenere 
Publikum überwogen und gar den Durchſchnitt der Spieler 
ausgemacht habe, iſt aus dem Urteil keineswegs zu ent⸗ 
nehmen. Zudem iſt verkannt, daß das bloße Vertrauen des 
Spielers auf die Geſchicklichkeit ſeines Jockeis ohne Bedeutung 
für den wirklichen Spielerfolg iſt. Mag ein Spieler noch 
ſo ſehr glauben, mit ſeinem Jockei eine gute Wahl getroffen 
zu haben, ſo entkräftet er damit doch nicht das Unberechen⸗ 
bare und Zufällige ſeiner Schätzung, wie künftig, in dem erſt 
angeſagten Spiel, die Leiſtungen des eigenen Jockeis ſich 
zu denen der anderen Jockeis oder der die Kurbel ſelbſt be⸗ 
dienenden Mitſpieler verhalten werden. Gerade dieſe un⸗ 
berechenbaren Zufälligkeiten machen aber, wenn ſie ausſchlag⸗ 
gebend find, das Spiel zum Glücksſpiel. — 3. Nun wurde 
allerdings bei dem Spiel ein Vorgabeverfahren geübt, in 
dem das LG. eine Beſtätigung dafür erblickt, daß bei dem 
Spiel „der Geſchicklichkeit des einzelnen ein maßgebender Ein⸗ 
fluß auf den Ausgang zuerkannt wurde“. Vorgaben erhielten 
nämlich nicht nur „körperlich behinderte Spieler aus dem 
Publikum“, ſondern es wurde auch den Jockeis, die in einem 
Rennen verloren hatten, die in dieſem Rennen nicht zurück⸗ 


Rechtſprechung { 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gelegte Strecke als Vorgabe für das nächſte Rennen gewährt. 
Nacht der Feſtſtellung des LG. konnte zwar der Zweck dieſes 
Verfahrens, auch bei den Jockeis den Vorteil der größeren 
Geſchicklichkeit im Kurbeln auszuſchalten, alſo die Bedeutung 
der Geſchicklichkeit gegenüber dem Zufall zurücktreten zu laſſen, 
nicht „völlig“ erreicht werden; „ein räumlich bemeſſenes Stück 
laſſe ſich nicht in eine mathematiſch genaue Beziehung mit 
der größeren oder geringeren Geſchicklichkeit einer Perſon 
bringen“; das ſeien vielmehr „inkommenſurabele Größen“. 
Wurde aber der Zweck des Vorgabeverfahrens, die Unberechen⸗ 
barkeit des Ausgangs des Spiels und damit den Anreiz für die 
Spieler zu erhöhen, auch nur teilweiſe erreicht, ſo bleibt 
unklar, inwiefern das Vorgabeverfahren der Geſchicklichkeit 
der Spieler, zumal wenn ſie ſich eines Jockeis bedienten, 
entſcheidenden Einfluß auf den Ausgang des Spiels zu ver⸗ 
ſchaffen und dem Pferdchenrennen, jo wie es tatſächlich ge⸗ 
ſpielt wurde, die Eigenſchaft eines Glücksſpiels fernzuhalten 
vermochte. Die tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. ſind hier⸗ 
nach nicht geeignet, die Freiſprechung des Angekl. zu recht⸗ 
fertigen. 

(U v. 18. Sept. 1922, 2 D 835/21.) A.] 


Stantsgerichtshof zum Schutze der Republik. 


1. Verbot von Veranſtaltungen. 

Ein Verbot einer Veranſtaltung iſt aber nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn von dieſer, von ihrer Leitung oder ihren Teil⸗ 
nehmern, die in der VO. v. 26. Juni 1922 bezeichneten Vor⸗ 
kommniſſe zu befürchten ſind. Die Beſorgnis, daß Anders⸗ 
geſinynte ſich hineinmiſchen und die Veranſtaltung — gegen 
den Sinn der Veranſtalter — ſtören und fie ſich in einer gegen 
die BO. verſtoßenden Weiſe vergehen würden, kann nicht zu einem 
Verbote führen. Auch die Möglichkeit, es könnten, durch eine 
Gegenkundgebung gereizt, Teilnehmer der Veranſtaltung 
ſich zu einer Handlung hinreißen laſſen, die gegen die VO. der⸗ 
ſtieße, kann als entfernte, nicht im Sinne der Veranſtaltung lie⸗ 
gende und ihm zuwiderlaufende, nicht zu einem Verbote führen, 


(Beſchl. v. 19. Sept. 1922, St R 273.) 


gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
a) Zivilſachen. 


1. Die Eintragung von Hypotheken ufw. in Gold⸗ 
mark iſt unzuläſſig. ) 

Die Beſtellung der Höchſtbetragſicherungshypothek zu 5000 
Goldmark bezweckt eine Haftung bis zu einem Höchſtbetrage von 
5000 % in Gold; der Eintragungsantrag ſchließt ſohin eine Gold⸗ 
klauſel in ſich. Eine Goldklauſel kam ſchon vor dem Kriege in 
dreifachem Sinne vor. Entweder ſoll dadurch ausgeſchloſſen werden, 
daß in Silbermünzen gezahlt werde, wenn nach dem jeweils gel⸗ 
tenden Münzrechte neben dem Goldgelde auch Silbergeld als wäh⸗ 
rungsmäßiges Zahlungsmittel gilt. Oder es ſoll damit geſagt 
werden, daß in den geltenden Goldmünzen zu zahlen ſei, wenn an 
Stelle der 10. und 20 Stücke Goldmünzen über andere Beträge 
ausgeprägt werden ſollten. Oder es iſt gemeint, daß im Falle 
einer Anderung der Währung in den jetzt geltenden Reichsgoldmünzen 
ober in anderen Goldmünzen dergeſtalt gezahlt werden müſe, 
daß der Glaubiger ebenſoviel Feingold erhalte, als- er erhalten 
haben würde, wenn in 10» oder 20-A-Golbitüden gezahlt wäre. 
Man kann mit dem neueren Schrifttum die beiden erſten Fälle mit 
der Bezeichnung Goldmünzklauſel zuſammenfaſſen und den dritten 
als Goldwertklauſel kennzeichnen. Inwieweit die Goldklauſel dem 
Grundbuthe zugänglich iſt und damit verdinglicht werden kann, war 


Zu 1. In ber Aum. zu der Goldklauſelentſcheidung des Kg. 
b. 24. Mai 1922 (JW. 1923, 21) it der Hoffnung Ausdruck 
gegeben worden, daß die außerpreußiſchen Obergerichte dem KG., 
das nach wie vor die Eintragung der Goldklauſel zulaſſen will, 
die Gefolgſchaft verweigern möchten. Unmittelbar nach Drucklegung 
der Aum. wurde bekaunt, daß das BayObLG. durch den oben 
wiedergegebenen Beſchluß bereits im gegenteiligen Sinne entſchieden 
hatte, offenbar ohne die einige Monate vorher ergangene Entſch. 
des KG. zu kennen. Hiernach iſt zu erwarten, daß dem⸗ 
nächſt das NG. gemäß 8 79 GBO. mit der Frage befaßt werden 
wird. — Übrigens iſt die Begründung des oberſtlandesgerichtlichen 
Beſchluſſes, ſo ſehr man ihr im Ergebnis beipflichten muß, in 
Einzelheiten nicht bedenkenfrei. Insbeſondere muß darauf hinge⸗ 
wieſen werden, daß Art. 248 Abſ. 2 des FV bereits mit dem 
1. Okt. 1921 außer Kraft getreten iſt (vgl. mein Neues Deutſches 
Wirtſchaftsrecht 2. Aufl. S. 11). 


N Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 
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cn bisher ſtrittig. Maßgebend it — abgeſehen von 8. 1115, 
ee 8GB. und 928 Satz 2 GBO., wonach einzutragende Geld⸗ 
eträge in Reichswährung anzugeben ſind —, ob nicht der allgemeine 
des dll rechtliche Grundſatz der erforderlichen Beſtimmtheit i. S. 
des Grundbuchrechts bei der Eintragung des Geldbetrages der 
S et durch die Hinzufügung der Goldklauſel verletzt wird. 
Die Pfandſtelle der Hypothek muß feſt umgrenzt ſein; mit Rück⸗ 
ſicht auf die Nachhypothekare und mit Bezug auf die mögliche 
Eigentümerhypothek (Höniger, JW. 1919, 473). Die Rechtſpre⸗ 
chung (insbeſ. RG. 50, 145; BayDbLG. 2, 803; KJ. 20 A 194; 
25 A 155) und das Schrifttum in überwiegender Mehrheit nahmen 
an, daß bei den beiden erſten Fällen Eintragungsfähigkeit anzu⸗ 
nehmen ſei. Daß der Fall der ſog. Goldwertklauſel, die im Grunde 
nichts anderes als eine Kursgarantieklauſel bedeutet, dem Grund⸗ 
ſatze der erforderlichen Beſtimmtheit widerſpricht und daher dieſe 
Art der Klauſel nicht eingetragen werden kann, wurde ſchon bisher 
angenommen. Dieſe Auffaſſung trifft auch jetzt zu (RG. 101, 141; 
103, 387; Geiler JW. 1922, 197). Die Antragſtellerin will ihren 
Antrag — den vom RG. 50, 145 aufgeſtellten Grundſätzen folgend — 
zufolge des in ihrer Erklärung niedergelegten Standpunktes nur 
1. S. einer Goldmünzklauſel verſtanden wiſſen. In der notariellen 
Urkunde iſt dieſer Wille nicht näher ausgedrückt; der andere Teil 
iſt hierüber nicht gehört. Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob 
diefer Sinn unterſtellt werden darf. Auch wenn man die hier auf⸗ 
5 1 5 Goldklauſel nur i. S. einer Goldmünzklauſel wertet, iſt 
ſie gleichwohl jetzt nicht mehr eintragungsfähig. Tatſächlich beſteht 
im Deutſchen Reiche zur Zeit die Papierwährung (Nußbaum, 
Das neue Deutſche WirtſchR. 85, 12; RG. 103, 386). Der 
Grund hierzu wurde gelegt durch das RG. v. 4. Aug. 1914 (RG Bl. 
347), das die Pflicht der Reichsbank aufhob, ihre Noten in Gold 
einzulöſen. Durch die Novelle zum Bankgeſetz vom gleichen Tage 
(RGS Bl. 327) wurde ferner der Reichsbank geſtattet, für die Drittels⸗ 
deckung der Banknoten, die bis dahin in Gold, kursfähigem deut⸗ 
ſchen Gelde oder Reichskaſſenſcheinen beſtehen mußte, auch Dar⸗ 
lehenskaſſenſcheine zu verwenden, die mangels eines allgemeinen 
Annahmezwanges bloße Geldzeichen ſind. Aus der Reihe der ſon⸗ 
ſtigen Maßnahmen, die den übergang zur Papierwährung klarſtellen, 
ſei noch verwieſen auf die VO. v. 28. Sept. 1914 (RG Bl. 417), 
worin Vereinbarungen auf Zahlung in Gold aus der Zeit vor dem 
31. Juli 1914 bis auf weiteres für unverbindlich erklärt wurden. 
Die Wendung „bis auf weiteres“ hat das RG. (101, 145) dahin 
erläutert: „bis eine ſpätere Geſetzgebung anders beſtimmt.“ Zum 
Belege kann auch Art. 248 Abſ. 2 des ſog. FB. herangezogen wer» 
den, wonach die deutſche Regierung weder Gold ausführen noch 
die Ausfuhr und Verfügung darüber geſtatten darf. Wegen der un⸗ 
geheuren Goldpreiſe und der Schwierigkeiten der Goldbeſchaffung 
kann ferner der durchſchnittliche Grundſtückzeigentümer keine Zah⸗ 
m in Gold mehr leilten Man kann deshalb mit Reiks (DR. 
1922, 204) von ſubjektiv und objektiv unmöglichen Leiſtungen 
Ipredjen oder zu dem gleichen Ergebnis gelangen, wenn mau mit 
RO. 103. 384 den 8 245 BB. heranzieht. Wenn daher auch 
formell das Reichsmünzgeſetz nicht aufgehoben iſt, ſo iſt gleichwohl 
nach dem derzeitigen Rechtszuſtande die Papiermark Reichswährung 
(Müger JW. 1921, 1269). Forderungen können in das Grund⸗ 
buch aus dieſem Grunde zur Zeit nur in Papiermark eingetragen 
werden. Die Goldmark als ſolche iſt derzeit nicht nur kein geſetz⸗ 
liches Jahlun mittel mehr, fie it auch als geſetzlicher Rechnungs⸗ 
wert noch nicht anerkannt. Die Eintragung der Goldmark als Zah⸗ 
lungsart bei der Hypothek iſt ſohin derzeit nicht vereinbar mit dem 
grundbuchrechtlichen Grundſatze der Beſtimmtheit. Die Goldmark 
unterliegt zur Zeit einer ſchwankenden Kursbaſis. Weiter einzu⸗ 
tragende Realgläubiger könnten bei Eintragung von Hypotheken 
in Goldmark den Vorgang aus dem Grundbuch nicht ſicher ent⸗ 
nehmen, auch entſtehende Eigentumshypotheken könnten nicht be⸗ 
flimmt umgrenzt werden. Die Dinglichmachung einer Goldklauſel 
i. S. einer Goldmünzklauſel iſt nur möglich im Wege einer beſon⸗ 
deren geſetzlichen Ermächtigung (VO. v. 13. Febr. 1920 über 
Valutahvpotheken). Will ein Hypothekengläubiger die Zwecke einer 
Goldmünzklauſel oder einer Goldwertklauſel erreichen, ſo geht dies 
nur ſo, daß er die volle vermeintliche Kursdifferenz innerhalb des 
Rahmens einer Höchſtbetragshypothek nach Papiermark von vorne⸗ 
herein unterbringt oder daß er eine Verkaufshypothek für den Nenn⸗ 
betrag der Forderung in Papiermark errichtet und daneben eine 
Kursdifferenzhypothek zur Deckung der Kursſchwankungen beſtellt 
wird (vgl. BayObL®. in Bay ZR. 1921, 184). 
(Beſchl. des Ziv Sen. v. 30. Sept. 1922, III 76/22.) 


— 


b) Strafſachen. 

1. Angemeſſener Preis an Stelle des Einkaufs- 
preiſes nach der Preistreibereiverordnung 5) 
kann nach feſtſtehender Rechtſprechung (Rech St. 49, 435; 59, 97; 
52, 120; 53, 75; 54, 80; BayDb2G. 20, 214) nur dan treten, 

Zu 1. Die Formulierung entſpricht den Grundſä zen in den 
angeführten Entſch. des RG. und des Bay dL. (vgl Urt. v. 
3. Nov. 1921 JW. 1922 S. 588). Ob fie für manche Fülle nicht 


wenn ein beſonders günſtiger Erwerbspreis auf Umſtände zurück⸗ 
zuführen iſt, die mit der durch den Krieg und die Kriegsfolgen 
bedingten ungewöhnlichen Lage der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in 
keinem Zuſammenhange ſtehen, die ſich auf den Erwerber und 
deſſen Rechtsvorgänger beſchränken und auf die Preisbildung gegen⸗ 
über der Allgemeinheit ohne Einfluß ſind. Hierher zählen be⸗ 
ſonders die Fälle, in denen ein ungewöhnlich billiger oder gar 
loſtenloſer Erwerb dank der Freigebigkeit des Veräußerers oder der 
Geſchicklichkeit des Erwerbers oder durch eine ſtrafbare Handlung, 
wie Diebſtahl, Hehlerei, Betrug erzielt wurde. 
(Urt. v. 29. Nov. 1922, RevReg. II Nr. 93/22.) 


Gberlandesgerichte. 
Berlin. Zivilſachen. 


1. Daß eine geſchuldete Geldleiſtung zuſprechende 
Urteil kann bezw. muß auch der nach dem Zeitpunkte der 
Urteilsverkündung eintretenden Geldentwertung Rech⸗ 
nung tragen. 


Gegenüber einer nicht intereſſierenden Klageforderung hatte 
die Bekl. Widerklage auf Schadenserſatz wegen Beſchädigung und 
Diebſtahls eines Teiles ihrer Möbel erhoben. Den urſprünglich 
mit 4000 % berechneten Schaden hatte ſie in der zweiten Inſtanz 
in der dem Urteil vorgehenden Verhandlung auf 60000 , der 
Geldentwertung entſprechend, erhoht. Der 17. Sen. des KG. ſprach 
ihr nicht nur dieſen Betrag zu, ſondern ſtellte ferner feſt, daß 
die Widerbekl. den weiteren Schaden zu tragen habe, der der 
Widerkl. daraus erwachſe, daß fie die 60000 % nicht am 11. Jan. 
1923 (dem Tage des kammergerichtlichen Urteils) erhielt. 

Zur Begründung führt der Senat aus: „Es war der Tatſache 
Rechnung zu tragen, daß bei der fortſchreitenden Geldentwertung 
die 60 000 , welche jetzt der Bekl. zugeſprochen find, zur Zeit 
der Vollſtreckung bei weitem nicht mehr die Kaufkraft wie heute 
haben, alſo ihr nicht den Schadenserſatz gewähren, welchen das Ge⸗ 
richt für den erlittenen Schaden als angemeſſen erkannt hat. 

Es wird damit nicht etwa die Geldentwertung als ſolche auf 
die Schultern des Schuldners gelegt, es wird vielmehr nur Schad⸗ 
loshaltung für den Verluſt gewährt, der aus der nicht rechtzeitigen 
Zahlung folgt. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens übet 
die Verzugszinſen hinaus, ſieht 8 288 Abſ. 2 BGB. ausdrücklich 
vor. Allerdings kann der Gläubiger bei Verzug des Schuldners 
nur das verlangen, was in ſeiner Hand aus der rechtzeitig ein⸗ 
gezahlten Summe geworden wäre, aber es muß angenommen wer⸗ 
den, daß einmal die Bekl. und ihre Kinder die geſtohlenen Klei⸗ 
dungs⸗ und Wäſcheſtücke unverzüglich durch neue erſetzen werden, 
fobald fie das Geld erhalten, zweitens, ſoweit fie Bargeld be⸗ 
halten, iſt heut in allen Kreiſen die Erkenntnis von dem Sinken. 
der Mark derart verbreitet, daß weiter angenommen werden muß, 
den nicht zu Anſchaffungen verwerteten Reſtbetrag wird die Bekl. 
in irgendeiner Form anlegen, in der ſie der Entwertung beſſer 
entzogen iſt, als in der Papiermark. 

Hält alſo die Markentwertung an, ſo muß der Bekl. durch 
das Urteil Schadenserſatz in einer Höhe gewährt werden, welche 
bewirkt, daß ſie im Zeitpunkte der Vollſtreckung genau ſo gut ge⸗ 
ſtellt iſt, als wenn die Zahlung bei Erlaß des vorliegenden Urteils 
an ſie erfolgt wäre.“ 

(KG., 17. ZS., Urt. v. 11. Jan. 1923, 17 U 1839/22.) 
Mitgeteilt von KGRat Dr. Sontag, Berlin. 
d. 


2. Bei Berechnung des gemeinen Wertes eines 
Grundſtücks ſind die durch die allgemeine Geldentwertung 
hervorgerufenen Preisſteigerungen mit in Betracht zu 
ziehen. Die Beſtimmung des Reichsſiedlungsgeſetzes, daß 
„Wertſteigerungen, die auf außerordentliche Verhältniſſe 
des Krieges zurückzuführen ſind“, bei Bemeſſung des an⸗ 
gemeſſenen Kaufpreiſes unberückſichtigt zu laſſen ſind, 
gilt für den Bereich des § 21 Abſ. 1 Halbſ. 1 Pr. a. F. 
(S 20 n. F.) nicht. 

Das LG. geht ohne Rechtsirrtum davon aus, daß als Ein⸗ 
tragung eines Eigentümers i. S. des 8 58 Prößgch. auch die Ein⸗ 
tragung eines Fideikommißfolgers anzuſehen iſt (vgl. Mügel⸗ 
Ehm, Pr. Koſtengeſeze Anm. 6 zu § 58 SRG.) Nicht zu be 
anſtanden iſt die weitere Annahme des L., daß für die zu bes 
rechnende Gebühr der gemeine Wert des Geundſtücks zur Zeit der 
Eintragung zugrunde zu legen iſt (88 57, 21 Abſ. 1 Halbſ. 1; 
20 Abf. 1; 11 PrGͤgch). Dieſen Wert hat das LG. angenommen 
und iſt fo zur Zurückveiſung der Beschwerde gelangt. Die weitere 
Beſchwerde rügt, das L. habe bei feiner Entſcheidung den Begriff 
des genannten Wertes unrichtig angewendet, indem es die „un⸗ 


zu eng iſt, und ob nicht einzelne Entſch. über die Grenzen hin zus⸗ 
ehen (vgl. 4. StS. v. 18. Okt. 1918 Rech: 1919 S. 21 Nr. 4), 
iſt eine Frage, die eingehender zu erörtern wäre. 

a RA. Dr. Alsberg, Berlin. 
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gewöhnlichen Verhältniſſe“, die gegenwärtig die Grundſtückspreiſe 
beeinfluſſen, unberuückſichtigt gelaſſen habe. Dieſe Rüge iſt nicht 
begründet. Wie das KG. in ſtändiger Rechtſprechung entſchieden 
hat, wird der gemeine Wert durch den Preis beſtimmt, der im 
gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der Beſchaffenheit des Gegen⸗ 
ſtandes ohne Rückſicht auf andere ungewöhnliche oder lediglich per⸗ 
ſönliche Verhältniſſe zu erzielen iſt (vgl. Mügel⸗Ehm, Anm. 2 
zu 8 21). Die gegenwärtige Teuerung und allgemeine Geldent⸗ 
wertung kann dabei nicht als ein „ungewöhnliches Verhältnis“ 
angeſehen werden. Sie iſt eine das ganze öffentliche und private 
Leben beherrſchende Tatſache geworden, die eine Umwertung aller 
Werte zur Folge gehabt hat; ſie iſt kein vorübergehender Zuſtand; 
mit ihr iſt auf abſehbare Zeit zu rechnen (vgl. KG. in Ia X 221/21 
und Ia X 171/22). Hiernach iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn das LG. folgend, 
daß am 13. März 1922 für den Grund und Boden des 
Ritterguts W. nach ſeiner Beſchaffenheit ohne Rückſicht auf 
ungewöhnliche oder lediglich perſönliche Verhältniſſe ein 
Preis von 5000 % für den Morgen zu erzielen geweſen ſei, 


zu der von ihm angenommenen Wertberechnung gelangt iſt. Der 
Hinweis des Beſchwerdeführers, daß bei der Abtretung von Guts⸗ 
land zu Siedelungs zwecken der Morgen nur mit 2500 % 
bewertet worden ſei, iſt unbeachtlich. Denn im Bereiche des 8 13 
Abſ. 1 des RSiedlGG. v. 11. Aug. 1919 (RGBl. 1429) bildet der 
gemeine Wert nur den Ausgangspunkt, nicht den Maß⸗ 
ſtab für die Bemeſſung des „angemeſſenen Kaufpreiſes“. Hier 
ſollen, den beſonderen Zwecken des Geſetzes entſprechend, „Wert⸗ 
ſteigerungen, die auf außerordentliche Verhältniſſe des Krieges 
zurückzuführen ſind“ — und dazu gehören auch die mit den Ver⸗ 
hältniſſen des Krieges untrennbar verknüpften Folgeerſcheinungen 
der Staatsumwälzung, des Waffenſtillſtandes und des Friedens⸗ 
ſchluſſes (vgl. Ponfick und Wenzel, Reichsſiedlungsgeſetz 2, 
Anm. 6 zu § 15, Anm. 4 zu 8 13), alſo auch die eingetretene außer⸗ 
ordentliche Geldentwertung —, uach der ausdrücklichen Vorſchrift 
des Geſetzes nicht berückſichtigt werden. Für den Bereich des 
821 Abſ. 1 Halbſ. 1 PröKG. gilt dieſe Einſchränkung nicht. Hier 
gehört, wie oben dargelegt, die Teuerung und allgemeine Geld⸗ 
entwertung nicht zu den „ungewöhnlichen Verhaltniſſen“, die bei 
der Berechnung des gemeinen Wertes außer Betracht zu bleiben 
haben. 
(KG., Beſchl. v. 10. Nov. 1922, 1a X 814/22.) 


* 


3. Die Anwendung des polniſchen Valutageſetzes 
widerſpricht dem Art. 30 EGBGB. 5) 

Kl. verlangt in erſter Reihe das deutſche Vollſtreckungsurteil 
zu einem rechtskräftigen Urteil des polniſchen Bezirksgerichts in 
Poſen v. 31. Dez. 1920, das die Zwangsvollſtreckung aus zwei 
Urteilen für unzuläſſig erklärt, die Bekl. unter deutſcher Herr⸗ 
ſchaft von dem AG. und von dem LG. Poſen erwirkt hatte, das 
ferner die Herausgabe jener beiden Urteile und der ihnen zugrunde 


Zu 3. L Die drei Urteile des Kg., des OLG. Frankfurt 
und des OLG. Jena prüfen die Frage der Anwendbarkeit des pol⸗ 
niſchen Valutageſetzes im weſentlichen unter dem Geſichtspunkte des 
Art. 30 EGBGB. DRG. Frankfurt berückſichtigt dabei weitgehend 
das Schrifttum und die Rechtſprechung (vgl. hierzu auch JW. 21, 
1120 ff.). Es ſtellt auf Grund dieſer Betrachtung feſt, die über⸗ 
wiegende Rechtſprechung gehe heute dahin, dem pol⸗ 
niſchen Valutageſetz die Anwendbarkeit in Deutſch⸗ 
land zu verſagen. Zu dem gleichen Ergebnis gelangt KGl. 
30. ZS. in Übereinſtimmung mit der weitaus überwiegenden Rechk⸗ 
ſprechung des KG., während OLG. Jena den Art. 30 Ec BGB. 
nicht für anwendbar erklärt, dagegen die Geltung des polniſchen, 
Valutageſetzes im Einzelfalle auf 8 242 BGB. abſtellt. 

DLG. Frankfurt legt den Schwerpunkt auf die ſtaats⸗ und 
völkerrechtliche Seite des Problems. Es erkennt an, daß ein Staat 
innerhalb ſeiner Grenzen auch bei Währungsfragen in die wohl⸗ 
erworbenen Rechte eingreifen darf, verneint aber mit Recht eine ſolche 
Befugnis eines ausländiſchen Staates. Das polniſche Valuta⸗ 
geſetz, das ausdrücklich über die Grenzen des polniſchen Staates 
hinausgreifen und in die Währungshoheit des Deutſchen Reiches 
hineingreifen wolle, könne daher vom Standpunkt des deutſchen 
Rechtes und vor deutſchen Gerichten keine Anerkennung beanſpruchen. 
Aus dieſen völkerrechtlichen Erwägungen gelangt OLG. Frankfurt 
zu einer Verneinung der Geltung in analoger Anwendung des 
Art. 30 EGBGB. 

Das Urteil des KG. kommt auf Grund ähnlicher Gedauken⸗ 
gänge zu einer unmittelbaren Anwendung des Art. 30 EGG BGB., 
indem es — im Gegenſatz zu OLG. Jena — zutreffend darauf 
hinweiſt, daß die Ablehnung einer fremden Rechtsvorſchrift unter 
Art. 30, und nicht unter Art. 31 EGBGB. fällt, der die Anwendung 
eines beſonderen, als Gegenwirkung gedachten deutſchen Ge⸗ 
ſetzes zum Inhalt hat. 

Die Bedeutung des Urteils des KG. liegt in der Hervor⸗ 
hebung der volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkte und in der Kenn⸗ 
zeichnung des polniſchen Valntageſetzes als eines Kampfgeſetzes 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
liegenden Wechſel an Kl. anordnet und den Bekl. verurteilt ein⸗ 
zuwilligen, daß die deutſche Kriegsanleihe im Nennwert von 14 000 %, 
die Kl. zur Abwendung der ZV. hinterlegt hatte, an den Kl. 
herausgegeben werde. — Hilfsweiſe hat Kl. unmittelbar die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage gleichen Inhalts gegen jene beiden Urteile mit 
der Begründung erhoben, daß er dem Bekl. die Schuldſumme aus 
jenen beiden Urteilen am 2. Aug. 1920, nämlich 6711,51 in pol⸗ 
niſcher Markwährung am 2. Aug. 1920 in Polen angeboten und 
demnächſt unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme bei der 
Hinterlegungsſtelle des Kreisgerichts in Poſen hinterlegt habe, weil 
die Annahme vom Bekl. verweigert worden ſei. 

Der Bekl. hat eingewendet, die Anerkennung der polnischen 
Urteile ſei unzuläſſig, da die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt ſei, 
da das Urteil ferner auf der Anwendung des ſogenannten polniſchen 
Valutagefetzes beruhe, das gegen die guten Sitten und gegen den 
Zweck der deutſchen Geſetze verſtoße. Ebenſo ſtellt er ſich gegen⸗ 
über der Vollſtreckungsgegenklage auf den Standpunkt, daß ihm 
die Schuldſumme, deren Höhe er nicht beſtreitet, in deutſcher und 
nicht in polniſcher Mark hätte angeboten werden müſſen. LG. 
hat die Klage abgewieſen. 


I. Soweit die Klage fi) unabhängig von dem polniſchen Urteil 
als Vollſtreckungsgegenklage darſtellt, hätte die Zuſtändigkeit des 
LG. J in Berlin in Zweifel gezogen werden können. 85722 ZRO. 
iſt jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar, und ebenſowenig be⸗ 
gründet das Deutſch⸗Polniſche Abkommen v. 8. Dez. 1920 (RGBl. 
3043) die Zuſtändigkeit eines Berliner oder überhaupt eines deut⸗ 
ſchen Gerichts. Allerdings hat das LG. Liegnitz den Rechtsſtreit 
nach 8505 3PO. an das LG. 1 in Berlin verwieſen; gegen die 
Anwendung des 8 505 Abf. 2 ließen ſich aber in dem Fall Be» 
denken vorbringen, daß die Zuſtändigkeit eines deutſchen Gerichts 
überhaupt nicht gegeben ſein ſollte. Doch können alle dieſe Fragen 
dahingeſtellt bleiben. Die Parteien haben, nachdem der Rechts⸗ 
ftreit an das LG. 1 verwieſen worden war, zur Hauptſache münd⸗ 
lich verhandelt, ohne die Unzuſtändigkeit zu rügen, und auch das 
Gericht hat ſeine Zuſtändigkeit ſtillſchweigend angenommen. Es 
liegen alſo die Vorausſetzungen vor, unter denen das Berufungs⸗ 
gericht nach 8 528 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. ſeine Znuſtändigkeit nicht 
mehr von Amts wegen zu prüfen hat. 

II. Die Klage unterliegt in ihren beiden Begründungen der 
Abweiſung, weil die Verurteilung die Anwendung des ſog. polniſchen 
Valuta. v. 20. Nov. 1919 zur Grundlage haben würde, die An⸗ 
wendung dieſes Geſetzes aber dem Zwecke eines deutſchen 
Geſetzes widerſpricht. 

Nach allgemeinen ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Grundſätzen 
hat der polniſche Staat allerdings das Recht, im Gebiet ſeiner 
Staatshoheit die Währungsverhältniſſe und die Anpaſſung der 
alten Schuldverhältniſſe an die neue Währung zu regeln, auch gegen 
den Widerſpruch der Beteiligten und unter Schädigung erworbener 
Rechte. Im Grundſatz iſt auch nichts dagegen zu ſagen, daß der 
polniſche Staat jede abweichende Willenseinigung der Beteiligten 
verbietet und unter Strafe ſtellt. Eine andere Frage aber 


gegen Deutſchland. In neuartiger Begründung wird dargelegt, 
daß das Geſetz, unabhängig von ſeinem Zweck, doch in ſeinen 
gebilligten Wirkungen ſich als ein ſolches Kampfgeſetz er⸗ 
weiſe. Die volkswirtſchaftlichen Wirkungen werden in dem Urteil 
lebendig und überzeugend dargeſtellt. In der Tat iſt nach 
der Rechtſprechung des RG. (NG. 93, 380 und 60, 296) bei der 
Frage, ob ein Verſtoß gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes 
vorliege, zu prüfen, ob die Auwendung eines ausländiſchen Ge⸗ 
ſetzes die Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens angreife. Neben dieſem objektiven Moment kommt 
auch ein ſubjektives Moment in Betracht, nämlich die Frage, ob ein 
erheblicher Unterſchied zwiſchen den ſtaatspolitiſchen und ſozialen An⸗ 
ſchauungen, auf den beide Geſetze beruhen, beſteht. OLG. Jena 
glaubt dies verneinen zu dürfen, weil Eingriffe in wohlerworbene 
Rechte infolge ſtaatlicher Umwälzungen auch in der deutſchen Rechts⸗ 
ordnung zu finden ſeien, und die rückwirkende Anderung des For⸗ 
derungsinhaltes gegen einen unwandelbaren Grundſatz des deutſchen 
Rechtes keineswegs verſtoße, vielmehr nach deutſcher Auffaſſung mit 
der Rechtsordnung eines geſitteten Staates vereinbar jei. Dieſe Er⸗ 
wägungen können die Entſcheidung nicht tragen. Die Frageſtellung 
iſt eine ſchiefe. Richtig iſt die Frage geſtellt und beantwortet in 
dem Urteil des OSG. Frankfurt. OLG. Jena verkennt die Tat⸗ 
ſache, daß es ſich hierbei um eine Frage des internationalen 
Rechtes handelt. Stellt man die Frage dahin, ob nach deutſcher 
Auffaſſung des internationalen Rechtes das Deutſche Reich ſich 
die Befugnis anmaßen wolle, in die Staatshoheit eines anderen 
Staates einzugreifen, und ob der Eingriff in eine fremde Staats⸗ 
Hoheit mit den ſtaatspolitiſchen Anſchauungen des Deutſchen Reiches 
vereinbar iſt, ſo kann die Antwort nicht zweifelhaft ſein. Die 
Achtung vor der Souveränität eines andern Staates iſt, wie ein 
fundamentaler Grundſatz des Völkerrechtes, jo auch der ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Grundſatz der deutſchen Staatspolitik und Staatsmoral. 
Man weiß, wie eiferſüchtig jeder Staat über die Grenzen ſeiner 
Souveränität wacht. Die Mißachtung der Hoheitsrechte 
eines andern Staates iſt nach deutſchen Rechtsbe⸗ 
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iſt es, inwieweit ausländiſche — hier deutſche — Ge⸗ 
richte verpflichtet und berechtigt ſind, dieſe inner⸗ 
polniſchen Finanzgeſetze anzuwenden. Es kann ſchon 
zweifelhaft ſein, ob nicht etwa die Schmälerung der Rechte deut⸗ 
ſcher Staatsbürger ohne Entſchädigung in ſinngemäßer Anwendung 
des Art. 153 der RVerf. die Beachtung des polnischen Geſetzes ver⸗ 
bieten würde. 

Jedenfalls widerſpricht es der deutſchen Rechtsordnung, 
deren allgemeine Grundſätze auch ein Geſetz i. S. 
des Art. 30 EGBGB. darſtellen, daß die deutſchen Gerichte 
ein Geſetz anwenden, das wenn nicht in ſeinen Zwek⸗ 
ken, ſo doch in ſeinen gebilligten Wirkungen ein 
Kampfgeſetz gegen Deutſchland iſt. Die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Provinzen Poſen und Weſtpreußen waren ſo ge⸗ 
ſtaltet, daß der Deutſche — außerhalb und innerhalb der Provin⸗ 
zen — dem Polen vorwiegend als Gläubiger gegenüberſtand. „Das 
hochentwickelte Genoſſenſchaftsweſen, die Induſtrie, die Banken, der 
Bandel wurden mit den Geldmitteln aus dem übrigen Deutſchland 
gelpeiſt.“ (So Haaſe, Das Recht der polniſchen Valuta, ©. 17.) 
Lem kann noch hinzugefügt werden, daß auch die Hypotheken des 
polniſchen ländlichen und ſtädtiſchen Grundbeſitzes zum großen Teil 
an beutſcher Hand waren, ebenſo die Pfandbriefe der Landwirt⸗ 
ſchaften und die Anleihen der jezt polniſchen öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften. Auch ſtammten die Einlagen der Sparkaſſen der öffent⸗ 
lichen Körperſchaften zum großen Teil von deutſchen Sparern; 
— 


griffen rechts- und ſittenwidrig. Ebenſo wie das Deutſche 
Reich jeden Eingriff, den ein ausländiſcher Staat in ſeine Souve⸗ 
minität verſuchen würde, als eine mit ſeiner Würde unvereinbare 
Anmaßung zurückweiſen würde, hat es nie daran gedacht, durch 
eine eigene Geſetzgebung in die Hoheitsrechte eines andern Staates 
ohne deſſen Einverſtändnis einzugreifen. Dies muß angeſichts der 
gefährlichen Verwirrung der Rechtsbegriffe, wie ſie in dem Urteil 
des OLG. Jena zum Ausdruck kommt, mit aller Klarheit feſtgeſtellt 
werden. Das Deutſche Reich hat es nie unternommen, durch ein 
Geſetz zwangsweiſe die deutſche Währung einer frem⸗ 
den Währung gleichzuſtellen. In der BRBD. v. 28. Sept. 
1914 hat es lediglich innerhalb ſeines Rechtsgebietes der deut⸗ 
ſchen Währung einen andern Inhalt gegeben. Verkehrt iſt 
der Hinweis des OLG. Jena auf die VO. des GG. Warſchau v. 
14. April 1917, die für das Okkupationsgebiet während des Krie⸗ 
ges die von ihm neugeſchaffene polniſche Mark der deutſchen 
Mark gleichgeſtellt hat. Abgeſehen davon, daß dieſe Gleichſtellung 
volkswirtſchaftlich durch die Garantie zu rechtfertigen war, die nach 
der Erklärung des Reichskanzlers v. 26. Juni 1917 das Deutſche 
Reich dafür übernommen hat, daß die Darlehenskaſſenſcheine bei 

rer Einziehung zum Nennwert gegen deutſche Reichsmark eingelöft 
würden, hatte die Verordnung ihre völkerrechtliche Grundlage in 
re Gebdber Landkriegsordnung und beſchränkte ihre Geltung auf 
Fe iet des Generalgouvernements Warſchau, fo daß auch in⸗ 
— das Deutſche Reich das Währungsrecht nur innerhalb 
hat r mit Recht ausgeübten ſtaatsrechtlichen Befugniſſe geregelt 

(ogl, hierzu Haaſe, „Das Recht der polniſchen Valuta“, 

S. 46, 47). 
Be Auch inſoweit OLG. Jena die Entſcheidung unter dem Ge⸗ 
lichtspunkte von Treu und Glauben, gemäß 8 242 BGB., geſucht 
dat, U Be Ergebnis unbefriedigend und läßt eine Kenntnis 
der tatjächlichen Verhältniſſe vermiſſen. Es kann unter Be⸗ 
rückichtigung der Billigkeit ſicherlich nicht als gleichgültig erachtet 
werden, 5 die Familie des Kl. zur Auswanderung genötigt war, 
weil der Ehemann durch ſein Deutſchtum ſich den Polen verhaßt 
gemacht hatte und fliehen mußte, andererſeits der Bekl., der ſtets, und 
auch zur Zeit der Begründung der Darlehensſchuld, in Deutſchland 
feinen Wohnſitz hatte, das mit der Hypothek belastete Grundſtück 
verkauft und den Kaufpreis in deutſcher Währung erhalten hat. 
Bei dieſer Sachlage widerſpricht es direkt der Billigkeit und Treu 
und Glauben, daß der Schuldner trogdent berechtigt fein ſoll, die 
Hypothekenſchuld in der damals minderwertigen polniſchen Währung 
zurückzuzahlen, und ſich fo auf Koſten des oſtmärkiſchen Fluchtlings zu 
bereichern. 

Wie anders muten demgegenüber die Ausführungen des KO. 
an, es komme darauf an, ob ſich der Gläubiger endgültig dem 
polniſchen Geſetz unterworfen und auf den Schutz der deutſchen 
Rechtsordnung verzichtet habe; das ſei bei dem Gläubiger nicht 
der Fall, der als deutſcher Flüchtling aus Poſen nach Deutſchland 
gekommen und deutſchen Schutz geſucht habe; ob er dabei die 
förmlichen Vorſchriften über die Ausführung bei der Option be⸗ 
achtet habe, ſei für die Entſcheidung unerheblich. 

II. Die Urteile der OLG. Frankfurt und Jena ſind davon 
ausgegangen, daß das polniſche Valutageſetz nach dem Recht des 
Erfüllungsortes anzuwenden geweſen wäre, wenn es nicht gegen 
Art. 30 EGBGB. verſtieße. Sie haben dabei die in erſter Linie 
notwendige Prüfung des Parteiwillens unterlaſſen und ohne 
nähere Begründung die jetzige Rechtsordnung des fremdländiſch 
gewordenen Erfüllungsortes angewendet, nicht dagegen — wie es 
nach internationalem Privatrechte dem Rechte des Erfüllungsortes 
entſprochen hätte — diejenige Rechtsordnung, die an dem Er⸗ 
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dieſe legten ihr Geld wohl faſt ausſchließlich in dieſen „deut⸗ 
ſchen“ Sparkaſſen an, während das polniſche Sparkapital mit Vor⸗ 
liebe den polniſchen Volksbanken und ähnlichen Einrichtungen zu⸗ 
floß. Alle dieſe deutſchen Gläubiger ſind zugunſten polniſcher 
Schuldner um einen großen Teil ihres Kapitals, oft des Ergeb⸗ 
niſſes langjährigen Fleißes gebracht worden. Das polniſche Valuta⸗ 
geſetz iſt nichts anderes als eine Schuldentlaſtung der polniſchen 
Volkswirtſchaft auf Koſten der deutſchen. Daran ändert der Um⸗ 
ſtand nichts, daß auch polniſche Gläubiger Verluſte erleiden. Es 
war das nur ein nicht zu vermeidender Begleitumſtand. Aber nicht 
nur bleiben die polniſchen Verluſte ziffermäßig weit hinter den 
deutſchen zurück; ſie ſind auch weniger empfindlich, da der pol⸗ 
niſche Gläubiger mit wenigen Ausnahmen in Polen bleibt, während 
der deutſche Gläubiger, ſoweit er nicht bereits in Deutſchland mit 
ſeiner beſſeren Währung wohnte, zum großen Teile zur Abwande⸗ 
rung dahin gezwungen worden iſt. Bei dieſen Anwanderern ver⸗ 
ſchärfte das Valutageſetz noch die Folgen der vielfach notwendigen 
Vermögensverſchleuderung in polniſche Hand, fo daß fie zum 
Teil völlig verarmt find. 

Die Natur des Geſetzes als eines Kampfgeſetzes gegen 
die deutſche Währung und gegen die deutſche Volkswirtſchaft 
ergibt ſich auch aus dem Artikel 3 und 4, von denen 
der erſte die Eingehung von Verbindlichkeiten und die Erledi⸗ 
gung von Geſchäften in deutſcher Mark verbietet, während er 
andern Schuldnern, die ihre Geldverpflichtungen außerhalb der 


füllungsorte zur Zeit der Entſtehung des Schuld ver⸗ 
hältniſſes galt. Es bleibt immer wieder unbeachtet, daß die 
hilfsweiſe Heranziehung des Rechtes des Erfül⸗ 
lungsortes auf der Vermutung beruht, daß die Par⸗ 
teien ſich dem zur Zeit des Vertragsſchluſſes gel- 
tende Recht des Erfüllungsortes haben unterwerfen 
wollen. Dies iſt der Gedanke der Savignyſchen Lehre 
vom Erfüllungsorte (vgl. hierzu auch Kaufmann, „Deutſche 
Hypothekenforderung in Polen“, S. 75ff.). Mit Recht hat des⸗ 
halb das KG. in wiederholten Entſcheidungen im Anſchluß an 
die Rechtſprechung des NG. feſtgeſtellt, daß der Zeitpunkt der Be⸗ 
gründung des Schuldverhältniſſes das anzuwendende Recht auch 
dann beſtimmt, wenn ſpäter eine Anderung der Souveränität an 
dem Erfüllungsorte einen Wechſel das die dort geltenden Rechts⸗ 
normen zur Folge hatte, da das Schuldverhältnis der 
Entwicklung der es beherrſchenden Rechtsordnung 
folgt, dagegen von dem zufälligen politiſchen Schick⸗ 
ſal des Erfüllungsortes unberührt bleibt (vgl. hierzu 
JW. 1922, 1121 Anm. 3). 

III. OLG. Frankfurt hatte die Verpflichtung zur Zahlung 
in deutſcher Währung auch unter dem Geſichtspunkte des Verzugs⸗ 
ſchadens begründet. Dies iſt zutreffend. 

IV. Das Urteil des KG. 30. 3S. iſt praktiſch von weittragen⸗ 
der Bedeutung, indem es den gegenwärtigen Rechtszuſtand dahin 
feſtſtellt, daß die Vollſtreckung des Urteils eines polniſchen Ge⸗ 
richtes in Deutſchland nicht möglich, und daß ein Vollſtreckungs⸗ 
urteil nach 88 722, 328 ZPO. unzuläſſig iſt. Man kann in der 
Tat den deutſchen Gerichten nicht die Anerkennung polniſcher 
Urteile zumuten, angeſichts der Tatſache, daß den Urteilen der 
deutſchen Gerichte in Polen die Anerkennung verſagt wird. Weder 
durch Vertrag noch durch Übung iſt die Gegenſeitigkeit verbürgt. 

Nachtrag: Zur Zeit der Verkündung des Urteils des OLG. 
Jena v. 17. Juli 1922 war der Kurs der polniſchen Mark 7% oo, 
zur Zeit der Verkündung des Urteils des KG. v. 28. Okt. 1922 = 
28½ %, zur Zeit der Verkündung des Urteils des OLG. Frank⸗ 
furt v. 9. Nov. 1922 48 0% der deutſchen Mark. Nach Erlaß diejer 
Urteile und nach der Drucklegung dieſer Anmerkung hat unter der 
Einwirkung des völkerrechtswidrigen Einbruchs der Franzoſen und 
Belgier in das Ruhrgebiet der Kurs der deutſchen Mark einen, auch 
in unſeren traurigen Verhältniſſen ungeahnten Tiefſtand erreicht. 
Bei einem Dollarſtande von 40 000 deutſche Mark ftand der Vörſen⸗ 
kurs der polniſchen Mark dem der deutſchen etwa gleich, überſtieg 
ihn ſogar zeitweiſe. Dies bedeutet keine abſolute Beſſerung der 
Polenmark, bringt vielmehr nur die Verſchlechterung der deutſchen 
Mark in der internationalen Bewertung zum Ausdruck. An der 
rechtlichen Beurteilung kann dieſe, vielleicht nur vorübergehende Tat⸗ 
ſache nichts andern. Wie jeder andere Gläubiger, jo wird auch 
der Gläubiger einer deutſchen Forderung, die in Rechtsbeziehungen 
zu den abgetretenen Gebieten ihre Grundlage hat, ſich nicht darüber 
beſchweren können, daß er mit deutſchem Gelde bezahlt wird. Hier 
greift das in der deutſchen Rechtſprechung leider noch nicht aus⸗ 
reichend geklärte Problem der Geldentwertung ein, deſſen 
Erörterung über den Rahmen dieſer Beſprechung hinausgeht. Prak⸗ 
tiſch werden freilich die Fragen des polniſchen Valutarechts an Be⸗ 
deutung verlieren, und es wird der größte Teil der ſchwebenden 
Prozeſſe ſich dadurch erledigen, daß die Schuldner in deutſcher 
Währung zahlen. Auch die Tendenz der polniſchen Geſetzgebung und 
Rechtſprechung die Geldentwertung — zumal bei Hypothekenfor⸗ 
derungen — zu berückſichtigen, wird auf die deutſch⸗polniſchen privat⸗ 
rechtlichen Beziehungen ihren Einfluß üben. . 

, RA. Dr. Berthold Hanje, Berlin. 
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Grenzen des polnischen Staates zu erfüllen haben, eine zunächſt 
unbeſchränkte Zahlungsfriſt bewilligt, was nach Lage der Dinge 
regelmäßig dem polniſchen Schuldner zum Schaden des deutſchen 
Gläubigers zugute kommt. Eine ſolche Entrechtung der 
Deutſchen als Recht hinzunehmen, iſt unverträglich 
mit den Aufgaben des deutſchen Rechts, die Anwendung 
eines ſolchen Geſetzes verſtieße auch gegen die Würde der deutſchen 
Gerichte. Die Nichtanwendung iſt auch nicht etwa eine Vergeltungs⸗ 
maßnahme i. S. des Art. 31 EGBGB, deren Anordnung nur 
der Reichsregierung zuſtände. Die einfache Ablehnung einer frem⸗ 
den Rechtsvorſchrift fällt unter Art. 30. Art. 31 bezieht ſich auf 
die Anwendung eines beſonderen als Gegenwirkung gedachten deut⸗ 


ſchen Rechtsſaßes. (Vgl. RG. 103, 262, wo das RG. aus anderen 


Erwägungen das polniſche Valutageſetz nicht anwendet, damit zu 
einem dem deutſchen Schuldner ungünſtigen Ergebnis kommt, es 
aber ablehnt, dieſes Ergebnis deshalb zu verwerfen, weil ein pol⸗ 
niſches Gericht im gleichen Falle nach dem Valutageſetz zugunſten 
des polniſchen Schuldners erkennen würde; das RG. läßt aber 
ausdrücklich die Möglichkeit offen, daß in andern 
Fällen die Nichtanwendung des polniſchen Geſetzes 
auf Art. 30 geſtützt werden könnte (vgl. auch RG. in 
JW. 1922, 1122 Nr. 3 am Schluß). Es könnte in Frage kommen, 
ob das polniſche Geſetz nicht etwa um deswillen dennoch mit der 
deutſchen Rechtsordnung verträglich ſei, weil es ſich nur auf Zah⸗ 
lungsvorgänge im polniſchen Gebiet, im unzweifelhaften Macht⸗ 
bereich des polniſchen Staates beziehe. Es wird in dieſer Hinſicht 
vielfach auf eine entſprechende Bekanntmachung des polniſchen Finanz⸗ 
miniſters in Verbindung mit dem Miniſter für die ehemalig preu⸗ 
ßiſchen Gebiete verwieſen, ferner auf die Antwort des polniſchen 
Auswärtigen Amtes v. 25. Juni 1921 auf eine Anfrage der 
deutſchen Geſandtſchaft in Wanſchau. Der Sinn dieſer Erklärungen 
iſt aber ſehr zweifelhaft. So wie hier der Bekl. in ſeinem Schriftſatze 
v. 22. Sept. 1921 die Antwort des polniſchen Auswärtigen Amtes 
wiedergibt (anders Haaſe a. a. O. S. 35), würde ſie nur beſtätigen, 
daß das Geſetz ſich gerade gegen den deutſchen Gläubiger richtet. 
Außerdem iſt es ſtreitig, ob die polniſchen Gerichte der von den 
polniſchen Miniſtern vertretenen Auffaſſung folgen; Aſch, Bl. für 
Rechtspflege 1922, 35 verneint das. Jedenfalls würde in dem ent⸗ 
ſcheidenden Punkte, ob nämlich polniſche Gerichte einen polniſchen 
Schuldner verurteilen würden, in Deutſchland in deutſcher Mark 
Zahlung zu leiſten, die dem deutſchen Gläubiger günſtige Auslegung 
durch Art. 4 des Geſ. wieder jede Bedeutung verlieren 

Die zwiſchen den Parteien tatſächlich ſtreitige Frage, ob der 
Beklagte noch in Poſen wohnte, als ihm die Schuldſumme in pol⸗ 
niſcher Mark angeboten wurde, kann unentſchieden bleiben. Es 
ließe ſich vielleicht die Auffaſſung vertreten, es liege für den deut⸗ 
ſchen Richter keine Veranlaſſung vor, das polniſche Geſetz nicht 
anzuwenden, wenn ein in Polen wohnender polniſcher Gläubiger 
in Frage kame. Die Unvereinbarkeit des polniſchen 
Geſetzes mit den Grundlagen der deutſchen Rechts⸗ 
ordnung bleibt aber auch für die Fälle beſtehen, in 
denen der von dem Geſetz betroffene deutſche Gläu⸗ 
biger ſich nachträglich für die deutſche Staatsbür⸗ 
gerſchaft entſchieden und Polen verlaſſen hat. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob er ſich endgültig den polniſchen Geſetzen unter⸗ 
worfen und auf den Schutz der deutſchen Rechtsordnung verzichtet 
hat. Das iſt bei dem Bekl. nicht der Fall, der als deutſcher Flücht⸗ 
ling aus Poſen nach Deutſchland gekommen iſt und deutſchen Schutz 
aufgeſucht hat. Ob die förmlichen Vorſchriften über die Ausübung 
der Option beachtet ſind, kommt daneben nicht in Betracht. 

Trotz dieſer offenkundigen Verletzung deutſcher Rechte müßte 
der deutſche Richter das polniſche Geſetz aber doch anwenden, wenn 
der Vertrag von Verſailles ſeine Duldung Deutſchland aufnötigte. 
Solche Beſtimmungen beſtehen aber nicht. Es wird im Gegen⸗ 
teil vielfach mit beachtenswerten Gründen die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß das polniſche Geſetz den In⸗ 
halt des Verſailler Vertrages zuungunſten Deutſch⸗ 
lands widerſpreche, insbeſondere dem Art. 299 und 
auch dem Art. 92 Abſ. 5. Doch braucht darauf hier nicht 
weiter eingegangen zu werden, da ſchon aus andern Gründen die 
Anwendbarkeit des Geſetzes abgelehnt wird. 

Aus alledem folgt als Ergebnis: Das Vollſtreckungsurteil kann 
nicht erteilt werden, weil das polniſche Urteil unſtreitig auf den 
Vorſchriften des polniſchen Valutageſetzes beruht und deshalb ſeine 
Anerkennung gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtoßen 
würde; 8328 Nr. 4 ZPO. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Gegenſeitigkeit als verbürgt angeſehen werden konnte, wenigſtens 
für dieſen beſonderen Fall auf Grund des Deutſch⸗Polniſchen 
Abkommens v. 8. Dez. 1920. Die hilfsweiſe erhobene un⸗ 
mittelbare Vollſtreckungsgegenklage ſcheitert aber daran, daß der 
Bekl. durch das Angebot der Schuldſumme in polniſcher Mark nicht 
in Verzug der Annahme gekommen iſt, weil eben das polniſche 
Valutageſetz außer Betracht bleiben muß, daß der Bekl. daher auch 
die Hinterlegung nicht gegen ſich gelten zu laſſen braucht. Es kann 
hier unentſchieden bleiben, ob die Hinterlegung bei der polniſchen 
Behörde den Kl. daun wenigſtens befreit haben würde, wenn er 
die Schuldſumme in deutſcher Mark angeboten hätte, oder ob die 
Hinterlegung, um von deutſchen Gerichten beachtet zu werden, unter 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


allen Umſtänden bei einer deutſchen Behörde hätte erfolgen müſſen. 
Mit der Vollſtreckbarkeit der urſprünglichen Urteile muß auch die 
Hinterlegung der Kriegsanleihe beſtehen bleiben, da ſich erſt nach 
der endgültigen Befriedigung des Bekl. herausſtellen wird, inwieweit 
er durch den Aufſchub der Vollſtreckung, den der Kl. durch die Hinter⸗ 
legung erwirkt hat, geſchädigt worden iſt. 9 
Die Klage iſt demnach mit Recht abgewieſen worden. 
(KG., 30. 3 S., Urt. v. 28. Okt. 1922, 30 U 5528/22.) 
* 

Frankfurt a. M. 

4. Zur Anwendbarkeit des polniſchen Valutage⸗ 
ſetzes. ) . 

Es iſt davon auszugehen, daß in Anwendung des Art. 170 
EGBGB. aus den für Frankfurt a. M. inſoweit fortgeltendem 
Koliſſionsnormen des gemeinen Rechtes Bromberg als Erfüllungs⸗ 
ort in Frage kommt; und ſomit für die vor 1900 entſtandene 
Schuld das PrALR., wie es ſich in ſeiner Annahme durch den 
polniſchen Staat heute als polniſches in Bromberg geltendes Recht 
darſtellt, Anwendung zu finden hat. Da der polniſche Geſetzgeber 
in bezug auf das innerhalb des Staates geltende Recht die Macht 
und auch das Recht hat, bei Schaffung neuen Rechtes in alte be⸗ 
gründete Schuldverhältniſſe einzugreifen, ſo müßte an ſich auf 
die vorliegende Haftung der Schuldnerin das polniſche Valuta⸗ 
geſetz Anwendung finden, da Art. 2, welcher beſagt;: alle Ver⸗ 
pflichtungen in deutſcher Mark müſſen in polniſcher Mark zu dem 
gleichen Nominalbetrag erfüllt werden, zweifellos damit beſtimmt 
hat, daß die bereits entſtandenen, unter dem bisherigen Recht be⸗ 
gründeten, in deutſcher Mark zu zahlenden Verbindlichkeiten von 
dem Geſetz betroffen, inſoweit das geltende Recht außer Kraft 
geſetzt werden ſollte. Für den vorliegenden Prozeß wäre damit 
die Anwendung dieſes ee gegeben, ſofern nicht feine Anwen⸗ 
dung nach Art. 30 Ech BGH B. in direkter oder analoger Anwen⸗ 
dung als ausgeſchloſſen erſcheint. Über dieſe Streitfrage iſt eine 
lebhafte Kontroverſe entftanden. 

Für die Anwendbarkeit ſprechen ſich insbeſondere aus: Löwen⸗ 
thal JW. 1921, 162; Kastel JW. 1921, 438; Dykband JW. 
1921, 887; Goldſchmidt IW. 1921, 1412 (dieſe läßt jedoch 
Ausnahmen zu, wenn die konkreten Umſtände des einzelnen Falles 
dies rechtfertigen); Bendix Recht 1921, 109; eingehend Aid 
KGBl. 1921, 21. Grundſäßlich dagegen find vornehmlich Haaſe 
JW. 1920, 932; Brink JW. 1921, 435; Wagner JW. 1921, 
438; Reiß JW. 1921, 1415; Niemeyer Ztſchr. f. Internet 
1921, 313 ff.; Kaufmann, Deutſche Valutaforderungen in Polen, 
Berlin 1921 (beſpr. JW. 1922, 371); Haaſe, Das Recht der 
polniſchen Valuta, Berlin 1922 (beſpr. JW. 1922, 372). 

Die Rechtſprechung der oberſten Gerichte war urſprünglich 
ſchwankend, jedoch geht heute die überwiegende Judikatur 
dahin, dem polniſchen Valutageſetz die Anwendbar⸗ 
keit in Deutſchland zu verſagen. Das RG. hat ſich 
direkt mit der Frage noch nicht befaßt (vgl. z. B. 2. Sen. JW. 1922, 
1122 Nr. 3; 5. Sen. RG. 103, 259; vgl. auch Haaſe, Ben. 
zw 2 und 3 JW. 1922, 1120). Die Rechtſprechung des KG., von 
welchem die meiſten der bisher veröffentlichten Entſcheidungen her⸗ 
rühren, iſt geteilt. Die Anwendbarkeit des Geſetzes wird verneint 
vom 26. Sen. JW. 1922, 398; vom 18. Sen. JW. 1922, 1131 ff. 
mit eingehender Begründung; vom 18. Sen. JW. 1922, 1134; vom 
25. Sen. JW. 1922, 1137. Dagegen hat der 24. 3. in konſtanter 
Rechtſprechung bisher grundsätzlich die Anwendbarkeit des Geſetzes 
bejaht; vgl. KcHBl. 1921, 15; OLG. 41, 97 und erſt neuerdings 
wieder in KGGBl. 1922, 34. Gleicher Auffaſſung iſt offenbar auch 
das OLG. Breslau (Dig. 1922, 456). 8 

Es iſt nicht zu verkennen, daß Art. 2, welcher in Ergänzung 
des Art. 1 — „einziges geſetzliches Zahlungsmittel im Gebiete 
der ehemals preuß. Landesteile iſt die polniſche Mark, die deutſche 
Mark hört auf geſetzliches Zahlungsmittel zu fein“ — die bisher 
in Mark beſtehenden Forderungen nunmehr auf ſolche in polniſcher 
Mark herabgeſetzt und gemäß dem vom Vorderrichter wiedergegebenen 
Art. 4, ausdrücklich über die Grenzen des polniſchen Staates hin⸗ 
ausgreifen will, in die Währungshoheit des Deutſchen Reiches 
hineingreift, inſoweit, als er die wohlerworbenen Anſprüche deut⸗ 
ſcher Staatsbürger ſchmälert. Wenngleich auch ein Staat innerhalb 
ſeiner Grenzen das Recht haben muß, auch in Währungsfragen 
in wohlerworbene Verträge einzugreifen — vgl. die deutſche BRV. 
v. 28. Sept. 1914 —, jo muß dies einem ausländiſchen Staate 
verſagt ſein. Es iſt dies ein notwendiger aus der Natur der 
Sache folgender Rechtsſaß — vgl. auch Niemeyer 29, 241. — 
Deshalb muß jede fremdſtaatliche Geſetzgebung, die in die Wäh⸗ 
rung eines fremden Staates eingreift und ſomit innerſtaatliche 
Währung zum Gegenſtand hat, ſoweit dies nicht ausdrücklich von 
dem fremden Staate vorgeſchrieben oder zugelaſſen wird, grund⸗ 
ſätzlich unvereinbar mit dem Hoheitsrechte des fremden Staates 
erſcheinen. Sie muß deshalb in analoger Anwendung des 8 30 
EGBGB. vom deutſchen Richter unberückſichtigt gelaſſen werden. 
Der polniſche Staat kann die Markbeziehung deutſcher Staats⸗ 
bürger, welche auf die Fortgeltung der Mark als geſetzlichen Zah⸗ 


Zu 4. Bol. KG. mit Anm. Haaſe oben S. 128 und OL. 
Jena unten S. 131. A 
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lungsmittel beruhen, nicht ohne Verletzung jener Hoheitsrechte ändern, 
ebenfowenig der Deutſche Staat etwa die Franken beziehungen 
Schweizer ändern könnte. 

Eine abgeſchloſſene Stellungnahme braucht aber in der vor⸗ 
liegenden Sache zu der genannten Streitfrage nicht eingenommen 
zu werden, weil die Klage ſelbſt bei Anwendung des polniſchen 
b aus dem Geſichtspunkte des Verzuges begründet er⸗ 

int. 

Auch nach PrAL R. (vgl. Teil 1 Tit. 16 820 von der Zögerung 
Foerſter⸗Eccius, Bd. 1, 172) haftet der Schuldner für dem 
durch ſeinen Verzug entſtandenen Schaden. Die Leiſtung der Bekl. 
war ſpäteſtens am 1. Juli 1918 fällig, alſo zu einer Zeit als 
Bromberg noch unter deutſcher Herrſchaft ſtand. Dadurch, daß 
die Bekl ſchuldhaft die Zahlung bis zum Inkrafttreten des pol⸗ 
niſchen Valutageſetzes verzögerte, kann ſie nicht beſſer geſtellt wer⸗ 
den, als ſie daſtünde, wenn ſie rechtzeitig geleiſtet hätte. Sie haftet 
daher für den Schaden, der dem anderen Teile dadurch entſtanden 
iſt, das während ihres Verzuges die herrſchende Währung durch eine 
andere, minderwertigere erjeßt worden ift. Selbſt wenn das pol⸗ 
niſche Geſetz anwendbar wäre, wäre die Bekl. mithin aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des Schadenserſatzes zur Leiſtung des Differenzbetrages 
zwiſchen deutſcher und polniſcher Mark, alſo was dasſelbe iſt, zur 
Leistung des geſamten Betrages in deutſcher Mark verpflichtet (vgl 
KG. JW. 1922, 399; Aſch, KGBl. 1921, 21). Mit Recht haben 
daher auch wiederholt polniſche Gerichte (vgl. der Friedensvertrag 
Ztſchr. 1921, 540) den Schuldner zur Zahlung des geſamten Be⸗ 
trages, entſprechend ſeinem Werte in deutſcher Währung verurteilt, 
wenn er mit der Zahlung ſeiner Schuld vor dem Inkrafttreten des 
polniſchen Geſetzes in Verzug geraten, und durch ſeinen Verzug die 

orderung unter die Herrſchaft des Valutageſetzes gelangt iſt. 
(OLG. Frankfurt a. M., 3. 3 SS., Urt. v. 9. Nov. 1922, 3 U 177/22.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Koppler, Frankfurt a. M. 
— 
Jena. 

5. Wann kann ſich der deutſche Schuldner nicht auf 
das polniſche Währungs. berufen? Polniſches Wäh⸗ 
rung 3G. v. 20. No v. 1919, 8 242 BGB. ) 

Als Gläubigerin einer Kaufpreishypothek vom Jahr 1904 
auf einem Haufe in Bromberg hat Kl. halbjährlich 922,50 % 
Zinſen und jährlich 2000 % Tilgungsrate zu erhalten. Inſolge 
des polniſchen WährungsG. v. 20. Nov. 1919 bot ihr der heutige 
Eigentümer des Hauſes L. in Bromberg für Zinſen und Tilgungs⸗ 
rate 922,50 und 2000 polniſche Mark an. Kl. nahm ſie aber 
nicht an; ſie verlangt vielmehr mit der Klage vom verklagten R. 
in Gera⸗R., dem früheren Eigentümer, als perſönlichem Schuldner 
des Kaufpreiſes deutſche Mark 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Berufung war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

. hatte eine Zweigniederlaſſung in Bromberg. Er erwarb 
ben Grundſtück, um einen Lagerplatz zu erhalten. Danach iſt Brom⸗ 
erg Erfüllungsort, auch wenn Bekl. etwa damals nicht dort ge⸗ 
wohnt hat. g 269 BGB. 

18 heute in Bromberg geltende Recht gilt heute auch für die 
Kaufpreisſchuld des Bekl. Nur dann iſt es in net nicht 
anzuwenden, wenn das gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck 
eines deutſchen ee a Art. 30 EGBGB. 

allein entſcheidet ſich daher auch, ob das polniſche 
Währungs. v. 20. Nov. 1919 hier anwendbar iſt, 5 bei 
a get (Art. 6) beſtimmt: 

. Das einzige geſetzliche Zahlungsmittel in der ehemaligen 
preußiſchen Provinz iſt die polniſche Mark. Die beute Mark 
hört auf A Zahlungsmittel zu ſein. 
Art. 2. Amtliche Verpflichtungen in deutſcher Währung müſſen 
in „ Mark in gleicher Höhe der Nominalſumme erfüllt 
werden. 

Die Anwendung dieſer Vorſchrift verſtößt nicht ſchon deshalb 
gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen Ge⸗ 
ſetzes, weil ſie den Wert der vor ihrem Inkrafttreten und vor dem 
Inkrafttreten des Friedensvertrags begründeten Forderungen durch 
die Anderungen ihres Inhalts rückwirkend — zumal außerhalb 
Polens — ſchmälert. Das mag bei ihrem Erlaß vorausgeſehen. 
und beabſichtigt geweſen fein, aber ſchwerlich in dem Maß, in dem 
es ſich mit der zunehmenden Entwertung des polniſchen Geldes 
auf dem Weltmarkt ſchließlich auswirkte. Sofern es vorzugsweiſe 
deutſche Gläubiger traf und treffen ſollte, könnte ebenfalls der Reichs⸗ 
kanzler nach Art. 31 Ec HBB. ein Vergeltungsrecht dagegen ſetzen; 
ſonſt gibt es in Deutſchland kein Vergeltungsrecht dagegen. Die 
deutſchen Gerichte können nicht deswegen die Vorſchrift des pol⸗ 
niſchen Währungsgeſetzes in Deutſchland für ungültig erklären, denn 
das wäre Vergeltung. N 

Außerordentliche Vorgänge im Leben der Völker wie der Krieg 
mit ſeinen Folgen können ſolche Eingriffe des Geſetzes in die 
wohlerworbenen Rechte der einzelnen überall nötig machen. Sie 
haben im Krieg und nachher in Deutſchland ſo gut wie anderweit 
zahlreich ſtattgefunden und gerade in Deutſchland ſelbſt mit kaum 


Zu 5. Vgl. EG. mit Aum. Haaſe und OLG. Frankfurt 
a. M. S. 128 und 130. 
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weniger tiefgreifenden und das Recht verwirrenden Folgen als ſie 
die Vorſchrift des polniſchen Währungsgeſetzes infolge der Ent⸗ 
wertung des polniſchen Geldes für die Forderungen deutſcher Gläu⸗ 
biger in dem an Polen abgetretenen Gebieten nach ſich zog. Es 
iſt nicht wahr, daß die rückwirkende Anderung des Forderungs⸗ 
inhalts, die Umwandlung von Forderungen auf deutſche Mark in 
Forderungen auf gleichviel polniſche Mark, gegen einen unwandel⸗ 
baren Grundſatz des deutſchen Rechts verſtoße. Es liegt auch nichts 
Unſittliches darin. Es iſt nicht mit der Rechtsordnung eines ge⸗ 
ſitteten Staats nach deutſcher Auffaſſung ſchlechthin unvereinbar. 
Die Macht der Dinge drängte dazu, die deutſche Mark als Zahlungs⸗ 
mittel in dem abgetretenen Gebiet ganz aufzuheben; darauf hätte 
wahrſcheinlich kein Staat verzichtet. Die Aufhebung der deutſchen 
Währung war auch gar nicht ſo nachteilig für die Gläubiger. Der 
Hauptnachteil kam von der Gleichſtellung der polniſchen Währung 
mit der deutſchen: ſie ſchädigte beſonders nachher die ausländiſchen 
Gläubiger, vor allem die deutſchen. Aber andere Staaten haben 
das Verhältnis in den ihnen abgetretenen Gebieten ganz ähnlich 
geregelt. Nur traf der Nachteil dabei die Schuldner, weil ihre 
Währung im Wert hochſtand oder nachher ſtieg, und darum weniger 
die Angehörigen anderer Staaten. Aber Härten und Ungerechtig⸗ 
nn konnte das geſetzgebende Land überhaupt ſchwer dabei ver⸗ 
meiden. 

„Im ehemaligen Generalgouvernement Warſchau ſtand die pol⸗ 
niſche Mark ſchon ſeit der VO. des deutſchen Generalgouverneurs 
v. 14. April 1917 der deutſchen tatſächlich gleich. Denn die VO. 
beſtimmte im 8 9: 

„Sämtliche auf Reichsmark lautende Zahlungsverbindlichkeiten 
können in polniſcher Mark, ſämtliche auf polniſche Mark lautende 
Zahlungsverbindlichkeiten können in deutſcher Mark beglichen werden.“ 

Und für das ſpäter im Friedensvertrag abgetretene Gebiet hatte 
— nach dieſem Vorbild — ſchon die VO. des Oberſten Volks rats 
von Polen v. 11. April 1919 die Gläubiger zur Annahme der 
Zahlungen in polniſcher Mark verpflichtet. Wenn die Verordnung 
die beiden Währungen einander auch noch nicht — wie ſpäter das 
Geſetz — ausdrücklich gleichſtellte, mußte der Gläubiger es ſich doch 
ſchon ſeitdem gefallen laſſen, daß ihm der Schuldner bloß ſoviel 
polniſche Mark zahlte, wie er deutſche zu fordern hatte. Gerade ſo 
war es vorher im Generalgouvernement Warſchau geweſen. 

Es kann ſich nur fragen, ob nicht der Gläubiger vor deutſchen 
Gerichten dieſe Zumutung — ſelbſt dem nunmehrigen Geſetz gegen⸗ 
über — unter Umſtänden noch deshalb zurückweiſen kann, weil 
nach deutſchem Recht jeder Schuldner die Leiſtung ſo bewirken muß, 
wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es er⸗ 
fordern, 8242 BGB. 

Denn das iſt allerdings ein Grundſatz, der das ganze deutſche 
Schuldrecht ſo durchdringt, daß die Anwendung eines davon ab⸗ 
weichenden ausländiſchen Geſetzes ausgeſchloſſen erſcheinen kann. 
Auch der Schuldner einer nach ausländiſchem Recht zu beurteilenden 
Verbindlichkeit muß vor deutſchen Gerichten Treu und Glauben 
halten und ſich nach der Verkehrsſitte richten; deutſche Gerichte 
müßſſen ihn ſtets dazu anhalten, fo zu erfüllen, wie dieſer oberſte 
Grundſatz es gebietet. Und dieſer Grundſatz läßt eben niemals den 
Buchſtaben des Vertrags oder des Geſetzes allein entſcheidend ſein, 
zumal dann nicht, wenn ſich ſeit der Eingehung der Schuld alle 
grundlegenden Dinge Jo verſchoben haben, daß ſich kein Teil davon 
vorher eine Vorſtellung machen konnte und daraus ein unerträgliches 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung entſteht. 

Aber das iſt keineswegs überall da der Fall, wo eine Anwendung 
des polniſchen Währungsgeſetzes überhaupt in Frage kommt. Es 
laſſen fich ſolche Fälle denken. Zumal können ſich die Verhältniſſe, 
die den Erfüllungsort beſtimmten und dadurch bewirkten, daß das 
polniſche Geſetz auwendbar iſt, während der Dauer des Schuldverhält⸗ 
niſſes ſo gründlich geändert haben, daß es gegen Treu und Glauben 
verſtößt, darauf zurückzugreifen. Unter Deutſchen, die ſchon längſt 
ihren Wohuſitz und ihre Niederlaſſung aus dem abgetretenen Ge⸗ 
biet verlegt hatten, wird kein anſtändig und gerecht geſinnter 
Schuldner eine alte Darlehnsſchuld mit polniſchen Mark begleichen 
wollen. 

Wer etwa fein Geld, dus er mitnehmen wollte und konnte, 
bei der Ausreiſe aus dem für Deutſchland verlorenen Gebiet einem 
anderen lieh, damit er da bleiben könne, wird wohl auch die Rück⸗ 
gabe in deutſcher Mark verlangen können. 

Aber der vorliegende Fall hat gar nichts ſo Beſonderes an ſich. 
Kl. hat ihr Geld in dem Grundſtück angelegt, das an Polen über⸗ 
ging, zwar nicht in dem Grundſtücke ſelbſt, aber doch in der Hypothek 
daran. Nach dem Weiterverkauf konnte der Eigentümer ſie jeder⸗ 
zeit an Stelle des Bekl. wegen ihrer Forderung befriedigen; 
81142 BGB. Er kann ihr nur ſoviel polniſche Mark zahlen, wie 
ſie deutſche zu fordern hatte. Es müßte darum an ſich ſchon ſehr 
ſchwer fallen zu entſcheiden, daß Bekl., wenn er Treu und Glauben 
halten will, ihr unter allen Umſtänden ſo viel zulegen muß, wie 
ihre Forderung in deutſcher Mark mehr Wert wäre. Sie wohnt 
zwar jetzt nicht mehr in Bromberg, fie iſt aber erſt ſeit dem 
20. Dez. 1921 von dort nach S. übergeſiedelt; weil ſich ihr Mann 
durch fein Deutſchtum den Polen verhaßt gemacht hatte und fliehen 
mußte, gibt ſie an. Danach hat ſie aber und jedenfalls auch ihr 
Mann von dem längeren Aufenthalt dort noch den Vorteil gehabt, 
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daß fie ihre dort begründeten Verbindlichkeiten ſolange in polniſcher 
Mark beſtreiten konnte. Und auch mit ihrer Überſiedlung nach S. 
iſt dieſer Vorteil nur ſoweit für ſie weggefallen, als ſie mit Rück⸗ 
ſicht auf Treu und Glauben oder auf die Verkehrsſitte ſolche Ver⸗ 
bindlichkeiten ausnahmsweiſe doch noch in deutſcher Mark begleichen 
müſſen. Was an Zinſen und Tilgungsbeträgen vor endgültiger 
Aufgabe ihres Wohnſitzes in Bromberg fällig geworden iſt — wie 
die eingeklagten Beträge —, muß ſich Kl. darum auf alle Fälle 
mit dem gleichen Betrag poluiſcher Mark bezahlen laſſen. Bekl. 
verſtößt nicht gegen Treu und Glauben, wenn er ſoweit das pol⸗ 
niſche Währungsgeſetz anruft. Er hat zwar das Grundſtück noch vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes verkauft und den Kaufpreis bis 
auf 47000 %, die gegen Hypothek geſtundet ſind, auch in deutſcher 
Mark erhalten; die Hypothek der Kl. hat der Käufer in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis übernommen. So mag ſich bei ihm der 
Nachteil, den er vom Währungsgeſetz hat, annähernd ausgleichen 
mit dem Vorteil, den er auf Koſten des Kl. davon hat. Er ſteht 
ſich deshalb ſchon viel beſſer als ſie, weil er einen guten Teil des 
Kaufpreiſes noch in deutſcher Mark bezahlt bekam. Aber das 
verdankt er in der Hauptſache feiner Umſicht oder dem Glücksfall, 
daß er das Grundſtück noch rechtzeitig verkaufte. Kl. hätte viel⸗ 
leicht für ihre Hypothek ebenfalls noch deutſche Mark bekommen, 
wenn ſie ſie verkauft hätte. Sie kann es ihm nicht verargen, daß 
er ſich an das Geſetz hält. Von einem auffälligen Mißverhältnis 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung kann auch keine Rede mehr 
ſein. Der Verkauf iſt ſchon viel zu lange her. Weil die Forderung 
infolge des polniſchen Währungsgeſetzes an Wert verloren hat, hat 
Kl. ein ſchlechtes Geſchäft gemacht; aber dafür kann Bekl. gar 
nichts. Ihre Geldanlage hat ſich eben als keine glückliche erwieſen. 
Die ſonſt richtige Vorausſicht, daß Forderungen auf Hypotheken 
keinen ſolchen Schwankungen unterliegen wie Wertpapiere, hat ſich 
in ihrem Fall unter der Wucht der Ereigniſſe, die alles ſchwanken 
machte, nicht bewährt. 
(Os G. Jena, 3. 3 S., Urt. v. 17. Juli 1922, 3 U 318/22.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 


3 
München. 

6. Befugnis über den Inhalt einer Grabinſchrift 
zu beſtimmen. ) 

Die verſtorbene Ehefrau des Kl., Frieda H., war in erſter Ehe 
mit dem auf dem Felde der Ehre gefallenen Joſef M., einem 
Bruder des Bekl., verheiratet. Bekl. geſtattete nach dem Ableben 
ſeiner Schwägerin Frieda H. auf Bitten ihrer Eltern und mit 
Einwilligung des Kl. die Beiſetzung des Leichnams der Frieda H. 
in dem M.ſchen Familiengrabe zu Neuhauſen, über welches er ver⸗ 
fügungsberechtigt iſt, und ließ in der Folge auf dem von ihm be⸗ 
zahlten Grabſtein folgende Aufſchrift anbringen: „Hier ruhen 
Joſef M. und deſſen Gattin Frieda“. Daraufhin erſuchte Kl. den 
Bekl., dieſe Aufſchrift durch einen dem letzten Familienſtande der 
Frieda H. entſprechenden Beiſatz berichten zu laſſen; Bekl. lehnte ab. 
Kl. erhob nunmehr Klage auf entſprechende Berichtigung mit der 
Begründung, ſein Begehren ſei aus rechtlichen und ethiſchen Gründen 


Zu 6. Dem Ergebnis der Eutſch. des BO. iſt zuzuſtimmen, 
nicht auch ihrer Begründung. Daß das Bag, den Standpunkt des 
Erſtrichters ablehnt, trifft freilich zu: man kann es kaum verſtehen, 
daß dieſer auf eine res divini juris ausſchließlich den Geſichtspunkt 
des Eigentums in ſeiner ſchroffſten, dem modernen Rechtsbewußtſein 
faſt fremdgewordenen Ausgeſtaltung anwendet. Fehl geht aber die 
Anrufung des Namensrechts durch das BG. Die Entſch. ſpricht 
davon, daß der Frieda H. der ihr gebührende Familenname vor⸗ 
enthalten werde, daß dies Verhalten des Bekl. einen widerrechtlichen 
Eingriff in das Recht zum Gebrauch des zugehörigen Namens dar⸗ 
ſtelle und daß der Kl., als hinterbliebener Ehemann der Frieda H., 
die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen könne. Jede dieſer 
Erwägungen iſt anfechtbar. Nur einer Perſon kann der ihr ge⸗ 
bührende Familienname vorenthalten werden: die Frieda H. hatte 
aber mit ihrem Tode die Perſonlichkeit eingebüßt. Da von einem 
Recht der Frieda H. zum Gebrauch des zugehörigen Namens nach 
ihrem Tode nicht mehr geſprochen werden kann, iſt das Vorliegen 
eines widerrechtlichen Eingriffs in ein ſolches Recht ausgeſchloſſen. 
Damit entfällt aber auch die Möglichkeit der Geltendmachung eben 
dieſes Rechtes durch den hinterbliebenen Ehemann der Frieda H. 
Auf 812 BGB. läßt ſich der Klaganſpruch, wenn damit ein auf den 
Ehemann übergegangenes Recht der Frieda ©. verfolgt werden ſollte, 
demnach nicht ſtützen. Ein eigenes Namensrecht des Kl. kommt aber 
nicht in Frage: ihm wird ja durch das Verhalten des Bekl. das Recht 
zum Gebrauch eines Namens nicht beſtritten. Daran ändert auch 
der Umſtand nichts, daß die vom Bekl. gewählte Auſſchrift den 
Familienſtand der Frieda H. falſch bezeichnet. Denn ein etwaiger 
Anſpruch des Kl., als des ehemaligen Ehemannes der Frieda H., 
vom Bekl. ein Verhalten zu verlangen, das nicht das Aufkommen 
eines Irrtums über den Familienſtand der Frieda H. begünſtigt, 
würde ſich nicht auf das Namensrecht gründen laſſen. Irrtümer 
über den Familienſtand einer Perſon könnten auch in andrer Weiſe 
als durch unzutreffende Namensbeilegung entſtehen. Erkennt man 
alſo — was das richtige Recht wohl unbedenklich bejahen dürfte — 
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berechtigt, Bekl. verfolge mit ſeiner unbegründeten Weigerung nur 
den Zweck, ihn zu ſchikanieren und geſchäftlich zu ſchädigen. Das 
klagabweiſende Urteil wurde aufgehoben, Bekl. verurteilt, auf Koſten 
des Kl. nach dem Worte „Frieda“ die Worte „wiederverehelichte H.“ 
anbringen zu laſſen. Aus den Gründen: Der Erſtrichter hat 
den vom Kl. geltend gemachten Anſpruch auf Berichtigung der Grab⸗ 
inſchrift aus dem Geſichtspunkt des Eigentums am Grabe und 
Grabſtein (5 903 BGB.) gewürdigt und iſt dabei zur Abweiſung 
der Kl. gelangt. Dieſe Erwägungen gehen fehl. Die Berechtigung 
des Verlangens des Kl. ergibt ſich ohne weiteres aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen über das Namensrecht und deſſen Schutz. Nach 
81355 BGB. erhält die Frau den Familiennamen des Mannes 
und durch 8 12 wird das Namensrecht im Falle der Beeinträchtigung 
geſchützt. Der Frieda M. kam nach ihrer Wiederverehelichung mit 
Kl. der Familiennamen des Kl. H. zu. Durch die vom Bekl. gewählte 
Bezeichnung der Frieda H. als Gattin des Joſef M. wird der Schein 
der nicht begründeten Zugehörigkeit derſelben zur Familie des Kl. 
erweckt. Darüber war ſich Kl., als er die Grabinſchrift anbringen 
ließ, auch vollſtändig im klaren. Die Tatſache, daß er die Be⸗ 
erdigung der Frieda H. in ſeinem Familiengrabe geſtattete und die 
Koſten der Beerdigung zum größten Teil ſelbſt beſtritt, berechtigt 
ihn nicht, die Aufſchrift in der Weiſe anzubringen, wie es geſchehen 
iſt, und damit der Frieda H. den ihr gebührenden Familiennamen 
vorzuenthalten. Dieſes Verhalten des Bekl. und ſeine Weigerung, 
die Grabinſchrift nachträglich zu berichtigen, greift widerrechtlich 
in das Recht zum Gebrauch des zugehörigen Namens ein und kann 
der Berechtigte die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen. Die 
Berechtigung des Kl. als hinterbliebenen Ehemanns der Frieda H. 
auf Abſtellung des vom Bell. geſchaffenen Zuſtands kann einem be⸗ 
gründeten Zweifel nicht begegnen, da die beſtehende Auſſchrift die 
Intereſſen und Gefühle der Angehörigen der Frieda H. aus deren 
letzter Ehe verletzt. Das Verlangen des Kl. kann auch nicht als 
unbillige Zumutung angeſehen werden, da er ſich ausdrücklich bereit 
erklärt hat, für die Koſten der Verichtigung aufkommen zu wollen. 
Eine vorläufige Vollſtreckbarkeit dieſes Urteils nach $ 708 Nr. 7 
3 PO. kommt nicht in Frage, da es ji um einen nicht vermögens⸗ 
rechtlichen Streit handelt. b 

„(Ov. München, II. 38., Urt. v. 4. Okt. 1922, VerReg. L 772/22.) 

Mitgeteilt von RA. Rich. Berolzheimer, München. 
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Berlin. Zivilſachen. 

1. Zu 8 288 Abſ. 2 BGB. (Markentwertungsſchaden. ) 

Bei dem AG. Berlin-Mitte klagte ein Kaufmann einen im 
Mai 1920 fällig geweſenen Betrag von 1300 % ein und bean» 
ſpruchte außer den Verzugszinſen auch tauſend Mark Geldentwer⸗ 
tungsſchaden; ſie wurden ihm zugeſprochen; in den Gründen des 
Urteils v. 10. März 1922 (26 C 1078/21) heißt es: „Nach 8 288 
BGB. iſt eine Geldſchuld während des Verzuges zu verzinſen. Die 
Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Der Bekl. iſt unſtreitig vielfach gemahnt worden. Der weitere 


einen derartigen Anſpruch des Kl. überhaupt an, ſo muß er auf 
andere Normen als die des Namenrechts begründet werden. Man 
könnte geneigt fein, dem Bekl. eine Ehrverletzung des Kl. zur Laſt 
zu legen. Der Heranziehung des 8 823 Abi. 2 BGB. ſteht jedoch 
das Bedenken eutgegen, daß nicht jede Ehrverletzung, ſondern nur 
die kriminelle Beleidigung einen Verſtoß gegen ein Schußzgeſeß bildet, 
Oertmann, Schuldverhältniſſe, 3. und 4. Aufl. S. 1065, daß 
aber wohl zweifelhaft ſein kann, ob der gegebene Tatbeſtand für eine 
ſtrafgerichtliche Verurteilung des Bekl. wegen Beleidigung des Kl. 
ausreichen würde. — Ein bedenkenfreies Klagfundament dürfte 
dagegen 8826 BB. abgeben. Daß der Kl. durch das Verhalten des 
Bekl. in ſeinem Anſpruch auf Zurechnung der Frieda H. zu ſeinem 
Familienkreis beeinträchtigt, alſo in ſchutzwürdigen Empfindungen 
gekränkt wird, bedarf, wie auch das Urteil zutreffend betont, keiner 
weiteren Ausführung. Der dem Kl. damit zugefügte Schaden liegt 
freilich nicht notwendig auch innerhalb des Gebiets des Vermögens⸗ 
rechtes; die Anwendung des 8 826 verlangt dies aber auch nicht, 
BGB. Kom m. RG. 4. Aufl. 1, 1021. Daß ferner das Verhalten 
des Bekl. gegen die guten Sitten verſtößt, kann auch nicht in 
Zweifel gezogen werden: die Anſchauung aller billig Denkenden ver⸗ 
langt, daß die mit unzureichendem Inhalt verſehene Aufſchrift 
eines Grabſteins nicht durch den zur Anderung Befugten, dem aus 
ihrer Vornahme keinerlei Koſten erwachſen würden, in dieſen 
Zuſtand erhalten wird, um damit die Empfindungen des Ehegatten 
der Beigeſetzten dauernd zu kränken. Das Verlangen des Kl. auf 
Ergänzung der Grabinſchrift rechtfertigt § 249 BGB.: da es ſich 
unt einen nicht⸗vermögensrechtlichen Schaden handelt, kann deſſen 
Erſatz nur nach dem Grundſatz der Naturalreſtitution gefordert 


werden. Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 


Zu 1. Allmählich beginnt der Gedanke ſich einzubürgern, 
daß bei Geldſchulden der Markentwertungsſchaden als Verzugs⸗ 
ſchaden nach 8 288 Abs. 2 BGG B. gefordert werden kann. Die Ge⸗ 
richte, die ſich zögernd hierzu durchringen, bürden aber vielfach 
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Schaden, den der Kl. mit 1000 % beziffert, rührt aus der Mark⸗ 
entwertung ſeit dem Sommer 1920 her und iſt in Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen von Mügel (JW. 1921, 1269 ff.) als 
dargetan und zu erſtatten anzuſehen.“ 

Die Berufung des Bekl. wurde zurückgewieſen. In dem Be⸗ 
rufungsurteil der 9. BR. des LG. 1 Berlin v. 30. Okt. 1922 heißt 
3 (25 8 74/22): „Der Anſpruch auf Zahlung von 1000 % als 
Verzugsſchaden aus der während des Verzuges eingetretenen Geld⸗ 
entmertung it gemäß 8 286, 288 Abſ. 2 BGB. begründet. Das 
1 tritt inſoweit den Ausführungen des AG. und denen von 
Mugel JW. 1921, 1269 ff. bei.“ 

(LG. J Berlin, 9. 3Kk., Urt. v. 30. Okt. 1922, 25 8 74/22.) 
Mitgeteilt von AGRat Dr. Schubart, Charlottenburg. 
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dem Gläubiger eine probatio diabolica auf: Er ſoll nämlich 
ſchlüſſig und zwingend dartun, daß er bei rechtzeitiger Zahlung 
der Schuld gerade dieſe Summe wirklich in Sachwerten angelegt 
gaben würde, jo daß fie der Markentwertung entgangen wäre. 


die praktiſch zumeiſt den Anſpruch zu Falle bringt, dem Geſetze? 


Sahren in Deutſchland die Allermeiſten ſo verfahren, daß ſie 
Uweiſe ihr Geld in Sachwerte ſtecken. Es entſpricht alſo dem 
it bes 0h wahrſcheinlichen Lauf der Dinge, daß der Kl. auch 
daß d uldſumme jo verfahren wäre. Eine Vermutung dafür, 
hei er er Nie in voller Höhe als Bargeld hätte liegen laſſen, 
2 teht nicht. Mithin iſt, — wenn nicht der Einzelfall beſondere, 
2418 den Kl. ſprechende Anhaltspunkte aufweiſt, — der geforderte 
binlane l Betrag an Geldentwertungsſchaden i. S. des 8 287 3 PO 
. rd u eh 
ie uffaffung führt zu dem gleichen Endergebnis wie das 
egg aufgenommene Urteil des DUB. Köln v. . Mai 1922, 
yo. 1052, 1463 über die Berückſichtigung der Markentwertung 
bei der ap ſt 1 4 r f 
DRG. Karl rakten Schadensberechnung. Hinzuweiſen iſt ferner auf 
— ruhe v. 18. Okt. 1922, JW. 1922, 1730. 

3 . cchluß ſei an die Goldankaufsſätze der Reichsbank er⸗ 
innert. 0 zahlte für ein Zwanzigmarkſtück: 

eit 31. Mai 1921 260 Papiermark, 

„13. Juni 1921 20 g 


„ 27. Juni 1921 300% 
„ 4. Juli 1921 310 „ 
„ 11. Juli 1921 320 „ 
„ 1. Auguſt 1921 840 „ 
n 12. September 1921 390 15 
„ 19. September 1921 450 n 
„ 3. Oktober 1921 430 

„ 17. Oktober 1921 540 a 
„ 24. Oktober 1921 600 5 
„ 7. November 1921 720 5 
„14. November 1921 850 
„ 5. Dezember 1921 720 5 
„ 23. Januar 1922 780 2 
„6. März 1922 850 „ 
„ 20. März 1922 950 n 
„ 27. März 1922 1200 r 
„ 6. Juni 1922 1100 „ 
„ 19. Juni 1922 1250 " 
„ 26. Juni 1922 1400 n 
„ 3. Juli 1922 J ee 


„ 10. Juli 1922 VO 


„ 24. Juli 1922 1900 — 
„ 31. Juli 1922 2000 3 
„ 7. Auguſt 1922 2500 9 


Rechtſprechung 
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2. Der Februarſtreik der Eiſenbahnbeamten ift 
höhere Gewalt. f) 5 

Nach ſtändiger Rechtſprechung iſt höhere Gewalt ein nach 
menſchlicher Einſicht und Erfahrung nicht vorausſehbares, von 
außen kommendes und außergewöhnliches, nicht mit dem Betriebe 
in natürlichem Zuſammenhange ſtehendes Ereignis, deſſen Eintritt 
unter den gegebenen Verhältniſſen auch durch größte Sorgfalt und 
Auwendung aller der Eiſenbahn vernünftigerweiſe zuzumutenden 
Vorkehrungen nicht abgewendet werden kann (RG. 75, 390; 101, 
95; JW. 1922, 1320). Dabei muß es ſich (vgl. die letzte Entſch. 
des RG.) ſtets um ein Ereignis handeln, deſſen Urſachen außer⸗ 
halb des Eiſenbahnbetriebes und ſeiner Einrichtungen liegen, das 
alſo nicht durch Gefahrquellen hervorgerufen wird, die innerhalb 
des Betriebskreiſes der Eiſenbahn entſpringen. Ob nun ein Streik 
ein derartiges Ereignis iſt, wird von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles abhängen. Es wird vor allen Dingen verſchieden zu be⸗ 
urteilen ſein, ob es ſich um einen Streik von Eiſenbahnarbeitern 
oder Beamten handelt. Während erſtere unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen ein Streikrecht haben, iſt es letzteren unter allen Um⸗ 
ſtänden verſagt. Wenn dies auch nicht ausdrücklich geſetzlich beſtimmt 
iſt, ſo ergibt es ſich doch ohne weiteres aus der Natur des Be⸗ 
arntenverhältniſſes. Der Beamte ſteht in einem beſonderen Treu⸗ 
verhältniſſe zum Staat, er als Träger des ſtaatlichen Organis⸗ 
mus darf dieſen nicht ſtillegen. Dies gilt für alle Beamten, 
auch die der Staatsbetriebe. n 
Der verklagte Reichsbahnfiskus ſah ſich deshalb einem Er⸗ 
eiguis gegenüber, das für ihn nicht vorausſehbar war und mit 
dem er nach dem bisher geltenden Beamtenrecht nicht rechnen 
konnte. Der Streik, der den geſamten Eiſenbahnbetrieb lahm⸗ 
legte und nicht nur ein örtlich begrenzter Teilſtreik war, war 
nicht mehr als innerhalb des Betriebskreiſes der Eiſenbahn ent⸗ 
ſprungene Gefahrquelle anzuſehen, zumal es ſich für den verklagten 
Reichsfiskus um eine Frage grundſätzlicher Natur handelte, die 
für das Reich von höchſter Bedeutung war; er war vielmehr ein 
Ereignis ganz außergewöhnlicher Art, das zudem mit ſo elemen⸗ 
farer Gewalt einſetzte, daß ſelbſt größte Sorgfalt und Anwendung 
aller vernünftigerweiſe zu erwartenden Vorkehrungen angeſichts der 
Eigenart und des Umfanges des Betriebes hier erfolglos bleiben 
mußten. r 

(LG. I Berlin, Urt. v. 12. Okt. 1922, 25 0 51/22.) 
* 

Gotha. 

3. Abänderung von Unterhaltsabfindungsverträgen 
wegen der Geldentwertung. f) 

Die Aufhebung von Abfindungsvergleichen wegen eingetretener 
Geldentwertung iſt in Rechtſprechung und Literatur beſtritten. Die 


ſeit 21. Auguſt 1922 3500 Papiermark, 


„ 28. Auguſt 1922 5000 0 
„ 9. Oktober 1922 6500 ” 
„ 23. Oktober 1922 10000 — 
„ 30. Oktober 1922 13000 # 
„ 6. November 1922 20000 5 
„ 8. Januar 1923 26 000 15 
„ 22. Januar 1923 70000 5 


„ 5. Februar 1923 150 000 005 

Zu beachten iſt übrigens, daß der Markentwertungsſchaden 
nicht nur die mit der Klage oder Widerklage geforderte Geldſumme 
betrifft, ſondern auch die oft ſehr erheblichen Beträge, welche die 

Partei als Gerichts⸗ und Anwaltskoſtenvorſchuß zahlen mußte. 
Amtsgerichtsrat Dr. Schubart, Charlottenburg. 
Zu 2. Vorliegende Entſch. iſt wohl die erſte, die ſich mit der 
Frage beſchäftigt, ob der Februarſtreik als höhere Gewalt anzu⸗ 
ſehen iſt. Wird fie bejaht, haftet die Eiſenbahn nach $ 84 EVO. 
nicht für den Schaden, der durch Verluſt, Minderung oder Beſchädi⸗ 
gung von zu dieſer Zeit beförderten Gütern entſtanden iſt. Das 
Urteil nimmt auf das RGuürteil in JW. 1922, 13205 = Rg. 
104, 150 Bezug und baut auf ihm auf. Dieſem liegt ein Streik 
der Eiſenbahnarbeiter des Direktiousbezirks Breslau, insbeſondere 
des Güterbahnhofs in Brockau, zugrunde. Ihn hat das RG. nicht 
als höhere Gewalt angeſehen, da er kein von außen auf den 
Betrieb wirkendes Ereignis darſtelle; denn ihm fehle das weſent⸗ 
liche Merkmal, daß er außerhalb des Betriebskreiſes der Eiſen⸗ 
bahn entſtanden ſei; das NG. fügt aber hinzu, ein Eiſenbahner⸗ 
ausſtand falle nicht in den Betriebskreis der Eiſenbahn, wenn 
er nicht aus der eigenen Entſchließung der Eiſenbahnangeſtellten 
hervorgegangen, ſondern ihnen von außen her aufgenötigt worden 
ſei. Dieſes Moment fehlt zwar bei dem Beamtenſtreik im Februar, 
trotzdem ſieht ihn das LG. mit Recht als höhere Gewalt an. Denn 
ein Beamtenſtreik ſtehe außer Zuſammenhang mit dem Be⸗ 
triebe der Eiſenbahn und ſei daher ein von außen kommendes Er⸗ 
eignis. Daß die übrigen Vorausſetzungen der höheren Gewalt 
(Unvorherſehbarkeit und Unabwendbarkeit) vorliegen, iſt außer 
Zweifel und wird — wenn auch nicht ſcharf getrennt von der 

erſten — ausgeführt. Dr. Luft, Meiningen. 
Zu 3. Das vorliegende Urteil erklärt zwar den Unterhalts⸗ 
abfindungsvertrag für überholt, läßt aber trotzdem nun nicht 
unter bloßer Anrechnung der geleiſteten Zahlung die Unterhalts⸗ 
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eine Anſicht — vgl. JW. 1921, 1086 und 1306, ſowie 1922, 
37 und 724 — ſtützt ſich auf den Grundſatz der Vertragstreue. 
Die gegenteilige Anſicht paßt ſich den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen an und löſt die Frage unter Verweiſung auf 88 157, 242 
BGB. mit der clausula rebus sic stantibus — vgl. JW. 1921, 
1101 und 1922, 426 und 723. 

Nach der mehrfachen grundſätzlichen Stellungnahme des NG. 
— vgl. JW. 1922, 1213 — zur Frage der Abänderung ver⸗ 
gleichsweiſe feſtgeſetzter Unterhaltsrenten muß die Kammer ſich 
der letzteren Anſicht anſchließen. Die Aufhebung von Summen⸗ 
Abfindungsvergleichen entſpricht ebenſo einem dringenden Bedürfnis 
der Gegenwart, wie die Erhöhung von Unterhaltsrenten, die im 
Vergleichsweg feſtgeſetzt waren. 

Nach 8157 BGB. find Verträge nach Treu und Glauben 
auszulegen. Bei Unterhaltsvergleichen iſt dementſprechend ganz be⸗ 
ſonders Rückſicht auf die Teuerungsverhältniſſe zu nehmen. 

Das NG. führt aus — vgl. JW. 1921, 1080 unten —, daß 
den Gegenſtand des Vergleichs im Grunde genommen nicht der an⸗ 
zuſetzende Betrag, ſondern die für den Unterhaltsberechtigten zu 
ſchaffende Exiſtenzmöglichkeit bilde. Mit dem Augenblick einer 
kataſtrwophalen Geldentwertung iſt der Zweck des Vergleichs ver⸗ 
eitelt. 

Es würde wider Treu und Glauben verſtoßen, wenn der 
Vater bei Abſchluß des Vergleichs den Willen gehabt hätte, jegliche 
Gemeinſchaft mit dem Kinde aufzuheben und das Kind der Not 
preiszugeben. Es muß vielmehr angenommen werden, daß der 
wirkliche Wille der Parteien — 8133 BGB. — dahin gegangen 
iſt, dem Kinde den Unterhalt zu ſichern, daß dem Vergleiche alſo 
ein ſtillſchweigender Vorbehalt dahin, daß der angeſtrebte Zweck 
überhaupt noch möglich und erreichbar iſt, innewohnt, mag man 
das als clausula rebus sic stantibus oder anders bezeichnen. Die 
teilweiſe Unwirkſamkeit des Vertrags kann auch aus $ 1714 Abſ. 2 
BGB. geltend gemacht werden. 

Der unentgeltliche Verzicht auf Unterhalt für die Zukunft 
iſt unwirkſam. 

Das Kind gibt mit dem Vergleiche ſeine zukünftigen Rechte 
auf. Der Betrag von 4000 % für 16 Jahre ift ein derartig ge⸗ 
ringer, daß er den Gegenwert nur für kurze Zeit darſtellt, darüber 
hinaus der Verzicht aber ein unentgeltlicher ſein würde. Ferner 
iſt zu berücksichtigen, daß der Anſpruch des Kindes ein familien⸗ 
rechtlicher iſt. Für die ſtrikte Anwendung der Grundſätze des 
Schuldrechts iſt hier nicht in dem Maße Raum, wie z. B. bei einer 
Warenkaufsſchuld. In erſter Linie ſteht die Verpflichtung des 
Vaters, dem Kinde den Unterhalt zu gewähren Aus der Nicht⸗ 
anwendbarkeit des § 323 ZPO. ergibt ſich keine Beſchränkung des 
Rechtsſchutzes für das Kind. In der Rechtſprechung iſt überwiegend 
anerkannt, daß neben der prozeſſualen Klage aus 8 323 ZPO. 
eine materiellrechtliche Klage nach allgemeinem Vertragsrecht zu⸗ 
läſſig iſt. 

1 Aufhebung des Vergleichs beſeitigt nicht die Anerkennung 

der Vaterſchaft ſeitens des Verklagten, die hier ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt. In dem ſtillſchweigenden Vorbehalt gleichbleibender 
Verhältuiſſe liegt nur die Verpflichtung des Verklagten als Er⸗ 
gänzung im Falle veränderter Verhältniſſe, einen Zuſatzbetrag zu 
ahlen. 
2 Die Intereſſen des Kl. einſeitig zu berückſichtigen wäre un⸗ 
billig, denn auch bei dem früheren Abfindungsvergleich handelte 
es ſich darum, beiden Teilen im Wege gegenſeitiger Verſtändigung 
gerecht zu werden. Bei einer Zuſaßrente von 285.16 monatlich 
üt ein gerechtfertigter Ausgleich geſchaffen. 

Der Unterhalt des Kl. beläuft ſich unter Mitverrechnung des 
noch vorhandenen Teils der Abſindung auf über 300 % monatlich. 
In der Sebtzeit würde aber die neu feſtzuſetzende Rente weſentlich 
höher zu beſtimmen ſein. 

(LG. Gotha, Urt. v. 8. Sept. 1922, 1 8 123/22. 

Mitgeteilt von RA. Dr. Wachtel, Gotha. 


anſprüche des Kindes dem vollen Umfange nach wieder aufleben, 
fondern den beſeitigten Vergleich auf die Höhe der Rente dauernd 
drücken. Der Konſtruktionsmißgeburt des „Dauervertrages“ Phi⸗ 
lipps (Bayr. Z. R. 1920, 80) tritt hier alſo ein „Dauervergleich“ 
zur Seite. Weil früher einmal ein Vergleich zuſtande gekommen 
war, ſoll nun auch weiterhin ein Ausgleich im Wege gegenſeitiger 
Verſtändigung ſtattfinden, d. h. eine Ermäßigung des an und für 
ſich höher zu beziffernden Unterhaltsbetrages! Man ſieht, welche 
Halbheiten dieſe ganze, weniger auf nüchternen Rechtserwägungen, 
wie auf Billigkeitsempfindungen und Helfewüuſchen geſtützte Recht⸗ 
ſprechung zur Folge hat. 

Zu dem pro eb contra iſt in meiner Schrift „Die Verände⸗ 
rung der Vertragsgrundlagen“ 891 S. 58ff. ausführlich Stel⸗ 
lung genommen. Der Abfindungsvertrag hat jegliches Schuldver⸗ 
hältnis zum Erlöſchen gebracht. Nachforderungen ſind grundſätz⸗ 
lich ausgeſchloſſen. Wenn das LG. zur Stütze der gegenteiligen 
Anſicht behauptet, daß der Erzeuger bei Abſchluß des Vergleiches 
durchaus nicht etwa „jegliche Gemeinſchaft mit dem Kinde auf⸗ 
heben“ wollte, ſo iſt für den Regelfall, um den ſich allein der 


Rechtſprechung 


(Zuriſtiſche Wochenſchrift 


München. >. 

4. Erhöhung von Unterhaltsrenten wegen bei 
Geldentwertung. f) 

Die Kl. iſt an die Beſtimmungen des Vertrages und an ihren 
darin ausgeſprochenen Verzicht auf eine Erhöhung der damals ver⸗ 
einbarten Unterhaltsrente — als ſolcher Verzicht auf ſeiten der 
Kl. iſt die Beſtimmung des Vertrages „die Anwendung des 8 323 
ZPO. (veränderte Verhältniſſe) iſt ausgeſchloſſen“ aufzufaſſen — 
nicht mehr gebunden. Der unterhaltspflichtige Ehemann wollte mit 
Übernahme der im Vertrag von 1917 vorgeſehenen Unterhaltsver⸗ 
pflichtung ſeiner geſchiedenenen Frau gegenüber der ihm in 8 1578 
BED. auferlegten geſetzlichen Unterhalts verpflichtung im vollen Um⸗ 
fang Genüge leiſten und die Ehefrau wollte dieſe Leiſtung, auf 
die ſie nach dem Geſetze einen Rechtsanſpruch hatte, auch voll in 
Anſpruch nehmen, ſie hat die vom Bekl. eingegangene Unterhalts⸗ 
verpflichtung als ihren ſtandesgemäßen Unterhalt ſichernd angeſehen 
und angenommen. Die Kl. konnte damals unbeſtritten aus den 
Einkünften ihres Vermögens den ſtandesgemäßen Unterhalt nicht 
beſtreiten, wie ſie auch heute dazu nicht imſtande iſt. Da nach den 
Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch 
Arbeit der Frau nicht üblich iſt, kommt ſolcher Erwerb, der übrigens 
auch nicht vorliegt, vorweg nicht in Betracht. Die Meinung der 
Vertragsteile ging ſeinerzeit dahin, daß der geſchiedenen Ehefrau 
der ſtandesgemäße Unterhalt verſchafft werden ſollte, das heißt 
die Möglichkeit, ſich alle die Dinge zu beſchaffen, die zur Friſtung 
des Lebens nötig wären, wobei eine den Standesverhältniſſen ent⸗ 
ſprechende Höhe der Lebenshaltung eingehalten werden ſollte. Wenn 
damals für die Dauer des Krieges und für ein Jahr nach feiner 
Beendigung die der Kl. zu gewährende Rente (einſchließlich der Unter⸗ 
haltsaufwendungen für das Kind) auf jährlich 5400 % und für 
die Folgezeit auf jährlich 4200 % vereinbart wurde, ſo kam damit 
zum Ausdruck, daß nach Meinung der Vertragsteile dieſe Summen 
ausreichten, um den Vertragszweck, die Gewährung ſtandesmäßigen 
Unterhalts, zu gewährleiſten. Sie waren in der Tat nach den 
damaligen Verhältniſſen hierzu ausreichend. Die Feſtlegung dieſer 
Summen aber war nicht das Weſentliche der Einigung. Ihr Kern 
war die Willensübereinſtimmung, daß der Kl. der ſtandesgemäße 
Unterhalt gereicht werden ſolle und müſſe. Wie ſich aus den Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen ſelbſt ergibt, waren die Vertragsteile der An⸗ 
ſchauung, daß eine ſiegreiche Beendigung des Krieges eine Herab⸗ 
minderung der Koſten der Lebenshaltung bringen werde. Wenn 
ſich die Kl. unter dieſen Umſtänden zu einem Verzicht auf ſpätere 
Unterhaltserhöhungen verſtand, ſo bedeutete dies nicht, daß ſie 
zu keiner Zeit mehr an Unterhaltsrenten denn jährlich 5400 % 
oder jährlich 4200 % beanſpruchen und erhalten wolle, ſondern 
nur, daß ſie zu keiner Zeit mehr als den ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halt in dem ihr zugeſtandenen Umfang verlangen wollte. Dieſe 
Vertragsauslegung, die nach den 88 157, 242 BGB. geboten iſt, 
führt zu dem Ergebnis, daß die Kl. angeſichts der völligen Um⸗ 
geſtaltung der Verhältniſſe, wie ſie die ganz und gar nicht vor⸗ 
ausgeſehene und in den tatſächlichen Ausmaßen auch nicht vor⸗ 
ausſehbare Verteuerung der Lebenshaltung infolge der gewaltigen 
Geldentwertung mit ſich brachte, trotz des erklärten Verzichts an dem 
Vertrag v. 27. Juni 1917, inſoweit nicht feſtgehalten werden kann, 
als die damals ziffermäßig erfolgte Feſtſetzung der Höhe der Un⸗ 
terhaltsrente in Betracht kommk. Denn eine Jahresrente von 
5400 % oder 4200 % bedeutet nach heutigen Verhältniſſen nicht 
mehr die Gewährung des ſtandesgemäßen Unterhalts, die ver⸗ 
traglich zugeſichert wurde, ſondern nicht einmal entfernt die Ge⸗ 
währung des notdürftigen Unterhalts. (Vgl. RG. LZ. 1922, 259/60 
und KG. JW. 1922, 1336.) Die Kl. kann hiernach mit Recht 
von dem Bekl. eine Erhöhung der Unterhaltsrente über die ziffer⸗ 
mäßige Feſtſetzung des Vertrages v. 27. Juni 1917 hinaus for⸗ 
dern. Sie wird daran auch durch den Umſtand nicht gehindert, 
daß der Bekl. nunmehr von der im Vertrag ihm eingeräumten 
Befugnis der Kapitalabfindung Gebrauch machend, ihr Zahlung 
von 75 600 % Abfindungsſumme angeboten und daß er bei Annahme 
verweigerung der Kl. dieſen Betrag unter Verzicht auf das Recht 


Streit dreht, eine ſolche Unterſtellung abzulehnen. Im Gegenteil 
ift, wie auch das BaySbech. ZW. 1922, 1213 bemerkt, der Haupt⸗ 
zweck der Abfindungsverträge ſehr häufig der Wunſch, alle Be⸗ 
ziehungen zu dem Kinde los zu werden. Nach Pick, LZ. 1922, 672 
ſteht Erledigung des Streites durch Eingreifen des Geſetzgebers 
bevor. RA. Dr. Böckel, Jena. 


Zu 4. Das Urteil iſt zu begrüßen. Seine Gerechtigkeit er⸗ 
gibt ſich, wenn man an die angebotene Kapitalabfindung denkt, 
deren Angebot eine Ungehörigkeit ſondergleichen darſtellt. Der 
Fall beweiſt übrigens wieder einmal, daß Auslegung und clausula 
rebus sie stantibus nicht in Gegenſatz gebracht werden dürfen. 
Beide Male trifft die Formel zu: Für dieſen Fall iſt die Ab⸗ 
machung nicht getroffen. Beide Male läuft die Auslegung auf 
Einengung des Wortlauts hinaus. Dies wird bei der clausula rebus 
sic stantibus nur dadurch etwas verdeckt, daß fie ope exceptionis 
befreit, alſo eine Kündigung fordert. Es iſt alſo mit den ver⸗ 
meintlichen Gegenſätzen wieder einmal nichts. 


Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 
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der Zurücknahme hinterlegt hat. Denn die angebotene Abfindungs⸗ 
ſumme iſt nicht diejenige, auf die die Kl. nach dem Vertrag unter 
Berückſichtigung der eingetretenen Veränderung der Berhältmijje 
und der eingetretenen Geldentwertung nach dem Vorausgeführten 
einen Rechtsanſpruch hat. 
München I, Urt. v. 20. Dez. 1922, VF 634/22.) 
Mitgeteilt von RA. Hans Weil. München. 

Schneidemühl. 8 

5. Zur Anwendung des polntiſchen Valutageſetzes. 7) 

Die Parteien ſind Kaufleute und wohnten früher in Graudenz, 
das durch den am 10. Jan. 1920 ratifizierten FV. an Polen ab⸗ 
getreten und am 23. Jan. 1920 von den Polen beſetzt worden iſt. 
Der Kl. hatte bei dem Bekl., einem Bankhaus, zwei Konten, 
em laufendes Konto und ein Hauskonto, welche am 5. Jan. 1920 
mit einem Guthaben des Kl. abſchloſſen, und zwar das erſtere Konto 
in Höhe von 319 Reichsmark, das letztere in Höhe von 555,55 Reichs⸗ 
mark. Außerdem hatte der Kl. nach der Beſetzung von Graudenz 
durch die Polen, am 4. Mai 1920, bei dem Bekl. 2500 polniſche 
Mark eingezahlt mit dem Auftrage, hiervon 2457,75 % an eine 
Firma W. in Bromberg zu überweiſen. Nach der Beſetzung von 
Graudenz durch die Polen verblieben beide Parteien noch geraume 
Zeit in Polen. Nunmehr find fie aber beide nach Deutſchland aus⸗ 
gewandert und ſind auch deutſche Reichsangehörige. . 

Der Kl. hat von dem Bekl. die Auszahlung ſeines ihm 
zuſtehenden Guthabens in deutſchem Gelde verlangt. 

Entſcheidungsgründe. 

Der Streit dreht ſich darum, ob die reſtliche Summe in deut⸗ 
ſcher oder in polniſcher Währung zu zahlen iſt. Die Einwendung, 
die der Bekl. unmittelbar aus dem polniſchen Valutageſetz herleitet, 
iſt verfehlt. Daß die Parteien noch längere Zeit nach der Be⸗ 
fetzung in Graudenz gelebt haben und vielleicht kraft des JV. 
zunächſt Polen geworden ſind, iſt unerheblich. Unerheblich iſt auch, 
ob Graudenz als Erfüllungsort anzuſehen iſt. Das polniſche Valuta⸗ 
geſetz kann gemäß Art. 30 EGBGB. von dem deutſchen Richter 
nicht angewendet werden, weil es gegen die guten Sitten und den 
Zweck der deutſchen Geſetze verſtößt. Dieſen Standpunkt hat die 
entſcheidende Kammer in ſtändiger Rechtſprechung eingenommen. 
Zur Begründung verweiſt fie auf KGG. IW. 1921, 398 ff. Auch das 
RG. hat in neuerer Rechtſprechung, ohne zu der Frage ſelbſt 
Stellung zu nehmen, die Unanwendbarkeit des polniſchen Valuta⸗ 
geſetzes ſeitens der deutſchen Gerichte für erwägenswert erklärt. 
Damit iſt natürlich das polniſche Valutageſetz nicht aus der Welt 
geſchafft und auch der deutſche Richter muß, wenngleich er dem 
Geſetz die Geſetzeskraft verſagt, ſeine Exiſtenz und die dadurch ge⸗ 
ſchaffenen tatſächlichen Verhältniſſe berücksichtigen. Daraus folgt 
aber — den vorliegenden Fall, insbeſondere unter Berückſichtigung 
ne teu und Glauben, daß nach dem Parteiwillen die un- 
Mreitig in deutſcher Währung entſtandene Schuld in eine ſolche 
polniſcher Währung umgewandelt worden iſt. Schon vor der Rati⸗ 
Nation des FV. iſt in dem von den Polen beſetzten Gebietsteile 
der deutſchen Provinz Poſen das Valutageſetz in Kraft geweſen. 
Schon vor der Ratifikation des FV. zog man in dem noch abzu⸗ 
tretenden Gebietsteil Weſtpreußens in Erwägung, daß auch hier 
et ber Beſetzung durch die Polen die gleichen Beſtimmungen in 
8 treten würden. Das iſt der Kammer aus eigener Kenntnis 
zer damals dort herrſchenden Verhältniſſe bekannt, und die Kammer 
iſt auch weiter davon überzeugt, daß der Kl., ein Graudenzer Kauf⸗ 
mann, davon Kenntnis erlangt hat. Andererſeits iſt damals ungewiß 
geweſen, in welchem Wertverhältnis die polniſche Mark für die 
Zeir nach der Abtretung zu der deutſchen ſtehen würde, man hat 
es allgemein keineswegs für ausgeſchloſſen erachtet, daß die tiefer⸗ 
ſtehende polniſche Mark den Wert der deutſchen erreichen, ja ſogar 
überſteigen könnte. Tatſächlich iſt auch die polniſche Mark nach der 
Ratifikatton des FV. im Werte jäh geſtiegen und hat ſich dem 
Werte der deutſchen Mark vorübergehend ſtark genähert. Berück⸗ 
ſichtigt man hier noch, daß der Kl. bewußt in der Lage geweſen 
iſt, ſein Geld von den Konten täglich abzuheben und damit der 


Ungewißheit ein Ende zu machen — dies gilt insbeſondere für die 


Zu 5. Das Urteil iſt in dem Ergebnis und in der Begrün⸗ 
dung zu billigen. Es erklärt das polniſche Valutageſetz gemäß 
Art. 30 Ech BGB. vor deutſchen Gerichten für unanwendbar, ſtellt 
aber auf Grund der beſonderen Umſtände des Falles feſt, daß nach 
dem Parteiwillen, die in deutſcher Währung entſtandene Schuld 
in eine ſolche polniſcher Währung umgewandelt werden ſollte. Es 
handelt ſich um die Rechtsbeziehung zwiſchen einem Kaufmann und 
einer Bank. Ließ zur Zeit, als das polniſche Valutageſetz bereits er⸗ 
laſſen war, oder unmittelbar vor deſſen bevorſtehendem Inkraft⸗ 
treten, ein Bankkunde fein Guthaben ſtehen, obwohl er die Möglich⸗ 
keit hatte, es in deutſcher Währung abzuheben und die Geſchäftsver⸗ 
bindungen aufzulöſen, ſo muß man in der Tat ſchon im Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit nach Treu und Glauben annehmen, daß der 
Bankkunde ſich den veränderten Währungsverhältniſſen hat unter⸗ 
werfen wollen (vgl. hierzu auch Haaſe, „Recht der polnischen 


Valuta“, S. 73 ff.). 
RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Rechtſprechung 
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Zeit nach der Ratifikation des SV, die an der Abtretung don 
Graudenz an Polen keinen Zweifel mehr ließ — und daß er dies 
unſtreitig unterlaſſen hat, ſo muß aus ſeinem Verhalten nach Treu 
und Glauben geſchloſſen werden, daß er auf Grund der nach obigen 
Ausführungen in feine Vorſtellung aufgenommenen Möglichkeiten 
ſpekuliert und damit die Nachteile der Umwandlung ſeiner in deut⸗ 
ſcher Währung begründeten Forderung in eine ſolche minderwertiger 
polniſcher Währung kraft Geſetzes in den Kauf genommen hat. 
Nicht weil das polniſche Valutageſetz für das polniſche Hoheitsgebiet 
beſtimmt, daß die deutſche Mark gleich der polniſchen ſei, ſondern 
weil der Kl. durch ſein Verhalten gezeigt hat, daß er mit der Um⸗ 
wandlung der Währung für den Fall, daß ſie durch Geſetz beſtimmt 
würde, einverſtanden ſei, kann er nur noch polniſche Mark in der⸗ 
ſelben Forderungshöhe verlangen und darf nicht das Riſiko der 
Spekulation dem Bekl. aufbürden, der keine Veranlaſſung hatte, 
ſeinen geſchäftsgewandten Kunden zur Abhebung des Guthabens 
aufzufordern. 
(G. Schneidemühl, 1. ZR., Urt. v. 17. Okt. 1922, 3 8 53/22.) 


* 
Stuttgart. 

6. Beim Rücktritt des Verkäufers wegen veränder⸗ 
ter Umſtände hat der Käufer, der beim Kaufabſchluß 
eine Anzahlung geleiſtet hatte, trotz inzwiſchen geſunkenen 
Geldwerts nicht nur Anſpruch auf Erſtattung desſelben 
Nominalbetrags, er kann vielmehr, wenn andernfalls 
der Verkäufer einen ungerechtfertigten Gewinn erzielen 
würde, einen höheren Betrag in Papiermark verlangen. f) 

2 Kl. hatte von der Bekl. im März 1917 einen Perſonen⸗ 
kraftwagen zur Lieferung drei Monate nach Friedensſchluß um 
21 000 % gekauft und beim Kaufabſchluß eine Anzahlung von 
7000 46 geleiſtet. Im Oktober 1919 erklärte Bekl., daß ſie ſich 
an den Vertrag wegen der veränderten Verhältniſſe nicht mehr 
gebunden erachte. Kl. verband mit der in erſter Linie auf Liefe⸗ 
rung gerichteten Klage den Eventualantrag, die Bekl. zur Zahlung 
von 70000 % als Erſatz für die anbezahlten 7000 % zu verurteilen. 
Dieſem Antrag wurde unter Abweiſung des Prinzipalantrags aus 
folgenden Gründen entſprochen 

Nachdem der Liefervertrag in ſeinem bisherigen Inhalt er⸗ 
loſchen und damit der rechtliche Grund der vom Kl. geleiſteten An⸗ 
zahlung weggefallen iſt, it die Bekl. gemäß 8 812 BGB. zur 
Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtet. Es 
fragt ſich nur, ob die Bekl. ihrer Verpflichtung damit genügt, 
daß ſie die ihr im Jahr 1917 bezahlten 7000 % in derſelben An⸗ 
zahl Papiermark zurückbezahlt, oder ob ſie dem hilfsweiſe geſtellten 
Antrag des Kl. gemäß zu verpflichten iſt, einen höheren Betrag 
in Papiermark zu bezahlen. Die Erwägung allein, daß die Bekl. 
dieſe 7000 %, welche noch annähernd Goldmarkwert hatten, in 
ihrem Geſchäft umgetrieben und damit bedeutend höhere Werte 
erzielt habe, vermag den Anſpruch des Kl. nicht zu ſtützen. Denn 
es iſt anerkannten Rechtens, daß, wenn der Empfänger durch 
Rechtsgeſchäft für den erlangten Gegenſtand einen andern wert⸗ 
volleren Gegenſtand erworben hat, die Herausgabepflicht der 88 812 ff. 
BGB. ſich nicht auf dieſen Gegenſtand erſtreckt, ſondern nur auf 
den urſprünglich erlangten Gegenſtand, oder, falls er nicht mehr 
vorhanden fein ſollte, auf feinen Wert; zu vgl. Staudinger, 
Ziff. 2 zu 8818 BGB. Müßte ſich aber der Kl. mit der Aus⸗ 
bezahlung der von ihm geleiſteten Anzahlung in der gleichen An⸗ 
zahl Papiermark abfinden laſſen, würde ihn der ganze Nachteil 
der veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der Geldentwer⸗ 
tung, die zur Aufhebung der Lieferverpflichtung der Bekl. geführt 
haben, treffen. An ſich würde den Kl. damit eben das Los der 
Glaubiger alter Geldſchulden treffen, welche nach dem vom RG. 
feſtgehaltenen Grundſatz ſich mit demſelben Betrag Papiermart 
zufriedengeben müſſen, den fie vor der wirtſchaftlichen und poli⸗ 
tiſchen Umwälzung in Goldmark hingegeben haben. Ob dieſer 
Grundſatz mit dem Geſetz im Einklang ſteht, $ 607 BGB. („gleiche 
Art, gleiche Güte und gleiche Menge“), ob dies gerecht iſt und ſich 
auch für die Zukunft aufrechterhalten läßt, kann dahingeſtellt blei⸗ 
ben. Zu vgl. den Aufſatz in DRZ. 1922, 216. Der Anſpruch 


Zu 6. Ein Urteil, dem Freirechtler, wie geſetzesſtrenge Juri⸗ 
ſten zuſtimmen können. Mit ſolchem Ausgleich auf Grund des 
8157 BGB. werden ſich auch die Gegner der Entſcheidung des 3. ZS. 
v. 20. Sept. 1920, RG. 100, 129, befreunden. Schade nur, 
daß die Abſage an die Rechtſprechung des RG.: Mark gleich Mark, 
ein Beiſpiel veralteter, wirtſchaftsfremder und darum wirtſchafts⸗ 
feindlicher Judikatur, unhaltbar nicht nur angeſichts des 8 607 
BGB., ſondern vor allen Dingen ſchon auf Grund von 8 242, 
157 BGB. bloß angedeutet wird. 

Der Intereſſenausgleich bleibt ein Kautſchukmaßſtab. Wir 
brauchen aber um der Rechtsſicherheit willen feſte Maßſtäbe, wie 
ich in meiner Schrift „Die Veränderung der Vertragsgrundlagen“ 
bei Begründung meiner Klauſelformel betont habe. Unſere bis⸗ 
herige Rechtſprechung krankte einmal an der Unklarheit über Be⸗ 
deutung und Weſen der bald verleugneten, bald anerkannten clau- 
sula rebus sic stantibus und dann an der unhaltbaren Formel 
Mark gleich Mark. Wenn die Geldentwertung ſo unabſehbares 
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des Kl. unterſcheidet ſich weſentlich von der Forderung eines 
Gläubigers auf Zurückbezahlung eines mit der Verpflichtung der 
Rückerſtattung des gleichen Betrags hingegebenen Geldſumme, denn, 
wie der Kl. mit Recht hervorgehoben hat, war mit der geleiſteten 
Anzahlung der dritte Teil des Kaufpreiſes bezahlt und damit wirt⸗ 
ſchaftlich dem Vermögen der Bekl. der Wert des 3. Teils eines 
Kraftwagens der beſtellten Art zugeführt worden. Nicht die Zurück⸗ 
bezahlung dieſes Betrags, ſondern die Lieferung eines Wagens 
war die Gegenleiſtung der Bekl. Der Anſpruch auf Zurückerſtattung 
der ungerechtfertigten Bereicherung iſt erſt mit der Aufhebung der 
Lieferverpflichtung der Bekl. zur Entſtehung gelangt. Dieſe Auf⸗ 
hebung beruht aber auf reinen Billigkeitserwägungen, vor allem 
auf der Erwägung, daß der Bekl. in Anbetracht der veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit Rückſicht auf Treu und Glauben 
im Verkehr die Erfüllung des Vertrags nicht mehr zugemutet werden 
kann, weil die von ihr geforderte Leiſtung dem, was die Parteien 
ſeinerzeit vereinbart haben, nicht mehr entſprechen würde, alſo auf 
der Berückſichtigung der Intereſſen der Bekl. Es gilt aber ein alter 
Satz, „was dem einen recht, iſt dem andern billig“. Es würde 
Treu und Glauben im Verkehr widerſprechen, wenn die Grund⸗ 
ſätze der Billigkeit nur im Intereſſe des einen Teils Anwendung 
finden würden und damit der Schaden ganz dem andern Teil auf⸗ 
gebürdet würde. Die durch 8 157 BGB. gebotene Rückſichtnahme 
auf Treu und Glauben verlangt vielmehr einen Ausgleich der 
Intereſſen nach Möglichkeit; zu vgl. RG. 100, 132. Hier iſt zu 
berückſichtigen, daß es der Bekl. tatſächlich durch die ſofortige 
Anzahlung eines Teils des Kaufpreiſes in Goldmark oder einer 
dieſer noch ziemlich nahekommenden Valuta möglich war, bedeutend 
höhere Werte zu erzielen oder zum mindeſten Rohſtoffe zu be⸗ 
ſchaffen, die heute noch Goldmarkwert haben, und daß ihr, wenn 
ſie nur zur Rückerſtattung der gleichen Anzahl Papiermark ver⸗ 
pflichtet würde, ein ungerechtfertigter Gewinn in den Schoß fallen 
würde. Die Rückſicht auf Treu und Glauben verlangt alſo eine 
Zurückbezahlung eines höheren Betrags von Papiermark. Frag⸗ 
lich iſt, welcher Zeitpunkt der Verrechnung zugrunde zu legen iſt. 
Da die Bekl. kaum zu beſtreiten vermag, daß ſie ſchon im Jahr 
1920, alſo zur Zeit der Fälligkeit des Lieferanſpruchs des Kl. 
Kraftwagen der beſtellten Art um 210000 % zumindeſtens ins 
Ausland verkauft hat, und die Rückerſtattung einer dem dritten 


Unheil anrichten konnte und täglich noch kann, wenn weite Schichten 
gerade kulturell wertvoller Teile der Bevölkerung wirtſchaftlich 
zugrunde gegangen ſind und gehen, fo beruht das gewiß zunächſt 
auf einem wohl bewußten Verſagen des Geſetzgebers, vor allen 
Dingen der Regierung, dann aber auch der Rechtſprechung. Das 
Verbot der Goldzahlung war berechtigt. Wenn der Geſetzgeber aber 
verlangte, daß Goldmarkſchulden in Papiermark zurückgenommen 
werden mußten, ſo konnte er bei der ſchon damals ihm wenigſtens 
unverkennbaren Wertminderung der Papiermark nicht im Zweifel 
fein, daß er zur Abwehr einer Schädigung aller Gläubiger, aller⸗ 
dings gerade auch ſeiner eigenen (des Reiches, der Staaten und an⸗ 
derer öffentlicher Körperſchaften) Gläubiger, nur noch den einen 
Satz als Rechtsnorm zu erlaſſen brauchte, daß bei Rückzahlung von 
Goldmarkſchulden in Papiermark deren Minderwert durch enk⸗ 
ſprechende Erhöhung der Zahlung berückſichtigt werden müſſe. Hat 
der Geſetzgeber das nicht getan, weil die damalige ſozialiſtiſche 
Regierung in vollem Bewußtſein der Tragweite einer ſolchen 
Unterlaffung ihre Sozialiſierungsbeſtrebungen damit fördern, ver⸗ 
meintliche Kapitaliſten expropriieren wollte? Oder hat ſie einfach 
auf 88607, 242, 157 BGB. und die Rechtſprechung vertraut? 
Schneider, „Die rechtliche Verantwortlichkeit von Reich und 
Reichsbank für die deutſche Geldpolitik“ (München, Beck, 1922), macht 
Reich und Reichsbank für ihr bewußtes Verhalten auch juriſtiſch 
verantwortlich. Geld war als Edelmetallgeld oder als Träger eines 
unbedingt ſicheren Anſpruches auf Goldzahlung Wertmeſſer. Die 
Silbertaler galten als 3 %, trozdem ihr Silberwert nur ungefähr 
die Hälſte betrug. Geld war damals allgemeines Tauſchmittel und 
Wertmaß, Spar⸗ und Leihmittel. Daraus ward es geſetzliches 
Zahlungsmittel (ſ. Philippovich, Allgemein. Volkswirtſchafts⸗ 
lehre, 886; Conrad, Nationalökonomie, § 26; Schmoller, 
Grundriß, § 163 ff.). Als das Edelmetall aber verſchwand und die 
im Papiergeld verbriefte Forderung gegen den Staat nicht mehr 
in Edelmetall einziehbar war, der Staat vielmehr als Schuldner 
immer unſicherer wurde, da blieb es zwar geſetzliches Zahlungs⸗ 
mittel, bis der Staat ein anderes an ſeine Stelle oder daneben 
ſetzt, aber es war in Wahrheit nicht mehr allgemeines Tauſch⸗ 
mittel, nicht mehr Wertmaß; denn die Wertbeſtändigkeit war ver⸗ 
loren gegangen. Jetzt iſt es nur noch Tauſchmittel, deſſen Wert 
ſich aus ſeiner Kaufkraft gegenüber Werten ergibt, die auf dem 
Weltmarkt im allgemeinen wertbeſtändig ſind. Heute iſt Geld nur 
noch eine beſtimmte Kaufkraft. Demnach ſind alle Probleme der 
Geldentwertung mit der Feſtſtellung der jeweiligen Kaufkraft der 
Mark zu löſen. Es iſt dann eben der Wertmeſſer Geld zu er⸗ 
proben an einer im weſentlichen wertbeſtändigen Ware, ſo wie dies 
jetzt in den Roggenanleihen der Staaten Oldenburg und Mecklen⸗ 
burg und der Roggenrentenbanken AG. in Berlin und in Danzig 
und in der Kohlenanleihe des Baden⸗Werkes geſchieht. 
RA. Dr. Böckel, Jena. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Teil des Werts eines Kraftwagens gleichkommenden Summe in 
Papiermark einen verhältnismäßigen Ausgleich der beiderſeitigen 
Intereſſen bildet, erſchien der hilfsweiſe Antrag des Kl. gerecht⸗ 
fertigt. - 
(LG. Stuttgart, 3. K. f. H., Urt. v. 23. Sept. 1922, O 4717/21.) 
Mitgeleilt von RA. Ernſt Levi, Stuttgart. 
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7. Abfindung unehelicher Kinder. 
Ergänzungsrente. f) 

Die Zivilkammer ſteht zwar ebenfalls auf dem Standpunkt, 
das privatſchriftliche Abfindungsverträge unehelicher Kinder mit 
ihren Vätern im allgemeinen endgültiger Natur ſind (zu vgl. JW. 
1922, 717 unten Anm. B S. 724 Nr. 3, S. 37 Nr. 2) und daß es 
bei der Art dieſer Verträge deren aleatoriſcher Charakter vergeblich 
zu beſtreiten verſucht wird, nicht angängig iſt, kurzerhand mit dem 
Hinweis auf das, wie zugegeben, außerordentliche Maß der ein⸗ 
getretenen Geldentwertung und Teuerung es als mehr oder weniger 
ſelbſtverſtändlich zu bezeichnen, daß ſie bei Kentnis dieſer Ent⸗ 
wicklung nicht oder nicht in dieſer Weiſe von den Beteiligten ab⸗ 
geſchloſſen worden wären. Insbeſondere iſt dies nicht anhängig in 
Fällen, wo, wie vorliegendenfalls, die feſtgeſetzte Abfindungsſumme 
verhältnismäßig niedrig iſt. Der Abſchluß des Abfindungsvertrags 
wird in dieſen Fällen zumeiſt darauf beruhen, daß der Vormund 
nicht weiß, wie es mit der zu erwartenden Einrede der mehreren Zu⸗ 
hälter ſteht, oder darauf, daß die Leiſtungsfähigkeit oder Willig⸗ 
keit auf Seiten des Vaters fehlt oder ſehr zweifelhaft iſt, ſo daß im 
erſteren Fall aus rechtlichen, im letzteren aus tatſächlichen Gründen, 
3. B. infolge davon, daß — was in Kriegszeiten beſonders nahe 
liegt — der Vater ohne Hinterlaſſung zahlungsfähiger Erben vor⸗ 
zeitig ſtirbt, dringende Gefahr beſteht, daß das Kind ohne den Ab⸗ 
findungsvertrag, der ihm wenigſtens eine beſcheidene Summe ſichert, 
überhaupt nichts bekommt. Es läßt ſich daher durchaus nicht all⸗ 
gemeinhin als ausgeſchloſſen bezeichnen, daß der Vormund bei 
Abſchluß des Abfindungsvertrags die Möglichkeit einer kataſtrophalen 
wirtſchaftlichen Entwicklung, wie ſie jetzt eingetreten iſt, in Kauf ge⸗ 
nommen hat. 

Es bedarf vielmehr einer ſehr genauen Prüfung des einzelnen 
Falles, ob angenommen werden kann, daß die Parteien nicht oder 
nicht in dieſer Weiſe abgeſchloſſen hätten, wenn ſie an die Möglich⸗ 
keit der tatſächlich eingetretenen wirtſchaftlichen Entwicklung gedacht 
hätten. Auf Grund dieſer Prüfung vermag man nun aber vor⸗ 
liegendenfalls zu einem der Kl. günſtigen Ergebnis zu gelangen. 
Von Bedeutung iſt hierbei in erſter Linie die Beſtimmung des 
Abfindungsvertrages, daß im Fall des Ablebens der Kl. vor 
vollendetem 6. Lebensjahr der Bekl. von der Abfindungsſumme von 
600 % den Betrag von 200 % zurückvergütet erhält. Hierdurch iſt 
unzweideutig im Vertrag ſelbſt zum Ausdruck gelangt, einmal, daß 
die Parteien übereinſtimmend angenommen haben, es werde, auch 


Anſpruch auf 


Zu 7 u. 8. Die Frage der clausula rebus Sic stantibus 
gewinnt in der letzten Zeit infolge der ſtändig fortſchreitenden Geld⸗ 
entwertung und der daraus ſich ergebenden vollſtändigen Umwälzung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe immer mehr an Bedeutung. Das 
RG. hat ſich gegenüber der clausula rebus sie stantibus zunächſt 
ſehr ablehnend verhalten. Es hat jedoch, dem Druck der Verhält⸗ 
niſſe nachgebend, bei Beurteilung der Wirkungen von Rechtsgeſchäften 
dem Umſtande Rechnung tragen müſſen, daß oft die bei Abſchluß 
der Rechtsgeſchäfte vorhandenen Verhältniſſe bei der Ausführung 
der Rechtsgeſchäfte eine vollſtändige Veränderung erfahren haben. 
Die Ausführungen des RG. in dem Urteile des 2. Sen. v. 3. Febr. 
1922 (RG. 103, 332) über den Wegfall der Geſchäftsgrundlage finb 
als völlige Anerkennung der clausula rebus sie stantibus zu werten. 
Es fragt ſich nun, ob dieſe Klauſel ſich auch gegenüber Verträgen 
über die Abfindung der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder durch⸗ 
ſetzen kann. Es mag dem KG. zugegeben werden (JW. 1921, 
1086 ff.; 1922, 37), daß ſolche Abfindungsverträge in gewiſſem Um⸗ 
fange aleatoriſchen Charakter haben. Das LG. Ulm hat aber Recht, 
wenn es in ſeinem Urteile v. 5. Juni 1922 den aleatoriſchen Cha⸗ 
rakter nur inſoweit anerkennt, als die bei Abſchluß des Abfindungs⸗ 
vertrags beſtehenden Verhältniſſe beſtehen bleiben Es mag dem 
LG. Stuttgart zugegeben werden, daß auch Abfindungsverträge 
denkbar ſind, bei denen der Vormund auch die Möglichkeit einer 
kataſtrophalen wirtſchaftlichen Entwicklung, wie ſie jetzt eingetreten 
iſt, in Kauf genommen hat. Solche Fälle werden aber, wenn ſie über⸗ 
haupt vorkommen, ſeltene Ausnahmen bilden. Der Abfindungsvertrag 
hat in jedem Falle den Zweck, dem unehelichen Kinde die Mittel zu 
gewähren, damit es wenigſtens einen Teil ſeines Unterhalts decken 
kann. Kann dieſer Zweck infolge eines kataſtrophalen Wahrungs⸗ 
ſturzes auch nicht annähernd erfüllt werden, ſo kann der Abfindungs⸗ 
vertrag nicht als endgültig angeſehen werden. Bei der bisherigen 
Rechtſprechung iſt die ungeheure Geldentwertung, die gerade in den 
letzten Monaten eingetreten iſt, noch nicht berückſichtigt worden. 
Sie wird dazu führen, daß auch die Gerichte, die bisher die clausula 
rebus sic stantibus nicht anerkannt haben, ſich mit ihr werden be⸗ 
freunden müſſen. 

RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 
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wenn die Kl. erſt unmittelbar vor Vollendung ihres 6. Lebensjahres 
ſterbe, ein ſehr großer Teil der Abfindungsſumme von 600 % noch 
unverbraucht vorhanden ſein, ſodann, daß die 600.4 i. S. der 
gasisten keineswegs zu ſofortigem Verbrauch durch Anſchaffung von 
Wache oder Kleidern für die Kl. oder zu demnächſtigem Verbrauch 
durch Bestreitung des geſamten in den erſten Lebensjahren erforder⸗ 
557 Unterhaltsaufwands beſtimmt wären, daß vielmehr aus den 

0.46 einſchließlich der auflaufenden Zinſen der Kl. während der 
ganzen Zeit ihrer Unterhaltsbedürftigkeit angemeſſene Unterhalts⸗ 
beiträge ſollten gewährt werden können, endlich — da letzteres wegen 


der geringen Höhe der Summe nur bei einigermaßen gleich⸗ 


bleibenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen denkbar war — daß die 
Parteien übereinſtimmend davon ausgegangen ſind, daß die ſchon 
um Frühjahr 1918 eingetretene Minderung des Geldwerts und 
geuerung nicht weitere weſentliche Fortſchritte machen werde. Von 
Bedeutung iſt weiterhin auch, daß die Vaterſchaft des Bekl. vor⸗ 
liegendenfalls unbeſtritten iſt und, wie mangels gegenteiliger Ans 
haltspunkte anzunehmen iſt, auch ſchon zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes im Frühjahr 1918 nicht beſtritten geweſen iſt und daß 
befondere Gründe, welche die Leiſtungsfähigkeit oder Willigkeit des 

ekl. in Frage zu ſtellen geeignet wären, für jetzt nicht erſichtlich und 
auch für die Zeit des Vertragsabſchluſſes nicht geltend gemacht ſind. 
Unter dieſen Umſtänden kann und muß angenommen werden, daß 
die Parteien bei Berückſichtigung einer wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung, wie fie tatſächlich eingetreten iſt, den Vertrag nicht jo ab⸗ 
geſchloſſen hätten, und daß es ihrem wirklichen Vertragswillen (BGB. 
88133, 157, 242) nicht entſprechen würde, den Vertrag ſeinem 
Wortlaut gemäß jetzt zur Durchführung zu bringen. 


Zweifellos iſt vielmehr zunächſt einmal, daß der Inhalt des 
Vertrags durch die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
mindeſtens in dem einen Punkt berührt worden iſt, daß die Be⸗ 
ſtimmung betreffend die Rückvergütung der 200 % hinfällig ge⸗ 
worden iſt. Denn nachdem die 600 % bis auf einen geringfügigen 
Reſt unbeſtrittenermaßen verbraucht ſind und angeſichts der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage verbraucht werden mußten, und dem Vertrags⸗ 
willen der Parteien entſprechend auch verbraucht werden durften, 
kann keine Rede mehr davon ſein, daß für den Fall des Ablebens 
der Kl. vor vollendetem 6. Lebensjahr ihre Erben zur Rückerſtattung 
des Teilbetrags von 200 % noch verpflichtet fein können. 


Es kann und muß in Anwendung des Vertrags auf die jetzt 
eingetretene wirtſchaftliche Lage aber noch weiter gegangen werden. 
Durch den Vertrag iſt ſeinerzeit die geſamte Leiſtung des Bekl. 
auf ſofort zahlbare 600 % feſtgeſetzt worden, obwohl dieſe Summe 
nur einen verhältnismäßig kleinen Bruchteil — etwa 1/, oder noch 
weniger — des Vetrages dargeſtellt hat, welcher ſich ergeben hätte, 
wenn man die vollen geſetzlichen Leiſtungen, wie ſie nach dem 
damaligen Geld⸗ und Preisverhältniſſen dem Bekl. künftig voraus⸗ 
ſichtlich oblagen, kapitaliſiert hätte. Zu dem andern weit größeren 
geil von ¼ oder noch weniger ſollte vielmehr der Bekl. ſeine 
geſetzlichen Verpflichtungen, und zwar zeitlos erfüllen. Diefe Er⸗ 
600 55 ſollie erfolgen durch Bezahlung der von den Parteien auf 
Feen feitgefegten Abfindungsſumme und wäre durch Zahlung dieſer 
nitie vs katſächlich auch erfolgt, wenn die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
8875 1 Frühjahr 1918 ab, wie die Parteien angenommen haben, 
daß i ntlichen dieſelben geblieben wären. Infolge davon aber, 
n ſo wie geſchehen geändert haben, hat hinterher der 
lige St. der dem Bell. geſetzlich obliegenden Leiſtungen eine der⸗ 
3 lud ung erfahren, daß die bezahlten 600 % nur eine kleine 
Zeilerfül ung jenes von ihm zur Erfüllung übernommenen Bruch⸗ 
teils ſeiner geſetzlichen Verpflichtungen darſtellen, und er muß 
daher. ſeinen geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber der Kl., fo 
wir ſie unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Entwicklung ſeit 
Frühlahr 1917 jetzt ſich bemeſſen, zu jenem Bruchteil noch nach⸗ 
kommen, ſoweit es durch Bezahlung der 600 % noch nicht geſchehen 
it, Ein Verzicht hierauf hat den Parteien bei Abſchluß des Ab⸗ 
findungsvertrags ferngelegen: Der Geſichtspunkt, daß die im 
Frühjahr 1918 bezahlten 600 % weit mehr wert waren, als jetzt 
600 wert ſind, vermag ebenfalls nicht etwa zur Abweiſung der 
Klage zu führen; dies käme vielmehr nur dann in Betracht, wenn 
die 600 % im Frühjahr 1918, ſei es zufällig, ſei es auf Grund 
Verabredung der Parteien, in einer Weiſe für die Kl. angelegt 
worden wären, daß ihr voller damaliger Wert der Kl. erhalten 
geblieben wäre, alſo in neutraler Währung oder in irgendwelchen 
Waren (Kleidern oder Waſche); in Wirklichkeit ſind ſie aber, und 
mußten ſie wohl auch mündelſicher in einer Weiſe angelegt werden, 
daß fie von der allgemeinen Geldentwertung in vollem Maß be⸗ 
troffen worden find. 


Von allen dieſen Erwägungen aus, die im weſentlichen darauf 
hinaus kommen, daß die Kl. i. S. der Parteien zu dem mehrerwähnten 
verhältnismäßig kleinen Bruchteil wenigſtens vom Bekl tatſächlich 
ihren Unterhalt bekommen ſoll und muß, kann zwar jetzt keine 
Rede davon ſein, den Bekl., wie beantragt, von Klagerhebung ab 
zur Bezahlung von vierteljährlich 450 %, alſo eines Betrags, 
der annähernd dem vollen unter den heutigen Verhältniſſen der 
Kl. gemäß § 1708 BGB. zukommenden Unterhalt gleichkommt, an 
die Kl. zu verpflichten; der Unterhaltsbetrag, zu deſſen Bezahlung 
der Bekl. unter Berückſichtigung der im Frühjahr 1918 bezahlten 
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600 46 noch verpflichtet erſcheint, iſt vielmehr auf nicht mehr als 
rund 100. vierteljährlich ab Klagzuſtellung feſtzuſetzen. 
(LG. Stuttgart, Urt. v. 7. Juli 1922, S 182/22.) 
Mitgeteilt von RA. Kölle, Eßlingen. 
nn 

Ulm. 

8. Abänderungsfähigkeit von auf einmalige Ab- 
findungsbeträge lautenden Unterhalts vergleichen. f) 

„Was die Abänderungsfähigkeit von erfüllten Kapitalabfin⸗ 
oungsverträgen i. S. des 8 1714 BGB. im Hinblick auf den ge⸗ 
ſunkenen Geldwert anlangt, jo iſt im Gegenſatz zu KG. JW. 1921, 
1086 und 1922, 37 der von Gotthard DR. 1922, 77 und 
151 — f. auch ebenda S. 125 — näher begründeten, auf die Grund» 
ſätze von der ergänzenden Vertragsauslegung geſtützten Gegen⸗ 
meinung grundſätzlich und vorbehaltlich der Würdigung der Be⸗ 
ſonderheiten des einzelnen Falles beizutreten. Der Hauptgrund der 
Gegner, daß die Abfindung eine endgültige Erledigung des Rechts⸗ 
verhältniſſes bezwecke und bewirke, iſt nicht überzeugend. Zweck des 
Abfindungsvertrags iſt regelmäßig die Regelung der Höhe des geſetz⸗ 
lichen und anerkannten, alſo an ſich feſtſtehenden Unterhaltsan pruchs. 
Wenn nun auch dieſe Anſprüche — unter Übernahme des Riſilos 
künftiger Veränderung der Verhältniſſe auf beide Teile durch die 
Abfindung — endgültig erledigt werden ſollten, ſoweit nichts anderes 
beſtimmt iſt, fo gilt dieſe endgültig fein ſolleude Erledigung doch 
regelmäßig, insbeſondere ſoweit nicht die Geldentwertung bereits 
vorausſehbar war, nur für normale Verhältniſſe. Für den Fall, 
daß durch einen kataſtrophalen Währungsſturz der ganze Vertrags⸗ 
zweck — Leiſtung des vollen oder doch eines dem Geldwert der 
Vertragszeit entſprechenden Teiles des Unterhalts — vereitelt werden 
ſollte, hat jedenfalls das durch den Vormund vertretene Kind der 
endgültigen Erledigung nicht zugeſtimmt und ſeinen täglich ſich 
erneuernden Unterhaltsanſpruch nicht voll aufgegeben. Nur in dieſem 
beſchränkten Sinn iſt jedenfalls die vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung regelmäßig zu verſtehen, WEB. 8 157. Damit aber iſt 
gerade der Hauptgrund der Abänderungsgegner erſchüttert. Die 
ergänzende Vertragsauslegung, die bei jedem Vertrag, auch bei 
einem Vergleich, dem Richter obliegt — RG. Warn. 1921, 99 
und 1922, 27 — zeigt gerade, daß das Rechtsverhältnis nur 
ſcheinbar — für den Normalfall, nicht aber für den wirklich vor⸗ 
liegenden eines Währungsumſturzes — erledigt iſt; vgl. auch DRZ. 
1922, 79 und Württ Z. 1922, 37 bei Anm. 1 ſowie LG. Augsburg 
JW. 1922, 723; LG. Berlin ZW. 1922, 723/24 und OLG. Augs⸗ 
burg JW. 1922, 717; OLG. München Seuff Arch. 1877, 47. Der 
vorliegende Fall gibt zu abweichender Behandlung keine Veranlaſſung. 
Wer, wie der Bekl. im Jahr 1915, alſo zu einer Zeit, als die 
Geldentwertung noch nicht vorherſehbar war, unter ausdrücklicher 
Anerkennung der Vaterſchaft und der vollen geſeglichen Unter⸗ 
haltspflicht eine annähernd dem üblichen unteren Satz entſprechende 
Abfindung bewilligte, würde ſelbſt bei eigenen Zweifeln an ſeiner 
Vaterſchaft für den Fall eines Währungsſturzes die Bewilligung der 
der jenem Satz entſprechenden nach Maßgabe des geſunkenen Geid⸗ 
werts zu bemeſſenden Zuſatzrente, falls er nicht wiederum Kapital⸗ 
abfindung vorzog, im Zweifel der Durchführung des Prozeſſes 
vorgezogen haben, ſofern er ſeine eigenen Einnahmen dem ge⸗ 
ſunkenen Geldwert anzupaſſen vermochte. Es rechtfertigt ſich alſo 
auch im vorliegenden Fall eine entſprechende richterliche ergänzende 
Vertragsauslegung dahin, daß der Bekl. die der Geldenkwertung 
entſprechende, an der unteren Grenze des Lebens notwendigen ſich 
bewegende Zuſatzrente zu zahlen hat. Veranſchlagt man, da die 
Kl. die Abfindungsſumme bei ihrer unter vormundſchaftsgerichtlicher 
Zuſtimmung erfolgten, der Übung entſprechenden Anlage der Geld⸗ 
entwertung nicht entziehen konnte, den Wert des augelegten Geldes 
heute auf 150— 200 % jährlich und den äußerſten Bedarf auf 
mindeſtens 2500 %, wobei die weiter geſtiegene und ſteigende Teue⸗ 
rung in Rechnung gezogen iſt, jo iſt die verlangte Zuſatzrente 
von jährlich 2000 % nicht zu hoch. Ihre Erweiterung über den 
erſtinſtanzlichen Antrag hinaus iſt nach ZPO. 8 268 Ziff. 2 zuläſſig.“ 

(LG. Ulm, Urt. v. 5. Juni 1922, 8 39/22.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Hirf I, Ulm. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichs finanzhof. 


Berichtet von Senatspraſ. Dr. G. Strutz, Reichsſinanzrat Dr. Hecker, 
Reichsfinanzrat Dr. Boethke und Reichsfinanzrat Arlt, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 

1. RAbgO., 8 152 Abf. 1. Der Rechtſprechung bes 
preuß. DVG. wonach der Preis eines Grundſtücks deſſen 
gemeinen Wert darſtellt und wonach dies nur durch den 
Nachweis entkräftet werden kann, daß die Veräußerung 
nicht unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen zuſtande⸗ 
gekommen, iſt, kann der RF H. — zumal unter den jetzigen 
Verhältniſſen — nicht folgen. Der Preis iſt aber die 
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einzige feſte Grundlage, von der bei Feſtſtellung des ge⸗ 
meinen Wertes ausgegangen werden muß. 7) 

Die Teſtamentsvollſtrecker verkauften ein zum Nachlaß des K. 
gehöriges Grundſtück für 435000 % an die Beſchwerdegegnerin. 
Dieſe wurde aus Anlaß des Eigentumsüberganges zur Reichs⸗ 
grunderwerbſteuer in Höhe von 19600 % nach einem gemeinen 
Grundſtückswerte von 490 000 % herangezogen. Ihr Einſpruch blieb 
erfolglos. Dagegen ſetzte der Bezirksausſchuß infolge Berufung die 
Steuer nach einem Werte von 448 454% auf 17 938,16 % herab. 
Er ging davon aus, daß der Verkauf, wenn es ſich auch um ein 
Nachlaßgrundſtück gehandelt habe, unter gemeingewöhnlichem Ver⸗ 
hältnis zuſtandegekommen ſei und daß deshalb nach der zutreffenden 
Rechtſprechung des PreußO VG. der gemeine Wert dem Preiſe ent⸗ 
ſpreche. Da indeſſen die Beſchwerdegegnerin die Grunderwerbſteuer 
im Vertrag übernommen hat, hat der Bezirksausſchuß gemäß der 
Rechtſprechung des RFH. (REH. 6, 171) den Preis um die Hälfte 
der insgeſamt zu entrichtenden Grunderwerbſteuer auf 448 404% 
erhöht. Die hiergegen von der Steuerſtelle eingelegte Rechts⸗ 
beſchwerde iſt begründet. 

Es iſt richtig, daß das Preuß VG. in ſtändiger Rechtſprechung 
angenommen hat, daß der unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen 
(im freien Verkehr) für einen beſtimmten Zeitpunkt erzielte Preis 
den gemeinen Wert für diefen Zeitpunkt bildet, ohne daß es einen 
anderen Gegenbeweis zugelaſſen hat, als daß das Geſchäft nicht 
unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen zuſtandegekommen ſei (ogl. 
Boethle im Dtl. 1 Sp. 149, 288). Indeſſen hat das OVG. 
doch auch ausgeſprochen, daß, wenn der Kaufpreis in auffälligem 
Mißverhältniſſe zu den ſonſt für gleichartige Grundſtücke gezahlten 
Preiſen ſtehe, der Schluß gerechtfertigt ſein könne, daß der Kauf 
nicht unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen zuſtandegekommen iſt 
(ebenda Sp. 290). Da die Steuerſtelle im vorliegenden Falle — 
worauf in der Berufungsſchrift hingewieſen war — den gemeinen 
Wert unabhängig vom Kaufpreis auf 537000 % ermittelt hat, fo 
liegt in der Bekanntgabe dieſer Tatſache die Behauptung, daß der 
von der Beſchwerdegegnerin entrichtete Kaufpreis in auffälligem 
Mißverhältniſſe zu den für gleichartige Grundſtücke ſonſt gezahlten 
Preiſen ſtehe. Der Bezirksausſchuß iſt alſo, auch wenn man im 
übrigen feine Rechtsauffaſſung teilt, einem Rechtsirrtum verfallen 
dadurch, daß er auf dieſe Behauptung keinen Wert gelegt hat. 

Die angefochtene Entf. war deshalb wegen Rechtsirrtums 
aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Der Ri H. iſt der hier gekenn⸗ 
zeichneten Rechtſprechung des Preuß Vc. bisher nicht gefolgt. Er 
trägt auch nach wie vor Bedenken, ſich ihr anzuschließen, zumal da 
in der jetzigen Zeit die Preiſe außerordentlich ſchwanken und ſchon 
aus dieſem Grunde oft keinen zutreffenden Ausdruck des gemeinen 
Wertes bilden. Immerhin bildet der Preis die einzige feſte Grund⸗ 
lage, auf der man bauen kann, und er muß wenigſtens ſo lange als 
der gemeine Wert gelten, als nicht Umſtande ermittelt werden, die 
dagegen ſprechen. Das Finanzgericht, dem die weitere Bearbei ung 
der Sache obliegt, wird deshalb zu prüfen haben, ob ſolche Um⸗ 
ſtände vorliegen. Namentlich wird es verſuchen müſſen, aus den 


Zu 1. Die Entſch. befriedigt in ihrem Ergebnis, nicht aber 
in der Art ihrer Begründung. Der gemeine Wert wird durch den 
Preis beſtimmt, der unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen (im 
freien Verkehr) für einen beſtimmten Zeitpunkt erzielt iſt. Es geht 
nicht an und iſt auch wohl nicht die Abſicht der Entſcheidung, an 
der Richtigkeit dieſer Definition zu rütteln, die nicht nur in langer 
Übung der Verwaltungsgerichte feſtſteht, ſondern auch dem Sprach⸗ 
gebrauch und der allgemeinen Verkehrsauffaſſung entſpricht. Gilt 
aber dieſe Definition, ſo ſpiegelt der bei einem beſtimmten Ver⸗ 
kaufsfall erzielte Preis den gemeinen Wert wieder, wenn ſich der 
Verkauf unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen abgeſpielt hat. Ein 
Gegenbeweis ift hier begriffsnotwendig ausgeſchloſſen. Es befremdet, 
daß der Rc). dieſen zwingenden logiſchen Schluß, der folgerichtig 
vom Pro. ſtets feſtgehalten iſt, ablehnt. Ein praktiſches Be⸗ 
dürfnis für dieſe Ablehnung beſteht nicht. Die Feſtſtellung, ob 
gemeingewöhnliche Verhaltniſfe vorliegen, beruht auf freier Würdi⸗ 
gung der Umſtände. Gegebenenfalls kann auch die bloße Tatſache, 
daß der vereinbarte Preis erheblich hinter den ſonſt in ähnlicher 
Gegend erzielten Preiſen zurückbleibt, zu der Feſtſtellung ausreichen, 
daß der Verkauf nicht unter gemeingewöhnlichen Verhältniſſen zu⸗ 
ſtande gekommen iſt. Leider iſt dies ein häufiger Fall in den Zeiten 
der verſchleierten Zahlungen, wie fie ſich unter der Herrſchaft der 
mit Recht als ſchwere Ungerechtigkeit empfundenen Zuwachsſtener⸗ 
ordnungen als „gemeingewöhnlich“ herausgebildet haben. Man mag 
dieſer Steuerhinterziehung dadurch entgegentreten, daß der veretn⸗ 
barte Preis ſorgfältig mit den ſonſt üblichen Entgelten verglichen 
und bei Beſtehen eines Mißverhältniſſes gegebenenfalls das Vor⸗ 
liegen gemeingewöhnlicher Verhältniſſe vereint wird. Das ändert 
jedoch nichts an der Tatſache, daß, wenn gegen die Gemeingewöhn⸗ 
lichkeit Einwendungen nicht erhoben werden, der gemeine Wert un⸗ 
widerleglich durch den vereinbarten Preis beſtimmt wird. Die vom 
Rö H. in der Entſcheidung eingenommene Stellung birgt die Gefahr, 
daß ohne praktiſchen Nutzen in die Begriffsbeſtimmung eine Un⸗ 
ſicherheit hineingetragen wird. 

RA. Dr. Bergſchmidt, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


in der letzten Zeit gezahlten Preiſen für gleichartige Grundſtücke 
Anhaltspunkte zu gewinnen, wobei aber zu beachten iſt, daß auch 
dieſe Preiſe mit Vorſicht betrachtet werden müſſen. Der tatſächlich 
erzielte Ertrag und die Extragsfähigkeit, der bauliche Zuſtand des 
Grundſtücks und andere für die Preisbildung weſeutliche Umſtäude 
werden nicht außer Betracht bleiben dürfen. Die Tatſache allein, 
daß das Grundſtück zu einem Nachlaß gehörte, ſpricht nicht dafür, 
daß ein hinter dem Werte zurückbleibender Preis vereinbart iſt. 
(Ri., II. Sen., Urt. v. 22. Mai 1922, II A 119/22.) 


2. Vorzeitige Übereignung des Nachlaſſes durch 
den befreiten Vorerben an den Nacherben iſt i. S. des 8 40 
Abſ. 2 Nr. 4 ErbſchStG. 1919 ſchenkungsſteuerpflichtig. 
Die Bereicherung beſteht regelmäßig in dem nach dem 
Alter des Vorerben gemäß 8 145 RAbg O. kapitaliſierten 
Werte der einjährigen Nutzung des Nachlaſſes. f) 

Der am 21. März 1912 verſtorbene S. hat durch Teſtament 
v. 30. Jan. 1909 ſeine Ehefrau als Vorerbin und ſeine beiden 
Kinder als Nacherben auf das eingeſetzt, was beim Tode der Mutter 
übrig ſein wird. Nach dem Teſtamente hat die Witwe, die zur freien 
Verfügung über die Erbſchaft befugt iſt, das Recht, an ihre Kinder 
Auszahlungen in Anrechnung auf ihren Nacherbteil zu leiſten. 
In der notariellen Urkunde v. 16. Dez. 1918 hat die Witwe 
auf alle ihr als Vorerbin zuſtehenden Rechte an den den Nachlaß 
ihres Ehemanns bildenden Wertgegenſtänden verzichtet und ſie ihren 
beiden Kindern je zur Hälfte übereignet. Dieſe haben den Verzicht 
und die Übereignung angenommen und anerkannt, daß ſie damit 
wegen aller Anſprüche auf den Nachlaß des Vaters befriedigt ſind. 

In der Entſch. des LF A. iſt der Auffaſſung des FA. bei⸗ 
getreten, wonach in der Übereignung des Nachlafſes an die Kinder 
eine ſteuerpflichtige freigebige Zuwendung liege. Die hilfsweiſe von 
der Beſchwerdeführerin beantragte Anwendung der Befreiungsvor⸗ 
ſchriften des § 40 Abſ. 3, 8 42 Nr. 2 Erbſchstcß. 1919 wurde 
abgelehnt. 

In der Rechtsbeſchwerde, auf deren Inhalt im einzelnen 
verwieſen wird, wird geltend gemacht, daß dem der Witwe in dem 
Teſtament eingeräumten Rechte, Auszahlungen an die Kinder in 
Anrechnung auf deren Nacherbteil zu leiſten, in richtiger Aus⸗ 
legung des letzten Willens des Erblaſſers die Bedeutung zukäme, 
daß die Vorerbin und die Nacherben befugt ſein ſollten, ſich über 
den Nachlaß auseinanderzuſetzen, ohne erſt den Tod der Vorerbin 
abwarten zu müſſen. Auf der Grundlage dieſer teſtamentariſchen 
Beſtimmung ſei der Vertrag v. 16. Dez. 1918 abgeſchloſſen, es 
handle ſich daher um eine Erbauseinanderſetzung, die einer Schen⸗ 
kungsſteuer nicht unterworfen werden könne. Im übrigen wird die 
Anwendbarkeit der erwähnten Befreiungsvorſchriften aufrechterhalten. 
Die Höhe der Bereicherung beſtehe hoͤchſtens in der kapitaliſierten 
Nutzung, nicht aber im Werte des Kapitals. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt zum Teil begründet. 

Der von der Vorinſtanz dem Teſtamente gegebenen Auslegung 
iſt darin beizutreten, daß das Recht der Vorerbin bis zu ihrem 
Tode dauern follte und daß mit der der Vorerbin eingeräumten 


Zu 2. Das zum Geſetz von 1919 ergangene Urteil iſt in 
verſchiedener Richtung von großem Intereſſe und zum Teil auch 
für das Geſetz von 1922 von Bedeutung: 

1. Es wird die beſtrittene Frage eutſchieden, wie nach dem 
Geſetze von 1919 die vorzeitige Überlaſſung von Nachlaßvermögen 
ſeitens des Vorerben an den Nacherben zu beurteilen iſt, ins⸗ 
beſondere dann, wenn der Erblaſſer etwas derartiges ausdrücklich 
in ſeinem Teſtament zugelaſſen hatte und welchen Wert eine etwa 
durch vorzeitige Überlaſſung als ſteuerpflichtige Zuwendung an⸗ 
zuſehende Bereicherung habe. In dem fraglichen Teſtament war 
der Vorerbin das Recht gegeben, „an ihre Kinder Auszahlungen 
in Anrechnung auf ihren Nacherbtel zu leiſten“. Der Steuerpflith⸗ 
tige ſah im Anſchluß an diefe Beſtimmung in der borzeifigen Über» 
laſſung nur eine Erbauseinanderſetzung und demgemäß forderte er 
für den überlaſſenen Wert Steuerfreiheit. Zu ergänzen wird jein, 
daß, wenn dieſe Auffaſſung zutreffend wäre, die Berichtigung 
der urſprünglichen Steuerveranlagung in dem Sinne vorzunehmen 
geweſen wäre, daß die vorzeitig überlaſſenen Werte mit der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer zu belegen geweſen wären unter entſprechender Er⸗ 
mäßigung der Erbſchaftsſteuer des Vorerben. Hierauf braucht aber 
nicht eingegangen zu werden, da der Rx H. im Anſchluß an die 
Vorſchrift im § 40 Abi. 2 Nr. 4 des Geſetzes von 1919 eine ſteuer⸗ 
pflichtige Schenkung annimmt Dieſe Auffafſung muß auch als zu⸗ 
treffend erachtet werden, denn das Geſetz von 1919 hat ſich — 
und das wohl i. S. der praktiſchen Durchführung — dahin ent⸗ 
ſchieden, daß ein künftiges Erbrecht und ein entſprechendes Anwart⸗ 
ſchaftsrecht inſoweit außer acht zu laſſen iſt, als eine Zuwendung 
aus dem Vermögen, welches der Anwartſchaft unterliegt, erfolgt. 
Es wird dadurch die künflige Erbſchaftsſtuer auf den Beſtand des 
dann noch Vorhandenen beſchränkt und das inzwiſchen Zugewendete 
mit der Schenkungsſteuer be.egt. Die Zuſammenrechnung worſchrift 
des § 38 des Geſetzes von 1919 verhindert dann eine ſich dadurch 
etwa ergebende Sleuerermäßigung. 

Was dann die Feſtſtellung des Wertes des Zugewendeten an⸗ 
geht, befindet ſich die Entſch. des RF. in Übereinſtimmung mit 
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Befugnis, Auszahlungen an die Kinder in Anrechnung auf ihren 
künftigen Nacherbteil vorzunehmen, für den Eintritt der Nacherb⸗ 
ſchaft ein anderer Zeitpunkt als der Tod der Vorerbin nicht be⸗ 
ſtimmt werden ſollte. Denn nach dem unzweideutigen Wortlaut 
des SI Abſ. 1, 2 und 3 Satz 1 des Teſtaments iſt die Witwe 
auf Lebenszeit zur befreiten Vorerbin eingeſetzt. Das ihr ver⸗ 
liehene Recht zu Auszahlungen an die Kinder geht ja gerade 
davon aus, daß das Rechtsverhältnis der Vor⸗ und Nacherbſchaft 
auch trotz der Auszahlungen beſtehen bleiben foll, und hat wohl 
75 die Bedeutung, daß etwaige Zuwendungen der Witwe aus dem 
Nachlaß des Erblaſſers an eines der Kinder zur Vermeidung der 
Benachteiligung des anderen Kindes auf den Nacherbteil anzu⸗ 
rechnen ſind. Iſt aber die Witwe auf Grund des Teſtaments nach 

nahme der Erbſchaft Vorerbin für die Dauer ihres Lebens ge⸗ 
worden, ſo konnte ſie ihre Stellung als ſolche durch Rechtsgeſchäft 
ſchon mit Rückſicht auf etwaige Anſprüche der Nachlaßgläubiger nicht 
aufgeben. Dagegen iſt ſie befugt, den Nacherben gegenüber auf die 
Ausübung ihres Vorerbrechts zu verzichten und ihnen den Nachlaß 
herauszugeben, da fie über die Nachlaßgegenſtände jedenfalls inſoweit 
verfügen kann, als dadurch nicht das Recht der Nacherben vereitelt 
oder beeinträchtigt wird (8 2113 BGB.). In dem Vertrage v. 
16. Dez. 1918 hat die Witwe von dieſem Rechte Gebrauch gemacht, 
ohne hierzu verpflichtet zu fein: Eine Beeinträchtigung oder Ver⸗ 
eitelung des Rechtes der Nacherben kommt nicht in Frage, da die 

erfügung gerade zu deren Gunſten und mit deren Einverſtändnis 
erfolgt iſt. Durch den Vertrag hat die Witwe die in ihr Eigentum 
Übergegangenen Vermögenswerte, über die fie als befreite Vorerbin 
abgeſehen von den in den 88 2112 ff. BGB. vorgeſehenen Be⸗ 


der herrſchenden Anſicht, wonach nicht etwa die Subſtanz des Zu⸗ 
gewendeten maßgebend, ſondern als Bereicherung das anzuſehen 
iſt, um was der Vorerbe ſich in ſeinem Vermögen durch die Zu⸗ 
wendung ſchmälert, das iſt aber der Genuß der Nutzungen für die 
Zeit der Vorerbſchaft. Auch darin iſt dem Ri. beizutreten, daß 
der Wert dieſer Nutzungen regelmäßig nach den Vorſchriften der 
Abg. in dem nach dem Alter des Vorerben zu kapitaliſierenden 
Werte der einjährigen Nutzungen des überlafjenen Vermögens be⸗ 
ſteht. Dies auch dann, wenn es ſich um Vorerbſchaft mit Ver⸗ 
brauchsrecht handelt: in jedem Falle bei Vorliegen eines Familien⸗ 
teſtamentes, wo die Schaffung der befreiten Vorerbſchaft im weſent⸗ 
lichen gewählt iſt, um dem Vorerben freie Bewegung zu geſtatten, 
alle Beteiligten aber davon ausgehen, den Nachlaß, ſoweit es möglich 
iſt, ungeſchmälert den Nacherben auszuantworten. 

Gilt Vorſtehendes für das Geſeb von 1919, fo wird es von 
Intereſſe fein, die Beſtimmungen des Geſehes von 1922 einer 
Beurteilung auf den vorliegenden Fall zu unterwerfen: 

Das neue Geſetz behandelt Vor⸗ und Nacherbſchaft grundſätzlich 
anders als das Geſetz von 1919, indem es den Vorerben als rich⸗ 
rigen Erben anſieht und nur im Ausnahmefall, wenn nänllich die 
Borerbſchaft nicht durch den Tod des Vorerben eintritt, in der 
Anordnung der Vor⸗ und Nacherbſchaft die Anordnung eines auf⸗ 
loſend bedingten Anfalls (der Vorerbſchaft) und eines aufſchiebend 
bebingten Anfalls (der Nacherbſchaft) ſieht. Zwei Beſtimmungen 
kommen in Betracht. In 8 3 Ziff. 6 heißt es, daß als Schenkung 
gilt, was ein Vorerbe dem Nacherben mit Rückſicht auf die an⸗ 
er Nacherbſchaft vor ihrem Eintritt herausgibt. Im 87 
löſ. 3 iſt geſagt, daß, wenn der Fall der Nacherbfolge nicht durch 
den Tod des Vorerben eintritt, die Vorerbfolge als auflöſend be⸗ 
dingter Anfall, die Nacherbfolge als aufſchiebend bedingter Anfall 
gilt. In dieſem Falle, ſo heißt es weiter, iſt dem Nacherben die 
vom Vorerben entrichtete Steuer abzüglich desjenigen Steuerbe⸗ 
trages anzurechnen, welcher der tatſächlichen Bereicherung des Vor⸗ 
erben entſpricht. Der Vorerbe ſoll alſo nur Nutzungsſteuer zahlen, 
der Nacherbe die Subſtanzſteuer tragen. Tatſächlich zahlt der 
Nacherbe die Nutzungsſteuer, der Vorerbe die Subſtanzſteuer. Man 
hat alſo zu unterſcheiden, ob ein Fall vorzeitigen Eintritts der 
Nacherbfolge vorliegt oder nur eine vorzeitige Herausgabe 
von Erbſchaftspermögen ſtattfindet. Erfolgt lediglich Her⸗ 
auszahlung von Nachlaßvermögen an den Nacherben, ohne daß 
Nacherbfolge eintritt, fo ſind m. E. hierin Schenkungen der heraus⸗ 
gezahlten Beträge zu ſehen, und zwar in voller Höhe, nicht etwa 
nur Zuwendungen der Nutzungen, denn im ſteuerrechtlichen Sinne 
des neuen W von 1922 iſt der Vorerbe richtiger Erbe. Den 
wirtſchaftlichen Nutznießungscharakter erkennt das Geſetz von 1922 
nur bei vorzeitigem Eintritt der Nacherbfolge ſelbſt an. Infolge⸗ 
deſſen gewinnt die Frage Bedeutung, daß der Erblaſſer nicht nur dem 
Vorerben die Befugnis gibt, Zahlungen auf die Nacherbſchaft zu 
leiſten, ſondern ausdrücklich ausspricht, daß die Nacherbſchaft mit 
dem Tode der Vorerben eintritt, es ſei denn daß der Vorerbe etwas 
anderes beſtimmt, alſo die Nacherbſchaft ganz oder teilweiſe auch 
ſchon vor feinem Tode eintreten läßt. An der Zuläſſigkeit einer der⸗ 
artigen Beſtimmung kann angeſichts der weitgehenden Entſch. des RG. 
v. 16. April 1919 95, 278 kaum gezweifelt werden. In jenem Falle 
war teſtamentariſch ein Nacherbe unter der Vorausſetzung eingeſetzt 


worden, daß der Vorerbe nicht eine dem widerſprechende Verfügung 


trifft. Das RG. hat dieſe Anordnung für zuläſſig erklärt. Kann 
aber der Vorerbe einen Nacherben zum Wegfall bringen, ſo muß es 
erſt recht als zuläſſig erachtet werden, die Beſtimmung des Zeitpunkts 
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ſchränkungen frei verfügen Konnte, auf die Nacherben ohne Rechts⸗ 
grund übertragen. Die vorzeitige unentgeltliche und freigebige 
Übertragung des Nachlaſſes auf die Nacherben iſt eine Schenkung. 
Daran ändert nichts, daß die Nacherben mit dem Ableben der Vor⸗ 
erbin die Herausgabe des Nachlaſſes, ſoweit er dann noch vor⸗ 
handen war, Hütten beanſpruchen können, vgl. § 40 Abſ. 2 Nr. 4 
ErbſchStGd., der ausdrücklich klarſtellt, daß Zuwendungen mit Rück⸗ 
ſicht auf ein künftiges Erbrecht dennoch als Schenkungen behandelt 
werden ſollen. 

Auch die hilfsweiſe beantragte Befreiung dieſer Zuwendung auf 
Grund des § 40 Abſ. 3 ErbſchStch. kann nicht zugeſtanden werden. 
Zur Schenkungsſteuerpflicht der Ausſtattungen hat der R., ſchon 
wiederholt Stellung genommen. (Vgl. Röch. 5, 197 und 6, 183). 
Eine in Geld oder in Wertpapieren beſtehende Ausſtattung kann 
hiernach nur dann als „zur Einrichtung eines angemeſſenen Haus⸗ 
halts gewährt“ angeſehen werden, wenn das Zugewendete nicht nur 
zur Anſchaffung von Haushaltseinrichtungsgegenſtänden oder Gegen⸗ 
ſtänden des perſönlichen Gebrauchs beſtimmt iſt, ſondern auch dazu 
verwendet wird. Solange der Nachweis dieſer Verwendung nicht er⸗ 
bracht iſt, kann eine Steuerbefreiung nicht in Betracht kommen. 
Die Vorinſtanz hat ohne erkennbaren Rechtsirrtum die für den 
RH. bindende tatſächliche Feſtſtellung getroffen, daß es ſich im 
vorliegenden Falle nicht um eine zur Einrichtung eines angemeſſenen 
Haushalts gewährte Ausſtattung handelt, eine Verwendung zu dem 
angegebenen Zwecke iſt auch nicht einmal von der Beſchwerde⸗ 
führerin behauptet. 

Der für die Ablehnung der Steuerbefreiung auf Grund des 
842 Ziff. 2 ErbſchStc G. von der Vorinſtanz gegebenen Begründung 


des Eintritts einer der Perſon nach vom Erblaſſer beſtimmten Nach⸗ 
erbfolge bedingungsweiſe dem Vorerben zu übertragen. Für das 
Familienteſtament in dem hier (für das Geſetz von 1919) ent⸗ 
ſchiedenen Falle hat die Verſchiedenheit — vorzeitige Herausgabe 
bon Nachlaßvermögen oder vorzeitiger Eintritt der Nacherbſolge — 
infolge der regelmäßigen Steuerfreiheit der Ehegatten leine Be⸗ 
deutung, denn der Ehegatte entrichtet weder Subſtanz⸗ noch 
Nutzungsſteuer; auch wäre der 837 des Geſetzes zu beachten. Anders 
aber iſt es, wenn z. B. der Erblaſſer ſeine Geſchwiſter als Vor⸗ 
erben und Nacherben eingeſetzt hat. Hier zeige ein Beiſpiel den 
Unterſchied: 

Vermögen eine Million. Der Vorerbe gibt die Vorerbſchaft 
nach fünfjähriger Nutzung von je 60000 % Ertrag an den Nach⸗ 
erben heraus. Steuer des Vorerbgeſchwiſterteils 114000 %. Steuer 
bei der Herausgabe an den Nacherbengeſchwiſterteil nach fünf⸗ 
jähriger Nutzung 21600 % (nämlich 114 000 % minus [114 000% 
minus 21 600 ]) insgeſamt alſo 135 600 %. Gemäß 8 3 Ziff. 6 
wären zu rechnen: 114000 % beim Vorerben und bei der Heraus⸗ 
gabe wiederum 114000 % beim Nacherben, alſo 228 000 4. Es 
erſcheint vielleicht ungerecht, die verſchiedene Berechnung von den 
Worten des Teſtators abhängig zu machen. Ich glaube aber, daß 
angeſichts des Syſtems des neuen Geſetzes und der Vorſchrift in 
8 3 Ziff. 6 eine andere Auslegung kaum möglich fein dürfte. 

2. In der Frage der Ausſtattung hält der NFH. daran feſt, 
daß neben dem Verwendungszweck zur Einrichtung eines an⸗ 
gemeſſenen Haushalts auch die Verwendung ſelbſt nachgewieſen 
werden muß, daß alſo die Angabe, die hingegebenen Werte ſeien 
zur Einrichtung eines angemeſſenen Haushalts beſtimmt, nicht ge⸗ 
nügt, ſondern daß erſt dann Steuerfreiheit verlangt werden kann, 
wenn der Nachweis der Verwendung zu dieſem Zweck erbracht 
worden iſt. Die Entſch. befindet ſich damit im Einklang mit der 
älteren Eneſch. v. 27. April 1922 — VIA 53/21 — und geht 
über die Entſch. v. 13. Jan. 1922 — La A 102/21 und 175/21 — 
hinaus, welche auch die alsbaldige Einrichtung oder das in nächſter 
Ausſicht ſtehende Einrichten genügen laſſen. 

Für das neue Recht bringt § 3 letzter Abſatz des Geſetzes von 
1922 genaue Beſtimmungen. Hiernach wird verlangt, daß es ſich 
um Ausſtattungen von Abkömmlingen haudelt, daß ferner die Aus⸗ 
ſtattung zum Zwecke eines der Lebensſtellung und den Lebens⸗ 
verhältniſſen der Beteiligten angemeſſenen Haushaltes gewährt wird, 
daß außerdem zur Zeit der Zuwendung ein Anlaß zur Aus⸗ 
ſtattung gegeben und daß ſchließlich der Zweck der Zuwendung 
innerhalb zweier Jahre erfüllt wird. Es iſt zu hoffen, daß die 
unglückliche Beſtimmung des Erforderniſſes eines beſonderen An⸗ 
laſſes bei der Ausſtatrung nur jo ausgelegt wird, daß hierdurch 
auch ohne den 85 RAbgd. der Verſuch der Umgehung der Erb⸗ 
ſchaftsſteuerpflicht verhindert wird, andernfalls könnten an dem 
Fehlen dieſes „Anlaſſes“ die Steuerfreiheit und damit die Hin⸗ 
gabe mancher Ausſtattung ſcheitern. Will man die vorläufige 
Veranlagung dieſer Steuer nicht auf ſich nehmen, ſo müſſen die 
Gegenſtände ſelbſt zugewendet werden. 

3. Die Entſch. beſchäftigt ſich ferner mit der Steuerfreiheit 
von Unterhaltszuwendungen und wendet hierbei die in einer Entſch. 
über eine Zuwendung zur Ausbildung ergangenen Grundſätze an 
(vgl. meinen Aufſatz Allg. Strundſch. 1922, 37). Danach muß 
ein beſonderer Anlaß vorliegen, auf Grund deſſen die Zuwendung 
eines Kapitals ſtatt laufenden Unterhalts erfolgt, auch muß 
erſichtlich ſein, warum die Unterhaltspflicht gerade durch Zu⸗ 
wendung eines Kapitals ſichergeſtellt werden muß. Das iſt 


13* 


140. 


kann zwar nicht beigetreten werden. Denn nach Anſicht des RTH. 
(8, 129) ſind Zuwendungen zum Zwecke des angemeſſenen Unter⸗ 
halts, ſoweit ſie den angemeſſenen Betrag überſteigen, nicht ihrem 
ganzen Umfang nach, ſondern nur hinſichtlich des über die An⸗ 
gemeſſenheit hinausgehenden Überfchuffes ſteuerpflichtig. Dagegen 
it nach feſtſtehender Rechtſprechung des Gerichtshofs (zu dal. 
Ri. 3, 223) zur Anwendung der Befreiungsvorſchrift erforderlich, 
daß für den Schenker ein Anlaß vorliegt, zum Zwecke des Unter⸗ 
halts eine Kapitalzuwendung zu machen. Dieſe Vorausſetzung trifft 
hier nicht zu. Die Beſchwerdeführerin lebt in Vermögensverhält⸗ 
niſſen, die es ihr ermöglichen, auch ohne dieſe Zuwendung der ſich 
aus 88 1601 ff. BGB. ergebenden geſetzlichen Verpflichtung zum 
Unterhalt ihrer Kinder zu genügen. Sie konnte namentlich im 
Hinblick auch auf die ſpätere Erwerbsmöglichkeit der Kinder ſich 
auf laufende Zuſchüſſe beſchränken, ohne daß es erforderlich war, 
durch eine Kapitalszuwendung den künftigen Unterhalt ſicherzu⸗ 
ſtellen. Zur Zeit der Schenkung waren aber auch die Erträge 
des geſchenkten Kapitals genügend, um den Unterhalt der Kinder 
zu beſtreiten. 


Bezüglich der Höhe der für die Beſchenkten eingetretenen und 
ſteuerpflichtigen Bereicherung hat die angefochtene Enlſch. angenom⸗ 
men, daß der Verzicht der verbrauchsberechtigten Vorerbin auf das 
Recht zum Verbrauche des Kapitals dem Werte des Kapitals ſelbſt 
gleichzuſtellen iſt. Dieſer Auffaſſung kaun jedoch nicht beigetreten 
werden. Es iſt davon auszugehen, daß der befreite Vorerbe, trotz⸗ 
dem er den Nachlaß für ſich verbrauchen kann, doch nicht einem 
unbeſchränkten Eigentümer gleichzuachten iſt, da ſeine Verfügungs⸗ 
macht durch das Verbot, letztwillig und freigebig über den Nachlaß 
zu verfügen, beſchränkt iſt. Dieſe Beſchränkung iſt bei der Be⸗ 
wertung des Rechtes des Vorerben am Nachlaß im Verhältnis zum 
Volleigentum als wertmindernd in Betracht zu ziehen. Bis zu welcher 
Höhe dieſe Wertminderung zu bemeſſen iſt, mag im Einzelfalle 
ſchwierig feſtzuſtellen ſein. Regelmäßig aber wird, namentlich dann, 
wenn nicht beſondere Anhaltspunkte Anlaß zu einer anderen Ve⸗ 
urteilung geben und in einem Falle, in dem wie hier das Rechts⸗ 
verhältnis der Vor⸗ und Nacherbſchaft zwiſchen dem überlebenden 
Elternteil und den Kindern angeordnet iſt, die wirtſchaftliche Be⸗ 
reicherung der Nacherben durch die vorzeitige Übereignung des Nach⸗ 
laſſes in dem nach dem Alter des Vorerben zu kapitaliſierenden 
jährlichen Werte der einjährigen Nutzung des Nachlaſſes beſtehen 
(8 145 RAbgd.). Denn in einem ſolchen Falle wird der Erblaſſer 
von der Erwägung ausgegangen ſein, daß ſeinen Kindern der 
Nachlaß im weſenklichen ungeſchmälert erhalten bleiben und dem 
überlebenden Ehegatten für die Dauer des Lebens die Verwaltung 
und Benutzung des Nachlaſſes nur zuſtehen ſoll, um nicht lediglich 
auf den guten Willen der Kinder angewieſen zu ſein. Daß auch 
im vorliegenden Fall der Erblaſſer ſich von dieſer Abſicht hat 
leiten laſſen, läßt ſich Ohne weiteres unterſtellen, da die Beſchwerde⸗ 
führerin, jedenfalls nach den Verhältniſſen zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung gemeſſen, zu ihrem Unterhalte hinreichendes Einkommen 
aus eigenem Vermögen beſaß und daher anzunehmen war, daß ſie 
im Falle des Todes des Erblaſſers, der die Vor⸗ und Nacherbſchaft 
angeordnet hat, allenfalls nur genötigt war, zur Beſtreitung 
der ihren Kindern gegenüber beſtehenden Unterhaltspflicht die Ein⸗ 
künfte des Nachlaſſes, nicht aber deſſen Subſtanz zu verbrauchen. 
Eine Beſtätigung der Richtigkeit dieſer Auffaſſung liegt gerade in der 
durch den Vertrag v. 16. Dez. 1918 getätigten Zuwendung des 
ungeminderten Nachlaſſes, da die Vorerbin bis zur Zuwendung 
höchſtens die Nutzungen des Nachlaſſes für ſich verwendet hat. Hier⸗ 
nach iſt, wenn auch nicht vom rechtlichen, ſo doch vom wirtſchaft⸗ 


nach dem NFH. dann nicht der Fall, wenn die Vermögensverhältniſſe 
der Eltern auch ohne die Zuwendung des Kapitals den Unter⸗ 
halt entſprechend gewährleiſten und die Erträge des geſchenkten 
Kapitals zum Unterhalt ausreichen würden. 

Da dieſe Beſtimmung auch in das Geſetz von 1922 über⸗ 
gegangen iſt, behält die Entſch, welche im übrigen mit 
der Entſch. v. 31. Mai 1922 — AZ. VI A 126/22 — übereinſtimmt, 
in dieſer Richtung ihre Bedeutung bei, nur wird in der 
jetzigen Zeit der Geldentwertung ein derartiger Anlaß wohl eher 
ſich finden laſſen, insbeſondere wenn die Vermögensverhältniſſe 
des Zuwendenden auf Grund der beſonderen Beſchäftigung, Tätig⸗ 
keit oder Beruf leicht erheblichen Schwankungen ausgeſetzt ſind. 

Schließlich ſei für das neue Geſetz auf folgendes hingewieſen: 
Eine Ausſtattung iſt für den Fall, daß ſie über das zuläſſige 
Maß hinausgeht, nur bezüglich des Ubermaßes ſteuerpflichtig, eine 
Unterhaltszuwendung iſt im gleichen Fall in voller Höhe 
ſteuerpflichtig, alſo nicht nur bezüglich des Übermaßes. Letztere 
ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung (822 Ziff. 13 und Abf. 2) ſteht 
im Widerſpruch mit dem Standpunkte des RF H. für das Geſetz 
n 1919 (vgl. Entſch. v. 18. Jan. 1922 La A 108 21), dagegen 
im Einklang mit der Rechtſprechung zum Geſetz von 1906 (NED. 
1, 35). Für die Zuwendungen zu Ausbildungszwecken 
werden folgende einem Urteil v. 9. Febr. 1922 — NZ. VIA 
186/21 — entnommene Grundſätze im Anſchluß an die Rechtſprechung 
des NED. zum Geſetz von 1919 maßgebend fein: Ebenſo wie bei 
Unterhaltszuwendungen bedarf es eines beſonderen Anlaſſes. Es 
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lichen Standpunkt aus betrachtet, durch die Zuwendung der gleiche 
Erfolg eingetreten, als wenn die Nacherbfolge in den vollen Nach⸗ 
laß eingetreten wäre. Beſchwerdeſführerin hat aber in der Aufgabe 
ihres Rechtes am Nachlaß ihr Vermögen wirtſchaftlich nur um den 
Wert der Nutzungen vermindert und das Vermögen ihrer Kinder 
um dieſen Betrag bereichert. Hiernach erſcheint es gerechtfertigt, 
einen Wert zu beſteuern, der dem Werte des der Beſchwerde⸗ 
führerin am Nachlaß zuſtehenden Nießbrauchs gleichkommt. 8 80 
Abi. 1 Satz 2 RAbgdoO. ſteht nicht entgegen und kommt ſchon des⸗ 
halb nicht in Betracht, weil nicht der Vetrag der Vermögens⸗ 
minderung des Schenkers, ſondern der Betrag der Bereicherung 
des Beſchenkten entſcheidet. Die Entſch. der Vorinſtanz, die den 
Begriff der Bereicherung (8 25 ErbſchStcg.) verkannt hat, war 
daher aufzuheben und die Sache an das zuſtändige FA. zurück⸗ 
zuverweiſen, da es ſich im weſentlichen nur um eine Neu⸗ 
berechnung der Steuer handelt. 
(RF O., VI. Sen., Urt. v. 28. Juni 1922, VI A 176/21.) 


3. KrStG. 1916 85 Abſ. 6 Ziff. 1, 5. Ham burgiſche 
Erbgeſetze. Gütergemeinſchaft. Zuwendungen der über⸗ 
lebenden Ehegatten an ein Kind aus den Erträgniſſen 
des Geſamtguts. f) 

Gegenſtand des Streites zwiſchen der Beſchwerdeführerin und 
der Steuerverwaltung iſt die Frage, ob und inwieweit die 118014 %, 
die die Beſchwerdeführerin und ihr Ehemann während des Ver⸗ 
anlagungszeitraums von ihrer Mutter, der Witwe Z., auf Grund 
des Teſtaments ihres am 28. Sept. 1907 verſtorbenen Vaters er⸗ 
halten hatte, nach 83 Nr. 1 oder Nr. 3 des KrStGG. am End» 
vermögen abzuziehen ſind. 

Die Steuerdeputation nahm in der angefochtenen Entſch. an, 
daß die Beſchwerdeführerin am Geſamtgut der mit ihrer Mutter und 
ihren Geſchwiſtern fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu 1/45 beteiligt 
ſei. Durch 88 10, 11 des gemeinſchaftlichen Teſtaments der Ehe⸗ 
leute Z. ſei angeordnet, daß die Erträgniſſe des Geſamtguts, ſoweit 
nicht anderweitig verfügt, grundſätzlich der überlebenden Ehefrau 
zur Verfügung ſtehen, ſoweit dieſe aber auf ſie keinen Anſpruch 
erheben, den Kindern zufallen und zur Hälfte ausgekehrt, zur Hälfte 
von den Teſtamentsvollſtreckern verwaltet werden ſollen. Die letzt⸗ 
willige Verfügung der 88 10, 11 widerſtreite aber dem § 1518 des 
BGB., wonach Abweichungen von der geſetzlichen Regelung der 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den Anteilsberechtigten einer fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft weder durch letztwillige Verfügungen noch durch 
Vertrag getroffen werden können. 8 17 des Hamb. Güterſtandgeſetzes 
geſtatte dem Ehegatten nur, die Stellung, die ſeine Witwe als 
Repräſentantin des Geſamtguts im wirtſchaftlichen und Rechts⸗ 
verkehre grundſätzlich einnehme, bis zur Übergabe des Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsrechts an einen oder mehrere Geſamtgutsverwalter 
einzuſchränken, gebe ihm aber keinen Freibrief, die Rechtsbeziehungen 
der am Geſamtgut Beteiligten nach freiem Gutdünken zu ordnen. 
Ein Recht der Abkömmlinge auf die von der Mutter nicht ver⸗ 
brauchten Erträgniſſe des Geſamtguts könne in dem zur Entſcheidung 
ſtehenden Falle nicht anerkannt werden. Weil die 118014 % auf 
Grund ungültiger Teſtamentsbeſtimmung gezahlt ſeien, ſeien ſie als 
unentgeltliche Zuwendungen aus dem Geſamtgut zu betrachten und 
nach § 2054 des BGB. zur Hälfte als aus dem Geſamtgutsanteile der 
Mutter der Beſchwerdeführerin, zur Hälfte als aus ihrem Anteil ent⸗ 
nommen anzuſehen. Eine Kürzung auf Grund des §3 Nr. 3 des 
KrSte. ſei daher für den Betrag von 59007 % zuzulaſſen. 

Die Rechtsbeſchwerde wendet dagegen ein, daß die letztwilligen 
Verfügungen der 88 10, 11 des Teſtaments nicht ungültig ſeien. Die 
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heißt dann weiter in dem Urteil: „Der Vorinſtanz iſt darin bei⸗ 
zutreten, daß die Beifügung der Zweckbeſtimmung zu Ausbil⸗ 
dungezwecken nicht genügt. Es genügt auch nicht, daß die zu⸗ 
gewendeten Beträge tatſächlich zu Ausbildungszwecken verwendet 
werden ſollen und verwendet werden, es muß ſich vielmehr um 
Ausgaben für Ausbildung handeln, die ohne die Zuwendung nicht 
aufgewendet wären. Denn es kann nicht der Zweck der Befreiung 
ſein, Zuwendungen zu begünſtigen, durch die eine Förderung der 
Ausbildung nicht herbeigeführt werden ſollte, deren Erfolg vielmehr 
lediglich auf eine Erſparnis von Ausgaben des Bedachten oder 
der zu ſeinem Unterhalte verpflichteten Perſonen herauskommen 
würde.“ Sit ein Anlaß in dieſem Sinne nachzuweiſen, fu braucht 
aber andererſeits die Abſicht der Förderung der Ausbildung nicht 
Urſache der Zuwendung geweſen zu ſein, wie z. B. eine Zu⸗ 
wendung zu gemeinnützigen Zwecken auch dann vorliegt, wenn der 
Beweggrund nur der war, nicht hinter anderen zurückzuſtehen. 
Schließlich genügt, daß die Abſicht der Verwendung feſtſteht und die 
Verwendung ſelbſt in naher Zeit bevorſteht. Der Nachweis der 
Verwendung wird hier nicht gefordert. Das wird, da die Beſtimmung 
des Geſetzes von 1922 mit der von 1919 übereinſtimmt, auch für 
das jetzige Recht zu gelten haben. f 
RA. Dr. Franz Hirſchwald, Berlin. 

Zu 3. Der NFH. beſtätigt hier den wiederholt von ihm auf⸗ 
geſtellten Grundſatz, wonach bei der ſteuerlichen Behandlung von 
letztwilligen Verfügungen die Auffaſſung der Beteiligten für die 
Steuerſtelle maßgebend iſt. NA. Dr. Carl Becher, Berlin. 
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Veſchwerdeführerin habe jedenfalls den ſtreitigen Betrag auf Grund 
letztwilliger Verfügung, alſo von Todes wegen erhalten und deshalb 
einen Anſpruch darauf, daß der volle Betrag von 118 014 % zum 
Abzug komme. Vom Standpunkt der Steuerdeputation aus müßte 
übrigens, weil die Mutter der Beſchwerdeführerin nicht zur Hälfte, 
ſondern nur zu einem Drittel an dem Geſamtgut der Gütergemein⸗ 
ſchaft beteiligt ſei, nur ein Drittel von 118014 % zum Abzug 
zugelaſſen werden. 

Der Rechtsbeſchwerde lann nicht ſtattgegeben werden. 

Unbeſtritten hat die Witwe Z. die 118014 % während des 
Leraniagungszeitraums ihrer Tochter, der Beſchwerdeführerin, und 
deren Ehemann aus den Erträgniſſen des Geſamtguts der 
ſortgeſetzten Gütergemeinſchaft zukommen laſſen. Die Beſchwerde⸗ 

erim war an dem Geſumtgut zu ½¼ beteiligt, hatte aber weder 
nach dem Teſtamente noch nach dem die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
LE regelnden bürgerlichen Rechte einen Anſpruch auf einen Er⸗ 
Tagsanteil. Das Teſtament ordnete wohl die Auskehrung eines 
Seiles der Erträgniſſe des Geſamtguts an die anteilsberechtigten 
Kinder an, jedoch mit der Beſchränkung „ſoweit die überlebende 
Ehefrau auf ſie keinen Anſpruch erhebt“. Es war alſo in das Er⸗ 
meſſen der Witwe Z. geſtellt, inwieweit fie ihren Kindern einen Teil 
des Geſamtgutertrags zukommen laſſen wollte. Immerhin war im 
34 des Teſtaments die Erwartung ausgeſprochen, daß die Witwe Z. 
aus den Erträgniſſen etwaige Zuſchüſſe an ihre Kinder wie bisher 
beſtreite, ſolange dieſe darauf angewieſen ſind. Es ſollten bei dem 
namhaften Geſamtvermögen den Kindern wie bisher eine ſtandes⸗ 
gemäße Lebenshaltung ermöglicht werden. 

Abgeſehen von dieſen letztwilligen Verfügungen war die Witwe 
Z. auch nach dem bürgerlichen Rechte (vgl. 8 17 des Güterſtands⸗ 
geſetzes v. 14. Juli 1899, Hamb. GS. I, 90) befugt, als überlebender 
Ehegatte die Nutzungen des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft zu ziehen und über ſie frei zu verfügen, vorbehaltlich der nach 
dem obigen Geſetze zuläſſigen Beſchränkungen durch letztwillige Ver⸗ 
fügungen des Ehemanns, und den Kindern ſtand ihr gegenüber nur 
der geſetzliche Unterhaltungsanſpruch zu; vgl. 81487, 8 1601 ff. 
des BGB. 

Mag nun auch die Rechtsgültigkeit der 88 10, 11 des Teſtaments 
zweifelhaft ſein, die Beteiligten haben ſich auf den Rechtsſtand⸗ 
punkt geſtellt, daß das Teſtament zum Vollzug gebracht werden ſolle; 
die Witwe Z. konnte dies jederzeit tun, da ſie über die Nutzungen 
des Geſamtguts verfügen konnte. Hielt ſie ſich an das Teſtament, 
ſo kann aber die Zuweiſung eines Teiles der Nutzungen des Geſamt⸗ 
guts an die Beſchwerdeführerin mangels eines Schenkungswillens 
nicht als Schenkung oder ſonſtige unentgeltliche Verfügung be⸗ 
handelt werden. Vielmehr iſt auch für die ſteuerliche Behandlung der 
zugewieſenen Beträge die Rechtsauffaſſung der Beteiligten zugrunde 
zu legen; (vgl. RF. 1, 24). 83 Nr. 3 des KrStcg. kommt daher 
* zur Anwendung. Wurde aber das Teſtament zum Vollzug ge⸗ 
9 jo kann auch ein Abzug nach 83 Nr. 1 des ArSt®. nicht aus 
wäh unbe beanſprucht werden, daß die zugewieſenen Beträge erft 
5 Be des Veranlagungszeitraums der Beſchwerdeführerin von 
aa — wegen anerfallen ſind. Die Bezüge ſind der Beſchwerde⸗ 
4 kerin nicht als beſondere befriſtete oder aufſchiebend bedingte 
werbungen von Todes wegen neben dem Anteil an dem Geſamt⸗ 
gut der lortgeſetzten Gütergemeinſchaft zugekommen, ſondern als 
Ertrag dieſes Anteilsrechts, da die Witwe 3. entſprechend der 
Meinung des Erblaſſers wie auch ihrem eigenen Willen inſoweit, 
as fie die Erträgniſſe ihren Kindern zukommen ließ, von ihrem 
Rechte auf die Nutzungen des Anteilrechts keinen Gebrauch machte. 
Die Bezüge find daher als Ausfluß des Anteilsrechts der Be⸗ 
ſchwerdeführerin am Geſamtgut, das ſchon vor Beginn des Ver⸗ 
anlagungszeitraums anerfallen war, zu betrachten und können 
ae nicht als geſondert vom Anteilsrecht anerfallen behandelt 
werden. 

Es bedarf unter dieſen Umſtäuden keiner Prüfung, ob die 
Bezüge auf Grund eines Unterhaltungsanſpruchs der Beſchwerde⸗ 
führerin gewährt wurden und deshalb vom Abzug ausgeſchloſſen ſind. 

(Rh., III. Sen., Urt. v. 23. Mai 1922, III A 13,22.) 


Reichswiriſchaſtsgericht. 


1. Iſt der Bereicherungsanſpruch eines im Ausland 
zufälligen Außländers gegen einen im Inland anſäſſigen 
eutſchen ein Narkanſpruch oder ein Valutaanſpruch? ) 
„Eine Frankfurter Bankfirma hatte einer Newyorker Baukfirma 
September 1916 fünf amerikaniſche Aktien zum Verkauf an⸗ 


— 


Zu 1. Den Ausführungen zu 8 818 BGB, kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Nach den Veſtimmungen des BGB., die hier 
ale. in Frage kommen, hat der Herausgabeanſpruch grundſätzlich 
die Leiſtung feloſt zum Gegenſtand. „Herauszugeben iſt das Er⸗ 
langte ſelbſt; ſolange daher die konkrete Sache noch in ihrer In⸗ 
dividualität ein Vermögen des Empfängers exiſtiert, iſt dieſe ſelbſt 
herauszugeben, und zwar gleichgültig, ob fie eine bertretbare oder 
unvertretbare Sache iſt“ (Mayr, Bereicherungsanſpruch S. 592; 
vgl. auch Staudinger, Anm. 4a zu 8 818 und Planck, An⸗ 
merk. 4 zu 9 818). Iſt der Empfänger zur Herausgabe ber kon⸗ 


im 
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geboten. Die amerikaniſche Firma hat telegraphiſch die Annahme 
erklärt, das Telegramm iſt jedoch nicht an den Adreſſaten gelangt. 
In der Annahme, der Kaufvertrag ſei zuſtande gekommen, hat 
die amerikaniſche Firma den Kaufpreis der deutſchen Firma gut⸗ 
geſchrieben. Kurz vor Ausbruch des Krieges hat die amerika⸗ 
niſche Firma dann den ungefähren Betrag des Guthabens der 
deutſchen Firma über die Reichsbank überwieſen. Nachdem nach 
Kriegsende der Sachverhalt aufgeklärt war, iſt die Gutſchrift des 
Kaufpreiſes im Kontokorrent ſtorniert. Das RWG. führt aus: 
„Im Hinblick auf die durch 8355 HGB. geſchaffene Geſtaltung 
des Kontokorrentverhältniſſes iſt die Stornierung eines Poſtens 
lediglich eine Gutſchrift zugunſten deſſen, für den ſtorniert wird, 
nicht aber enthält ſie eine ſelbſtändige Bereicherungsforderung. Bei 
dieſer Geſtaltung behält die neue Gutſchrift, die zwecks Stornie⸗ 
rung erfolgt, den Währungscharakter der irrtümlichen Buchung.“ 
Das RWG. fährt dann weiter fort: „Aber auch abgeſehen davon 
kann nicht angenommen werden, daß die Forderung zufolge 8 818 
BGB. zu einer Markforderung geworden wäre. Daß die deutſche 
Firma heute nicht mehr im Beſitz der überwieſenen Dollar iſt, iſt 
ihr ohne weiteres zu glauben. Es kann nicht angenommen wer⸗ 
den, daß ſie wegen der Beſchaffenheit des Erlangten nicht mehr 
zur Herausgabe imſtande ſei. Es handelt ſich um die Herausgabe 
einer Gattungsſache, und zwar von Geld im internationalen Zah⸗ 
lungsverkehr. In dieſem iſt die Währung des Staates, dem 
der Vertragsgegner angehört, keineswegs als Ware anzuſehen, wie 
das allerdings im inländiſchen Zahlungsverkehr möglich iſt. Viel⸗ 
mehr behält im internationalen Verkehr die dem Vertrag zugrunde 
liegende Währung des Landes, dem der Vertragsgegner angehört 
(von Beſonderheiten abgeſehen, die hier nicht in Frage kommen), 
den reinen Charakter eines Zahlungsmittels. Daher kommt ein 
Werterſatz nach 8 818 II BGB. nicht in Frage, weil Geld bei 
ungerechtfertigter Bereicherung ohne Rückſicht auf die Individua⸗ 
lität der erhaltenen Geldſtücke oder Geldſorten grundſätzlich zurück⸗ 
zugeben if. Daß der Empfänger noch bereichert iſt, iſt von ihm 
nicht beſtritten, muß auch bei feinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
ohne weiteres angenommen werden.“ 
(Beſchl. v. 10. Okt. 1922, XV A V 389/22/20.) 


2. Rechtliche Beurteilung eines das Tumultſchaden⸗ 
verfahren beendigenden Vergleichs. 7) 

Der Reichskommiſſar hatte an den Geſchädigten (wie an zahl⸗ 
reiche andere Geſchädigte) ein Rundſchreiben folgenden Juhalts 
erlaſſen: 

Um eine ſchnellere Abwickelung der Tumultſchäden zu fördern 
und um die raſchere Auszahlung einer Entſchädigungsſumme an 
die Tumultgeſchädigten zu erreichen, mache ich Ihnen den in der 
Anlage beigefügten Vergleichsvorſchlag. 

Es iſt hierbei zu beachten, daß nach dem TumSchG. v. 
12. Mai 1920 nur Sach⸗ und Perſonenſchäden, keine Vermögens⸗ 
ſchäden zu erſetzen ſind. Von Sachſchäden wird aber nur der not⸗ 
wendigſte Schaden erſetzt und unter Berückſichtigung der Werte 
zur Zeit des Schadenfalles, nicht etwa der heutige Wert. Außer⸗ 
dem werden Luxusgegenſtände überhaupt nicht erſetzt. Schließlich 
iſt bemerkenswert der ſehr weitgehende § 2 des Geſetzes, wonach 
nur derjenige Anſpruch auf Entſchädigung hat, deſſen Fortkommen 


kreten Sache außerſtande, jo tritt an Stelle des Herausgabeanſpruchs 
der Anſpruch auf Werterſatz in Geld, das heißt, da in Deutſchland 
die Markwährung gilt, der Anſpruch auf Werterſatz in Reichs⸗ 
mark. Geld, gleichgültig, ob Reichsmark oder Dollar, iſt eine ver⸗ 
tretbare Sache, für die vom Geſetz Sonderbeſtimmungen nicht ge⸗ 
geben ſind. (Vgl. RG. 68, 270 und RG. 65, 298.) Der Emp⸗ 
länger hat alſo grundſätzlich die konkreten Geldbeträge, die er 
ohne rechtlichen Grund erhalten hat, zurückzugeben und nur, wenn 
er dazu außerſtande iſt, den Wert zu erſetzen. Daß im Regelfall 
die konkreten Geldbeträge nicht mehr vorhanden ſein werden, und 
deswegen regelmäßig nicht auf Herausgabe der konkreten Beträge, 
ſondern auf Zahlung des Wertes dieſer Beträge geklagt wird, 
ändert nichts an der Tatſache, daß es ſich dann um einen reinen 
Werterſatzanſpruch handelt, der ſtets nur ein Markanſpruch ſein 
kann. LGRat Ungewitter, Frankfurt a. M. 


nn Zu 2. Das Urteil gibt in mehrfacher Hinficht zu Bedenken 
Anlaß. 

1. Was den Verſtoß gegen die guten Sitten betrifft, 
ſo müßte zwecks einer ſicheren Beantwortung der nähere Inhalt des 
Vergleichs unterſucht werden. Sollte er einen Hinweis darauf 
enthalten, daß der Reichskommiſſar an die ganze Maſſe der Ge⸗ 
ſchädigten mit ſeinem Vergleichsrundſchreiben herangetreten iſt, fo 
kann jedenfalls die Unſittlichkeit des Vergleiches nicht aus der vom 
Gerichte gegebenen Begründung abgelehnt werden. Zwar iſt es richtig, 
daß der Verſtoß gegen die guten Sitten im Geſchäftsinhalte ſelbſt 
liegen muß; aber unrichtig iſt es, auf eine Kenntnis vom „une 
ſittlichen Charakter des Geſchäfts“ abzustellen. Sit ein Geſchaft 
unſittlich, ſo bleibt es unſittlich, ſelbſt wenn beide Teile meinen, 
es ſei nicht unſittlich. 

2. Wenn das Gericht „jeglichen Anhalt“ für die beſtimmende 
Natur der unterſtellten argliſtigen Täuſchung vermißt, ſo muß 
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ohne die Entſchädigung unbillig erſchwert würde. Mit anderen 
Worten, wer den Schaden vertragen kann, bekommt nichts. 

Alle dieſe Momente müſſen nun vor dem Ausſchuß für 
Tumultſchäden eingehend gepruft werden, wobei der Geſchädigte 
die ſchwierige Aufgabe hat, die angemeldeten Schäden genau nach⸗ 
zuweiſen (d. h. durch Urkunden oder Eid) 

Ein derartiges Verfahren würde bei den an Tauſende zählen⸗ 
den Fällen innerhalb des Kreiſes ſehr viel Zeit in Anſpruch 
nehmen. Dieſe Zeit wird aber erſpart, wenn Sie mit dem Reichs⸗ 
kommiſſar einen Vergleich ſchließen. Sie können dies tun, indem 
Sie den beiliegenden Vergleichsvorſchlag unten rechts unter⸗ 
ſchreiben und auf der Bürgermeiſterei abliefern. Nach Eingang 
des von Ihnen unterſchriebenen Vergleichs weiſt Ihnen der 
Reichskommiſſar die Vergleichsſumme an, ſo daß Sie alsbald das 
Geld an der Bürgermeiſtereikaſſe abholen können. 

Der von Ihnen unterſchriebene Vergleich muß aber ſpäteſtens 
innerhalb zehn Tagen beim Bürgermeiſter eingegangen ſein, fonft 
wird der Vergleich als nicht zuſtande gekommen angeſehen und der 
Anſpruch vom Ausſchuß nach dem oben angegebenen Verfahren 
feſtgeſtellt. Es mag jedoch gleich hiermit geſagt werden, daß die 
Vergleichsſumme im Einvernehmen mit den Ausſchußmitgliedern 
feſtgeſetzt wurde und daß eine Erhöhung Ihrer Schadenſumme 
durch den Ausſchuß ziemlich ausſichtslos iſt. Es blieb Ihnen 
dann nur noch die Beſchwerde an das Reichswirtſchaftsgericht in 
Berlin übrig. 

gez. Unterſchrift. 

Der Geſchädigte hat daraufhin mit dem Reichskommiſſar nach 
Anhörung des Feſtſtellungsausſchuſſes einen Vergleich geſchloſſen, 
inhalts deſſen der Autragſteller an Stelle der angemeldeten 
158 000 % unter Verzicht auf jeden weiteren Anſpruch 80 000% 
erhielt. 

Aus den Gründen: 

Am 26. Nov. 1921 hat Antragſteller beantragt, auf feinen 
früher beim Ausſchuß geſtellten Entihädigungsantrag einen Be⸗ 
ſcheid zu erlaſſen, indem er behauptet, daß der Vergleich wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſei und daß ſich der An⸗ 
tragſteller daher an ihn nicht gebunden erachte. Nach der Ber 
hauptung des Antragſtellers bedeute das oben angeführte Schreiben 
einen Mißbrauch der ſtaatlichen Autorität des Reichskommiſſars, 
widerſpräche dem Sinn und der Abſicht des Unruheſchadensgeſetzes 
und bezwecke eine unzuläſſige Beeinfluſſung des geſchädigten 
Publikums. g 

Gegen den ablehnenden Beſcheid des Feſtſtellungsausſchuſſes 
richtet ſich die friſt⸗ und formgerecht eingelegte Beſchwerde des 
Antragſtellers. \ . 

Der Beſchwerdeführer führt aus, daß auch er den Abſchluß eines 
Vergleiches im Unruheſchadensverfahren zwiſchen dem Beſchädigten 
und dem Reichskommiſſar allerdings für durchaus zuläſſig erachte, 
daß aber der vorliegende Vergleich wider die guten Sitten verſtoße 
und daß der Beſchwerdeführer durch das Zirkular des Reichs⸗ 
kommiſſars v. 18. April 1921 argliſtigerweiſe getäuſcht worden jei. 
Durch das Vorgehen des Reichskommiſſars, der derartige Formulare 
an alle Geſchädigten verſchickt habe, ſei ſowohl das öffentliche Inter⸗ 
eſſe, das Intereſſe des Reiches verletzt worden, — inſofern, als ohne 
nähere Prüfung in allen den vielen Fällen einfach der angemeldete 
Betrag halbiert und im Vergleichswege zugeſtanden worden ſei — 
als auch das Intereſſe des einzelnen Geſchädiglen — inſofern als 
der Betroffene durch das Formular in den Glauben verſetzt worden 


auf die allgemeine Lebenserfahrung hingewieſen werden. Der auf 
Grund von 8 7 des Geſetzes bei dem Ausſchuſſe ernannte Vertreter 
des Reichsintereſſes hatte in dieſer ſeiner Eigenſchaft eine eingehende 
Rechtsbelehrung vorgenommen, ſowie auf ſein Einvernehmen mit dem 
Ausſchuſſe hingewieſen. Daß dieſe Mitteilungen der allgemeinen 
Erfahrung nach den Beſchluß des Beſchwerdeführers beſtimmt haben, 
läßt ſich nicht bezweifeln. Das Gegenteil ſeinerſeits müßte be⸗ 
ſonders dargelegt werden. Die zehntägige Friſt ändert an dem 
Geſagten nichts. 45 

3. Im Anſchluß an den Geſichtspunkt der Beſtimmung durch 
Täuſchung bemerkt das Gericht, ein „beſonderer Druck“ ſei auch 
nicht ausgeübt worden. Damit wird die Beſtimmung durch 
Drohung in den Geſichtskreis gerückt, aber unzureichend gewürdigt. 
Ein „beſonderer“ Druck war nicht erforderlich. Wenn der Reichs⸗ 
kommiſſar in dieſer Eigenſchaft auf ſein Einvernehmen mit dem 
Ausſchuſſe hinwies, ſo läßt ſich die Frage, ob eine Beeinträchtigung 
der freien Willensbeſtimmung erfolgt ſei, nicht leichthin verneinen. 

4. Eine Anfechtung wegen Irrtums kommt allerdings nicht 
in Frage. Wohl aber war der Vergleich in Anlehnung an 
8779 BOB. als nichtig zu erachten. § 779 handelt zwar nur von 
einem nach dem Inhalte des Vertrags als feſtſtehend zugrunde 
gelegten Sach verhalt. Aber ein zugrunde gelegter Rechts verhalt 
kann nicht anders behandelt werden. Die Beſtimmung führt auf 
Windſcheids Gedanken der Vorausſetzung zurück. Gewiſſe 
Motive, welche auch für eine andere als die konkrete Vertrags⸗ 
partei maßgebend geweſen wären, heiſchen dieſes ihres durchſchnitt⸗ 
lichen Charakters wegen Beachtung. Dazu können auch Annahmen 
rechtlicher Art gehören. Vergleichen ſich Parteien über eine Erb⸗ 
ſchaft, weil ſie ihren Rechtsberater dahin mißverſtanden haben, 
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jet, ſein Anſpruch ſei gar nicht erſatzpflichtig. 
enthalte eine Vorſpiegelung falſcher Tatſachen. 

Der Reichskommiſſar hat dem widerſprochen und auf eine in 
Abſchrift zu den Akten überreichte und hier in Bezug genommene 
Verfügung des Reichsminiſters des Innern v. 24. Febr. 1921 hin⸗ 
gewieſen, worin die Reichskommiſſare für befugt und verpflichtet 
erachtet würden, Vergleiche mit den Geſchädigten abzuſchließen. 

Die Beſchwerde konnte einen Erfolg nicht haben. Über die Zur 
läſſigkeit eines Vergleichsabſchluſſes zwiſchen dem Betroffenen und 
dem Reichskommiſſar beſteht in vorliegendem Falle kein Zweifel. 
Auch der Beſchwerdeführer bezweifelt die Zuläſſigkeit nicht. Er will 
aber den Vergleich als unwirkſam behandelt wiſſen. Zur Begründung 
deſſen ſpricht er das eine Mal von einem Verſtoß gegen die guten 
Sitten, das andere Mal von einer argliſtigen Täuſchung und Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Tatſachen. Damit macht der Beſchwerdeführer 
das eine Mal Nichtigkeit des Vergleichsabſchluſſes i. S. des 9 138 
BGB., das andere Mal Anfechtung des Vergleichs wegen argliſtiger 
Täuſchung i. S. des 8 123 BGB. geltend. Sowohl das eine wie 
das andere iſt aber unbegründet. 

Eine Nichtigkeit des Vergleiches wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten ſcheidet nach den Beſtimmungen des materiellen Rechtes 
gänzlich aus, ſie ſcheitert ſchon allein daran, daß bei Verträgen 
Nichtigkeit des Geſchäfts im allgemeinen dann nicht anzunehmen iſt, 
wenn nur der eine Teil unſittliche Zwecke verfolgt hat, der andere 
Teil aber den unſittlichen Charakter des Geſchäfts gar nicht ge⸗ 
kannt hat. Durch verwerfliche, ſittenwidrige Beweggründe der einen 
Partei erhält das abgeſchloſſene Geſchäft noch keinen gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Inhalt. Dazu iſt vielmehr erforderlich, daß das 
Geſchäft ſelbſt, alſo ſein Inhalt, gegen die guten Sitten verſtößt, 
und die Berufung auf § 138 kann nicht darauf geſtützt werden, daß 
die eine Partei die andere argliſtig zum Abſchluſſe eines Ge⸗ 
ſchäftes beſtimmt hat. (S. RGBK. Anm. 1 zu § 138.) 

Es bleibt daher nur zu prüfen, ob der angeſchloſſene Vergleich 
wegen argliſtiger Täuſchung aus 8123 BGB. wirkſam angefochten 
werden konnte. Nach dieſer Richtung fehlt es aber gänzlich an 
einem Anhalt dafür und muß vielmehr als völlig ausgeſchloſſen 
erklärt werden, daß in dem Verhalten des Reichskommiſſars des 
Kreiſes, der ſeinen Vergleichsvorſchlag im Einvernehmen mit den 
Mitgliedern des Feſtſtellungsausſchuſſes gemacht hat, ein wiſſent⸗ 
lich auf Täuſchung des Beſchwerdeführers berechnetes Verhalten 
zu finden iſt. Ein ſolches Verhalten aber wäre für eine wirkſame 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung erforderlich. Das Zirkular 
v. 18. April 1921 mag vielleicht an einigen Stellen nicht ganz 
geſchickt gefaßt ſein, von einer abſichtlichen Täuſchung der Ge⸗ 
ſchädigten kann aber keine Rede ſein. Dazu reichen die Anführungen 
des Beſchwerdefuhrers auch nicht entfernt hin. Abgeſehen davon 
fehlt es auch an jeglichem Anhalt dafür, daß der Beſchwerdeführer 
durch den Inhalt des Formulars in ſeiner freien Entſchließung 
irgendwie beeinflußt worden iſt. Er hatte es völlig in der Hand, 
ob er auf den Vorſchlag des Reichskommiſſars einging oder nicht. 
Ihm war hierzu eine Friſt von zehn Tagen geſtellt. Ein beſonderer 
Druck auf Abſchluß des Vergleiches iſt dem Beſchwerdeführer gegen⸗ 
über auch nicht ausgeübt worden. 

Allerhöchſtens könnte an eine Anfechtung des Vergleichs wegen 
Irrtums des Beſchwerdeführers gedacht werden. Aber auch eine 
ſolche Anfechtung wäre, ganz abgeſehen davon, ob fie unverzüglich 
i. S. des § 121 BGB. erfolgt iſt, ſchon deshalb unbegründet, weil 
es ſich dabei nur um einen Irrtum im Motiv, alfa im Beweg⸗ 
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daß bei Erbſchaftsſtreitigteiten die Prozeßkoſten das Zehnfache der 
ſonſtigen Prozeßkoſten betragen, ſo muß der Vergleich als unwirkſam 
beurteilt werden. Die Schlußworte des 8 779 Abſ, 1 ſlehen dem 
nicht entgegen: es kommt darauf an, ob der Vergleich im Falle der 
Aufklärung dennoch geſchloſſen worden wäre, und dem it im ge⸗ 
dachten Beispiele nicht fo. Dieſe Überlegung bringt das Urteil des 
Reichswirtſchaftsgerichts zu Fall. Die Rechtsdarſtellung des Reichs⸗ 
kommiſſars war unzutreffend. Nicht richtig war, daß nach dem Gejeye 
„nur der notwendige Schaden“ erſetzt werde. Angreifbar war, daß 
„unter Berücksichtigung der Werte zur Zeit des Schadenfalles, 
nicht etwa der heutige Wert“ erſetzt werde (vgl. 88 3, 4 des Gef EX 
Offenbar unrichtig war, daß der Geſchädigke „die ſchwierige Au 
gabe hat, die angemeldeten Schäden genau nachzuweifen, (d. h. 
durch Urkunden oder Eid)“: nach der Vo. v. 15. Sept. 1920 
kann der Ausſchuß, ſoweit andere genügende Beweismittel nicht bei⸗ 
gebracht werden können, die eidesſtattliche Verſicherung der Richtig⸗ 
keit verlangen (8 37), und der Ausſchuß entſcheidet nach feiner 
freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe ge⸗ 
ſchöpften Überzeugung (8 38 Abſ. 1). Daß die Rechtsdarſtellung 
des Reichskommiſſars für den Abſchluß des Vergleichs beſtimmend 
war, iſt mangels eutgegenſtehender Anhaltspunkte gegeben (f. oben). 
Und andere Geſchädigte als der Beſchwerdeführer werden ebenfalls 
ihren Vergleich nur auf jene Rechtsdarſtellung hin abgeſchloſſen 
haben: die Richtigkeit der Rechtsdarſtellung war weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung. Da mithin der nach dem Inhalte des Vertrags als feſt⸗ 
ſtehend zugrunde gelegte Rechtsverhalt der Wirklichkeit nicht ent⸗ 
ſprach, und der Vergleich bei Kenntnis der Rechtslage nicht ge 
ſchloſſen ſein würde, war der Vergleich unwirkſam. Das Urteil 
iſt zu Unrecht ergangen. Prof. Dr. Henle, Gießen. 
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. px den Abſchluß des Vergleiches, nicht aber um einen Irr⸗ 
Serbe den Inhalt des Vergleichs handeln würde. Nur ein 
(RR der letztgenannten Art aber gibt ein Recht auf Anfechtung. 
G. Urt. v. 5. Okt. 1922) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Görres, Berlin. 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


fan n Wenn gegen einen Beamten wegen folder Tat- 
inden, welche zum Gegenſtand einer gerichtlichen Unter ⸗ 
gel ung gemacht ſind, auch das Diſziplinarverfahren ein⸗ 
bie ite wird, iſt ber Diſziplinarrichter in dieſem ſtets an 
Ne tatſächliche Feſtſtellung des Strafrichters gebunden. 
By 6 Behauptungen und eine neue Beweisaufnahme 
ka men in einem ſolchen Falle in einem Diſziplinarver⸗ 
hren nicht mehr in Betracht. f) 
Ve der Angeſchuldigte wurde durch Urteil der StR. des LG. II 
891 wegen Amtsunterſchlagung mit neun Monaten Gefängnis be⸗ 
be ft, von denen ſieben Monate durch die Unterſuchungshaft als 
rbüßt gelten ſollten. Dieſes Urteil iſt, nachdem die Neviſion 
Arückgenommen war, rechtskräftig geworden. Der nicht verbüßte 
8 der Strafe iſt dem Angeſchuldigten auf Grund der Amneſtie BO. 
3. Dez. 1918 erlaſſen worden. 
x In dem alsdann eingeleiteten Diſziplinarverfahren iſt der 
ugeſchuldigte mit Dienſtentlaſſung beſtraft worden. 
Die gegen dieſe Entſch. eingelegte Berufung konnte keinen Er⸗ 
folg haben. 
ni Den Rügen des Angeſchuldigten gegen das Verfahren konnte 
Kl beigetreten werden. Es iſt im Diſziplinarrecht anerkannt, daß 
St Vertreter der Staatsanwaltſchaft an die Weiſungen derjenigen 
telle, die ihn beſtellt hat, gebunden iſt (bon Brauchitſch, 
SD. Bd. 1, 22. Aufl. S. 285, Anm. 60 zu 8 41 Diſziplinarch. 
21. Juli 1852; Miniſterialerlaß v. 18. Nov. 1898, — Mint. 
1899 S. 1 —). 
- In der Frage der Einſtellung oder Fortſetzung des Diſziplinar⸗ 
verfahrens hat ſich der Gerichtshof auf den Boden des Beſchluſſes 
55 16. Dez. 1920 — EN 111 1920 — geſtellt. Danach iſt das 
erfahren, das zu Unrecht eingeſtellt worden war, lediglich wieder 
eröffnet worden, und zwar bei demfelben Gerichte, bei dem es 
geſetzmaßig eingeleitet, alſo anhängig war. Dies war lein neues 
Verfahren, ſondern lediglich die Fortſetzung des bei dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe des Kreiſes Teltow einmal eröffneten Diſziplinarver⸗ 
599 — Anlangend den 8 58 Ziff. 11 des Geſetzes über die 
Bildung einer neuen Stadtgemeinde Verlin v. 27. April 1920 
10 S. 123), ſo ſind die daſelbſt gemeinten Fälle anderer Natur. 
fi ie in Abſ. 2 a. a. O. erwähnte Beſchlußfaſſung des OVG. bezieht 
ih nur auf Streitigkeiten zwiſchen dem Bezirksausſchuſſe der neuen 
Stadtgemeinde Berlin, den Kreisausſchüſſen der nach Berlin ein⸗ 
gemeindeten Gebiete und dem Bezirksausſchuß in Potsdam über die 
rage, wer von ihnen in einer vor dem 1. Okt. 1920 anhängig 
e und noch anhängigen Beſchluß⸗ oder Streitſache zur 
ei ſch. zuſtändig ſei. Dieſen Streit entſcheidet das OVG. Um 
ar ſolchen Streit handelt es ſich im vorliegenden Falle nicht. 
P ielmehr behauptet der Angeſchuldigte nur, der Kreisausſchuß 
bes Kreiſes Teltow ſei zu einer ſachlichen Entſch. überhaupt nicht 
at befugt geweſen, weil die bei ihm anhängig geweſene Diſzi⸗ 
Ainarfache vor dem 1. Okt. 1920 bereits rechtskräftig vor dem 
nach ausſchuß zum Abſchluß gekommen ſei. Letztere Behauptung iſt 
Au den obigen Darlegungen unrichtig, ſo daß der Einwand des 
ugeſchuldigten feine Erledigung fiudek. 
7 Auch in der Beurteilung der Anſtellungsurkunde ift der Auſ⸗ 
ſoſſung des Kreisausſchuſſes zuzuſtimmen. Dem weſentlichſten Er⸗ 
Fes ecis einer Anſteflungsurkunde, daß über den Beamtencharakter 
Ko Anzuſtellenden fein Zweifel obwalten kann (Ausfanw. zum 
mmunalbeamtenG.f v. 30. Juli 1899, Art. I Nr. 3), iſt durch 
Form der Urkunde v. 8. Juli 1916 Rechnung getragen. Es 


Zu 1. Dem Erkenntnis iſt zuzuſtimmen. 
zugunſt iſt eine alte Streitfrage, ob die Entſch. des Strafrichters 
rich en wie zu ungunſten des Beamten für den PDilziplinar- 
Beſchluß „ogebenb und bindend ſind. Das preuß. Staatsminiſterium, 
b Rhe d. 23. März 1891 (BM Bl. 134); KG. v. 25. April 1899 bei 
RBG. 14% aben, Die preuß. Diſziplinargeſetze S. 87; Brand, 
im Kaffe 5 Alfred Schulze, RBG. 236 u. a. m. nehmen an, daß 
Telbftänhine gerichtlichen Verurteilung der Diſziplinarrichter eine 
grunde [lege prüfung und Erörterung des dem Strafverfahren zu⸗ 
nornehmen Auen Sachverhalts vorzunehmen hat und jedenfalls 
lichen Verurt rf, daß der Diſziplinarrichter mithin, trotz der gericht⸗ 
Dagegen me ld von der Nichtſchuld des Beamten ausgehen kaun. 
3. B. v. 1 out der Reichsdiſziplinarhof in ſtändiger Rechtſprechung, 
Aw, ea 1874 (R3 Bl. 143; 24. Febr. 1902 (D338. 363) 
ferner A Perels⸗Spilling, Anm. 2 zu 8 78 RBch., 
lichen werf „Anm. 1 zu 8 78 RBG. an, daß das im gericht⸗ 
Verfahren ergangene Urteil zugunſten wie zu ungunſten bes 
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ſteht auch feſt, daß die Gemeinde über die Anſtellung des M. be» 
ſchloſſen hatte. Daran aber, daß „der Gemeinde vorſteher“ 
den Angeſchuldigten angeſtellt hat, wird dadurch nichts geändert, 
daß erſterer auch Amtsvorſteher war und als „Amt3- und Ge⸗ 
meindevorſteher“ unterzeichnet hat. Denn die Unterzeichnung mit 
dem Amtscharakter als Amtsvorſteher war überflüſſig, aber auch 
unſchädlich, weil aus dem ſonſtigen Inhalte der Anſtellungsurkunde 
ſich ergab, daß ſie von dem die Gemeinde vertretenden Organ 
ausging. 

Die VO. der preuß. Regierung über die Gewährung von 
Straffreiheit und Straſmilderung in Diſziplinarſachen v. 16. Febr. 
1919 (GS. S. 27) findet nur Anwendung, wenn das Diſziplinar⸗ 
gericht zu der Anſicht gelangt, daß eine Dienſtentlaſſung nicht in 
Frage kommt. Der Kreisausſchuß hat dieſe Auffaſſung nicht ge⸗ 
wonnen, und darin iſt ihm beizutreten. 

In der Sache ſelbſt iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß ein Antrag 
auf Wiederaufnahme des Strafverfahrens, von dem der Angeſchul⸗ 
digte wiederholt geſprochen hat, nach den Gerichtsakten nicht ge⸗ 
ſtellt und ein Wiederaufnahmeverfahren nicht ſtattgefunden hat. 
Das Urteil der StR. v. 9. Nov. 1918 iſt daher nach wie vor rechts⸗ 
kräftig geblieben. 

„Wie das OV. in feiner Entſch. v. 31. Okt. 1891 (22, 429) 
mit eingehender Begründung ausgeführt und ſeitdem in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat, iſt der Diſziplinarrichter, wenn 
gegen einen Beamten wegen ſolcher Tatſachen, welche zum Gegen⸗ 
ſtand einer gerichtlichen Unterſuchung gemacht ſind, auch das Diſzi⸗ 
plinarverfahren eingeleitet wird, in dieſem ſtets an die tatſächliche 
Feſtſtellung des Strafrichters gebunden, ſei es, daß die voraus⸗ 
gegangene ſtrafgerichtliche Unterſuchung zur Freiſprechung oder zu 
einer den Verluſt des Amts nicht zur Folge habenden Verurteilung 
des Beamten geführt hat. An bieſer Auffaſſung iſt ſeſtzuhalten. 

Neue Behauptungen und eine neue Beweisaufnahme kommen 
daher in einem folchen Falle im Diſziplinarverfahren nicht mehr 
in Betracht. Es kann daher dem Kreisausſchuß inſofern nicht zu⸗ 
geſtimmt werden, als er feiner Entſch. nicht nur die Feſtſtellungen 
des Strafrichters, ſondern auch das Ergebnis der Vorunterſuchung 
im Diſziplinarverfahren zugrunde gelegt hat und dabei von den 


Feſtſtellungen des Strafrichters abgewichen iſt. Die Sta. hat Ge⸗ 


wahrſam des Angeſchuldigten deshalb angenommen, weil dieſer ein 
Aufſichtsrecht über das Amtszimmer der Zeugin B. ausübte, in 
dem der Schlüſſel zu dem Lebensmittelraum hing. Der Kreis⸗ 
ausſchuß aber ſtellt auf Grund einer — von der früheren ab⸗ 
weichenden — Ausſage der Zeugin B. in der Diſziplinarvorunter⸗ 
ſuchung feſt, daß der Angeſchuldigte einen zweiten Schlüſſel zu 
dem fraglichen Raum in Verwahrung gehabt habe, wovon die ſtraf⸗ 
gerichtliche Feſtſtellung nichts enthält. 

Es ſteht vielmehr im vorliegenden Falle auf Grund des 
rechtskräftigen Urteils der Stk. des LG. II Berlin tatſächlich feſt: 

daß der Angeſchuldigte im Jahre 1918 zu B.⸗M. als 
Beamter Sachen, die er in amtlicher Eigenſchaft empfangen 
und in Gewahrſam hatte, unterſchlagen hat. 

In der Beurteilung dieſer Verfehlungen des Angeſchuldigten 
konnte dent Kreisausſchuß nur durchaus beigetreten werden. Ein 
Beamter, der das Vertrauensverhältnis ſeiner Stellung einmal in 
ſolcher Weiſe mißbraucht hat, daß er die ihm anvertrauten Lebens⸗ 
mittel, die zur Ernährung der Bevölkerung dienen ſollen, unter⸗ 
ſchlägt und in eigenem Nutzen verwertet, kann in ſeiner Stellung 
nicht belaſſen werden; denn er bietet keine Gewähr dafür, daß 
er ſich nicht auch bei anderer Gelegenheit an fremdem Eigentum 
vergreifen wird, wenn das zu eigenen Vorteil geſchehen kann. 
Ein Beamter aber muß die Sicherheit bieten, daß er imſtande iſt, 
unter allen Umſtänden das eigene Wohl hinter den Anforderungen 
des Dienſtes und den Intereſſen der Allgemeinheit zurücktreten 
zu laſſen. Dieſes Vertrauen hat der Angeſchuldigte in der ärgſten 
Weiſe enttäuſcht, und er kann ſich auch nicht damit entſchuldigen, 
daß auch andere Beamte Verfehlungen begangen haben; denn 
hier handelt es ſich nur um die Verfehlungen des ⸗Angeſchuldigten 
M. Und dieſer hat gegen ſeine Amtspflichten ſo ſehr verſtoßen und 
ſich der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, bie fein Beruf 
erfordert, derart unwürdig gezeigt, daß nur feine Dienſtentlaſſung 


Angeſchuldigten auch für den Diſziplinarrichter maßgebend ſei. 
Hiergegen wendet Hatſcheck, Inſtitutionen 8 38, ein, daß bei folder 
Auffaſſung der Diſziplinarrichter zum Büttel des Straſrichters 
werde. Das OV. verbleibt bei feiner früheren Anſicht (OV. 
22, 429), daß der Diſziplinarrichter unbedingt den Spruch des 
Strafrichters ſeiner Entſcheidung zugrunde zu legen habe. Dieſer 
Anſicht it zuzuſtimmen. Schon die bloße Tatſache der gericht ichen 
Verurteilung iſt an ſich und allein geeignet, einen Beamten des 
Anſehens verluſtig erſcheinen zu laſſen. Überdies iſt eine formelle 
Divergenz zwiſchen Juſtiz und Diſziplinarbehörde zu vermeiden. Hat 
die vorgeſetzte Behörde die Überzeugung, daß der Beamte unſchuldig 
verurteilt iſt, ſo kann ſie doch das gerichtliche Urteil nicht be⸗ 
ſeitigen. Andererſeits beſitzt ſie Mittel und Wege genug, dem im 
Diſziplinarwege beſtraften Beamten durch Wiederanſtellung zur 
Nejtitution zu verhelfen, ohne daß fie ſich uber das Gericht zu er⸗ 
heben braucht, ſiehe Arndt, Anm. 1 zu § 78 RBG. 
„Geh. u. Oberbergrat Prof. Dr. Arndt, Marburg. 
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in Frage kommen konnte. Es iſt unbedingt notwendig, daß die 

Beamtenſchaft von unſauberen Elementen wieder gereinigt wird. 

n I. Sen., Entſch. v. 11. Mai 1922, DS 44/21. PrVerwöl. 
48.) 


Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Senatspräſident a. D. v. Morhart, München. 
Zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz. 

1. Zu 8 30 Abſ. 1 Buchſt. b u. Abſ. 2 UStG. 

Zur Annahme der Landarmeneigenſchaft bedarf es 
nicht des Beweiſes, daß ein Unterſtützungswohnſitz nicht vorhanden 
iſt, ſondern es genügt, wenn die hierüber angeſtellten Ermittelungen 
fruchtlos waren. 

(II. Sen. v. 29. Mai 1922 Nr. 85/20.) 


2. Zu 88 28, 37 und 41 UnterſtützWß. — Art. 61 
des bahr. Ausf G. v. 2. Nov. 1912 zur Reichs Verf. — Art. 21, 
22 des bayr. VerwGG. v. 8. Aug. 1878. — Zuſtändigkeit 
und Verfahren 


Für die Oberverwaltungsgerichte der dem Deutſchen Reiche an⸗ 
gehörigen Länder beſteht im allgemeinen keine Bindung an die 
Rechtſprechung des Bundesamts für das Heimatweſen. Dieſer Grund⸗ 
ſatz findet jedoch keine Anwendung auf die Fälle, in welchen das 
Bundesamt als höchſte reichsgeſetzliche Spruchbehörde über ſeine 
Zuſtändigkeit entſcheidet. — Nach Art. 61 Baß Ausfch. zur RVO. 
iſt, wenn die Entſcheidung einer Verwaltungsſtreitſache von der 
Entſcheidung einer Verſicherungsbehörde abhängt, das Verfahren 
bis zur endgültigen Entſcheidung der Verſicherungsbehörden auszu⸗ 
ſetzen, alſo dann, wenn die armenrechtliche Streitſache ohne Würdi⸗ 
gung verſicherungsrechtlicher Fragen, ſei es im bejahenden oder ver⸗ 
neinenden Sinn, nicht entſchieden werden könnte, ſonach die Zu⸗ 
oder Aberkennung des Erſtattungsanſpruchs die Beantwortung der 
Vorfrage erheiſcht, ob bezüglich dieſes Anſpruchs die Leiſtungspflicht 
einer Verſicherungseinrichtung gegeben iſt 

Dem Ausſpruch einer mit einem armenrechtlichen Erſtattungs⸗ 
anſpruch befaßten Verwaltungsbehörde, wonach gemäß Art. 61 Bahr. 
Ausf. zur RBO. das Verfahren bis zur Entſcheidung über die 
verſicherungsrechtliche Seite des Streites auszuſetzen ſei, kommt die 
Eigenſchaft eines End beſcheides im Sinne des Art. 21 Abſ. II 
GG. zu, gegen den nach Art. 22 Abſ. I a. a. O. Beſchwerde ergriffen 
werden kann 

Die Hilfsbedürftigkeit eines Unterſtützten und die Frage der 
Verpflichtung des Ortsarmenverbandes des Aufenthaltsortes zur 
Hilfeleiſtung (5 28 UWG.) kann nur nach den zur Zeit der 
Gewährung der Hilfeleiſtung begründeten Rechtsverhältniſſen be⸗ 
urteilt worden. Wenn nachträglich Umſtände eintreten, die eine 
Vermutung für die Verpflichtung einer Krankenkaſſe zur endgültigen 
Tragung der erwachſenen Hilfeleiſtungskoſten begründen könnten, fo 
ändert dies nichts an der zur Zeit der Hilfeleiſtung geſchaffenen 
Rechtslage. 

(III. Sen. v. 1. Mai 1922, Nr. 1/22.) 
1 


III. Gemiſchte Schiedsgerichtshöfe. 
deutſch-Engliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Für die Entwertung der während des Krieges 
in Deutſchland aufbewahrten deutſchen Wertpapiere iſt 
dem engliſchen Eigentümer Schadenserſatz nur dann zu 
leiſten, wenn er ſich während des Krieges um den Verkauf 
der Wertpapiere bemüht hat und dieſe Bemühungen 
lediglich an der deutſchen Sperrverordnung geſcheitert 
ſind. — Berechnung des Schadens. f) 

Der Kl., Inhaber von 15 000 % nom. Aktien der Deutſchen 
Bank, ſchickte vor Kriegsbeginn die Erneuerungsſcheine von 13 800 %, 
deren Dividendenbogen erſchöpft waren, an die Deutſche Bank zwecks 
Austeilung neuer Gewinnanteilſcheine. Da der Kriegsausbruch deren 
Überſendung verhinderte, ſo blieben ſie bei der Deutſchen Bank 
liegen. Im Dezember 1916 beauftragte der Kl. eine ſchweizeriſche 


Zu 1. Der GSHEH. erachtet in ſtändiger Rechtſprechung 
die durch die Bundesratsbek. v. 7. Okt. 1915 über feindliche Ver⸗ 
mögensſtücke angeordnete Ausfuhrſperre als exceptional war mea- 
sure i. S. des Art. 297 e FV. Aber er hält dieſe geſetzliche Maß⸗ 
nahme zur Begründung eines Erſatzanſpruchs nicht für hinreichend, 
ſondern fordert darüber hinaus, daß der Kl. das ſeinige getau 
habe, um die Papiere zu veräußern und damit der Entwertung 
zu entziehen. Nur weil der Kl. in dieſer Richtung Schritte unter⸗ 
nommen hat und dabei auf den durch das deutſche Verbot hervor⸗ 
gerufenen Widerſtand der Deutſchen Bank ſtieß, wird ein Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen dem Verbot und der Markentwertung an⸗ 


Bank mit dem Verkauf der geſamten Aktien. Der Verkauf ließ 
ſich nur in Höhe von 1200 % ausführen, nicht aber in Höhe der 
erwähnten 13 800 %, deren Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine 
die Deutſche Bank gemäß der Bundesratsbek. v. 7. Okt. 1915 nicht 
auslieferte. Alsbald nach der Unterzeichnung des FV. verlangte 
der Kl. dieſe Papiere heraus, erhielt ſie aber (nach dem Tatbeſtand 
des Urteils: infolge eines Mißverſtändniſſes zwiſchen dem deut⸗ 
ſchen Treuhänder und der Deutſchen Bank, nach einem Vermerk 
des deutſchen Staatsvertreters: aus anderen Gründen) erſt am 
6. Aug. 1920 zurück. Auf die Klage, mit der die Differenz zwiſchen 
dem Vorkriegswert der Aktien und dem infolge der Markentwertung 
viel geringeren Wert am 6. Aug. 1920 (= £1303.1.4) gefordert 
wurde, ſprach der ESHGH. dem Kl. die Wertdifferenz zwiſchen 
Dezember 1916 und 6. Aug. 1920 (= & 852.14.9) zu. 
(Entſch. v. 8. Nov. 1922, S. w. Deutſches Reich, Caſe 219.) 


genommen und das Reich verurteilt. Dies inſoweit im Einklang 
mit vier anderen Entſcheidungen (Caſe 71, 85, 88, 116), in denen 
derſelbe Gerichtshof am gleichen Tage die Klage gegen das Reich 
abwies, weil die dortigen Kläger während des Krieges keinen Finger 
gerührt hätten, um ihren Beſitz an deutſchen Papieren zu verkaufen, 
und hei dem zweifelhaften Ausgang des Krieges auch nicht etwa 
der Eutſchluß zu einem ſolchen Verkauf jedem Kapitaliſten als 
ſelbſtverſtändlich unterſtellt werden dürfe. Die Verneinung des ur⸗ 
ſüchlichen Zuſammenhangs in dieſen Parallelprozeſſen, die ſich 
auf der Linie früherer deutſch⸗engliſcher Urteile bewegt (Caſe 46, 
77, 136) und die bei der Bedeutung des engliſchen Wertpapier⸗ 
beſitzes in Deutſchland finanziell außerordentlich ins Gewicht fällt, 
iſt um fo mehr zu begrüßen, als der Deutſch⸗Franzöſiſche SchH. 
anſcheinend noch immer nicht von der in Sachen Villemsjane, Big⸗ 
non, Bühler uſw. eingeſchlagenen Richtung loskommt (vgl. etwa 
Recueil 2, 26), die das bloße Beſtehen der deutſchen Ausfuhr⸗ 
ſperre genügen läßt, um alle Zufallsſchäden an in Deutſchland ge⸗ 
bliebenem Gut unter ein post hoc ergo propter hoc zu ftellen. 
Der jetzt von offizieller deutſcher Seite erbrachte Nachweis, daß 
die deutſche Kriegspraxis gemäß dem Vorbehalt im § 10 der BR.- 
Bek. v. 7. Okt. 1915 in vielen Hunderten von Einzelfällen das 
Ausfuhrverbot außer Anwendung geſetzt habe, wird vielleicht auch 
hier einmal eine Umkehr zeitigen. 

Gegen die Verurteilung des Reiches in der vorliegenden 
Sache bleibt indeſſen ein Bedenken übrig. Wenn der Kl., ſtatt die 
Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine aus Deutſchland herauszu⸗ 
ziehen, umgekehrt die Aktien ſelbſt zum Verkauf nach Deutſchland 
geſandt hätte, ſo hätte er ſie verkaufen und durch andere, z. B. 
neutrale Wertpapiere erſetzen können, ohne daran vom Deutſchen 
Reich irgendwie behindert zu werden. Eine ſolche Maßnahme zur 
Abwendung der Entwertung hat er (vielleicht wegen der Trading 
with the Enemy Act, alſo einer engliſchen Kriegsmaßnahme) 
unterlaſſen. Zwar hat er die Entwertung nicht vorausſehen müſſen, 
aber auch das Reich haftet für ſie ja nicht aus Verſchulden; denn 
die Ausfuhrſperre als außerordentliche Kriegsmaßnahme iſt nach 
der immer wieder zu unterſtreichenden reziproken Beſtimmung von 
Art. 297d und 8 1 der Anl. hinter Art. 298 nicht einmal ein rechts⸗ 
widriger Akt. Beruht alſo die Erſatzpflicht aus Art. 297 über⸗ 
haupt auf reiner Erfolgshaftung, ſo iſt die Unterlaſſung des Kl. 
für den Zufallsſchaden der Entwertung um nichts weniger urſächlich 
als das Verbot des Reiches, und es wäre demnach in entſprechender 
Anwendung der allgemein anerkannten Sätze von der Kulpakompen⸗ 
ſation (contributory negligence) der Schaben mindeſtens zwiſchen 
beiden zu teilen geweſen. 8 } 

Was die Höhe des Erſatzes anlangt, ſo wird es nicht zu be⸗ 
anſtanden ſein, daß der Kl. trotz der Unverſehrtheit der aus den 
Aktien abfließenden Rechte durch die Markentwertung einen Schaden 
erlitten hat und daß er dieſen Schaden in ſeiner lengliſchen) Wäh⸗ 
rung berechnet. Das ſtimmt zu der wenn auch nicht durch o/ 
Buchſtaben des FV., aber doch innerlich begründeten ſtäng, . 
Praxis (ſ. jetzt auch Partſch 75f. in den Studien zum Aus⸗ 
gleichs⸗ und Liquidationsrecht [Berlin, Vahlen 1923], deſſen vor⸗ 
zügliche Ausführungen über die Grenzen der Valoriſierung bereits 
auf die Entſch. des GSchch H. v. 15. und 18. Dez. 1922 in Sachen 
Saunders [Cafe 158] und Triſt [Cafe 230] von Einfluß geworden 
ſind). Bei einer ſo konkreten Schadensbegründung, wie ſie der Kl. 
aufmacht, hätte auch nach innerdeutſchem Recht das RG, die Um⸗ 
rechnung in die fremde Währung geſtattet (3. B. JW. 1921, 1311; 
1922, 159). — Desgleichen wird, wenn man den Tatbeſtand des 
Urteils als richtig unkerſtellt, die Wahl der beiden Stichzeiten, deren 
Kurſe das Gericht zur Errechnung der Entwertung miteinander ver⸗ 
gleicht, zu billigen ſein: Endzeit iſt der Tag der Herausgabe der 
Papiere, Anfangszeit der Monat, in dem der Kl. den vergeblichen 
Verkaufsverſuch gemacht hat. Mit Recht unbeachtet blieb der vom 
Kl. verlangte Vorkriegskurs, den er ja auch für die veräußerten 
reſtlichen 1200 % im Dezember 1916 nicht mehr erzielen konnte 
und für den Art. 296 0 FV. hier nicht angerufen werden kann 

Prof. Dr. Ernſt Levy, Freiburg i. Br. 
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